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Vorwort. 


Das in St. Petersburg erſcheinende ruſſiſch-israeliti— 
ſche Journal „Woſchod“ veröffentlichte im Jahre 1882 eine 
längere Reihe von detaillirten, aus ofſiziellen Aktenſtücken 
entnommenen Berichten, welche ebenſo wahrheitsgetreue 
wie intereſſante Aufſchlüſſe über die Entſtehung und Ent- 
wickelung des ruſſiſch-jüdiſchen Kolonial-Projektes darbieten. 
Dieſe ſehr umfangreichen Berichte des Woſchod lieferten 
dem Unterzeichneten das Haupt-Material für die nach⸗ 
folgende, in den Abſchnitten I—VI in kurzer überſicht⸗ 
licher Weiſe bearbeiteten Geſchichte der ruſſiſch-jüdiſchen 
Kolonien. Da jedoch benannte Berichte vielfach Gegen- 
ſtände und Thatſachen berühren, welche dem mit ruſſiſchen 
Verhältniſſen und Zuſtänden mehr oder weniger unbekannten 
deutſchen Leſer durchaus unverſtändlich ſein würden, ſo hat 
der Unterzeichnete überall da, wo ihm dies unbedingt noth- 
wendig erſchien, die erforderlichen Erläuterungen und Auf⸗ 
klärungen unmittelbar mit dem den Berichten des Woſchod 
entnommenen Text verflochten. 

Deßgleichen hielt es der Unterzeichnete im Intereſſe 
des deutſchen Leſers für geboten, der Special-Geſchichte der 
ruſſiſch-jüdiſchen Kolonien eine kurze, allgemeine Ueberſicht 
der wichtigſten Erlebniſſe, welche die Geſchichte der ruſſi⸗ 
ſchen Juden von den älteſten Zeiten beginnend bis zum 
Zeitpunkt der erſten Gründung jüdischer Kolonien aufweist, 
als Einleitung voranzuſchicken und einige Schlußbemer— 
kungen über die deutſchen und jüdiſchen Kolonien in Ruß⸗ 
land, welche er an Ort und Stelle aus eigener Anſchauung 
kennen lernte, folgen zu laſſen. 


Die Veröffentlichung dieſer Arbeit ſoll die Aufgabe 
er füllen, auch im deutſchen Lande eine erhöhte Theilnahme 
für die ruſſiſche Judenſchaft hervorzurufen, und hegt der 
Unterzeichnete die feſte Hoffnung, dies von ihm erſtrebte 
Ziel erreicht zu ſehen. 

Schließlich verfehlt der Unterzeichnete nicht, dem 
Königlich Preußiſchen Major a. D. Herrn Weſtphal, 
welcher ihn bei dem Entwurf und bei der Durchführung 
der vorliegenden Arbeit mit feinen gediegenen Kenntniſſen 
der ruſſiſchen Geſchichte und Sprache in freundlichſter Weiſe 
unterſtützt hat, den aufrichtigſten Dank hierfür auszudrücken. 


Frankfurt a. M. 10 April 1886. 
Julirts El. 


Einleitung. 


Die neueſten barbariſchen Ausſchreitungen, welche ſich 
in den verſchiedenſten Theilen des ruſſiſchen Reiches die 
chriſtliche Bevölkerung gegen ihre jüdiſchen Mitbürger erlaubte, 
ſind noch ſo friſch im Gedächtniß der ganzen gebildeten Welt, 
daß es unnöthig erſcheint, an dieſer Stelle auch nur in 
kurzen Umriſſen jene maſſenhaften Greuelſcenen zu ſchildern, 
welche ein ewiger Schandfleck in der ruſſiſchen Geſchichte des 
19. Jahrhunderts bleiben werden. Unzweifelhaft aber liefern 
uns jene jo unvermuthet über die ruſſiſche Judenſchaft herein: 
gebrochenen ſchrecklichen Ereigniſſe den Beweis, daß wieder 
einmal die ruſſiſche Judenfrage in eine neue Phaſe getreten 
iſt, über deren weitere Entwickelung ſich in Anbetracht der 
jetzigen eigenthümlichen Verhältniſſe des geſammten ruſſiſchen 
Volkskörpers poſitive Schlußfolgerungen kaum mit einiger 
Wahrſcheinlichkeit aufſtellen laſſen. 

Daß die Kriſis, welche die ruſſiſche Judenſchaft jetzt 
zu beſtehen hat, eine direkte Folge der allgemeinen focialen 
Kriſis iſt, in welcher ſich das geſammte ruſſiſche Volk ſeit 
etwa zwei Jahrzehnten befindet, wird jeder, welcher die inne— 
ren Zuſtände des ruſſiſchen Reiches während dieſer letzten 
zwei Jahrzehnte aufmerkſam verfolgt hat, unbeanſtandet an⸗ 
erkennen. Die große Maſſe der chriſtlichen ruſſiſchen Bes 
völkerung ſteht im Vergleich mit den chriſtlichen Bevölkerungen 
der übrigen civiliſirten europäiſchen Staaten auf einer noch 
ſehr untergeordneten Culturſtufe; ſie hat vorläufig nur das 
inſtinktmäßige Gefühl, daß fie bis jetzt unter Druck und 
Knechtſchaft jeder Art vegetirt, und daß durch irgend 
welche Mittel neue, beſſere Zuſtände für ſie herbeigeführt 
werden können und müſſen. Die richtige Erkenntniß jedoch, 
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in welcher Art und Weiſe einzig und allein die Erreichung 
dieſes Zieles, die Erlangung einer menſchenwürdigen Exiſtenz, 
bewirkt werden kann, mangelt der großen Maſſe der chriſtlichen 
ruſſiſchen Bevölkerung noch vollſtändig. Nur hierdurch wird es 
erklärlich, daß die neuerdings faſt gleichzeitig in den ver: 
ſchiedenſten Theilen des ruſſiſchen Reiches gegebene perfide 
Loſung: „nieder mit den Juden!, denn ſie allein tragen die 
Schuld an dem geſammten Elend des ruſſiſchen Volkes!“, 
unverzüglich jene zahlreichen beſtialiſchen Ausſchreitungen der 
unteren chriſtlichen Bevölkerung hervor rief, denen eine große 
Anzahl der an dieſem Elend total unſchuldigen ruſſiſchen 
Judenſchaft zum Opfer fiel. 

Sehr optimiſtiſch iſt die Anſicht, daß die Judenfrage 
in Rußland ſofort eine befriedigende Löſung finden werde, 
ſowie die inneren, jetzt in vollſter Gährung befindlichen Ver⸗ 
hältniße des Zarenreiches zur allgemeinen Zufriedenheit der 
chriſtlichen Bewohner desſelben geregelt und konſolidirt ſein 
werden. Ganz abgeſehen davon, daß dieſer Zeitpunkt, in 
welchem jene Regelung und Conſolidirung erfolgen kann, 
noch in ſehr nebelhafter Ferne liegt, ſo wird, ſelbſt wenn 
dieſer Zeitpunkt eingetreten iſt, die ruſſiſche Judenfrage 
keineswegs ſo raſch einen befriedigenden Abſchluß finden, 
wie jene optimiſtiſche Anſicht hofft und erwartet. Viel wahr⸗ 
ſcheinlicher iſt es, daß ſelbſt nach dem Eintreten jenes ange: 
gebenen Zeitpunktes die von der ruſſiſchen Judenſchaft ge⸗ 
forderte Gleichberechtigung mit den chriſtlichen Confeſſionen 
noch geraume Zeit auf ſich warten laſſen wird. Für dieſe 
letztere Annahme ſpricht ſchon die Entwickelungs-Geſchichte 
der Judenfrage in Preußen reſp. im deutſchen Reich. Be⸗ 
reits durch das Edikt von 1812 wurden in Preußen die bis 
dahin gültig geweſenen ſtrengen Geſetze bezüglich der Juden⸗ 
ſchaft faſt vollſtändig beſeitigt, und die bürgerlichen Rechte 
derſelben in äußerſt freiſinniger Weiſe feſtgeſtellt. Sämmtliche 
Preuſſiſche Juden wurden für Inländer und Staatsbürger 
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erklärt und ſollten fortan, einige kaum nennenswerthe Bes 
ſchränkungen ausgenommen, gleiche Rechte mit den chriſtlichen 
Confeſſionen genießen. Allein trotz dieſer 1812 dekretirten, 
durch die Geſetze von 1848 und 1866 wiederholten und 
erweiterten Anerkennung der vollſtändigen Gleichberechtigung 
der Juden mit den chriſtlichen Confeſſionen beſtehen, wie 
genugſam bekannt, noch heutigen Tages in Preußen, reſp. im 
ganzen deutſchen Reich, ſehr weſentliche Beſchränkungen dieſer 
geſetzlich anerkannten Gleichberechtigung, ſo daß alſo faktiſch ein 
Zeitraum von drei Vierteln eines Jahrhunderts nicht genügt 
hat, die Judenfrage in Deutſchland endgültig zu löſen. 

Vergleicht man nun den Culturzuſtand des jetzigen 
ruſſiſchen Volkes mit dem des jetzigen deutſchen Volkes, ſo 
würde eine genaue, hierüber angeſtellte ſtatiſtiſche Unterſuchung 
unzweifelhaft das Reſultat ergeben, daß das jetzige ruſſiſche 
Volk im Großen und Ganzen noch bei weitem nicht diejenige 
Culturſtufe erreicht hat, auf welcher ſich das deutſche Volk 
bereits im Anfang dieſes Jahrhunderts befand. Da aber 
nachweislich die ſociale Stellung, welche ſeit dem Beginn 
dieſes Jahrhunderts die verſchiedenen chriſtlichen Staaten den 
in ihnen lebenden jüdiſchen Unterthanen ſucceſſive bewilligt 
haben, ſtets in innigſter Beziehung zu der fortſchreitenden 
Civiliſation der betreffenden Staaten geſtanden hat, ſo läßt 
ſich auch aus dem jetzigen Civiliſationsgrad der großen Maſſe 
des chriſtlichen ruſſiſchen Volkes unbedenklich der Schluß 
ziehen, wie thöricht es iſt, ſich trügeriſchen Hoffnungen be— 
züglich einer baldigen, befriedigenden Löſung der Judenfrage 
in Rußland hinzugeben. 

Die nachfolgenden, kurz angeführten hiſtoriſchen Daten 
ſollen dem Leſer darüber Aufklärung geben, in welchen Zeit— 
perioden und unter welchen Verhältniſſen das ruſſiſche Reich 
im Verlauf ſeiner politiſchen Machtentwickelung zu einer 
zahlreichen jüdiſchen Bevölkerung gelangte, und welcher Art 
die Schickſale dieſer Bevölkerung von den älteſten Zeiten be— 
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ginnend bis zu dem Zeitpunkt geweſen find, in welchem die 
ruſſiſche Regierung durch das Projekt der Gründung ſpezifiſch 
jüdiſcher Kolonien eine endgültige, befriedigende Löſung der 
Judenfrage herbeiführen zu können vermeinte. 

Es iſt ein hiſtoriſch verbürgtes Faktum, daß bereits 
lange, bevor das eigentliche ruſſiſche Reich zu entſtehen be⸗ 
gann, längſt der ſüdöſtlichen Grenze des von ſlaviſchen Völkern 
bewohnten Gebietes das große und mächtige Reich der zum 
Turkmenen⸗Stamm gehörigen Choſaren exiſtirte. Dasſelbe 
erſtreckte ſich längs des in älteſten Zeiten Itiel !), jetzt Wolga 
genannten Fluſſes; neun der jetzigen ſchönſten und ergiebigſten 
ruſſiſchen Gouvernements bildeten nachweislich den Hauptbe⸗ 
ſtandtheil dieſes ehemaligen Choſaren-Reiches, deſſen älteſte 
Hauptſtadt Balandſhar an der Stelle der jetzigen Stadt 
Aſtrachan lag. Im Sten Jahrhundert geſtatteten die Choſaren 
den in großen Maſſen wegen Verfolgung aus dem byzanti⸗ 
niſchen Reich auswandernden Juden bereitwilligſt die Nieder⸗ 
laßung in allen Theilen des Chojaren-Landes?). Dieſe der 
rabbiniſchen Lehres) ergebenen Juden gelangten bei den Cho⸗ 
ſaren zu ſolchem Anſehen und Einfluß, daß bereits im 8ten 
Jahrhundert der Beherrſcher der Choſaren mit dem größten 
Theil ſeines Volkes dem iflamitischen Glauben entſagte, zum 
Judenthum übertrat, und die moſaiſche Lehre nach der tal— 
mudiſchen Interpretation annahm.“) Längere Zeit behauptete 
dieſes jüdiſche Choſaren-Reich eine ſehr bedeutende politiſche 
Machtſtellung. Der ruſſiſche Volksſtamm der Kiewer war 
den Choſaren tributpflichtig,d) die byzantinischen Herrſcher 
ließen es ſich ſtets angelegen ſein, ein gutes Einvernehmen 
mit den mächtigen Choſaren-Fürſten aufrecht zu erhalten. 


1) Sepher Hakabbala imp. Amſterdam. 


2) Geſchichte der Juden von Graetz B. V. S. 138. Das jüdiſche 
Manuſcript bei Bogrow. 


3) Hakabbala anno 1161. 
) Graetz B. V. S. 188. Hakabbala Amſterdam. 
) Graetz B. V. S. 187. Uſtrialow S' 33. Jlowaiski S. 28. 
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Das allmälige Heranwachſen und Erſtarken des ruſſiſchen 
Reiches führte häufige, längere, mit abwechſelndem Erfolge 
geführte Kämpfe zwiſchen dieſem und dem Choſaren-Reich 
herbei. Erſt 965 gelang es dem ruſſiſchen Herrſcher Swja— 
toslaw, die Macht der Choſaren derartig zu ſchwächen, daß 
alle ferneren Kämpfe derſelben gegen die ruſſiſche Uebermacht 
erfolglos blieben. 1016 war das ganze Choſaren-Reich unter 
ruſſiſche Botmäßigkeit gebracht. Der größere Theil des 
Choſaren-Volkes verſuchte, ſich durch Auswanderung nach 
der Krim der ruſſiſchen Oberherrſchaft zu entziehen, ward 
jedoch in kurzer Zeitfriſt gleichfalls zur Unterwerfung unter 
dieſelbe gezwungen. 


Den zweiten, allen Schätzungen nach ſehr erheblichen 
Zuwachs an jüdiſcher Bevölkerung erhielt das ruſſiſche Reich 
im 13ten Jahrhundert, indem die Mongolen eine große 
Anzahl jüdiſcher Volksſtämme, welche bis dahin außerhalb 
der Grenze des damaligen ruſſiſchen Reiches wohnten, zur 
Ueberſiedelung in dasſelbe zwangen, um verſchiedene in Folge 
des langjährigen Vernichtungskrieges menſchenleer gewordene 
Landestheile wieder zu bevölkern.“) 


Endlich erhielt das ruſſiſche Reich den dritten, gleich— 
falls ſehr bedeutenden Zuwachs an jüdiſcher Bevölkerung 
durch die 1772, 1793 und 1795 ſtattfindenden Theilungen 
des ehemaligen Königreichs Polen, in Folge deren der größte 
Theil dieſes letzteren dem ruſſiſchen Reich einverleibt wurde. 
Die Geſchichte der Juden in Polen iſt beſonders dadurch 
für die Geſammt-Geſchichte der Juden in Europa hochinte⸗ 
reſſant, daß ſpeziell in dieſem Reich das Verhältniß zwiſchen 
der polniſchen und jüdiſchen Bevölkerung faſt ununterbrochen 
ein jo vorzügliches, wie kaum in irgend einem anderen eu⸗ 
ropäiſchen Reich, verblieb. Die nachfolgend kurz angeführten 
hiſtoriſch verbürgten Thatſachen werden genügen, den ent⸗ 


1) Graetz B. V. S. 109. 
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ſprechenden Beweis für die Richtigkeit dieſes Faktums zu 
liefern. N 

Die erſten jüdiſchen Stämme, welche bei den Polen 
(früher Poljans genannt) Zuflucht ſuchten und fanden, kamen 
im Iten Jahrhundert vom Caucaſus her gewandert,!) woſelbſt 
fie bis dahin unter dem Schutz des Choſaren-Reiches ihre 
Wohnſitze gehabt hatten. Die Polen nahmen dieſe jüdischen 
Einwanderer mit großer Herzlichkeit auf, geſtatteten ihnen be⸗ 
reitwilligſt die Niederlaſſung in den polniſchen Landen, und 
gewährten ihnen ſämmtliche bürgerlichen und politiſchen Rechte, 
welche daſelbſt in Geltung waren. Das Einvernehmen 
zwiſchen der polniſchen und jüdiſchen Bevölkerung verblieb 
ein ſo vortreffliches, daß im Jahre 893 die in Deutſchland 
lebenden, ſtetigen grauſamen Verfolgungen Seitens der chriſt⸗ 
lichen Bevölkerung ausgeſetzten Juden, von dem glücklichen 
Zuſtand ihrer Glaubensgenoſſen in Polen unterrichtet, eben⸗ 
falls dorthin auszuwandern beſchloſſen. Ihre hierauf bezüg⸗ 
liche, an den Poljan Herzog Leſchko gerichtete Bitte ward 
gern genehmigt. Große Maſſen deutſcher Juden zogen hierauf 
nach Polen und erhielten vom Herzog Leſchko gleiche Rechte 
und Privilegien, wie ihre dort bereits anſäſſigen Glaubensge⸗ 
noſſen, bewilligt. 

Das goldene Zeitalter der Juden in Polen währte bis 
zum Jahre 965, in welchem der Uebertritt des polniſchen 
Volkes vom Heidenthum zum Chriſtenthum unter Mſtiſlaw IV. 
begann. Bis zu dieſem Zeitpunkt kannte das Herrſcherhaus 
der Piaſten (842— 1370), welches der Tradition nach ſeine 
Erhebung auf den Thron hauptſächlich der Mithülfe des 
Juden Pruchovnik verdankte, keinerlei Unterſchied zwiſchen 
polniſchen und jüdiſchen Unterthanen. Erſt ſeit dem Ueber⸗ 
tritt der Polen zum Chriſtenthum begann das bisherige 
vorzügliche Einvernehmen zwiſchen Polen und Juden in Folge 
ſtetiger Hetzereien des katholiſchen Clerus gegen dieſe letzteren, 
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welche mit unerſchütterlicher Treue am Glauben ihrer Väter 
feſthielten, allmälich etwas gelockert zu werden. Nichtsdeſto⸗ 
weniger verblieb bis zum Ausſterben der Piaſten⸗Dynaſtie 
das Verhältniß der jüdiſchen Bevölkerung zur chriſtlichen pol⸗ 
niſchen ein durchaus gutes, denn ſämmtliche Fürſten benannter 
Dynaſtie duldeten weder eine Schmälerung der den Juden 
ſeit älteſten Zeiten eingeräumten Rechte und Privilegien, noch 
irgend welche, öfters vom katholiſchen Clerus angeregten, ge— 
waltſamen Maßregeln behufs Bekehrung der Juden zum 
Chriſtenthum. Erſt ſeit der Zeit Louis von Anjou (1370 —82) 
gelangte der katholiſche Clerus unter einigen Regenten zu 
großem Einfluß auf alle inneren Angelegenheiten des Reiches, 
und benutzte denſelben zu verſchiedenen Perioden in ri⸗ 
goroſeſter Weiſe gegen die jüdiſche Bevölkerung, welche nun⸗ 
mehr vorübergehend harte Bedrückungen und ſogar blutige 
Verfolgungen zu erdulden hatte. Immerhin aber ſtehen 
dieſe Bedrückungen und Verfolgungen der Juden in Polen 
ſowohl an Zahl, wie an Bedeutung weit hinter denjenigen 
zurück, welche die Geſchichte der Juden in den meiſten übrigen 
europäiſchen Reichen aufweiſt. Auch gelang es den ange— 
deuteten wiederholten feindſeligen Machinationen des polniſchen 
Clerus niemals, der chriſtlichen Bevölkerung einen dauernden 
Haß gegen die Juden einzuimpfen. Stets machten ſich ſehr 
bald be der erſteren die alten Sympathien für die jo innig 
mit ihr durch Jahrhundert lange Beziehungen verbundene 
Judenſchaft wieder in vollſtem Maaße geltend, und das ge: 
waltſam und tückiſch geſtörte gute Einvernehmen zwiſchen 
Chriſten und Juden ward für die Folge nur um ſo feſter 
hergeſtellt. Namhafte unpartheiiſche polniſche Hiſtoriker er⸗ 
kennen offen die vielen vortrefflichen Eigenſchaften an, durch 
welche ſich von jeher die polniſche Judenſchaft auszeichnete. 
Zu den vortrefflichſten dieſer Eigenſchaften zählen ſie das 
ſtreng moraliſche Leben der Judenſchaft, welches in innigſter 
Beziehung ſteht mit dem unbeirrten Feſthalten derſelben am 
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Glauben ihrer Väter, ſodann die treue, ſtandhafte Anhäng⸗ 
lichkeit der Juden an ihr polniſches Vaterland, von welcher 
zahlreiche Beiſpiele aus allen Jahrhunderten rühmendes 
Zeugniß ablegen, und endlich die großen Verdienſte der pol⸗ 
niſchen Judenſchaft bezüglich der Entwickelung und Förderung, 
nicht allein des Handels und der Induſtrie, ſondern auch der 
Künſte und Wiſſenſchaften. 

Daß bereits im 13ten Jahrhundert die polnische Ju⸗ 
denſchaft hinſichtlich der Hebung der Künſte und Wiſſen⸗ 
ſchaften der chriſtlichen polnischen Bevölkerung völlig eben⸗ 
bürtig zur Seite ſtand, wird durch zahlreiche glaubwürdit ge 
Berichte außer Zweifel geſtellt. 

Bis zum Jahr 1542 finden wir fortwährend eine 
große Anzahl polniſch-jüdiſcher Jünglinge ihre Studien auf 
ausländiſchen, beſonders auf italieniſchen Univerſitäten ab⸗ 
folvirend.!) Vom Jahre 1542 beginnend weiſen die nun⸗ 
mehr errichteten polniſchen Akademien ſtets ein zahlreiches 
Contingent jüdiſcher Studenten auf.?) Daß auch nach der 
Piaſten Zeit jüdiſche Gelehrte geachtete Stellungen am Hofe 
der polniſchen Könige bekleideten, ergiebt ſich aus vielen 
verbürgten Nachrichten, welche beſonders berühmter jüdiſcher 
Aerzte erwähnen. König Alexander ertheilte 1503—6 zwei 
jüdiſchen Aerzten ehrenvolle Patente. Die Regierung eben 
dieſes Königs, welcher den erſten Entwurf zu einem ge— 
ordneten, allen Ständen des Volkes Rechnung tragenden 
Geſetzbuch machte, iſt ſpeciell für die polniſche Judenſchaft 
dadurch von großem Intereſſe, daß derſelbe auch die Zu— 
laſſung jüdiſcher Frauen zu den weiblichen Chargen ſeines 
Hofſtaates geftattete,?) König Stephan Batory (157686) 
hatte als Leibarzt den Juden Salomon Kolihora, und be— 
wies demſelben ſtets die aufrichtigſte Zuneigung und Hoch— 

1) Roſprawa o Z'ydach. 

2) Cßzacki o Z'ydach. 

) Metryki XX. fl. 128. Metryki koron. 5; 54 k. 240. 
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achtung. König Michael (1669—73) verlieh dem jüdiſchen 
Arzt Chaim Vitoly verſchiedene ehrenvolle Patente, welche 
gleichfalls Zeugniß geben für das große Wohlwollen, welches 
zu jener Zeit hervorragenden jüdiſchen Gelehrten am pol- 
niſchen Königshofe zu Theil ward. 

Die unausgeſetzten Bemühungen der polniſchen Juden⸗ 
ſchaft, in Künſten, Wiſſenſchaften und moderner Bildung 
den Zeitanforderungen entſprechend vorzuſchreiten, veran— 
laßten wiederholt nahmhafte jüdiſche Rigoriſten, gegen dieſen 
Bildungsdrang zu eifern und denſelben mit allen zu Gebote 
ſtehenden Mitteln einſchränken zu wollen, weil ihrer Anſicht 
nach einzig und allein durch ſtrengſtes Feſthalten am ortho⸗ 
doxen⸗jüdiſchen Glauben das Wohl der polniſchen Judenſchaft 
erhalten und gefördert werden könne. So wurde unter 
anderen auch Seitens dieſer Rigoriſten die Erlernung der 
franzöſiſchen Sprache als den Satzungen des jüdiſchen 
Glaubens zuwiderlaufend erklärt, und den jüdiſchen Eltern 
zur Pflicht gemacht, ihre Kinder nicht in dieſer Sprache 
unterrichten zu laſſen. Weder dieſe von der polniſchen 
Judenſchaft ſelbſt, noch die in den verſchiedenſten Zeit⸗ 
perioden von der polniſchen, und ſpäter von der ruſſiſchen 
Regierung gemachten Verſuche, den Wiſſensdrang der jü⸗ 
diſchen Bevölkerung Polen's einzuſchränken oder zu unter⸗ 
drücken, vermochten den beabſichtigten Zweck zu erreichen. 
Die jüdische polniſche Bevölkerung verblieb unter allen Zeit⸗ 
verhältniſſen der chriſtlichen Bevölkerung in Bezug auf 
geiſtige Entwickelung ein muſterhaftes Vorbild, wie ſolches 
die zahlreichen Namen hervorragender jüdiſcher Gelehrten 
aus allen Jahrhunderten der polnischen Geſchichte zur Ge— 
nüge beweiſen. 

Wir können nicht umhin, hier nochmals zu betonen, 
daß, ſo lange das polniſche Reich in ſeiner Selbſtſtändigkeit 
beſtand, das Einvernehmen zwiſchen der chriſtlichen und 
jüdiſchen Bevölkerung desſelben, trotz verſchiedener Seitens 
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des katholiſchen Clerus bewirkten Bedrückungen der letzteren, 
im allgemeinen ſtets ein durchaus harmoniſches verblieb. 
Ganz anders geſtaltete ſich das Verhältniß für die polniſche 
Judenſchaft, ſowie durch die letzte Theilung Polens der 
größte Theil dieſes Reiches unter ruſſiſche Oberhoheit ge— 
langte. Während die chriſtliche polnische Bevölkerung nie 
mals die Juden als eine tief unter ihr ſtehende Menſchen⸗ 
Klaſſe betrachtete, welcher nur aus Mitleid und Erbarmen 
die Heimathsberechtigung im polniſchen Lande gewährt 
wurde, und welche dem Geſammtwohl desſelben mehr ſchädlich, 
als nützlich ſei, finden wir in der großen Maſſe des ruſſiſchen 
Volkes noch heutigen Tages dieſe mittelalterliche Anſchauung 
überwiegend vorherrſchend. Somit wird es leicht erklärlich, 
wenn auch jetzt noch trotz der hundertjährigen Oberhoheit 
Rußlands über Polen die jüdiſch-polniſche Bevölkerung nach 
wie vor in freundſchaftlichem, ſympathiſchem Verhältniß mit 
der chriſtlich-polniſchen Bevölkerung verblieben iſt, während 
die gegenſeitige Abneigung zwiſchen der polniſchen Judenſchaft 
und der ſpezifiſch ruſſiſchen Einwohnerſchaft des Königreichs 
nicht im mindeſten abgenommen hat. 

Die vorangeführten hiſtoriſchen Daten über die Zeit⸗ 
perioden, in denen, und die Zeitumſtände, unter denen die 
Voreltern der im jetzigen ruſſiſchen Reich lebenden zahl- 
reichen Judenſchaft ihre Wohnſitze daſelbſt aufzuſchlagen be⸗ 
gannen, ergeben zur Genüge, daß die Juden keineswegs 
freiwillig ihren Aufenthalt in dieſem Reiche nahmen, ſondern 
durch die Gewalt der Waffen zum Verbleiben in demſelben 
gezwungen wurden. Die Chozaren-Juden lebten im jetzigen 
ruſſiſchen Reich ſchon längſt, bevor dieſes Reich überhaupt 
zu entſtehen begann; die langjährigen Beherrſcher der Ruſſen, 
die Mongolen, verpflanzten zahlreiche jüdiſche Stämme auf 
ruſſiſchen Boden, welche nunmehr ſeit über 600 Jahren da⸗ 
ſelbſt anſäſſig ſind; die unter ruſſiſche Oberhoheit gebrachte 
polniſche Judenſchaft war im polniſchen Reich ſeit etwa 
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1000 Jahren heimiſch. Und trotz dieſer hiſtoriſchen, nicht 
abzuleugnenden Thatſachen erlaubt ſich noch heutigen Tages 
das ruſſiſche Volk, der ruſſiſchen Judenſchaft ihre Heimaths⸗ 
berechtigung im Zarenreiche zu beſtreiten, und ſeine jüdiſchen 
Mitbürger als fremde Eindringlinge zu behandeln, welche 
in früheren Zeiten demüthig und unterthänig um die Er- 
laubniß, ſich auf ruſſiſchem Grund und Boden anſiedeln zu 
dürfen, gebettelt haben! 

Im nachfolgenden werden wir eine kurzgefaßte Ueber⸗ 
ſicht der hauptſächlichſten, nichts weniger als erfreulichen 
Erlebniſſe geben, welche die ruſſiſche Judenſchaft ſeit dem 
Entſtehen des ruſſiſchen Reiches bis zu dem Zeitpunkt, in 
welchem unſer Hauptthema, die Gründung der ſpezifiſch 
jüdiſchen Kolonien, beginnt, in ihren Annalen verzeichnet hat. 

Die Judenfrage in Rußland iſt nicht etwa zu jener 
Zeit entſtanden, in welcher das ruſſiſche Volk zum Chriſten⸗ 
thum übertrat, ſie war auch keineswegs eine Folge dieſes 
Religionswechſels, ſondern die Judenfrage in Rußland datirt 
ſchon von jenem Zeitpunkt, in welchem das ruſſiſche Volk 
zum erſten Mal eine jüdiſche Bevölkerung durch die Gewalt 
der Waffen ſeiner Oberhoheit unterwarf. Wie vorangegeben, 
bezeichnet die Eroberung des Chozaren-Reiches durch die 
Ruſſen dieſen Zeitpunkt. Die hiſtoriſche Thatſache, daß der 
größte Theil des Chozaren-Volkes lieber fein altes Heimath⸗ 
land verließ und weiter ſüdwärts wanderte, als daß er ſich 
der ruſſiſchen Oberherrſchaft unterwarf, beweiſt genugſam, 
daß die damaligen Chozaren bereits den Charakter ihrer 
ruſſiſchen Nachbarn genau kannten, und die Art und Weiſe 
der Behandlung, welche dieſelben ihrer Nationalität und 
ihrem Glauben zukommen laſſen würden, klar und deutlich 
vorausſahen. Dieſe Befürchtung der Chozaren fand denn 
auch ſehr bald die vollſte Beſtätigung. Bereits im Jahre 
1010, in welchem noch ein kleiner Theil des Chozaren— 
Reiches einen gewiſſen Grad von Selbſtſtändigkeit zu be⸗ 
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wahren vermochte, ward Seitens der Ruſſen allen Juden 
der Aufenthalt in Kiew, welches vordem den Chozaren 
tributpflichtig geweſen war und eine zahlreiche jüdiſche Be⸗ 
völkerung zählte, bei Todesſtrafe unterſagt.!) Mit vollſter 
Berechtigung können wir alſo benanntes Jahr als dasjenige 
bezeichnen, mit welchem die Judenfrage im ruſſiſchen Reich 
zum erſtenmal angeregt wurde. Von dieſer Zeit an han⸗ 
delte es ſich in Rußland ſtets nur ſehr vorübergehend darum, 
ob man der Judenſchaft Gleichberechtigung mit den anderen 
Confeſſionen gewähren ſolle, ſondern hauptſächlich um die 
Fragen, ob man derſelben überhaupt die Heimathsberechti⸗ 
gung im ruſſiſchen Reiche weiter gewähren ſolle, oder ob es 
nicht beſſer ſei, die ſämmtlichen jüdiſchen Unterthanen durch 
Gewaltmaßregeln aller Art zum Verlaſſen des ruſſiſchen 
Bodens zu zwingen. Dieſe Sein- oder Nichtfein-Frage für 
die ruſſiſche Judenſchaft zieht ſich durch alle Jahrhunderte 
und unter allen Regenten ungelöſt bis auf den heutigen 
Tag dahin. Das Verhalten der ruſſiſchen Selbſtherrſcher 
gegen ihre jüdischen Unterthanen variirte allerdings ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſehr weſentlich je nach der Individualität und 
nach dem Charakter der betreffenden Regenten, je nach dem 
Maaße der Abneigung gegen das Volk Israel, welches den- 
ſelben in früheſter Jugend eingeimpft worden war, und 
endlich je nach dem größeren oder geringeren Grad von 
Muße, welche ihnen die inneren und äußeren politiſchen 
Verhältniſſe des Reiches für die ſpecielle Beſchäftigung mit 
der Judenfrage vergönnten. Jedenfalls aber beweiſt die 
Geſammt⸗Geſchichte der Juden in Rußland, daß die Anzahl 
der ruhigen und glücklichen Tage, welche die ruſſiſche Juden⸗ 
ſchaft ſeit 1010 erlebt hat, eine verſchwindend kleine iſt im 
Vergleich mit der Zahl derjenigen Tage, in denen fie er 
barmungslos allen Brutalitäten und Barbareien Seitens 
der heidniſchen und ſpäter chriſtlichen ruſſiſchen Bevölkerung 


1) Synagogale Poeſie bei Zunz. S. 19-21. 
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ausgeſetzt war. Die Geſammt⸗Geſchichte der Juden in 
Rußland beweiſt aber auch gleichzeitig bis zur Evidenz, daß 
die ruſſiſche Judenſchaft niemals der chriſtlichen ruſſiſchen 
Bevölkerung überhaupt auch nur einigermaßen triftige Be— 
weggründe zu dieſem ihr permanent bewieſenen erbarmungs⸗ 
loſen Haß gegeben hat, von welchem ſie bis auf den heutigen 
Tag verfolgt wird. Zu allen Zeiten gehörte die ruſſiſche 
Judenſchaft zu den durch Moralität, Arbeitſamkeit und 
Loyalität ausgezeichnetſten Bewohnern des Zarenreiches. 
Der Judenſchaft verdankte nachweislich das noch im roheſten 
Culturzuſtand befindliche ruſſiſche Volk die erſte Begründung 
ſeines Handels mit den weſtlichen und ſüdlichen europäiſchen 
Ländern, und hierdurch den erſten Uebergang von bar: 
bariſchen zu civilifirten Verhältniſſen. Dem politischen 
Parteiweſen, von welchem das ruſſiſche Reich in den ver- 
ſchiedenſten Perioden unſägliches Elend zu erdulden hatte, 
hielt ſich die Judenſchaft jederzeit fern; ſtets bewies ſie 
ihrem ruſſiſchen Vaterlande und ihren chriſtlichen Mitbürgern 
unter allen Verhältniſſen die opferfreudigſte Anhänglichkeit, 
den Zaren und den Behörden die lauterſte Loyalität und 
die dankbarſte Anerkennung für die allerdings nicht häufigen 
und bedeutenden Wohlthaten, welche ihr von Seiten der— 
ſelben zu Theil wurden. Nichtsdeſtoweniger haben alle 
dieſe guten, die ruſſiſche Judenſchaft charakteriſirenden Eigen- 
ſchaften niemals beim chriſtlich-ruſſiſchen Volke auch nur 
die geringſte Anerkennung gefunden; dasſelbe verharrt noch 
heute in ſeinem von den Kämpfen mit den Chozaren her— 
ſtammenden Haß gegen die Juden und läßt dieſelben bei 
jeder nur denkbaren Gelegenheit je nach Umſtänden ſeine 
Abneigung, Verachtung oder offene Feindſchaft fühlen. 

Wie angegeben, beſtand der erſte Erlaß der Ruſſen 
gegen die Chozaren-Juden im Jahre 1010 darin, daß den 
letzteren die Betretung des Gebietes von Kiew bei Todes— 
ſtrafe verboten wurde. Dieſes Verbot blieb bis zum Jahre 


RAR N 


1093 in Kraft. Im benannten Jahre hob Großfürſt Swja⸗ 
topolk daſſelbe endlich auf; kaum jedoch hatte dieſer Regent 
das Zeitliche geſegnet, als deſſen Nachfolger das Verbot 
ſofort wieder erneuerte. Alle in Kiew wohnenden Juden, 
welche dem Befehl nicht unverzüglich nachkamen, wurden 
aufgegriffen und verbrannt.“) 

Erſt unter der Regierung Iwan III. (1462 — 1505), 
welcher Rußland von der Mongolen-Herrſchaft befreite, und 
als der eigentliche erſte Begründer der Macht des ruſſiſchen 
Reiches gilt, ſchien für die bis dahin in wahrhaft barbariſcher 
Weiſe behandelte Judenſchaft eine neue beſſere Epoche ein⸗ 
treten zu wollen. Iwan III. erkannte, daß ſeine jüdiſchen 
Unterthanen dem ruſſiſchen Reich ganz beſonders in kom— 
merciellen Beziehungen große Vortheile zu verſchaffen im 
Stande ſeien, und beſchloß deßhalb, die drückenden Feſſeln, 
in welchen die Judenſchaft durch die Tyrannei ſeiner Vor: 
gänger gehalten worden war, dauernd zu löſen. Nachdem 
er zuvörderſt der Judenſchaft ausgedehnte Rechte und Pri— 
vilegien für den Betrieb des Handels ertheilt hatte, hielt 
er es demnächſt auch für vortheilhaft, denjenigen jüdiſchen 
Handels- und Kaufherren, welche ſich um die Entwickelung 
des Handels beſondere Verdienſte erworben hatten, die ge— 
bührenden Auszeichnungen zu Theil werden zu laſſen. Die- 
ſelben beſtanden darin, daß ſolche hervorragende jüdiſche 
Kauf» und Handelsherren in den ruſſiſchen Kaufmannsſtand 
aufgenommen wurden. Hierdurch wurde denſelben nicht 
allein eine ſehr ehrenvolle Stellung im ganzen Reiche ge— 
ſichert, ſondern es waren außerdem mit dieſer Erhebung in 
den Kaufmannsſtand ſehr bedeutende materielle Vortheile 
verbunden, ſo unter anderen das Recht, Landbeſitz erwerben 
zu dürfen. Iwan III. ging in ſeinen Bemühungen, dem 
ruſſiſchen Reich tüchtige kommercielle Kräfte zu verſchaffen, 
ſogar noch weiter, und bemühte ſich, angeſehene jüdiſche 
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Kauf⸗ und Handelsherren des Auslandes unter den vortheil- 
hafteſten Anerbietungen zur Ueberſiedelung nach Rußland 
zu bewegen. So erhielt der jüdiſche Kaufherr Sacharias 
Schkara aus Korfu ein eigenhändiges Schreiben des Zaren, 
in welchem er unter den glänzendſten und ehrenvollſten Be⸗ 
dingungen aufgefordert wurde, ſich in Rußland zu etabliren. 

Dieſe von Iwan III. angebahnte Gleichſtellung der 
ruſſiſchen Judenſchaft mit den chriſtlichen Staatsbürgern 
ward jedoch ſchon unter dem Zaren Waſſili (1505-33) 
faſt ganz aufgegeben und ſofort nach der Thronbeſteigung 
Iwan IV. (1533 — 84) „der Schreckliche“ benannt, voll- 
ſtändig beſeitigt. Von blindem, grenzenloſen Haß gegen die 
jüdiſche Religion erfüllt, ſtellte Iwan IV. feinen jüdiſchen 
Unterthanen nur die Wahl zwiſchen Uebertritt zur griechiſch— 
katholiſchen Kirche oder ſchonungsloſer Verfolgung und Ver- 
nichtung. Da alle Bekehrungsverſuche bei der Judenſchaft 
total erfolglos verblieben, ſo ward die Ausrottung der Juden 
in allen Theilen des ruſſiſchen Reiches angeordnet und unver— 
züglich ins Werk geſetzt. Tauſende von Juden wurden bei jenen 
Mafjacres niedergemetzelt. Daß es dieſem grauſamen Zaren 
nicht allein mit der Ausrottung der Juden in ſeinem Reiche 
vollſter Ernſt war, ſondern daß derſelbe, wenn es in feiner 
Macht geſtanden hätte, die Juden in ſämmtlichen Slaven— 
Ländern überhaupt ausgerottet haben würde, läßt ſich durch 
zahlreiche Belege, von denen wir nur kurz die nachfolgenden 
anführen, beweiſen. Als 1549 König Sigismund Auguſt 
von Polen mit Iwan IV. in politiſche Unterhandlungen trat, 
und dem letzteren unter andern den Wunſch ausdrückte, daß 
den litthauer Juden freie Ausübung ihrer Handelsgeſchäfte 
in Rußland geſtattet werden möge, ſchlug Iwan dieſen Wunſch 
mit folgenden Worten ab: „Wir wollen dieſe Menſchen nicht; 
fie haben Gift für Leib und Seele zu uns gebracht, fie ver: 
kaufen tödtliche Kräuter, ſie läſtern unſer Heiligſtes.“ Jeder 
weitere Commentar zu dieſem Urtheilsſpruch des Zaren über 


die Juden erſcheint unnöthig, denn jedes Blatt der Geſchichte 
des Zaren Iwan IV., iſt eine Blasphemie desjenigen Glaubens, 
welchen derſelbe in ſeiner Antwort an den Polenkönig als 
von den Juden geläſtert darſtellt. | 

Als die polnische Stadt Polozk 1563 gezwungen war, 
ihre Thore dem Zaren Iwan IV. zu öffnen, war ſein erſter 
Befehl beim Betreten der Stadt, daß alle dort lebenden Juden 
unverzüglich zum Chriſtenthum überzutreten hätten. Sämmt⸗ 
liche dieſe Bekehrung verweigernden Juden wurden alsbald 
in der Düna erſäuft. 

Unter der Regierung dieſes Tyrannen erreichte das 
Elend des geſammten ruſſiſchen Volkes, keinen Stand und 
keine Confeſſion ausgenommen, den höchſten denkbaren Grad; 
erſt den weiſen Maßregeln ſeiner Nachfolger gelang es nach 
raſtloſen Bemühungen, die von Iwan IV. dem ruſſiſchen Reich 
geſchlagenen ſchweren Wunden zu heilen. 

Mit dem Zaren Feodor J. erloſch 1598 das Negenten- 
Haus des Geſchlechtes Rurik, welches über 700 Jahre Ruß⸗ 
land beherrſcht hatte. Es folgten nunmehr die Perioden der 
Uſurpatoren des Thrones und des Interregnum's, welche von 
15981613 währten. Die Judenfrage trat während dieſes 
Zeitraums, in welchem das geſammte ruſſiſche Volk durch die 
Kämpfe der Thronprätendenten vollſtändig in Anſpruch ge⸗ 
nommen war, faſt gänzlich in den Hintergrund. Im Jahr 
1613 beſtieg der erſte Regent aus dem Hauſe Romanow, 
Michael Feodorowitſch, den ruſſiſchen Thron. Auch unter 
ſeiner bis 1645 dauernden Regierung blieb die Judenfrage 
faſt gänzlich unberührt. Der innere Zuſtand des ruſſiſchen 
Reiches war bei der Thronbeſteigung dieſes Zaren derartig 
zerrüttet und troſtlos, daß man froh war, die noch im Lande 
verbliebene Judenſchaft zur Wiederbelebung des Handels be— 
nutzen zu können. 

Kaum war jedoch eine entſprechende Beſſerung der 
umeren Zuſtände des Reiches eingetreten, als auch ſehr bald 
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die Judenfrage von neuem angeregt wurde. Dieſer Zeitpunkt 
trat ein unter der Regierung des Zaren Alexei Michaelowitſch 
(1645 — 76), auf deſſen Veranlaſſung die erſte geregelte Ge⸗ 
ſetzſammlung für das ruſſiſche Volk entworfen, feſtgeſtellt und 
gedruckt wurde. Dieſer Geſetzſammlung lag die für jene 
Zeitverhältniſſe im allgemeinen und für die damaligen ruſſiſchen 
Verhältniſſe im ſpeziellen großartig zu nennende Idee zu 
Grunde, daß alle Stände und Perſonen im ruſſiſchen Reich 
vor dem Geſetz gleich ſein ſollten. Leider war aber Zar 
Alexei trotz aller ſonſtigen vortrefflichen Eigenſchaften zu ſehr 
in den alten Vorurtheilen gegen das Volk Israel befangen, 
als daß ihm überhaupt nur der Gedanke in den Sinn ger 
kommen wäre, auch ſeine jüdiſchen Unterthanen der Segnungen 
dieſer neuen Geſetzgebung theilhaftig werden zu laſſen. Streng 
bigott der griechiſch-katholiſchen Kirche ergeben, ging Zar 
Alexei von dem Grundſatz aus, daß einzig und allein in 
dieſer ſeiner Religion das wahre Seelenheil gefunden werden 
könne, und daß es deßhalb ein ebenſo nothwendiges, als 
Gott wohlgefälliges Werk ſei, ſeine jüdiſchen Unterthanen zu 
derſelben zu bekehren. 

Die neue Geſetzgebung enthielt deßhalb in Bezug auf 
religiöſe Angelegenheiten ausſchließlich Verordnungen zu 
Gunſten der ruſſiſchen Landeskirche; mit größter Strenge 
ſollte dahin gewirkt werden, daß dieſe Kirche in vollſter, 
urſprünglicher Reinheit erhalten bleibe und alle Anders⸗ 
gläubigen, folglich auch die Juden zum Uebertritt zu derſelben 
bewogen würden. Die Bekehrung der Juden ſpeziell ward dem 
ruſſiſchen Clerus als dringende Nothwendigkeit, als verdienſt⸗ 
volles Werk ans Herz gelegt, und es wurden deßhalb Seitens 
deſſelben alle Hebel in Bewegung geſetzt, um dieſes vom 
Zaren gewünſchte Ziel zu erreichen. Da jedoch der Clerus 
ſehr bald zur Ueberzeugung gelangte, daß eine Bekehrung 
der Judenſchaft auf gutem, friedlichem Wege nimmer⸗ 
mehr zu erreichen ſei, und dem Zaren Bericht in dieſem 
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Sinne erſtattete, ſo gerieth letzterer in großen Zorn über 
die verſtockten Juden, und gab nunmehr zahlreiche ſtrenge 
Erlaſſe, durch welche er jede Berührung ſeiner chriſtlichen 
Unterthanen mit den Juden unmöglich zu machen beabſichtigte. 
1649 erließ der Zar ein Dekret, demzufolge es den Juden 
fortan verboten ſein ſolle, unter der Sonne Rußland's zu 
verweilen. 1658 ließ er ohne Erbarmen alle Juden aus 
Kaluga von Hof und Heerd jagen, 1669 widerfuhr das 
gleiche Schickſal der Judenſchaft von Wilna; 1676 ward 
jedem Juden unter Androhung ſchwerer Strafen der Aufent⸗ 
halt in Moskau unterſagt. Bei Ratifikation eines Vertrages 
zwiſchen Rußland und Polen legte der Zar großes Gewicht 
auf den Paragraphen, daß es keinem polniſchen Juden er⸗ 
laubt ſein ſolle, das ruſſiſche Reich zu betreten. 

Unter den Regierungen der Prinzeſſin Sophie (1682— 89) 
und Peter's des Großen (1689 —1725) wurden die vorer⸗ 
wähnten ſcharfen Verordnungen gegen die Juden zwar keines⸗ 
wegs offiziell aufgehoben, aber auch ebenſowenig in ihrer 
ganzen Strenge aufrecht erhalten. Man ignorirte im allge⸗ 
meinen das Leben und Treiben der noch im Lande ver⸗ 
bliebenen Juden, und ließ ſie um ſo ungeſtörter ſchalten 
und walten, weil ſich dieſelben während dieſer ganzen Zeit⸗ 
periode ebenſo wie früher als durchaus loyale und brave 
Unterthanen bewieſen, welche niemals weder den Behörden, 
noch den chriſtlichen Mitbürgern zu Klagen Veranlaſſung 
gaben. Wie groß die Toleranz Peter's des Großen gegen 
die Judenſchaft war, ergiebt ſich unter andern auch daraus, 
daß derſelbe dem Juden Rut in Moskau die Etablirung 
einer Apotheke und den Betrieb des Apothekergeſchäftes da— 
ſelbſt ohne Anſtand geſtattete. 

Wir können nicht umhin, der Regierung des großen 
Zaren eine kurze ſpecielle Betrachtung zu widmen, weil es 
kaum zu bezweifeln iſt, daß, wenn die Nachfolger deſſelben 
mit entſprechender Energie das von ihrem großen Vorgänger 
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ſcharf vorgezeichnete Ziel unabläſſig weiter verfolgt hätten, 
nicht allein die Geſammt⸗Zuſtände des ruſſiſchen Volkes, 
ſondern auch die ſpeziellen Zuſtände der ruſſiſchen Juden⸗ 
ſchaft heutigen Tages ein unvergleichlich erfreulicheres Bild 
darbieten würden, als uns jetzt entgegentritt. 

Bekanntermaßen ſpielte das ruſſiſche Reich bis zur 
Thronbeſteigung Peter I. eine höchſt untergeordnete Rolle 
im europäiſchen Staatenverbande; ganz Europa ſah mit 
Geringſchätzung auf jenes koloſſale Reich herab, aus welchem 
die geiſtige Finſterniß niemals weichen zu wollen ſchien. 
Als Peter I. die Zügel der Regierung ergriff, befand ſich 
die große Maſſe des ruſſiſchen Volkes faſt noch auf derſelben 
niedrigen Culturſtufe, auf welcher es etwa 500 Jahre früher 
geſtanden haben mochte. Während im Jahre 1689 die 
meiſten europäiſchen Länder ſchon in vollſtem Maße die 
Früchte der vom 14. bis zum 17. Jahrhundert herangereiften 
geiſtigen Entwickelung genoſſen, kannte das ruſſiſche Volk 
dieſe Früchte kaum dem Namen nach. Erſt Peter der Große 
war von der Vorſehung dazu beſtimmt, durch ſein Macht⸗ 
wort: „es werde Licht!“ die geiſtige, über dem geſammten 
ruſſiſchen Reiche ſchwebende Finſterniß zu verſcheuchen. 
Unerreicht in der Geſchichte ſteht die geniale Art und Weiſe 
da, in welcher der große Zar die von den berühmteſten 
Staatsmännern der damaligen europäiſchen Staaten für un⸗ 
möglich gehaltene Löſung jenes Problems aufs glänzendſte 
durchführte. a 

Peter der Große erkannte richtig, daß jener Geiſt der 
Finſterniß einzig und allein dadurch dauernd für alle Zeiten 
verſcheucht werden könne, wenn das uralte, im geſammten 
ruſſiſchen Volk feſt eingewurzelte Vorurtheil ausgerottet 
werde, daß es auf der ganzen Erde nichts ſo Vorzügliches 
und Vollkommenes gebe, wie die von Generation auf Gene⸗ 
ration gewiſſenhaft vererbten, als Heiligthümer betrachteten 
altherkömmlichen ruſſiſchen Sitten, Gebräuche, Geſetze, und 
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daß ein Losſagen hiervon unbedingt den ſichern Untergang 
des ruſſiſchen Reiches herbeiführen müſſe. Gegen dieſes 
uralte, im ganzen damaligen ruſſiſchen Staats⸗ und Volks⸗ 
leben ſo feſt eingewurzelte Vorurtheil, daß derjenige, welcher 
es hätte wagen wollen, daſſelbe auch nur anzutaſten, dem 
ſichern Verderben geweiht ſchien, begann Peter der Große 
bald nach ſeiner Thronbeſteigung den Kampf mit jener 
Klugheit und Energie, welche eine jede ſeiner Handlungen 
kennzeichnen. Wenngleich er in dieſem ſchweren Kampf 
mehrfach gezwungen wurde, von der dem ruſſiſchen Zaren 
zuſtehenden unbeſchränkten Selbſtherrſchergewalt den aus⸗ 
gedehnteſten, oft grauſamen Gebrauch zu machen, ſo kann 
ihm trotzdem die Geſchichte nicht das Lob verſagen, daß er 
dieſe ſeine Gewalt ſtets nur im äußerſten Nothfall ganz und 
voll anwandte, und daß er im Großen und Ganzen bei 
allen ſeinen Reformen ſtets den Weg der Mäßigung und 
Milde dem Wege der Gewalt und Grauſamkeit vorzog. 

Die glänzenden Erfolge dieſer Bemühungen des großen 
Zaren ſind zu bekannt, als daß wir dieſelben hier aus⸗ 
führlicher zu erörtern für nöthig erachten. Das Hauptver⸗ 
dienſt desſelben gipfelt darin, daß es ihm während ſeiner 
36jährigen Regierung gelang, jenes vorerwähnte uralte Vor⸗ 
urtheil faſt vollſtändig über den Haufen zu werfen, und 
hierdurch die geiſtigen Kräfte des ruſſiſchen Volkes, welche 
bis dahin abſolut keiner Entwickelung fähig geweſen waren, 
zu einer unerwartet raſchen Entfaltung zu bringen. Die 
Geſchichte keines Volkes vermag einen ſo wunderbar ſchnellen, 
günſtigen Umſchwung der geiſtigen Entwickelung aufzuweiſen, 
wie ſpeciell die ruſſiſche Geſchichte. Noch 1689 ſtand das 
ruſſiſche Volk auf der niedrigſten Stufe der europäiſchen 
Cultur und Civiliſation, 1725 befand es ſich bereits in 
allen ſtaatlichen wie privaten, kriegeriſchen wie friedlichen 
Inſtitutionen vollſtändig nach dem Muſter der ceiviliſirten 
europäiſchen Staaten eingerichtet, und nahm in der Reihe 


2 


dieſer letzteren nicht nur eine Achtung gebietende, ſondern 
ſogar gerechtfertigte Furcht erregende Stellung ein. Aller⸗ 
dings war es dem großen Zaren nicht vergönnt, noch ſelbſt 
die Regeneration ſeines Volkes ſo vollkommen bewirkt zu 
ſehen, wie es ſeinem ſchöpferiſchen Geiſt vorgeſchwebt haben 
mochte; hierzu war die Aufgabe zu ſchwierig, die Zeit zu 
kurz, der Sinn des Volkes zu unreif, die Zahl der Hinder⸗ 
niſſe zu groß. Allein die Fundamente der Civiliſation, 
welche Peter der Große gelegt hatte, ſtanden unerſchütterlich 
feſt, und der weitere Auf- und Ausbau des inneren ruſſiſchen 
Staats⸗ und Volkskörpers würde nunmehr raſch und ſicher 
haben erfolgen können, wofern die nächſten Nachfolger des 
großen Zaren befähigt geweſen wären, die genau von dem⸗ 
ſelben vorgezeichneten Pläne mit gleicher Unerſchrockenheit 
und Thatkraft zur weiteren Ausführung zu bringen. 

Zu den großartigſten Plänen, welche Peter der Große 
bereits ernſtlich in ſeinem Geiſte erwog, gehörte unſtreitig 
das Projekt, die ruſſiſchen Leibeigenſchafts⸗Inſtitutionen einer 
gründlichen, zeitgemäßen Reform zu unterziehen. Dieſe 
Reform griff jedoch ſo tief einſchneidend in die damaligen 
ruſſiſchen Grundbeſitz⸗Verhältniſſe ein, daß der Zar es nicht 
für opportun hielt, ſchon ſelbſt mit derſelben zu beginnen, 
ſondern ſich damit begnügte, ſeinen Nachfolgern den Weg 
hierzu nur anzubahnen ſund vorzuzeichnen. Keiner der auf 
Peter den Großen folgenden Regenten in dem Zeitraum 
1725—1801 wagte jedoch dieſen Weg zu betreten, fo daß 
alſo das Haupthinderniß der freien und friſchen Entfaltung 
des ruſſiſchen Volkslebens, welche auch für die ſoziale 
Stellung der ruſſiſchen Judenſchaft unbedingt von unbe⸗ 
rechenbarem Vortheil werden mußte, nach wie vor beſtehen 
blieb. Erſt Kaiſer Alexander I. (1801 — 25) begann die 
Leibeigenſchafts⸗Frage energiſch ins Auge zu faſſen, hielt es 
jedoch für angemeſſen, die Leibeigenſchaft nur in Livland, 
Eſthland, Kurland gänzlich aufzuheben, dieſelbe jedoch im 
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geſammten übrigen Reich in allerdings gemilderter Weiſe 
weiter fortbeſtehen zu laſſen. Erſt durch das Edikt vom 
19. Februar 1861 hob Kaiſer Alexander II. die Leibeigen⸗ 
ſchaft im ganzen Reich endgültig auf. 

Das von Peter dem Großen gegen ſeine jüdiſchen 
Unterthanen angeordnete Toleranzſyſtem fand keineswegs 
den Beifall ſeiner Nachfolgerin, der Kaiſerin Katharina J. 
(1725— 27). Dieſelbe befahl im Gegentheil die ſtrikte Auf⸗ 
rechterhaltung und Befolgung aller bezüglich der Judenſchaft 
exiſtirenden rigoroſen Verordnungen und Geſetze. Kaiſer 
Peter II. (1727-30) erneuerte nicht nur dieſen Befehl, 
ſondern erließ ſogar 1728 ein Dekret, durch welches alle 
Juden aus der Ukraine, aus Klein-Rußland und dem Innern 
des ruſſiſchen Reiches ausgewieſen wurden. Dieſem Dekret 
folgte ohne Zögern die ſofortige Ausführung. Die ruſſiſchen 
Behörden nahmen den ausgewieſenen Juden alles bei den⸗ 
ſelben vorgefundene Gold- und Silbergeld ab, beließen ihnen 
jedoch großmüthig das in ihrem Beſitz befindliche Kupfergeld 
als Zehrpfennig für die Reiſe. 

Unter den Regierungen der Kaiſerin Anna Iwanowna 
(173040) und des Kaiſers Iwan (1740 —41) ward ab⸗ 
wechſelnd theils ein ſehr tolerantes, theils ein ſehr ſtrenges 
Verfahren gegen die Judenſchaft zur Anwendung gebracht. 
Sehr bemerkenswerth iſt die Thatſache, daß ſich bald nach 
dem Regierungsantritt der benannten Kaiſerin in den lei— 
tenden Regierungskreiſen eine für die Judenſchaft ſehr günſtige 
Stimmung geltend machte. Es wurde anerkannt, daß die 
Judenſchaft für Hebung des Handels und der Induſtrie im 
ruſſiſchen Reiche in äußerſt vortheilhafter Weiſe nutzbar ge⸗ 
macht werden könne, daß es aber zu dieſem Behuf unbe⸗ 
dingt nothwendig ſei, die bisher jede Selbſtſtändigkeit der 
Judenſchaft verhindernden ſtrengen Beſtimmungen theils zu 
mildern, theils ganz aufzuheben. Dies geſchah denn auch 
in den Jahren 1731—34. Den Juden wurde gewiſſer⸗ 
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maßen probeweiſe vorübergehend größere Handelsfreiheit 
und ſogar die Erlaubniß bewilligt, in Klein-Rußland Han⸗ 
delsgeſchäfte zu betreiben. Jedoch ſchon im Jahre 1734 
trat plötzlich wieder, unbekannt aus welchen Gründen, ein 
Umſchwung in der Anſicht der leitenden Regierungskreiſe 
bezüglich der Nützlichkeit der Juden für Hebung des Handels 
und der Induſtrie ein; die denſelben bewilligt geweſenen 
Handels-⸗Privilegien wurden ſämmtlich aufgehoben; 1736 
wurde ſogar den Juden der Aufenthalt in Kiew ſtreng 
verboten. 

Die Kaiſerin Eliſabeth Petrowna (1741 —62) bewies 
ſich während der ganzen Dauer ihrer Regierung als konſe⸗ 
quente Feindin der Juden, und geſtattete den Behörden fo- 
wohl, wie den chriſtlichen Unterthanen ungeſtraft harte Be⸗ 
drückungen und Verfolgungen der Judenſchaft im ganzen 
Reich. Als der ruſſiſche Senat ſich erlaubte, der Kaiſerin 
Vorſtellungen über die unerträgliche, den Juden zu Theil 
werdende Behandlung zu machen, und überdies noch in 
ſeinem Bericht darauf hinwies, daß die Juden ſehr wohl 
dazu befähigt ſeien, den Handel und die Induſtrie im ruſ⸗ 
ſiſchen Reich weſentlich zu heben, wofern man ihnen ent⸗ 
ſprechende Freiheiten und Privilegien gewähre, ſchrieb die 
Kaiſerin eigenhändig folgende Worte auf dieſen Bericht: 
„Ich will von den Feinden Chriſti keinen Nutzen haben“. 
Mit dieſen wenigen inhaltſchweren Worten war die recht⸗ 
loſe Stellung der Juden im ruſſiſchen Reich Allerhöchſten 
Ortes genügend zur Kenntniß des geſammten chriſtlichen 
Volkes gebracht, welches nunmehr ſchonungslos feine ganze 
Brutalität an den unglücklichen Juden ausließ. 

Nach der kurzen Regierung Peter III. (1762) beſtieg 
Katharina II. (1762—96) den ruſſiſchen Thron. Dieſe 
umſichtige und energiſche Kaiſerin war mit Erfolg bemüht, 
den inneren Ausbau des Reiches in allen ſeinen Theilen 
zeitentſprechend und zweckmäßig zu vervollkommnen; ihren 
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jüdischen Unterthanen bewies fie jedoch nicht das geringſte 
Wohlwollen. In den meiſten der von ihr gegebenen Ver⸗ 
ordnungen und Geſetze, welche die Hebung des Volkswohls 
bezweckten, ſchloß der ominöſe Paſſus „kromje ewreew“ 
„mit Ausnahme der Juden“ die ruſſiſche Judenſchaft von 
jeder Theilnahme an dieſen Vergünſtigungen aus. 1762 
geſtattete die Kaiſerin Ausländern aller Confeſſionen, kromje 
ewreew, die Niederlaſſung im ruſſiſchen Reiche. 1769 er⸗ 
ließ dieſelbe ein Dekret, welches die Judenſchaft mit großer 
Freude erfüllte, weil es ſchien, als ob die hartherzige 
Kaiſerin endlich ein menſchliches Regen für ihre jüdiſchen 
Unterthanen zu fühlen beginne. Durch dieſes Dekret er⸗ 
theilte ſie nämlich denſelben die Erlaubniß, ſich in den von 
ihr eroberten Landestheilen Taurien und Neu-⸗Rußland an⸗ 
ſiedeln zu dürfen. Die in großer Anzahl von dieſer gnä⸗ 
digen Erlaubniß Gebrauch machenden Juden erfuhren jedoch 
nur zu bald, daß ſie durch das betreffende Dekret einzig 
und allein deßhalb in dieſe Landestheile gelockt worden 
waren, um dort bis auf's Blut als Steuerzahler ausge⸗ 
preßt zu werden. Zunächſt ward der dorthin eingewanderten 
Judenſchaft mitgetheilt, daß ſie für dieſe ihr gewährte Ver⸗ 
günſtigung doppelt fo viele Steuern, wie die in jenen Pro- 
vinzen anſäſſige chriſtliche Bevölkerung zu zahlen habe. So⸗ 
dann erlaubten ſich die Behörden, dieſen Juden eine ſolche 
Menge von Servituten und Frohndienſten aufzuerlegen, daß 
dieſelben im wahren Sinne des Wortes vollſtändige Selaven 
des Staates wurden und in die jammervollſte Lage ge— 
riethen. Die Gemeinden, welche die Regierung aus den 
eingewanderten Juden gebildet hatte, waren im Jahre 1794 
ſämmtlich dem Staate große Summen an Steuer-Rückſtänden 
ſchuldig. Alle Bitten und Vorſtellungen der jüdiſchen Ge- 
meinde⸗Vorſteher, dem überhand nehmenden Elend ihrer Ge: 
meinden durch ein humaneres Steuerſyſtem Abhülfe zu 
ſchaffen, wurden rückſichtslos von den Behörden abgewieſen; 
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die naturgemäße Folge dieſes barbariſchen Verfahrens war 
ſchließlich die totale Verarmung der geſammten eingewan— 
derten Judenſchaft, welcher alsdann die Behörden freie 
Wahl ließen, zu verhungern oder nach anderen Ländern 
auszuwandern. 

Unter der Regierung des Kaiſers Paul J. (17961801) 
trat keinerlei Verbeſſerung in den Verhältniſſen der ruſſiſchen 
Judenſchaft ein. Durch die vielen Kriege, welche Katharina II. 
mit Polen, Preußen, Schweden, Perſien und der Türkei 
geführt hatte, waren die Finanzen des ruſſiſchen Staates 
arg zerrüttet worden; der Krieg Paul I. mit dem franzö⸗ 
ſiſchen Direktorium verſchlimmerte dieſe Finanz- Verhält- 
niſſe bedeutend, ſo daß während der ganzen Regierungs⸗ 
dauer des benannten Kaiſers ſteter Geldmangel in den 
Staatskaſſen herrſchte. Da Paul J. gleich wenig Sympa⸗ 
thien für die Judeuſchaft, wie feine Vorgängerin hatte, fo 
ward das von derſelben eingeführte Auspreſſungs⸗Syſtem 
gegen die Juden unverändert beibehalten. Es iſt leicht er⸗ 
klärlich, daß unter dieſen Umſtänden die geſammte Juden⸗ 
ſchaft im ruſſiſchen Reich mehr und mehr verarmte und eine 
unbeſchreiblich klägliche Exiſtenz führte. 

Erſt Kaiſer Alexander I. (1801—25) ein wohlwol⸗ 
lender, humaner Regent, welcher für die Anforderungen 
ſeiner Zeit das richtige Verſtändniß hatte, und die von 
Frankreich ausgegangenen Ideen der Menſchenrechte ent⸗ 
ſprechend zu würdigen wußte, ließ endlich wieder einmal 
die Sonne der kaiſerlichen Gnade über die ruſſiſche Juden⸗ 
ſchaft ſtrahlen. Obwohl auch er eifrig bemüht war, ſeine 
jüdiſchen Unterthanen durch verlockende Verſprechungen aller 
Art zum Uebertritt zur griechiſch-katholiſchen Kirche zu be⸗ 
wegen, jo grollte er doch denſelben nicht, als dieſe feine Be⸗ 
mühungen nur ſehr minimale Erfolge aufzuweiſen vermochten. 
Den wenigen ihren alten Glauben abſchwörenden Juden be⸗ 
wies er ſeine Huld im vollſten Maaße; gleichzeitig ſorgte 
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er aber auch thatkräftig dafür, daß die materielle Lage der 
feſt in ihrem Glauben verharrenden Judenſchaft mehr und 
mehr gebeſſert wurde. Die bis dahin ungeſtraft erlaubt 
geweſenen Bedrückungen und Gewaltthätigkeiten, welchen die 
Judenſchaft Seitens der Behörden und des geſammten chriſt⸗ 
lichen Volkes ausgeſetzt geweſen war, hörten in Folge 
verſchiedener ſtrenger kaiſerlicher Erlaſſe auf. Der Kaiſer 
gewährte ſogar der Judenſchaft mehrere weſentliche Rechte 
und Privilegien, durch welche ihre ſociale Stellung erheblich 
gebeſſert, ihrer Berufsthätigkeit eine bedeutende Erweiterung 
geſchaffen werden ſollte. Unter dieſen der Judenſchaft be— 
willigten Rechten iſt beſonders die derſelben ertheilte Er⸗ 
laubniß, Ackerbau treiben zu dürfen, hervorzuheben. 

Dieſe Idee, der bis dahin nur auf den Kleinhandel 
und auf gewiſſe Handwerke angewieſenen jüdiſchen Bevöl⸗ 
kerung ein neues ergiebiges Feld der Berufsthätigkeit zu 
eröffnen, war unſtreitig, ſowohl vom Standpunkt der Hu⸗ 
manität, wie von dem des praktiſchen Nutzens aus betrachtet, 
eine geniale und großartige zu nennen. Kaiſer Alexander J., 
von welchem perſönlich dieſe Idee ausging, begann auch un⸗ 
verzüglich, dieſelbe zu realiſiren, und gründete in Süd⸗Ruß⸗ 
land verſchiedene jüdische Ackerbau⸗Kolonien. In welcher 
Weiſe ſeine Nachfolger dieſes unter den günſtigſten Ausſpicien 
ins Leben gerufene Kolonialprojekt weiter zu entwickeln 
ſuchten, und welche Schickſale hierdurch der jüdischen Be: 
völkerung Rußlands zu Theil wurden, wird den Gegenſtand 
der nächſtfolgenden, hauptſächlich der ruſſiſchen Zeitſchrift 
Woſchod entlehnten Abhandlung bilden. 
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Es giebt in Rußland ein ſehr populäres Sprüchwort, 
welches lautet; „bog wisok, Zarj daljok,“ d. h. Gott 
wohnt hoch über uns, der Zar weit von uns.“ Der allge— 
meine Sinn dieſes Sprüchwortes iſt folgender. „Der großen 
Maſſe des ruſſiſchen Volkes iſt der Zar ebenſo unnahbar, 
wie Gott ſelbſt. Es iſt dem ruſſiſchen Volk unmöglich, 
ſeine begründeten Klagen und Beſchwerden rechtzeitig und 
wahrheitsgetreu zur Kenntniß des Zaren gelangen zu laſſen. 
Deßhalb pflegen ſelbſt die edelſten, aufrichtigſten Beſtrebungen 
des Zaren für Verbeſſerung des Volkswohls theils mehr 
oder weniger illuſoriſch gemacht, theils vollſtändig vereitelt 
zu werden.“ Auch in Betreff des Projektes der jüdiſchen 
Kolonien gelangte obiges Sprüchwort zur vollſten Geltung. 

Die Abſicht Alexander I., die ruſſiſche Judenſchaft zu 
Ackerbauern heranzubilden und derſelben hierdurch eine feſte 
bürgerliche Stellung, ſowie eine geſicherte Exiſtenz zu ver⸗ 
ſchaffen, war eine durchaus lautere und edle, aus wahrem 
Mitgefühl des Kaiſers für die troſtloſe Lage ſeiner jüdiſchen 
Unterthanen hervorgerufene. Die praktiſche Ausführung 
dieſes Projektes erſchien, wenn man die vom Kaiſer Aller⸗ 
höchſtſelbſt genau hierfür vorgeſchriebenen Direktiven prüft, 
jo einfach und leicht, daß ein Proſperiren der neu zu be—⸗ 
gründenden jüdiſchen Kolonien mit Sicherheit erwartet werden 
durfte. Dieſe im Jahre 1806 gegebenen Direktiven be— 
ſtimmten Folgendes. 

„Die ſich als Koloniſten meldenden jüdiſchen Familien 
müſſen durch ein Atteſt von Seiten der betreffenden kaiſer⸗ 
lichen Behörde, unter welcher ſie zur Zeit unmittelbar ſtehen, 
den Nachweis liefern, daß die erwachſenen Familienmit⸗ 
glieder die erforderlichen phyſiſchen Kräfte beſitzen, um den 
Ackerbau mit gutem Erfolg betreiben zu können.“ 
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„Die betreffenden kaiſerlichen Behörden haben ferner 
auf Pflicht und Gewiſſen zu atteſtiren, daß gegen die ſich 
als Koloniſten meldenden jüdiſchen Familien in moraliſcher 
Beziehung nicht das Geringſte vorliegt, was ihre Würdig⸗ 
keit, in den Koloniſten⸗Verband aufgenommen zu werden, 
fraglich erſcheinen läßt. Jede dieſer als würdig hierfür 
erkannten Familien muß zum mindeſten ein Baar-Vermögen 
von 400 Rubeln nachweiſen, welches zum Ankauf von 
Grund und Boden, zur Beſtreitung der erſten landwirth⸗ 
ſchaftlichen. Einrichtungskoſten und als erſtes Betriebs⸗ 
Capital verwendet werden ſoll.“ 

„Dieſe jüdiſchen Kolonien ſollen nur in denjenigen 
Gouvernements des Reiches angelegt werden, in welchen 
den beſtehenden Geſetzen gemäß überhaupt den Juden der 
Aufenthalt geſtattet iſt.!) Die kaiſerlichen Behörden dieſer 
Gouvernements werden angewieſen, für die Gründung der 
Kolonien ſolche Territorien zu beſtimmen, welche in allen 
Beziehungen zu vortheilhaftem, ergiebigem Betrieb der 
Landwirthſchaft durchaus geeignet ſind. Uebrigens ſollen 
die jüdiſchen Kolonien in beſtimmt vorgeſchriebener Ent⸗ 
ſernung von chriſtlichen Ortſchaften angelegt werden, und 
wird den jüdiſchen Koloniſten jeder Erwerb von Grund 
und Boden in irgend welchen chriſtlichen Ortſchaften unterſagt.“ 

„Der Betrieb irgend welcher anderen Handelsge— 
ſchäfte, Gewerbe und Handwerke, als derer, welche der Be— 
ruf des Ackerbauers unbedingt erfordert, ſind den Koloniſten 
ſtreng verboten. Die Zahlung der Staatsſteuern und Ab⸗ 
gaben, ſowie die Heranziehung zu anderen vom Staat zu 
beanſpruchenden Leiſtungen werden für die jüdiſchen Kolo⸗ 


1) Dieſe Gouvernements heißen im jüdiſch⸗ruſſiſchen Volks⸗ 
mund: „Jüdiſch Rußland“. Dieſelben find jetzt: die Landestheile 
des ehemaligen Polenreiches mit der Hauptſtadt Warſchau, ferner 
Litthauen, die Ukraine mit Wolhynien, Podolien, Neu⸗Rußland, 
Beſſarabien. 
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niſten⸗Gemeinden in gleicher Weiſe, wie für die chriſtlichen 
Dorf⸗Gemeinden der betreffenden Gouvernements geregelt.“ 

„Sämmtliche mit den jüdiſchen Kolonien in direkte 
Beziehungen tretende kaiſerliche Behörden werden angewieſen, 
dieſelben in jeder Weiſe ſoulagiren und protegiren zu 
wollen, um hierdurch ein raſches, befriedigendes Prosperiren 
des Allerhöchſten Projektes bewirken zu helfen.“ 

Schon aus dieſem kurzen Excerpt der für die jüdiſchen 
Kolonien beſtimmten Direktiven ergiebt ſich, daß es die 
Abſicht des Kaiſers war, dieſe Kolonien zu Muſterſtätten 
einer ſpezifiſch jüdiſchen, Ackerbau treibenden Bevölkerung 
zu geſtalten, um ſpäter, geſtützt auf die inzwiſchen gemachten 
Erfahrungen, den größten Theil der jüdiſchen Bevölkerung 
ſeines Reiches der Segnungen des landwirthſchaftlichen Be⸗ 
rufes theilhaftig werden zu laſſen. Obwohl die vom Kaiſer 
für die Aufnahme in den Koloniſtenſtand geſtellten Be⸗ 
dingungen keineswegs als ſehr milde bezeichnet werden 
können, und obwohl dieſe Bedingungen es überhaupt nur 
den ſchon einigermaßen wohlhabenden Familien geſtatteten, 
Koloniſten zu werden, ſo fand doch das kaiſerliche 
Projekt großen Beifall bei der geſammten Judenſchaft; die 
Anmeldungen zu demſelben waren ſo zahlreich, daß die 
Gründung der erſten neun Kolonien bald nach dem Erſcheinen 
des betreffenden Dekretes erfolgen konnte. Dieſelben wurden 
im Gouvernement Cherſon (Neurußland)t) angelegt, und er⸗ 
hielten die Namen: Seideminucha, Kamjanka, Bobrowikut, 
Israelewka, Ephengar, Lutſchista, Ingulez, Groß und Klein 
Nagartow. 

In welcher Weiſe die mit der Gründung der Kolonien 
beauftragten kaiſerlichen Behörden und Beamten die In⸗ 
tentionen Alexander I. ausführten, ergiebt ſich aus Nach⸗ 

) Zu Neu⸗Rußland gehören die Gouvernements: Beſſarabien, 


Cherſon, Taurien, Jekaterinoslaw, die Länder der Koſaken am Don 
und am ſchwarzen Meer. 
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ſtehendem. Zuvörderſt wurden zur Etablirung der Kolonien 
ausſchließlich ſolche Territorien angewieſen, deren Grund 
und Boden nur dann für Ackerbau und Viehzucht 
erſprießlich nutzbar gemacht werden konnte, wenn die 
Koloniſten mit weit bedeutenderen pekuniären Mitteln, 
als ihnen zu Gebote ſtanden, die Bewirthſchaftung dieſer 
Territorien in Angriff hätten nehmen können. Grund und 
Boden ward den Koloniſten zu weit höherem Preiſe, als der- 
ſelbe werth war, angerechnet, ſo daß das kleine von den 
Koloniſten mitgebrachte Kapital ſchon zum größten Theil 
für Erwerb des Grundbeſitzes verwendet werden mußte, 
und keine ausreichenden Geldmittel mehr für eine zweckent⸗ 
ſprechende Wirthſchafts⸗Einrichtung übrig blieben. Von 
einem Soulagiren und Protegiren der Koloniſten Seitens 
der betreffenden kaiſerlichen Behörden war überhaupt keine 
Rede; im Gegentheil befolgten die Letzteren das alther- 
kömmliche Prinzip, von den Juden in jeder nur denkbaren 
Weiſe, ſo lange dies überhaupt möglich war, Geld zu er— 
preſſen, und, wenn dies nicht mehr möglich war, dieſelben 
ihrem Schickſal zu überlaſſen. Man kann ſich daher leicht 
vorſtellen, in welche ſchlimme Situation die meiſten jüdiſchen 
Kolonien ſchon kurze Zeit nach ihrer Gründung geriethen. 
Zur Kenntniß des Kaiſers gelangten allerdings ſtets nur 
ſehr günſtige Berichte über die Entwickelung und das Ge⸗ 
deihen der Kolonien ſelbſt dann noch, als dieſelben in der 
That bereits größtentheils ihrem Ruin entgegengingen. 
Diejenigen Koloniſten, welche rechtzeitig zur Erkenntniß 
gelangten, daß eine Beſſerung der Zuſtände ſchwerlich zu 
erwarten ſei, und welche noch über entſprechende pekuniäre 
Mittel verfügten, veräußerten raſch entſchloſſen ihren theuer 
erkauften und eingerichteten Grundbeſitz zu Spottpreiſen, 
verließen die Kolonien, kehrten in ihre frühere Heimath 
zurück, oder verließen überhaupt das ruſſiſche Reich. Die— 
jenigen Koloniſten dagegen, welche theils noch immer zu— 
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verfichtlih auf Hülfe von der Regierung hofften, theils 
nicht mehr die erforderlichen Geldmittel zur Rückreiſe in 
die Heimath oder zur Auswanderung in fremde Länder 
beſaſſen, vegetirten in den Kolonien auf elendeſte Weiſe 
weiter und führten eine aller Beſchreibung ſpottende jam⸗ 
mervolle Exiſtenz. 

Kaiſer Nicolaus I. (1825-55), ein thatkräftiger, 
von den wohlwollendſten Abſichten für ſein ganzes Volk 
beſeelter Regent, theilte die Anſicht ſeines Bruders, daß die 
jüdiſche Bevölkerung zum Betrieb der Landwirthſchaft durch— 
aus geeignet und befähigt ſei. Er ließ es ſich angelegen 
ſein, den wahren Zuſtand, in welchem ſich die von Alexander I. 
gegründeten jüdiſchen Kol onien befanden, zu ermitteln, und 
erkannte ſehr bald, in wie ſchändlicher Weiſe die lauteren 
Intentionen deſſelben durch gewiſſenloſe Behörden und Be⸗ 
amte vereitelt worden waren. Die von jenen Behörden 
und Beamten verſuchte Rechtfertigung, daß nicht ihnen, 
ſondern einzig und allein den unzähligen ſchlechten Eigen- 
ſchaften der jüdiſchen Koloniſten die Schuld an dem fläg- 
lichen Zuſtand beizumeſſen ſei, in welchen die Kolonien ge— 
rathen wären, daß die Juden zu allen anderen Berufs⸗ 
zweigen eher, als zum Ackerbau taugten, und eine Menge 
anderer Entſchuldigungen machten auf den Kaiſer, welcher 
das gewiſſenloſe Treiben feiner Behörden und Beamten ge⸗ 
nügend kannte, gar keinen Eindruck. Feſt überzeugt, daß 
die Juden zu tüchtigen Ackerbauern herangebildet werden 
könnten, wofern dies Projekt nur richtig eingeleitet, in ent⸗ 
ſprechender Weiſe von den höchſten Staatsbehörden über⸗ 
wacht und gegen ſchädliche Beeinfluſſungen geſichert werde, 
dekretirte er am 13. April 1835 eine neue, die Juden⸗ 
Kolonien betreffende Verordnung, worin er ſeine Abſichten 
darlegte, die Juden in großer Maſſe für die Landwirthſchaft 
in Neu⸗Rußland nutzbar zu machen, ihnen hierdurch eine 
feſte, einträgliche Berufsthätigkeit zu verſchaffen, und ſie 
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von allen, ihnen durch die beſtehenden Geſetze verbotenen 
Erwerbszweigen fern zu halten, ſo daß die gegenwärtige, 
wie die zukünftige Generation ſeiner jüdiſchen Unterthanen 
zu wirklich nützlichen Staatsbürgern herangebildet werde. 
Der Inhalt der angegebenen Verordnung, in kurzen, allge⸗ 
meinen Umriſſen dargeſtellt, war der nachfolgende. 

„Die Juden erhalten das Recht, in den Bauernſtand 
von Neu⸗Rußland überzutreten. Kein Jude darf durch 
irgend welche Gewaltmaßregeln zu dieſem Uebertritt ge= 
nöthigt oder gezwungen werden; im Gegentheil ſoll dieſer 
Uebertritt durchaus freiwillig erfolgen. Die ſich zum Ueber⸗ 
tritt in den Bauernſtand meldenden Juden ſcheiden aus 
ihren bisherigen Gemeinde-Verbänden aus, und ſind von 
allen ferneren Abgabepflichten an dieſelben befreit. Erreicht 
die Zahl der erwachſenen männlichen Juden, welche in einer 
und derſelben Kolonie zuſammenzuleben wünſchen, die Summe 
von vierzig Köpfen, ſo dürfen dieſelben eine eigene ſelbſt⸗ 
ſtändige Kolonie bilden; wird dieſe Zahl von vierzig Köpfen 
nicht erreicht, ſo werden die betreffenden Individuen den in 
ihrer Nachbarſchaft bereits vorhandenen, reſp. anderen erft - 
zu gründenden Kolonien zugetheilt.“ 

„Die Juden erhalten das Recht, Grund und Boden 
von chriſtlichen Privat-Perſonen zu kaufen oder zu pachten, 
auch wird ihnen auf Wunſch Kronland (dem Kaiſer gehöriges 
Land) überall dort zugetheilt werden, woſelbſt die beſtehen⸗ 
den Geſetze die Niederlaſſung von Juden geſtatten. Be⸗ 
dingung bei der Niederlaſſung von Juden auf Kronland 
Territorien iſt jedoch, daß das betreffende, den Juden über⸗ 
wieſene Terrain in vorgeſchriebener Entfernung von chriſt⸗ 
lichen Ortſchaften liegt.“ 

„Kauf⸗ und Pacht⸗Contrakte können nur mit gegen⸗ 
ſeitiger freier Uebereinſtimmung der Contrahenten, Pacht⸗ 
Contrakte nur auf die Dauer von mindeſtens zwölf Jahren 
geſchloſſen werden. Die in den Bauernſtand übertretenden 
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Juden werden von folgenden Abgaben und Laſten befreit: 
1) von der Kopfſteuer auf die Dauer von 25. Jahren 2) von 
den Dorfabgaben auf 10 Jahre 3) von der Militärpflicht 
auf 50 Jahre, wenn die Gemeinden groß, auf 25 Jahre, 
wenn dieſelben klein ſind. Nach Ablauf dieſer angegebenen 
Zeitfriſten werden die jüdiſchen Koloniſten in gleicher Weiſe, 
wie die Bewohner der chriſtlichen Ortſchaften, zu den durch 
die Geſetze beſtimmten Abgaben und Pflichten herän⸗ 
gezogen.“ 

„Allen jüdiſchen Koloniſten wird bei Strafe verboten, 
Groß⸗ oder Kleinhandel⸗Geſchäfte zu betreiben, Schenk⸗ 
wirthſchaften und Deſtillationen zu errichten oder zu pachten, 
oder in den Dienſt der chriſtlichen Beſitzer ſolcher Geſchäfte 
und Etabliſſements zu treten. Dagegen erhalten die jüdiſchen 
Koloniſten die Erlaubniß, in ihren Dörfern in gleicher 
Weiſe, wie die Chriſten in den ihrigen, Gewerbe und Hand⸗ 
werke zu betreiben. Auch iſt in Kolonien, welche zum 
mindeſten zehn Familien zählen, das Brauen von Bier 
geſtattet.“ 

„Denjenigen Juden, welche auf dem von ihnen erworbenen 
Grund und Boden zehn jüdiſchen Familien Anſiedelung als 
Koloniſten gewähren, wird die Erlaubniß zur Bereitung 
von Bier und Meth ertheilt; wenn ſie fünfzig jüdiſche Fa⸗ 
milien anſiedeln, erhalten fie ein Ehrenbürger-Diplom; wenn 
fie hundert jüdiſche Familien anſiedeln, ein Adels-Diplom.“ 

„Die jüdiſchen Koloniſten erhalten das Recht, ihre 
Kinder irgend welche öffentliche Schulen, Gymnaſien, Aka— 
demien und Univerſitäten beſuchen zu laſſen.“ 1) 

Während alſo der Erlaß Alexander J. eigentlich den 
Juden weiter nichts bewilligte, als überhaupt das mit faſt 
gar keinen materiellen Vortheilen verbundeneRecht, Ackerland 
in Neu⸗Rußland erwerben und Ackerbauer werden zu dürfen, 

1) Woſchod 1882 Bnd. II S. 49; Code ruſſe § 2447; ibid. 
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bot der vorangeführte Erlaß Nikolaus J. den Juden eine ſolche 
Fülle glänzender Verheißungen, daß die Regierung wohl berech⸗ 
tigt war zu der ſicheren Erwartung, es würden nunmehr reiche, 
wohlhabende, und arme Juden in Maſſe für das Kolonial-Pro⸗ 
jekt gewonnen werden. Während nach dem Erlaß Alexander 1. 
nur die ſchon einigermaßen bemittelten Juden von der Er⸗ 
laubniß, in den Bauernſtand überzutreten, Gebrauch machen 
konnten, war jetzt auch dem ärmſten Juden Gelegenheit ge- 
boten, unter entſprechender Beihülfe von Seiten ſeiner reichen 
Glaubensgenoſſen, den Beruf des Ackerbauers zu ergreifen. 
Die Befreiung aller Koloniſten von Abgaben, Militärpflicht 
etc. auf eine längere Reihe von Jahren, die Erlaubniß, 
ſelbſt auf Kronland Grund und Boden erwerben zu dürfen, 
die Berechtigung der Koloniſten zur Betreibung vou Hand⸗ 
werken und Gewerben, die Erlaubniß des Brauerei-Betriebes, 
die Verheißung von Ehrenbürger- und Adels⸗Diplomen, 
die Freiheit des Schulbeſuches, alles das waren bis dahin 
im ruſſiſchen Reich ganz unerhörte Privilegien und Vor⸗ 
rechte, welche die Regierung der Judenſchaft bewilligte. Die 
Regierung ſetzte nun gleichzeitig alle Hebel in Bewegung, 
den Enthuſiasmus der Juden für dies huldvolle Projekt 
des Kaiſers zu entflammen und ihnen klar zu machen, daß 
der Judenſchaft einzig und allein aus dieſem Kolonifationg- 
projekt Heil und Segen für die Zukunft erblühen könne 
und werde. N 

Aber wunderbar genug, trotz aller jener glänzenden 
Verſprechungen, trotz aller angewandten Mittel, die Juden 
für das kaiſerliche Projekt zu begeiſtern, verhielt ſich die ge— 
ſammte reiche, wohlhabende, arme Judenſchaft völlig apathiſch 
gegen daſſelbe. Die Regierung hatte einen koloſſalen An⸗ 
drang von Juden zum Erwerb von Ackerland und zum Ueber: 
tritt in den Koloniſtenſtand erwartet, aber weder ein reicher, 
noch ein wohlhabender, noch ein armer Jude meldete ſich, 
um der von der Regierung verſprochenen Segnungen und 


Vortheile theilhaftig zu werden. Es würde uns zu weit 
führen, wenn wir die mannigfachen verſchiedenen Urſachen, 
welche dieſe Apathie der Juden gegen das kaiſerliche Pro- 
jekt bewirkten, hier ausführlicher erörtern wollten. Die 
Haupt⸗Urſache dieſes vollſtändig paſſiven Verhaltens der 
Judenſchaft war unzweifelhaft in dem allgemeinen, nicht 
ungerechtfertigten Mißtrauen zu ſuchen, welches dieſelbe ins— 
geſammt gegen die verlockenden Verſprechungen des Kaiſers 
hegte. Zu dieſem Mißtrauen mag das vorerwähnte, klägliche 
Schickſal, welches die von Alexander J. gegründeten Juden⸗ 
Kolonien trotz aller denſelben Allerhöchſt verhießenen Huld 
und Fürſorge erlitten hatten, weſentlich mitgewirkt haben, 
denn es war der ganzen Judenſchaft genau bekannt, in 
welcher ſchändlichen Weiſe dieſe erſten jüdiſchen Koloniſten 
behandelt und ruinirt worden waren. Die Beſorgniß, trotz 
aller von Nicolaus 1. gegebenen Verſprechungen ein gleiches 
Schickſal zu erleiden, hielt nun die reichen und wohlhabenden 
Juden, auf deren Mitwirkung beſonders das kaiſerliche Pro⸗ 
jekt baſirt war, von jeder Betheiligung an demſelben ab. 
Dieſe reiche und wohlhabende Judenſchaft verſpürte nicht 
die geringſte Luſt, ihre Kapitalien für ein immerhin bezüg⸗ 
lich feines Erfolges ſehr ungewiſſes Unternehmen zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen; fie fürchtete überdies mit vollſter Be— 
rechtigung die zahlloſen Schwierigkeiten und Aergerniſſe, 
welche ihr bei Gründung von Kolonien auf eigene Rechnung 
und Verantwortung von allen Seiten her erwachſen würden. 
Schon in Folge dieſes abſolut paſſiven Verhaltens der 
reichen und wohlhabenden Judenſchaft mußte nun das 
kaiſerliche Projekt als gänzlich geſcheitert betrachtet werden, 
denn der armen, behufs Uebertritts in den Koloniſten⸗ 
ſtand einzig und allein auf ihre vermögenden Glaubensge⸗ 
noſſen angewieſenen Judenſchaft blieb jetzt überhaupt nichts 
weiter übrig, als geduldig abzuwarten, ob die Regierung 
ihr auf andere Weiſe den Uebertritt ermöglichen werde. 


EL RN — 


Uebrigens machte ſich auch unter der ärmeren Judenſchaft 
vielfach eine gewiſſe Abneigung bemerklich, ihre bisherige, 
wenn auch oft wenig beneidenswerthe Selbſtſtändigkeit auf⸗ 
zugeben und in eine unbeſtimmte, durch keine Verordnungen 
und Geſetze geregelte Abhängigkeit von den reichen Gründern 
der Kolonien zu treten. Endlich hatte die projektirte Ueber⸗ 
ſiedelung nach Neu-Rußland von vorn herein zahlreiche 
Gegner in der Judenſchaft, welche die Anſicht verbreiteten, 
die klimatiſchen Verhältniſſe daſelbſt ſeien ungeſund, die Be⸗ 
hörden und Bevölkerungen jener Gouvernements den Juden 
nicht wohlgeſinnt. 

Solchergeſtalt waren die weſentlichſten Urſachen, welche 
ein vollſtändiges Scheitern des kaiſerlichen Projektes herbei⸗ 
führten. Daß der Kaiſer und alle diejenigen ſeiner höchſten 
Beamten, welche dasſelbe als vortrefflich anerkannt hatten, 
über dieſes Reſultat äußerſt erſtaunt waren, iſt leicht er- 
klärlich. Anſtatt des erwarteten glänzenden Erfolges war 
nur ein totaler Mißerfolg, wie ſolcher nicht eklatanter ge- 
dacht werden konnte, zu konſtatiren. Unverzüglich ließen es 
ſich nun ſämmtliche Regierungs-Behörden angelegen fein, die 
Urſachen dieſes Mißerfolges zu ergründen. Die „Commiſſion 
zur Verminderung der Handel treibenden und vagabundirenden 
Juden“ ward beauftragt, aufs genauſte zu ermitteln, welche 
Motive die Judenſchaft veranlaßten, das kaiſerliche Projekt 
ſo vollſtändig zu ignoriren. Gleichzeitig wurden von neuem 
alle Hebel mit vermehrten Kräften in Thätigkeit geſetzt, 
um einen Umſchwung in den Geſinnungen der Judenſchaft 
zu Gunſten desſelben herbeizuführen. Das Reſultat blieb 
trotzdem genau dasſelbe, wie vorher; die geſammte Juden— 
ſchaft verharrte in abſoluter Paſſivität, und die Regierung 
ſtand rath- und thatlos dieſem Faktum gegenüber da. 

Nach mannigfachen Berathungen und Verhandlungen 
der Regierungskreiſe über die Urſachen dieſer Paſſivität, 
glaubte endlich der damalige ruſſiſche Finanzminiſter Graf 


— 37 — 


Kankrin die wahren Urſachen derſelben entdeckt zu haben. 
Er wies in einem dem Zaren überreichten Memoire nach, daß 
einerſeits in Neu⸗Rußland das Klima für die Juden zu 
milde, und andererſeits daſelbſt für die zahlreichen projek⸗ 
tirten jüdiſchen Kolonien viel zu wenig geeignetes Acker⸗ 
land disponibel ſei. Folglich handele es ſich nur darum, 
einen Landestheil des ruſſiſchen Reiches zu ermitteln, deſſen 
Klima den Juden zuſage, und in welchem hinreichend große 
Ackerland⸗Flächen für Gründung einer großen Anzahl von 
Kolonien vorhanden wären. Dieſe Bedingungen erfüllte 
nach Kankrins Anſicht einzig und allein Sibirien; hier 
fanden die Juden ein Klima, wie ſie es ſich nicht beſſer 
wünſchen konnten, hier war gutes Ackerland in Hülle und 
Fülle, welches nur der Koloniſten harrte, um reichen Er⸗ 
trag zu liefern; wenn alſo irgendwo, ſo mußten auf den 
Fluren Sibiriens die jüdiſchen Kolonien unzweifelhaft vor⸗ 
trefflich gedeihen. Dies Memoire erhielt den vollen Bei⸗ 
fall des Kaiſers; im Jahre 1836 ertheilte derſelbe den 
Befehl, im Gebiet von Omsk und Twersk 15154 Desjatin!) 
Ackerland behufs Gründung von jüdiſchen Kolonien anzu⸗ 
weiſen; alsdann ward ſofort der hierauf bezügliche Erlaß 
im ganzen Reich bekannt gemacht. 

Die Wirkung dieſes Erlaſſes war nun wiederum eine 
derartige, wie ſolche die Regierung nach der vorher ge— 
machten Erfahrung ſicherlich nicht erwartete. Ebenſo wenig, 
wie man in den Regierungskreiſen das vollſtändige Scheitern 
des in Neu⸗Rußland beabſichtigten Kolonial-Projektes vor⸗ 
ausgeſehen hatte, ebenſo wenig ſah man diesmal voraus, 
welchen gewaltigen Beifallsſturm das ſibiriſche Kolonial⸗ 
Projekt bei der geſammten Judenſchaft hervorrufen werde. 
Der Name Sibirien ſchien auf dieſelbe eine wahre Zauber— 
kraft auszuüben; ſie gerieth plötzlich in eine faſt unbegreiflich 
zu nennende Begeiſterung für das ſibiriſche Kolonial-Projekt, 

I) 1 Desjatin = 109 ½ Ar = pp. 4½¼ preußiſche Morgen. 
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und die hierüber hocherfreute kaiſerliche Regierung ließ es 
ſich nunmehr angelegen fein, dieſes Begeiſterungs-Feuer noch 
mit allen Mitteln kräftiger zu ſchüren. Von ſämmtlichen 
Regierungskreiſen ward die Judenſchaft mit einer ans Wunder⸗ 
bare grenzenden Zärtlichkeit und Zuvorkommenheit behandelt; 
alle hohen und niederen Beamten wetteiferten darin, den 
um Auskunft über die Details des Projektes bittenden Juden 
in liebenswürdigſter Weiſe die erforderliche Aufklärung zu 
geben, und ihnen den Segen, welcher der geſammten Juden— 
ſchaft durch die Gründung der ſibiriſchen Kolonien unbedingt 
erwachſen müſſe, mit freundlichen Worten zu ſchildern. Das 
geſammte chriſtliche ruſſiſche Volk ſchien plötzlich von auf⸗ 
richtigem Mitgefühl für ſeine jüdiſchen Mitbürger beſeelt 
und dem ſibiriſchen Kolonial-Projekt den vollſten Beifall zu 
ſpenden. Die jüdiſchen Gelehrten und Prediger (Magidims) 
unterſtützten eifrigſt durch Schriften und Reden die Abſichten 
der Regierung; verſchiedene derſelben bewieſen durch über⸗ 
zeugende, der alten Geſchichte des jüdiſchen Volkes ent- 
nommene Beweismittel, daß die Juden ſchon in Paläſtina 
ein Ackerbau treibendes Volk geweſen ſeien und als ſolches 
die glänzendſten Erfolge erzielt hätten, daß folglich auch die 
ruſſiſche Judenſchaft einzig und allein in dieſem Beruf 
dauerndes Heil und Glück finden könne und müſſe. 

Es meldeten ſich daher gleich nach erfolgter Bekannt⸗ 
machung des kaiſerlichen Erlaſſes zahlreiche jüdiſche Familien, 
darunter auch viele wohlhabende, zur Aufnahme in die 
Kolonien. Die erſten Juden-Anmeldungen fanden in Mitau 
ſtatt, woſelbſt 70 Handwerkerfamilien, zuſammen 350 Köpfe 
zählend, durch ihre Vorſteher Meier Mendelſon und Elias 
Mitauer dem Gouverneur anzeigen ließen, daß ſie „wegen 
großer Armuth“ Koloniſten zu werden und ſich bei Kathari— 
noslaw anzuſiedeln wünſchten. Der Gouverneur genehmigte 
dies Geſuch in huldvollſter Weiſe und verſicherte, daß die 
Regierung den betreffenden Familien jede nur denkbare Hülfe 
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und Unterſtützung bezüglich ihres Vorhabens angedeihen 
laſſen werde. 

Es erfolgten nunmehr allerorts zahlreiche Anmeldungen 
jüdiſcher Familien für die Aufnahme in den Koloniſtenſtand. 
Der Gouverneur von Kurland meldete 80, Fürſt Dolgorukow 
200 Familien (1640 Seelen) als Koloniſten an. Die Vor⸗ 
ſteher Mark Spira und Löwenberg aus Libau meldeten 
37, der Vorſteher Brinkenhof 40, die Vorſteher Ewlewitſch 
und Templing 50 Familien an. In Mohilew allein mel⸗ 
deten ſich 427 jüdiſche Familien als Koloniſten an. In 
kürzeſter Zeitfriſt waren im Ganzen 990 Familien zur Auf⸗ 
nahme in die Kolonien angemeldet. Alle dieſe Geſuche 
wurden von den betreffenden Behörden an den Miniſter des 
Innern, Grafen Blüdow, geſandt, welcher damals nächſt 
dem Kaiſer die größten Machtbefugniſſe im ganzen ruſſiſchen 
Reich beſaß. i 

Schon zu dieſer Zeit erlaubte ſich der Gouverneur 
von Minsk, die Regierung um nähere Auskunft zu bitten, 
welche Intentionen ſie denn eigentlich bezüglich der Beför⸗ 
derung der jüdiſchen Koloniſten nach Sibirien hege. In 
dem betreffenden Schreiben hebt der Gouverneur Folgendes 
beſonders hervor. „Der größte Theil der Juden, welche ſich 
in ſeinem Gouvernement als Koloniſten gemeldet hätten, ſei 
erſtens ſehr arm, habe zweitens bis dato meiſt keinen be⸗ 
ſtimmten Erwerbszweig oder Beruf gehabt, und ſei drittens 
zur Landſtreicherei ſehr geneigt. Es erſcheine ihm daher 
unbedingt nothwendig, daß dieſen zahlreichen armen jüdiſchen 
Familien zuvörderſt für die weite Reiſe, ferner auch für 
die erſte Niederlaſſung in den neu zu begründenden Kolonien, 
für den Bau von Wohnungen, die Beſchaffung von Feld⸗ 
und Hausgeräthſchaften, die erforderlichen nothwendigen 
pecuniären Mittel von der Regierung bewilligt würden. 
Es erſcheine ihm ferner angemeſſen, daß die geſammten 
jüdiſchen Familien, gemeindeweiſe geordnet, unter polizeilicher 
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Aufſicht bis an den Ort ihrer Beſtimmung geleitet würden.“ 
Schließlich erlaubt ſich der Gouverneur noch folgende Aeuße⸗ 
rung ſeiner unmaßgeblichen Meinung.“ Man werde gut 
thun, die ſich als Koloniſten meldenden jüdiſchen Familien 
in zwei Kategorien zu theilen. Zur erſten Kategorie müßten 
diejenigen Familien zählen, welche in ihren bisherigen 
Wohnſitzen die Staats- und Communal⸗Steuern ſolvent ges 
zahlt hätten. Dieſer Kategorie, welche das beſſere jüdiſche 
Element repräſentire, möchten alle von der Regierung behufs 
der freien Auswahl der zu Kolonien beſtimmten Punkte 
etc. bewilligten Zuſagen gehalten werden. Zur zweiten 
Kategorie müßten alle diejenigen jüdiſchen Familien zählen, 
welche in ihren bisherigen Wohnſitzen wegen großer Armuth 
zu keinerlei Steuern hätten herangezogen werden können, 
und welche das ſchlechtere, zum Vagabundiren geneigte jüdiſche 
Element repräſentirten. Dieſer zweiten Kategorie von 
Juden müßten die im kaiſerlichen Erlaß bewilligten Zuſagen 
behufs freier Wahl der Kolonien etc. durchaus nicht be⸗ 
willigt werden, man müſſe vielmehr den zu dieſer Kategorie 
gehörigen Familien die betreffenden Punkte, woſelbſt ſie 
Kolonien gründen ſollten, direkt anweiſen. Die Auswahl 
dieſer Punkte möge eben mit Rückſicht auf dies ſchlechtere 
jüdiſche Element beſonders genau erwogen werden. Auch 
müſſe beim Transport dieſer Kategorie von Juden nach 
den ihnen als Kolonien angewieſenen Punkten eine verſchärfte 
polizeiliche Controlle ausgeübt werden.“ 

Dieſes Memoire des minſker Gouverneurs hatte zur 
Folge, daß die Regierung ſich zunächſt mit den in dem⸗ 
ſelben angeregten Fragen eingehend zu beſchäftigen begann. 
Sämmtliche General⸗ Gouvernements, welche bei dem Kolo⸗ 
nial⸗Projekt in direkte Mitwirkung traten, erhielten 
Anweiſung, ihre Anſichten über die zweckmäßigſte Lö⸗ 
ſung der angeregten Fragen in ausführlichen Memoires 
darzulegen. Gleichzeitig aber begann in den Regie⸗ 


eh 


rungskreiſen eine heftige Polemik darüber, ob es für 
Weſt⸗Rußland vortheilhaft oder unvortheilhaft ſei, wenn 
daſſelbe den größeren Theil ſeiner jüdiſchen Bevölkerung 
verliere. Ein Theil der Regierungsbehörden hielt es für 
unbedingt nothwendig, die geſammten Juden aus Weſt⸗ 
Rußland zu entfernen und denſelben irgendwo, nur in 
möglichſt größter Entfernung von dieſem Theil des Reiches 
neue Wohnſitze anzuweiſen, damit ihnen jegliche Luſt und 
Gelegenheit zur Rückkehr dahin benommen werde. Ein 
anderer Theil der Regierungsbehörden wies dagegen nach, 
daß das ſibiriſche Kolonial-Projekt enorme Nachtheile für 
Weſt⸗Rußland herbeiführen werde, weil man dieſem Theile 
des Reiches durch die Entfernung der Juden eine ſehr 
nützliche und für das Wohl deſſelben durchaus nothwendige 
Klaſſe der Bevölkerung entziehe; es ward daher von den 
Anhängern dieſer Anſicht der Vorſchlag gemacht, das Projekt 
der jüdiſchen Kolonien ausſchließlich in Weſt⸗Rußland ſelbſt 
zur Ausführung zu bringen. 

Dieſe letztere Anſicht vertrat unter anderen auch der 
General⸗ Gouverneur von Smolensk, Diakow, in einem 
Memoire, welches er an Blüdow überſandte, nachdem ein 
von ihm befürwortetes Geſuch von 120 jüdiſchen Familien, 
in ſeinem Departement Grund und Boden für Kolonien 
erwerben zu dürfen, von der Regierung abſchläglich beſchieden 
worden war. In dieſem Memoire trat Diakow energiſch 
für die Judenſchaft in die Schranken, befürwortete die Er⸗ 
richtung jüdiſcher Kolonien in Weſt⸗Rußland und wies nach, 
wie unbegründet die Furcht der Regierung ſei, daß durch 
die Anlage von Juden-Kolonien in der Nähe chriſtlicher 
Ortſchaften dieſen letzteren irgend welcher Nachtheil er⸗ 
wachſen könne. „Die Bevölkerung Weſt-Rußlands, ſo be⸗ 
richtet er, ſei in den letzten Jahrzehnten durch ungünſtige 
Verhältniſſe aller Art ſehr heruntergekommen. Handel und 
Gewerbe ſeien vollſtändig in Stockung gerathen, die Zahl 
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der Reichen und Wohlhabenden habe erſchreckend abgenommen, 
die Zahl der Armen ſich ebenſo erſchreckend vermehrt; 
der wohlhabende und reiche polniſche Adel, ſeit längerer 
Zeit durch die verſchiedenſten Umſtände gegen die Regierung 
erboſt und erbittert, kümmere ſich um das Wohlergehen der 
unteren Volksklaſſen abſolut gar nicht, deßhalb ſeien die⸗ 
ſelben in Folge aller dieſer troſtloſen Verhältniſſe auch in 
moraliſcher Beziehung ſehr heruntergekommen, mit einziger 
Ausnahme der jüdiſchen Bevölkerung, welche die uralten 
guten Eigenſchaften ihres Volkes, die Nüchternheit, den 
ausdauernden Fleiß, die treue Hingebung an ihren Beruf, 
und die Loyalität gegen den Staat unverändert beibehalten 
habe. Es unterliege keinem Zweifel, daß dieſe jüdiſche 
Bevölkerung weſentlich dazu beitragen werde, den allerorts 
geſunkenen Wohlſtand des Landes heben zu helfen, wofern 
die Regierung ſich nur bewogen fühle, die tauſendfachen 
Einſchränkungen, welche der jüdiſchen Bevölkerung in allen 
Beziehungen auferlegt ſeien, und die derſelben ſeit langer 
Zeit ohne Grund zugefügte ſchmachvolle Behandlung zu 
beſeitigen. Die Juden in ſeinem Gouvernement hätten 
nicht nur die vollſte Befähigung, tüchtige Ackerbauern zu 
werden, ſondern ſie wünſchten auch von Herzen, dieſen Be⸗ 
ruf ergreifen zu dürfen. An Land, welches zu Ackerbau 
und Viehzucht vorzüglich geeignet ſei, jetzt brach liege und 
nur der Koloniſten harre, um reichen Ertrag zu liefern, 
habe Weſt⸗Rußland Ueberfluß. Die Bevölkerung ſei ſpärlich, 
die Dörfer lägen weit von einander entfernt, ſo daß oft zwiſchen 
zwei Dörfern auf mehr als 10 Werit!) Länge große Flächen 
vollſtändig brach liegenden unbebauten Landes anzutreffen 
ſeien. Könne nun etwa dadurch ein Schaden für das 
Gouvernement entſtehen, wenn zwiſchen dieſen ſo weit von 
einander gelegenen chriſtlichen Dörfern hier und dort ein 
jüdiſches Dorf angelegt werde? Könne vielleicht dadurch 
1) 7 Werſt gleich einer deutſchen Meile 


die Moralität der chriftlichen Bauern, welche faſt durchweg 
dem Trunk und anderen Laſtern in widerlicher Weiſe ergeben, 
in der Arbeit faul und ſchwerfällig, geiſtig wenig entwickelt 
ſeien, irgend wie ernſtlich gefährdet werden, wenn ihnen 
Nachbarn gegeben würden, welche dem Trunk und den 
anderen Laſtern nicht fröhnten, ein ſtreng moraliſches Fa: 
milienleben führten, fleißig und intelligent ſeien? Solche 
Nachbarn würden die jüdiſchen Koloniſten den chriſtlichen 
Bauern mit aller Beſtimmtheit werden, ſo daß aus dieſer 
Nachbarſchaft nicht nur keine Schädigung, ſondern im Ge⸗ 
gentheil eine Beſſerung der moraliſch tief geſunkenen chriſt⸗ 
lichen Landbevölkerung zu hoffen ſei. Und trotzdem beab⸗ 
ſichtige man, dieſes gute Element, welches die jüdiſche Be⸗ 
völkerung repräſentire, möglichſt weit von Weſt⸗Rußland, 
ja ſogar bis nach Sibirien zu verbannen.“ 

„Diakow entwickelte nun ferner, wie thöricht es 1823 
von der Regierung geweſen ſei, das Recht der Niederlaſſung 
von Juden in den Dörfern zu beſchränken und eine große 
Anzahl von Juden aus den Dörfern in die Städte zu treiben: 
Als im Jahre 1823 viele Juden von den Dörfern, in denen 
ſie bis dahin in beſcheidenen Verhältniſſen, aber zufrieden, 
gelebt hatten, in die Städte zurückgewieſen wurden, verur⸗ 
ſachte dieſe Maßregel ungeheueres Elend. Den armen von 
derſelben betroffenen Dorf⸗Juden wurden hierdurch plötzlich 
vollſtändig die geringen beſcheidenen Erwerbsmittel entzogen, 
mit denen ſie bis dahin wenigſtens ihr Leben hatten friſten 
können. Sie wurden in irgend eine beliebige Stadt geſchickt, 
woſelbſt ſich ihnen überhaupt keine Gelegenheit darbot, ihr 
bisheriges Gewerbe weiter treiben zu können. So wurden 
in Folge dieſes Erlaſſes, um nur ein eklatantes Beiſpiel von 
vielen anzuführen, 600 Schneidermeiſter jüdiſcher Confeſſion 
von den Dörfern nach der Stadt Mohilew in Podolien ge: 
wieſen, woſelbſt ſie ihren Wohnſitz nehmen mußten. Da für 
dieſe Stadt, welche zu jener Zeit kaum 4000 Seelen zählte, 
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ſchon 40 Schneidermeiſter mehr als ausreichend geweſen 
ſein würden, ſo kann man leicht begreifen, in welche jammer⸗ 
volle Lage dieſe unglücklichen hierhin verwieſenen 600 jüdiſchen 
Schneidermeiſter geriethen. Iſt es zu verwundern, wenn 
nunmehr die bitterſte Noth dieſe Menſchen, welche bis dahin 
in ihren früheren ländlichen Wohnſitzen und Verhältniſſen nützliche 
und ehrenwerthe Mitglieder der menſchlichen Geſellſchaft ge- 
weſen waren, zur äußerſten Verzweiflung und zu Vergehen 
gegen die beſtehende Ordnung getrieben hat? Aber noch mehr, 
die Regierung zwang überdieß noch die reichen und wohl⸗ 
habenden Juden der Städte, die Steuern und Abgaben, 
welche die armen in jene Städte verwieſenen Juden nicht 
zahlen konnten, für dieſe mit aufzubringen, ſo daß ſchließlich 
der früher reiche Jude kaum noch wohlhabend verblieb, der 
früher wohlhabende Jude aber ſelbſt verarmte. Die traurigen 
Folgen dieſer Verordnung von 1823 machen ſich noch heutigen 
Tages fühlbar. Die Städte ſind durch dieſe Verordnung 
mit jüdiſchen Bürgern überfüllt worden, ſo daß es ein wahrer 
Segen für die ſtädtiſchen Communen wäre, wenn den Juden 
die Erlaubniß gegeben würde, ſich wieder auf den Dörfern 
Weſt⸗Rußland's niederzulaſſen oder daſelbſt Land zur Gründung 
von Kolonien zu erwerben. Wenn man den Juden die Er⸗ 
laubniß zum Landerwerb giebt, ſo iſt die Entlaſtung der 
Städte von den übermäßig vielen armen Juden ſehr 
leicht zu bewirken. Dieſe letzteren werden mit Freuden die 
Gelegenheit ergreifen, Ackerbauer zu werden, und ſich ihr 
tägliches Brod in ſicherer Weiſe zu erwerben, während ſie 
in den Städten genöthigt ſind, von der Hand in den Mund 
zu leben, zu betteln und zu vagabundiren. Es kann durch⸗ 
aus kein Nachtheil in irgend welcher Beziehung daraus er- 
wachſen, wenn die Produktion der Bodenerzeugniſſe durch 
Anlage jüdiſcher Kolonien vermehrt und dem Juden das 
Recht bewilligt wird, Produzent von Bodenerzeugniſſen zu 
werden. Wie bereits entwickelt, kann hierdurch das Geſammt⸗ 
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Wohl der Weſt⸗Gouvernements nur gehoben, und dem zu⸗ 
nehmenden Pauperismus in der Judenſchaft, wie in der 
chriſtlichen Bevölkerung daſelbſt dauernd abgeholfen werden.“ 

„Das Wohl, welches dem ganzen Lande durch Gründung 
jüdiſcher Kolonien erwachſen wird, dürfte nun ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich von Seiten der ſtädtiſchen Gemeinde-Behörden aus 
egoiſtiſchen Motiven angezweifelt und in Frage geſtellt werden. 
Die jüdiſchen Gemeinden liefern in allen Städten ein ganz erheb⸗ 
liches Contingent von guten Steuerzahlern, um ſo mehr, da die 
reichen und wohlhabenden Juden genöthigt ſind, die Steuern 
für ihre armen Glaubensgenoſſen mit aufzubringen. Durch 
die projektirte Gründung von Juden⸗Kolonien in Weſt⸗Ruß⸗ 
land werden ſelbſtverſtändlich, wenn die Regierung bei dieſem 
Projekt beſonders auf die reichen und wohlhabenden Juden 
reflektirt, die Städte einen ſehr bedeutenden Prozentſatz von 
guten Steuerzahlern verlieren, alſo in ihren kommunalen 
Einnahmen erheblich geſchädigt werden. Da ferner dem Ge⸗ 
ſetze nach diejenigen Juden, welche zu arm, um Steuern zu 
zahlen, oder übel beleumundet ſind, für die reichen, wohl⸗ 
habenden und gut beleumundeten Familien die Laſt des 
Militärdienſtes zu tragen verpflichtet ſind, ſo werden auch 
hierdurch in Folge der Gründung von Juden-Kolonien und 
der Auswanderung zahlreicher armer Juden aus den Städten 
manche Nachtheile für dieſe letzteren erwachſen. Es iſt deß⸗ 
halb vorauszuſehen, daß viele ſtädtiſche Communen in ihrer 
Beſchränktheit nur den momentanen Schaden, welcher ihnen 
durch Gründung von Juden⸗Kolonien, durch die Entziehung 
einer Menge ſolider Steuerzahler und brauchbarer Wehr⸗ 
pflichtiger nothwendigerweiſe entſtehen muß, ins Auge faſſen, 
den allgemeinen Nutzen aber, welchen die Juden-Kolonien 
über kurz oder lang dem ganzen Lande unbedingt bringen 
müſſen, ganz unberückſichtigt laſſen werden. Es werden da⸗ 
her jedenfalls viele ſtädtiſche Communen aus angeführten 
egoiſtiſchen Motiven bei der Regierung gegen die Gründung 
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der jüdiſchen Kolonien petitioniren, auch werden vielleicht 
viele ſtädtiſche Communen ihre Machtbefugniſſe in durchaus 
unerlaubter Weiſe benutzen, um ihre jüdiſchen Mitbürger 
vom Eintritt in die Kolonien abzuſchrecken und zurück zu 
halten. Möge nur die Regierung von dieſen Hinderniſſen, 
welche ſicherlich viele Communen der Gründung von 
Juden⸗Kolonien in den Weg legen werden, gar keine Notiz 
nehmen, vielmehr ſo bald wie möglich mit dieſer Gründung 
auf ſolider Baſis beginnen. Alle Bedingungen, die Juden 
zu tüchtigen Ackerbauern zu erziehen, ſind vorhanden, und 
die geſammte Judenſchaft wird das Kolonial-Projekt der 
Regierung mit Freuden begrüßen. Meine perſönliche Ans 
ſicht, — ſo ſchloß Diakow — iſt es, daß dieſem Wunſch 
der Judenſchaft möglichſt bald entſprochen und ihnen nur 
in Weſt⸗Rußland Grund und Boden zugetheilt wird; der 
Erfolg wird kein geringer ſein ꝛc.“ 

Zu denjenigen hohen Perſönlichkeiten, welche ſich nicht 
ſcheuten, energiſch die Parthei der Judenſchaft zu ergreifen 
und den ſchrecklichen Zuſtand, in welchem ſich dazumal 
der weitaus größte Theil derſelben in Weſt⸗Rußland be- 
fand, zur Allerhöchſten Kenntniß zu bringen, gehörte auch 
der General Drebuſch. Derſelbe richtete an den einfluß- 
reichen Chef der Gensdarmerie, Benkendorf, ein Schreiben 
nachfolgenden Inhaltes. 

„Meine Hand zittert, den ſchrecklichen Zuſtand zu 
beſchreiben, in welchem ſich der größte Theil der Juden⸗ 
ſchaft befindet. Arbeitsloſigkeit und Hungersnoth haben in 
derſelben einen ſo hohen Grad erreicht, daß die raſcheſte 
Abhülfe dieſes Elends eine heilige Pflicht für die Regierung 
iſt. Im wahren Sinne des Wortes verſchmachten die 
Säuglinge an den verdorrten Brüſten ihrer Mütter, und 
verhungern die Kinder und die Greiſe, welche nicht im 
Stande ſind, ihr Brod auf den Straßen zu erbetteln. 
Tauſende von Juden jeden Alters und Geſchlechtes bitten 
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händeringend um Arbeit, find gern erbötig, für ein Spott⸗ 
geld, ja ſchon für Verabreichung der dürftigſten Nahrung 
die ſchwerſten Arbeiten zu verrichten, aber nur wenigen von 
ihnen gelingt es, vorübergehend Beſchäftigung zu finden, 
durch welche ſie ihr Leben zu friſten vermögen. Denn 
auch an die Thüren der chriſtlichen Bewohner klopft bereits 
allerorts das Hungersnoth-Geſpenſt an; viele dieſer Be⸗ 
wohner würden ſicherlich gern den ſchaarenweis bettelnd 
umherlaufenden, verhungernden Juden Almoſen, Brod oder 
Arbeit geben, wenn ſie überhaupt ſelbſt noch in der Lage 
wären, dies thun zu können.“ 

„Die Juden betrachten die ihnen verſprochene Wohl⸗ 
that, in Sibirien Koloniſten werden zu dürfen, als das 
einzige, noch denkbare Mittel, ihre Familien vom gänzlichen 
Untergang zu erretten. Sie ſind nicht nur mit Freuden 
bereit, nach Tobolsk auszuwandern, nein ſelbſt nach Irkutsk 
würden ſie gern ziehen, wenn ſie nur die Gewißheit hätten, 
ſich dort mit ihrer Hände Arbeit, möge ſie auch noch ſo 
ſchwer ſein, den nöthigen Lebensunterhalt erwerben zu 
können und zu dürfen. Aber dieſem Wunſch, Koloniſten 
zu werden, ſetzen die Kahals (Gemeinden) alle nur denk⸗ 
baren Hinderniſſe entgegen, weil ſie mit Recht befürchten, 
einerſeits die Steuern und Abgaben zahlenden reichen und 
wohlhabenden, andrerſeits die zur Erfüllung der Militärpflicht 
verwendbaren armen Juden zu verlieren. Dieſe egoiſtiſche 
Beſorgniß veranlaßt ſogar die Gemeinde-Verwaltungen, in 
ſchändlicher Weiſe die Ausführung der Allerhöchſten für die 
Judenſchaft erlaſſenen Verordnungen zu verhindern. Wo noch 
irgend welches, noch ſo geringes Eigenthum bei den ärmeren 
Juden zu finden iſt, da werden die Abgaben ohne Erbarmen 
von denſelben durch Exekution eingetrieben, man nimmt 
ihnen, in der vollſten Bedeutung des Wortes, das Hemd 
vom Leibe. Die reichen Juden ſehen dieſem Treiben der 
ſtädtiſchen Communalbehörden gegen die arme Judenſchaft 
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meiſt indifferent zu, weil fie es doch nicht zu ändern im 
Stande ſind, es giebt aber ſogar unter dieſen reichen Juden 
Subjekte, welche mit den Behörden aus irgend welchen Gründen 
unter einer Decke ſtecken und das verbrecheriſche Treiben 
derſelben unterſtützen. Hunderte dieſer armen jüdiſchen 
Familien würden mit Wonne nach Sibirien auswandern, 
aber die Gemeinde-Vorſtände, welche die Auswanderung 
angegebener Urſachen halber um jeden Preis verhindern 
wollen, verweigern ihnen rückſichtslos die zum Eintritt in 
den Koloniſtenſtand unbedingt erforderlichen Leumunds⸗Atteſte, 
und zwingen ſie hierdurch, in ihren bisherigen Wohnſitzen 
zu verbleiben.“ 

„Da alſo die Verhältniſſe ſo beſchaffen ſind, daß die 
kaiſerliche Regierung einen großen Theil der jüdiſchen Be⸗ 
völkerung in entfernte Landestheile zu verpflanzen wünſcht, 
daß die Judenſchaft die größte Bereitwilligkeit zeigt, dieſem 
Wunſch der Regierung Folge zu leiſten, daß aber die 
meiſten Communen aus egoiſtiſchen Rückſichten dieſe Aus⸗ 
wanderung ihrer jüdiſchen Bürger mit allen Mitteln zu ver⸗ 
hindern ſuchen, ſo erlaube ich mir nachſtehend kurz folgende 
Vorſchläge zu machen, durch welche den Communen jede 
Gelegenheit zu ferneren Intriguen gegen das Allerhöchſte 
Projekt entzogen wird.“ 

„1) Alle Juden, welche Koloniſten zu werden wünſchen, 
haben ihr hierauf bezügliches Geſuch einem näher zu be: 
ſtimmenden Gensdarmerie-Beamten, welcher weder von der 
Kreis⸗ noch von der Gouvernements-Verwaltung abhängig 
iſt, einzuhändigen. Von dieſem Gensdarmerie-Beamten, 
welcher ſich Gewißheit über die phyſiſche und moralische 
Befähigung der betreffenden Familien, in den Koloniſten⸗ 
ſtand zu treten, zu verſchaffen hat, erhalten dieſelben als— 
dann die nöthigen Päſſe, durch welche ihnen allerorts Schutz 
und Hülfe zugeſichert iſt. Deßgleichen übergiebt ihnen 
dieſer Beamte eine detaillirte genaue Marſchroute, welche 
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fie einzuhalten haben. Eben derſelbe Beamte hat der Streis- 
Finanz⸗Kammer die Namen der von ihm mit Päſſen und 
Marſchrouten verſehenen Juden mitzutheilen.“ 

„2) Die Abgaben-Schuld der in den Koloniſtenſtand 
tretenden Juden ſoll auf die geſammte betreffende Gemeinde, 
welcher ſie bis jetzt angehörten, vertheilt, der auf die Aus⸗ 
wanderer fallende Theil dieſer Schuld geſtrichen werden., 

„3) Der Andrang von Juden, welche in Sibirien 
Koloniſten werden wollen, wird jo groß fein, daß es uner- 
läßlich erſcheint, die Auswanderer in beſtimmte Transport⸗ 
züge einzutheilen und unter beſondere Polizei⸗oder Militair⸗ 
Escorten zu ſtellen, welche dieſelben bis an die Beſtimmungs⸗ 
orte geleiten. Die Vermittelung zwiſchen den Führern der 
Escorten und den zu escortirenden Juden wird durch be— 
ſondere Vorſteher bewirkt, welche die letzteren aus ihrer 
Mitte behufs Vertretung ihrer ſpeziellen Intereſſen zu 
wählen haben.“ 


Alle jene vielen zur damaligen Zeit für und gegen 
das ſibiriſche Kolonial-Projekt geſchriebenen Memoires 
und Berichte wurden an Kankrin überſandt. Dieſer blieb 
beharrlich bei ſeiner Anſicht, daß Sibirien der geeignetſte 
Ort für die Kolonien ſei. Eine an ihn gerichtete Petition 
von mohilewer Juden bewog ihn zu folgender, auf Grund 
des früher erwähnten minſker Memoires entworfener 
Verordnung: 

„1) Die ſich als Koloniſten meldenden Juden werden, 
nachdem ſie zuvörderſt bei der Kreis-Finanzkammer angemeldet 
ſind, nach den betreffenden Kolonial-Punkten befördert.“ 

2) Während der Reiſe dorthin werden den Juden 
Lebensmittel und Unterſtützungen nach derſelben Norm ge— 
währt, welche für jüdiſche Soldaten vorgeſchrieben iſt; 
Branntwein⸗Portionen werden jedoch den jüdiſchen Aus⸗ 
wanderern nicht verabreicht.“ 

(4) 
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„3) Die Tobolsk'ſche und Omsk'ſche Kreisverwaltung 
muß rechtzeitig benachrichtigt werden, wann und in welcher 
Kopfzahl die verſchiedenen Transporte jüdischer Koloniſten 
an ihren Beſtimmungsorten eintreffen werden. Die Kreis— 
verwaltung hat inzwiſchen dafür zu ſorgen, daß für dieſe 
jüdiſchen Familien die erforderliche Anzahl von zweckmäßigen 
Wohnhäuſern fertig hergerichtet iſt, die erforderlichen Hand» 
werkzeuge, Utenſilien ꝛc. beſchafft ſind, und Lebensmittel in 
genügender Menge bereitgehalten werden. Dies iſt noth— 
wendig, um jedem Vagabundiren der an den Beſtimmungs⸗ 
punkten angelangten Juden vorzubeugen.“ 

„4) Jede Koloniſten-Familie erhält auf Koſten der 
Regierung 15 Deſſjatin guten Acker⸗Landes, ſowie das zur 
Bebauung deſſelben nothwendige Geräth und Utenſil, die er— 
forderlichen Sämereien ꝛc. angewieſen.“ 

„5) Betreffs der von den jüdiſchen Koloniſten zu zah— 
lenden Abgaben ſoll nach $ 26 der Judenverordnung vom 
Jahre 1835, und nicht im Widerſpruch mit § 40 verfahren 
werden. (N. B. Nach 8 26 find die Auswanderer aller früheren 
Steuer⸗Schulden ledig, nach § 40 ſind alle das materielle 
Wohl der Koloniſten in ihren neuen Anſiedelungen behindern- 
den Verordnungen der Regierungs-Behörden außer Kraft 
zu ſetzen.“ 

Dieſen Erlaß legte Blüdow dem Miniſter-Rath vor, 
und fügte demſelben folgende perſönliche Bemerkung bei. 
„Obwohl es ſehr wünſchenswerth ſei, die Juden in Neu— 
Rußland anzuſiedeln, ſo könne dies doch nicht geſchehen, 
weil daſelbſt nicht genug für die zahlreichen Kolonien ge— 
eignetes Ackerland vorhanden ſei. Deßhalb habe man ſich 
veranlaßt geſehen, Sibirien für die Gründung der jüdiſchen 
Kolonien zu wählen. Um die Ueberſiedelung der Juden 
dorthin zu erleichtern und zu beſchleunigen, ſei es unbedingt 
nothwendig, daß der Staat denſelben pekuniäre und ſonſtige 
Hülfe in genügendem Maaße zu Theil werden laſſe; zu 


diefem Behuf wäre eine Subvention von Seiten des Finanz: 
miniſteriums erforderlich; im übrigen verdienten die Vor— 
ſchläge des General-Majors Drebuſch entſprechende Beachtung. 

Der Miniſterrath genehmigte dieſen Vorſchlag, der 
Kaiſer beſtätigte denſelben am 27. Okt. 18361), 

Die vielen Verhandlungen, Debatten und Schreibereien 
für und gegen das ſibiriſche Kolonialprojekt hatten inzwiſchen, 
wie leicht erklärlich, bei der Judenſchaft eine große Auf- 
regung hervorgerufen. Beſonders das angeführte Memoire 
des General-Gouverneur Diakow, welcher benanntes Projekt 
gewiſſermaßen als ein Verbannungs-Dekret für die Juden 
auffaßte und nachdrücklich die Gründung von Kolonien in 
Weſt-Rußland befürwortete, hatte die Begeiſterung der 
Juden für Sibirien erheblich abgeſchwächt, ja ſogar große 
Beſorgniſſe unter ihnen hervorgerufen, daß die Regierung 
es nicht offen und ehrlich mit ihren Verſprechungen meine. 
Unheilvolle Gerüchte aller Art begannen zu eirkuliren, jo 
unter andern, die Regierung beabſichtige, unvermuthet in 
einer Nacht alle mit den Steuern und Abgaben rückſtändige 
Juden in ihren Wohnungen zu arretiren, mit Handſchellen 
zu feſſeln, und getrennt von ihren Familien nach Sibirien 
zu transportiren. 

Die Regierung gelangte nach langen Debatten ſchließ— 
lich doch zu der Ueberzeugung, daß Sibirien wegen ſeines, 
den Juden ſehr convenirenden Klimas und wegen des da— 
ſelbſt im Ueberfluß vorhandenen unbebauten Ackerlandes der 
geeignetſte Landestheil für die projektirten Kolonien ſei; ſie 
hatte überdieß ein großes Intereſſe daran, dem menſchen— 
leeren Sibirien eine neue zahlreiche, arbeitſame Bevölkerung 
zuzuführen, und begann deßhalb jetzt abermals den Juden 
dieſes Projekt als das einzige Mittel zu ihrer Errettung 
aus Noth und Elend anzupreiſen. Wiederum wurden alle 
Behörden angewieſen, die im Erlöſchen begriffene Begeiſte— 

) Woſchod Bud. III. S. 62. 
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rung der Judenſchaft für Sibirien nochmals mit allen 
Mitteln anzufachen, und wiederum gelangten dieſelben in 
kürzeſter Zeitfriſt zu dem gewünſchten Reſultat. 

Die erſten jüdiſchen Familien, welche durch ihre Vor⸗ 
ſteher Löb Melamed und Niſſel Gordon ihre Geſuche, Kolo- 
niſten in Sibirien werden zu wollen, einreichten, meldeten 
ſich bei den Behörden zu Minsk. Es waren dies 45 
Männner, 32 Frauen. Hiervon wurden Seitens der be⸗ 
treffenden Behörden 36 Männer, 30 Frauen der Wohlthat, 
Koloniſten zu werden, für würdig erklärt. In kurzer Zeit 
wuchs die Zahl der ſich als Koloniſten meldenden und als 
würdig zu dieſem Beruf befundenen Juden auf 966 
Männer, 674 Frauen heran, welche in Summa 286 Fa⸗ 
milien repräſentirten. Die Abgaben-Rückſtände dieſer 286 
Familien beliefen ſich auf die beſcheidene Summe von pp. 
2364 Rubeln, alſo von kaum 9 Rubeln pro Familie. Es 
meldeten ſich ferner raſch nacheinander 24 jüdiſche Familien 
aus Mohilew (120 Perſonen), 43 aus Krasnopol (106 
Perſonen), 21 aus Tſchernigow, 45 aus Grodno (200 
Perſonen), 54 aus Starobichow (166 Perſonen), 100 aus 
Bobikow (446 Perſonen), 23 aus Slonim (81 Perſonen), 
300 aus Minsk (800 Perſonen), 50 aus Mitau (350 
Perſonen), 139 aus Witebsk etc., im Ganzen 754 Familien, 
welche ca. 5000 Seelen zählen mochten, zur gnädigen Auf⸗ 
nahme in Sibirien“. Weitere Anmeldungen folgten nun⸗ 
mehr allerorts in großer Menge. Die meiſten dieſer als 
Koloniſten angemeldeten Juden gehörten der armen Volks- 
klaſſe an. 

Die Regierung traf jetzt ernſtliche Anſtalten, den 
Transport dieſer Maſſen nach Sibirien einzuleiten. Allein 
die Vorbereitungen hierzu erforderten ſelbſtverſtändlich 
immerhin noch einige Zeit, und inzwiſchen begannen die als 
Koloniſten angemeldeten Juden, welche die Urſachen dieſer 
Verzögerung nicht begreifen konnten, äußerſt ungeduldig zu 
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werden. Die Sehnſucht derſelben, aus ihrer bisherigen 
jammervollen Lage erlöſt zu werden, die Hoffnung, in 
Sibirien ein glückliches Heim zu finden, durch Ackerbau, 
Viehzucht, Bergbau die nöthigen Exiſtenzmittel für ihre 
Familien und eine geachtete bürgerliche Stellung zu er⸗ 
werben, machen dieſe Ungeduld über die Langſamkeit der 
Behörden leicht begreiflich. Große Erregung und Unruhe 
bemächtigten ſich der von Tag zu Tag Seitens der Behörden 
auf den baldigen Abmarſch nach Sibirien vertröſteten 
Juden; ſchließlich begannen dieſelben laut über die Be⸗ 
hörden zu murren, den Gemeindevorſtänden Vorwürfe zu 
machen, daß ſie abſichtlich das kaiſerliche Projekt zu ver⸗ 
hindern ſuchten, und ſogar Beſchwerdeſchriften an die Mi⸗ 
niſter einzureichen. Alle dieſe Bitten und Beſchwerden 
blieben unbeachtet. Die kaiſerlichen Behörden ließen es ſich 
zwar angelegen ſein, die bittenden oder Beſchwerde führenden 
Juden in anerkennenswerth humaner Weiſe zu beſcheiden 
und zu vertröſten, im übrigen aber fanden ſie ſich nicht 
veranlaßt, die Vorbereitungen zum Abmarſch der Koloniſten 
auch nur iu mindeſten zu beſchleunigen. 

Wie ernſtlich es die Juden mit der Auswanderung 
nach Sibirien nahmen, wie ſehnſüchtig ſie den Befehl zum 
Abmarſch erwarteten, das ergiebt ſich klar und deutlich aus 
nachfolgenden Thatſachen. Siebzehn jüdiſche Familien, 
71 Perſonen ſtark, welche über genügende pekuniäre Mittel 
für die Reiſe nach Sibirien verfügten, und denen es zu 
lange währte, bis die Behörden das Signal zum Abmarſch 
erſchallen ließen, traten auf eigene Koſten und Gefahren 
die Reiſe dorthin an. Im Spätherbſt 1836 erreichten die⸗ 
ſelben Tambow, aber in welchem Zuſtande? Die weite 
Reiſe hatte, noch ehe ſie zur Hälfte zurückgelegt war, be⸗ 
reits die peluniären Mittel der Auswanderer vollſtändig 
abſorbirt; ſie waren alsdann genöthigt geweſen, das Mit⸗ 
leid der Bewohner der von ihnen durchwanderten Gegenden 
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in Anspruch zu nehmen. Unter unfäglichen Leiden und 
Gefahren gelangten ſie endlich, zerlumpt und halb ver— 
hungert, unfähig, ihre Wanderung weiter fortzuſetzen, nach 
Tambow. Der dortige Gouverneur nahm ſich dieſer elenden 
Menſchen in freundlichſter Weiſe an, er gab ihnen Unter— 
kunft und Beköſtigung und forderte die Einwohner von 
Tambow auf, die Unglücklichen durch milde Gaben an Geld, 
Kleidern ꝛc. zu unterſtützen. Gleichzeitig ſandte er einen 
Bericht hierüber an Blüdow und fragte bei ihm an, was 
er mit dieſen jüdiſchen Familien weiter beginnen ſolle? 
Blüdow theilte den Vorfall dem Miniſterrath mit; das 
Miniſterium der Finanzen wies hierauf die Kreis-Finanz⸗ 
Kammer in Tambow an, den betreffenden jüdischen Familien 
ſoviel Geld einzuhändigen, daß ſie, ohne zu betteln oder zu 
vagabundiren, die nächſte Stadt Penſa erreichen könnten. 
Dann — ſo lautete der Schluß des Beſcheides — ſolle 
man dieſe Juden in Gottes Namen weiter ziehen laſſen. !)“ 

Faſt gleichzeitig erhielt Blüdow die Meldung, daß 
durch Kaſan zwanzig jüdiſche Familien gezogen ſeien, welche 
Koloniſten in Sibirien werden wollten. Der Gouverneur 
von Kaſan berichtete, dieſe Familien ſeien mit den noth— 
wendigen pekuniären und ſonſtigen Reiſemitteln, ſowie mit 
Legitimationen verſehen geweſen, und hätten keinerlei An⸗ 
ſprüche um Unterſtützung etc. an die Behörden geſtellt, er 
habe ſie deßhalb ungehindert weiter ziehen laſſen. 

Die Vorbereitungen der Behörden für die Transporte 
der jüdiſchen Koloniſten nach Sibirien ſchienen inzwiſchen 
endlich und endgültig getroffen zu ſein; mit freudigem 
Herzklopfen harrten Tauſende von jüdiſchen Familien auf 
den Ruf zum Abmarſch nach Sibirien, woſelbſt ihnen eine 
neue, glückliche Zukunft erblühen ſollte; Kankrin überſandte 
dem Kaiſer ein Memoire über den Erfolg ſeiner bisherigen 
Thätigkeit bezüglich des ſibiriſchen Kolonial-Projektes und 

5) Woſchod, Dokumente von März bis 16, Dez. 186. 
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meldete, daß die Transporte der Juden nach Sibirien nun— 
mehr ungeſtört ihren Anfang nehmen könnten. Der Kaiſer 
beeilte ſich, dieſes Memoire an Kankrin zurückzuſchicken, 
auf welches er mit eigener Hand die wenigen, inhaltsſchweren 
Worte geſchrieben hatte: „Die Ueberſiedelung der Juden 
nach Sibirien wird eingeſtellt.“ (5. Januar 1837). 


— 


II. 


Woher kam dieſe ganz unerwartete, plötzliche Sinnes— 
änderung des Kaiſers gerade zu dem Zeitpunkte, als jeder— 
mann mit Beſtimmtheit die endliche Ausführung des mit 
ſolchen Anſtrengungen ins Leben gerufenen ſibiriſchen 
Kolonial-Projektes erwartete? Den Vermuthungen über 
dieſes wunderbare Ereigniß ſtand ein weites Feld offen. 
War es eine durch irgend welche beſonderen Umſtände 
hervorgerufene Laune des Kaiſers, daß er gerade in dem 
Augenblick, in welchem ganz Rußland von ihm ein 
„Einverſtanden“ mit dem Kankrin'ſchen Memoire erwartete, 
ein „Veto“ gegen daſſelbe ſchleuderte? Oder lag dieſem 
„Veto“ ein ernſteres politiſches Motiv zu Grunde, welches 
erſt im letzten Moment der Kaiſer ſelbſt oder irgend einer 
ſeiner Miniſter für wichtig genug erachtete, um das ganze 
zur Ausführung reife Projekt ſofort über den Haufen zu 
werfen? Und welcher Art mochte dieſes Motiv ſein? Drohte 
dem mächtigen ruſſiſchen Reich irgend welche innere Gefahr 
dadurch, daß man Sibirien mit einer großen Anzahl von 
Juden bevölkerte? Oder war Sibirien plötzlich ſo hoch in 
der Gunſt des Kaiſers geſtiegen, daß er die Fluren deſſelben 
lieber von Chriſten, als von Juden bevölkert zu ſehen 
wünſchte? Hatte man vielleicht die Ueberzeugung erlangt, 
daß das Klima Sibiriens den Juden ſchädlich ſei, und war 
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es zärtliche Beſorgniß für die Geſundheit derſelben, welche 
die Regierung bewog, die jüdiſchen Kolonien dort nicht 
anzulegen. Scheute die Regierung die immerhin bedeuten⸗ 
den Koſten, welche der Transport der großen Maſſe von 
Juden nach Sibirien verurſachte? Oder hatte die Anſicht 
der egoiſtiſchen Communen, daß Weſtrußland durch den 
Wegzug des größeren Theils ſeiner jüdiſchen Bevölkerung 
unberechenbare Nachtheile haben werde, ſchließlich doch die 
Beiſtimmung des Kaiſers und ſeiner Miniſter gefunden? 

Dieſe und viele andere Vermuthungen wurden das 
mals in allen Kreiſen des ruſſiſchen Volkes aufgeſtellt 
und erörtert. Die wahre Urſache jedoch, derentwegen der 
Kaiſer fo unvermuthet und brüsk das ſibiriſche Kolonial- 
Projekt verwarf, ward erſt mehrere Jahre ſpäter dem 
Volke offenkundig, als durch irgend welchen Zufall der 
Inhalt eines hierauf bezüglichen Memoires, welches eigent⸗ 
lich ſekret verbleiben ſollte, den Zeitungen bekannt wurde. 
Dieſes betreffende Memoire war gemeinſam von Blüdow 
und Benkendorf verfaßt und dem Kaiſer gerade zu dem 
Zeitpunkt überreicht worden, als derſelbe, wie vorerwähnt, 
den Bericht Kankrin's erhielt, daß die Transporte der 
Juden nach Sibirien nunmehr ungeſtört beginnen könnten. 
Wir geben nachfolgend einen kurzen Auszug aus jenem 
Blüdow⸗Benkendorf'ſchen Memoire. 

„Benannte beide Herren hätten ſich veranlaßt gefunden, 
das ſibiriſche Kolonial-Projekt nochmals in allen ſeinen 
Details mit minutiöſer Genauigkeit zu prüfen, und ſeien 
hierbei zu nachſtehenden Reſultaten gelangt.“ 

„Die Hauptzwecke welche die Regierung durch Grün— 
dung zahlreicher jüdiſcher Kolonien erreichen will, ſind 
folgende“. 

„1) Der weitaus größte Theil der ruſſiſchen Juden 
betreibt bis jetzt Schacher-, Hauſir⸗ und Kleinhandel-Ge⸗ 
ſchäfte. Es iſt unbeſtreitbare Thatſache, daß dieſe ganze, 
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benannten Erwerbszweigen obliegende Klaſſe der Judenſchaft 
nichts weniger, als ein gutes, achtbares bürgerliches Ele⸗ 
ment repräſentirt. Im Gegentheil kann man mit vollſter 
Berechtigung behaupten, daß dieſe Klaſſe der Judenſchaft 
ein Krebsſchaden, nicht allein für die chriſtliche Bevölkerung, 
in deren Mitte ſie lebt, ſondern auch für die übrigen Klaſſen 
der Judenſchaft ſelbſt iſt. Dieſe Schacher-, Hauſir⸗ und 
Kleinhandel-Geſchäfte betreibende Judenſchaft geräth fort⸗ 
während in Conflikte mit den beſtehenden Verordnungen 
und Geſetzen, verurſacht den kaiſerlichen und kommunalen 
Behörden eine ſtetige, enorme Arbeitslaſt, und hat überdieß 
niemals vermocht, durch ihre unſicheren und unſoliden Er⸗ 
werbszweige zu nennenswerthem materiellen Wohlſtand 
zu gelangen. Daß es alſo ſchon überhaupt ein großer 
Vortheil für den Staat iſt, wenn er es erreichen kann, 
dieſe zahlloſen ſchachernden, hauſirenden und Kleinhandel 
treibenden Juden auf ein Minimum zu reduziren und ihnen 
anſtatt jener unſicheren und unſoliden Erwerbszweige einen 
ſicheren und ſoliden Erwerbszweig anzuweiſen, liegt auf 
der Hand.“ 

„2) Dieſer neue, ſichere und ſolide Erwerbszweig, 
welchen die Regierung den Juden darbietet, iſt der Acker⸗ 
bau⸗Betrieb. Daß die Juden alle erforderlichen Eigen⸗ 
ſchaften beſitzen, um tüchtige Ackerbauern zu werden, wird 
allgemein anerkannt; es iſt um ſo mehr begründete Hoffnung 
vorhanden, das jüdiſche Kolonial-Projekt reuſſiren zu ſehen, 
als ſich in der geſammten Judenſchaft großer Enthuſias⸗ 
mus hierfür zeigt und die kaiſerliche Regierung! feſt ent⸗ 
ſchloſſen iſt, das Gedeihen der jüdiſchen Kolonien mit allen 
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln zu fördern. Dem Ge— 
ſammtwohl des Staates wird alſo aus dem jüdiſchen Ko⸗ 
lonialprojekt ein doppelter Vortheil erwachſen. Erſtens 
nämlich wird eine zahlreiche, bis dahin wenig nützliche und 
wenig achtbare Bevölkerungsklaſſe zu wirklich nützlichen 
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und achtbaren Staatsbürgern herangebildet werden, und 
zweitens werden große Strecken vortrefflichen, bis jetzt 
wegen Mangels an Arbeitskräften total unbenutzt dafiegen- 
den Ackerlandes durch die dorthin verſetzte Koloniſten-Be— 
völkerung produktiv gemacht werden.“ 

„Mit dieſen Grundgedanken, auf denen die kaiſerliche 
Verordnung vom 13. Oct. 1836 baſirt iſt, können ſich die 
Verfaſſer dieſes Memoires nur durchaus einverſtanden er— 
klären. Hingegen ſind dieſelben nach genaueſter, reiflicher 
Ueberlegung zu der Ueberzeugung gelangt, daß ſpeziell die 
Wahl Sibirien's für die Gründung der projektirten zahl- 
reichen jüdiſchen Kolonien keine glückliche genannt werden kann. 
Es kommen hierbei verſchiedene, ſehr ſchwer in die Wage— 
ſchale fallende Momente in Betracht, welche den Urhebern 
jenes ſcheinbar ſo viel verſprechenden und vortheilhaften 
Projektes vollſtändig entgangen ſind.“ 

„Zuvörderſt iſt wohl zu erwägen, daß die Bevölkerung 
Sibiriens meiſt aus zur Deportation verurtheilten Ver— 
brechern oder politiſchen Verbannten beſteht, alſo ſchon an 
und für ſich ein durchaus ſchlechtes moraliſches Element 
repräſentirt.“ 

„Dieſem jetzt in Sibirien lebenden, in moraliſcher Be— 
ziehung notoriſch ſchlechten Element will man nun eine 
neue Bevölkerung, die jüdiſchen Koloniſten, zugeſellen, welche 
zunächſt moraliſch wenig taugt, und erſt in den Kolonien 
moralisch gebeſſert werden folk Die Amalgamirung dieſer 
beiden Elemente kann doch unmöglich ein gutes neues Pro- 
dukt ergeben und dem Staat von irgend welchem Nutzen ſein. 
Die in Sibirien eintreffenden jüdiſchen Koloniſten finden 
an jener Verbrecher-Bevölkerung, welche ſich durch nichts 
weniger, als durch Luſt zur Arbeit, Fleiß und ſonſtige 
Tugenden auszeichnet, ein höchſt verderbliches Vorbild; 
andererſeits aber kann jene Verbrecher-Bevölkerung eben⸗ 
falls nun und nimmermehr durch die neu eingewanderte 
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jüdiſche Bevölkerung, welche vorläufig wenigſtens ſelbſt kein 
gutes moraliſches Element repräſentirt, auf eine beſſere 
Stufe der Moralität gebracht werden. Daher wird der 
jüdiſche Koloniſt in Sibirien bald den Ackerbau, deſſent— 
wegen er dorthin geſchickt wurde, mehr und mehr vernach— 
läſſigen und mit der vorgefundenen Verbannten- und Ver: 
brecher-Bevölkerung dieſelben Schacher-, Hauſir- und Klein⸗ 
handel-Geſchäfte beginnen, welche ſo namenloſes Unheil über 
die chriſtliche Bevölkerung der Weſt-Gouvernements gebracht 
haben. Anſtatt alſo in Sibirien eine Ackerbau treibende, 
ſolide jüdiſche Bürgerſchaft heranzuziehen, wird man ſtatt 
deſſen in kurzer Zeit daſelbſt nichts weiter als Handels— 
und Schacher-Juden vorfinden, welche die urſprüngliche 
ſibiriſche Bevölkerung immer mehr demoraliſiren werden. 
Dieſem Schacherweſen, welchem ſich ſehr bald die jüdiſchen 
Koloniſten ergeben werden, können die dortigen kaiſerlichen 
Sicherheits-Organe kaum mit dem nöthigen Nachdruck ent⸗ 
gegenwirken. Denn erſtens iſt das Gouvernement ein ſehr 
ausgedehntes, zweitens find die Sicherheits-Organe im Ver⸗ 
hältniß zu dieſer Ausdehnung ſchon jetzt ſpärlich genug be— 
meſſen, fo daß fie Mühe haben, die ihnen zugemutheten 
ſchweren Dienſtobliegenheiten genügend zu erfüllen, drittens 
endlich ſind dieſe Sicherheits-Organe ſelbſt theilweiſe höchſt 
unzuverläſſig und namentlich Beſtechungen ſehr zugänglich.“ 

„Außer dieſem vorangeführten Hauptmoment kommen 
nun aber auch noch verſchiedene Neben-Momente in Be— 
tracht, welche ebenfalls nicht unbeachtet bleiben dürfen. 
Hierzu gehört beſonders die Erörterung der Frage, ob 
überhaupt der größte Theil der meiſt ganz armen und 
ſchon jetzt halb verhungerten Juden, welche ſich als Koloniſten 
für Sibirien gemeldet haben, die koloſſalen Strapazen 
dieſer langen, beſchwerlichen Reiſe wird ertragen können? 
Dieſe Frage muß entſchieden verneint werden. Welche 
Folgen werden nun daraus entſtehen? Ein großer Theil 
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der nach Sibirien zu transportirenden Judenſchaft wird ſchon 
auf der Reiſe ſelbſt den Strapazen derſelben zum Opfer 
fallen, ein anderer Theil wird erkranken und den auf der 
Reiſeroute gelegenen Ortſchaften zur Laſt fallen, ein dritter 
Theil endlich wird die Gelegenheit benützen, ſich von den 
Transport⸗Kolonnen zu abſentiren, nach irgend welchen Ort⸗ 
ſchaften des inneren Rußlands zu wandern, und dort die 
Bevölkerung durch Vagabundiren, Betteln oder Schacher⸗ 
handel zu ſchädigen.“ 

„Alle dieſe vorangeführten Gründe bewegen uns, unſere 
Meinung dahin zu reſumiren, daß denjenigen Juden, welche 
die Reiſe nach Sibirien bereits angetreten hatten, bevor 
Seine Majeſtät die Siſtirung des Kolonial⸗Projektes anbe⸗ 
fahlen, ſowohl während der Reiſe ſelbſt, wie auch bei ihrer 
Ankunft am Ziel derſelben alle bereits für das Projekt 
geſetzlich beſtimmten und genehmigten Zuſagen gehalten 
und erfüllt werden, daß aber fernerhin keinem Juden mehr 
unter irgend welchen Bedingungen die Anſiedelung in 
Sibirien geſtattet werde.“ 


„Um jedoch den löblichen Zweck, welchen die Re⸗ 
gierung mit der Gründung von Juden-Kolonien erſtrebt, 
trotzdem zu erreichen, machen wir den Vorſchlag, den Juden 
unter ſtrikter Befolgung der hierfür gültigen Beſtimmungen 
und Geſetze, in Neu- und Weſt⸗Rußland, woſelbſt ſchon 
längſt jüdiſche Kolonien exiſtiren, Land anzuweiſen. Die 
Anſiedelung der Juden in den benannten Landestheilen er⸗ 
ſcheint uns um ſo zweckmäßiger, als 1) die Juden ſelbſt 
dieſe Landestheile für die ihnen verſprochenen Kolonien am 
geeignetſten halten 2) die Anſiedelung daſelbſt ohne große 
Strapazen für die Juden und ohne erhebliche Koſten für 
die Regierung erfolgen kann, 3) die Regierung in dieſen 
Landestheilen, woſelbſt den Juden ſchon längſt der Auf⸗ 
enthalt geſetzlich erlaubt iſt, die erſorderliche polizeiliche 
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Kontrolle über die Juden⸗Kolonien ohne nennenswerthe 
Schwierigkeiten ſicher auszuüben vermag.“ 

Gleichzeitig mit dem Dekret des Kaiſers, welches die 
Anſiedelung der Juden in Sibirien definitiv unterſagte, er- 
ſchien eine neue Verordnung, welche wir hier zu erwähnen 
für nöthig finden. Die in Tomsk (Sibirien) als Verbannte 
lebenden Juden waren um die Allerhöchſte Erlaubniß ein- 
gekommen, in ihrer Gemeinde einen Rabbiner anſtellen zu 
dürfen. Dieſes Geſuch bewog den Kaiſer zu einem Erlaß, 
worin er die Regierung anwies, gegen die Vermehrung 
des jüdischen Elementes in Sibirien Praeventiv-Maßregeln zu 
ergreifen. Zugleich ward den nach Sibirien verbannten Juden 
mitgetheilt, daß der Kaiſer geruht habe, die Aufnahme jüdiſcher 
Knaben, deren Eltern nach Sibirien verbannt ſeien oder 
verbannt werden würden, in die Militär⸗Zöglings⸗Bataillone 
zu geſtatten. 

Dieſer angeblich vom Kaiſer ſelbſt ausgegangene Vor⸗ 
ſchlag ward von Blüdow und Benkendorf, wie folgt, begut⸗ 
achtet. 

„Nach reiflicher Ueberlegung der Sachlage betreffs 
Einreihung jüdiſcher Knaben in die Militärzöglings⸗Bataillone 
können wir nicht anders, als durchaus der Anſicht Eurer 
Majeſtät beizupflichten. Denn, da in Tomsk, Tobolsk und 
Jeniſeisk nur 18 jüdiſche Großhändler, dagegen 659 jüdiſche 
Perſonen, welche Kleinhandel oder Gewerbe betreiben, vor⸗ 
handen ſind, und da es unmöglich iſt, anzugeben, auf welche 
Weiſe dieſe Juden ſich dort eingeniſtet haben, ſo wird die 
vorgeſchlagene Maßregel 1) mit den beſtehenden Geſetzen 
nicht kollidiren und 2) der Militär-Behörde keine allzugroße 
Bürde auferlegen. Auch kann man den jüdiſchen Groß⸗ 
händlern die Wahl laſſen, ihre unmündigen Knaben ent⸗ 
weder aus Sibirien fortzuſchicken oder deren Einreihung in 
die Militärzöglings⸗Bataillone zu gewärtigen.“ 

„Um der Vermehrung der Juden in Sibirien Einhalt 
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zu thun, müſſte ferner beſtimmt werden, daß 1) jüdiſche 
Delinquenten überhaupt nicht zur Niederlaſſung in Sibirien, 
ſondern zur Einſtellung in Militär-Straf-Bataillone verur- 
theilt werden, und 2) daß jüdiſchen Sträflingen, welche zu 
Arbeiten in den Bergwerken verurtheilt werden, die bisher 
geſtattet geweſene Mitführung ihrer Familien dorthin gänzlich 
unterſagt wird.“ 

„In Anbetracht daß es eben ſo nothwendig, wie 
wichtig iſt, ſchleunigſt mit allen Mitteln gegen die konſtatirte 
zunehmende Vermehrung der Juden in Sibirien anzukämpfen, 
erſcheint es uns überhaupt dringend geboten, die bereits auf 
der Wanderſchaft nach Sibirien begriffenen jüdiſchen Koloni— 
ſten ſchleunigſt an der Fortſetzung ihrer Reiſe zu hindern. 
Iſt auch die Anzahl dieſer auf der Reiſe begriffenen Juden 
keine übermäßig große, ſo wird doch immerhin durch die— 
ſelben, wenn ſie das Ziel ihrer Reiſe erreichen, das jüdiſche 
Element in Sibirien erheblich vermehrt werden. Da über— 
dies die Regierung dieſen nach Sibirien auswandernden 
Juden viele Begünſtigungen garantirt hat, ſo wird es kaum 
zuläſſig ſein, denſelben, wenn ſie am Zielpunkt ihrer Reiſe 
angelangt ſind, nun plötzlich dieſe Begünſtigungen, unter 
denen die Befreiung vom Militärdienſt obenanſteht, wieder 
zu entziehen, denn hierdurch würde man ſie ja in dieſelbe 
Kategorie, wie die zur Verbannung verurtheilten Juden ver⸗ 
ſetzen. Um aber dieſe ſchon auf der Reiſe nach Sibirien 
begriffenen oder ſogar daſelbſt ſchon eingetroffenen Juden 
einigermaßen zu entſchädigen und der verſprochenen kaiſer⸗ 
lichen Huld theilhaftig werden zu laſſen, erſcheint es ange— 
meſſen, dieſelben nach Cherſon in Neu-Rußland zu dirigiren, 
woſelbſt in der Nachbarſchaft der dort bereits vorhandenen 
jüdiſchen Kolonien noch eine Fläche von 14,287 Deſſjatinen 
des vorzüglichſten, jungfräulichen Ackerlandes disponibel iſt. 
Dieſes Projekt iſt mit nur geringen Ausgaben verbunden, 
überdieß dem Plan, die Anzahl der Juden in Sibirien zu 


vermindern, konform, und wird den zu Kolonisten beſtimmten 
Juden ſchon deßhalb zuſagen, weil ſie lieber in der Nähe 
von Glaubensgenoſſen, als in der Nachbarſchaft von Chriſten 
leben werden.“ 

Der Kaiſer ſchrieb eigenhändig auf dieſes Memoire: 
„vollkommen einverſtanden!“, und beauftragte Blüdow, eine 
beſtimmte Ober-Behörde zu ernennen, welche die Angelegen— 
heiten der bereits exiſtirenden jüdiſchen Kolonien im Kreiſe 
Cherſon unterſuchen und regeln, ſowie alle zur Begründung 
neuer jüdischer Kolonien eben daſelbſt erforderlichen Maß: 
regeln treffen ſolle. Nachdem die Mitglieder dieſer von 
Blüdow ernannten Ober-Behörde die kaiſerliche Beſtätigung 
erhalten hatten, begaben ſie ſich direkt nach Cherſon und 
begannen die vorgeſchriebenen Arbeiten. 

Kurz vor Veröffentlichung des Dekretes, welches den 
weiteren Zuzug von Juden nach Sibirien unterſagte, trafen 
in Omsk 36 jüdiſche Familien ein, welche die Reiſe dorthin 
mit Bewilligung ihrer früheren Ortsbehörden auf eigene 
Koſten gemacht hatten. Der General:Gouverneur von Omsk 
meldete das Eintreffen dieſer Juden an Blüdow und erbat 
ſich Verhaltungsmaßregeln. Letzterer antwortete, es ſeien 
Berathungen im Gange, welche zum Zweck hätten, die An⸗ 
ſiedelung von Juden in Sibirien gänzlich zu verhindern. 
Es ſei ſehr gut, daß der Gouverneur von Omsk nicht vor: 
eilig jene 36 jüdiſchen Familien bereits anſäſſig gemacht habe. 
Er möge ihnen mittheilen, daß ſie ſich unter keinen Um— 
ſtänden in Sibirien anſiedeln dürften, daß es ihnen aber 
freiſtehen ſolle, entweder in ihre frühere Heimath zurückzu— 
kehren, oder nach Cherſon zu wandern, woſelbſt neue jüdiſche 
Kolonien gegründet werden würden. 

Inzwiſchen ward das kaiſerliche Dekret, welches den 
Juden die Anſiedelung in Cherſon geſtattete, publizirt. Das— 
ſelbe zeichnete ſich durch lakoniſche Kürze aus und enthielt 
nicht die geringſte Andeutung darüber, aus welchen Gründen 
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die Regierung Sibirien für die Gründung von jüdischen 
Kolonien verworfen und Cherſon hierzu beſtimmt habe. Mit 
Recht aber wunderte ſich jedermann darüber, daß die Re⸗ 
gierung kurz zuvor erklärt hatte, in Neu-Rußland ſei kein 
Terrain für Gründung von jüdiſchen Kolonien disponibel, 
und nun mit einemmal große Landſtrecken daſelbſt entdeckte, 
auf denen die ganze, ſehr bedeutende Anzahl der bereits an- 
gemeldeten, wie der noch ferner anzumeldenden Koloniſten 
anſäßig gemacht werden ſollte. 

Dieſes neue kaiſerliche Dekret veranlaßte nun zu⸗ 
vörderſt eine längere Reihe von Verhandlungen zwiſchen 
drei ſehr einflußreichen Perſönlichkeiten, nämlich dem Mini⸗ 
ſter des Innern, Grafen Blüdow, dem Miniſter der Kron— 
domänen, Grafen Kiſſelew, und dem Gouverneur von Neu⸗ 
Rußland, Grafen Woronzow. Wir halten es behufs beſſeren 
Verſtändniſſes der weiteren Geſchichte der jüdiſchen Kolonien 
für nothwendig, an dieſer Stelle einige kurze Bemerkungen 
über das Miniſterium der Krondomänen anzuführen, welches 
durch Dekret des Kaiſers vom 26. Dec. 1837 neugeſchaffen, 
und an deſſen Spitze Graf Kiſſelew geſtellt worden war. 

Wie ſchon früher dargelegt, war Kaiſer Alexander J. 
der erſte Regent, welcher es wagte, an dem uralten Leib: 
eigenſchafts⸗Inſtitut des ruſſiſchen Reiches zu rütteln. Er 
hob die Leibeigenſchaft in Eſthland, Livland, Kurland definitiv 
auf und begann energiſch den Weg zur Aufhebung derſelben 
in ganz Rußland anzubahnen. Auch Kaiſer Nicolaus I. 
ließ die Leibeigenſchaftsfrage nicht aus den Augen. Obwohl 
es ihm der verſchiedenſten Urſachen halber, deren Erörterung 
uns zu weit führen würde, nicht möglich ward, die völlige 
Beſeitigung dieſes ſelaviſchen Inſtituts zu bewirken, fo ge: 
bührt ihm doch das Verdienſt, alle Vorbereitungen hierzu 
ſo weiſe und zweckentſprechend getroffen zu haben, daß 
Kaiſer Alexander II. ohne große Beſorgniß vor bedenklichen 
inneren Unruhen die Aufhebung der Leibeigenſchaft im 


ganzen ruſſiſchen Reich am 19. Februar 1861 dekretiren 
konnte. Nicolaus I. erließ eine größere Anzahl von Ukaſen, 
durch welche die vielen mit der Leibeigenſchaft innig ver- 
bundenen Mißbräuche allmählich beſeitigt, die Feſſeln der 
Leibeigenen mehr und mehr gelöſt wurden. Ganz beſonders 
bereitete er die völlige Aufhebung der Leibeigenſchaft in 
allen Theilen ſeines Reiches dadurch vor, daß er zunächſt 
den auf Kronland anſäſſigen Kronbauern eine Menge von 
Vergünſtigungen und Rechten gewährte, welche dieſelben 
in den Stand der freien Bauern überführen ſollten. Weil 
aber dieſe Regelung der Verhältniſſe der Kronbauern eine 
enorme Arbeitslaſt verurſachte, welche man nicht gut einem 
der bereits exiſtirenden Miniſterien aufbürden konnte, ſo 
ſchuf der Kaiſer das angeführte neue Miniſterium der 
Krondomänen. Der mit demſelben betraute Graf Kiſſelew 
erfüllte die ihm geſtellte Aufgabe, die Verhältniſſe der Kron⸗ 
bauern zu regeln und die ſpätere völlige Aufhebung der 
Leibeigenſchaft im ganzen ruſſiſchen Reich zweckmäßig vor⸗ 
zubereiten, mit eben ſo großem Eifer wie Geſchick. Man 
zählte zur Zeit der Gründung dieſes Miniſteriums etwa 
22 Millionen Leibeigener im ganzen ruſſiſchen Reich, von 
denen pp. 7 Millionen der Krone angehörten. Zufolge 
des kaiſerlichen Erlaſſes wurden nun 1) alle Kronbauern 
2) alle ſogenannte freie Bauern unter direkte Jurisdiktion 
des Miniſteriums der Krondomänen geſtellt. Zu den freien 
Bauern zählten auch die jüdiſchen Koloniſten, welche in 
den neun von Alexander I. gegründeten Kolonien lebten. 
Als nun das Dekret publizirt wurde, demzufolge 
zahlreiche neue jüdiſche Kolonien auf Kronland im Gebiet 
von Cherſon gegründet werden ſollten, befürchtete Kiſſelew 
mit Recht, daß Bludow beim Kaiſer beantragen werde, die 
ganze große mit dieſer Gründung verbundene Arbeits- 
laſt dem ſchon mit Arbeiten überbürdeten Miniſterium der 
Krondomänen zu übertragen. Um hierüber Gewißheit zu 
(5) 
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erhalten, wandte ſich Kiſſelew mit einem Schreiben an Bludow. 
Dieſer überſandte ihm unter der Bezeichnung „ſekret“ die 
Copien aller bis dato über die jüdiſchen Kolonial-Projekte 
Kaiſers Nicolaus I. gepflogenen miniſteriellen Verhand⸗ 
lungen, und erſuchte ihn, ſich aus denſelben die erforder— 
lichen Informationen über die Sachlage zu verſchaffen. 
Der Inhalt dieſer Aktenſtücke gelangte ſpäter, ſei es mit, 
ſei es gegen Wiſſen der Regierung, in die Oeffentlichkeit 
und lieferte dem Woſchod die erforderlichen Materialien für 
den vorangeführten Theil der Geſchichte der jüdiſchen Kolonien. 

Welches unſägliche Elend das plötzliche Veto des Kaiſers 
gegen die Gründung jüdiſcher Kolonien in Sibirien über 
ſämmtliche als Koloniſten angemeldete Juden heraufbeſchwor, 
wird die folgende kurze Schilderung ſchon genugſam er— 
kennen laſſen. 5 

Wie groß die Anzahl derjenigen jüdiſchen Koloniften- 
Familien geweſen iſt, welche mit Genehmigung der betreffen⸗ 
den kaiſerlichen Lokal-Behörden die Reiſe nach Sibirien 
auf eigene Koſten und Gefahren antraten, noch bevor der 
Kaiſer den jeden Moment feſt erwarteten offiziellen Befehl gab, 
die ſämmtlichen jüdiſchen Koloniſten, in Transporte geordnet, 
nach Sibirien zu führen, dies auch nur ungefähr ſtatiſtiſch 
feſtzuſtellen, iſt niemals für der Mühe werth erachtet worden. 
Nach allen uns aus jener Zeit überkommenen Berichten 
ſteht aber unzweifelhaft feſt, daß die Anzahl dieſer auf 
eigene Koſten und Gefahren nach Sibirien auswandernden 
Familien eine ſehr große, nach Hunderten zu zählende 
geweſen iſt, denn allein aus Lithauen und Kurland wanderten 
die Juden in Schaaren auf eigene Koſten dorthin. 

Alle dieſe jüdischen Familien hatten, mit Genehmigung 
der Lokalbehörden, im vollſten Vertrauen auf die Ver— 
ſprechungen des Kaiſers, den Wanderſtab ergriffen und die 
weite Reiſe nach Sibirien auf eigene Koſten angetreten, in 
der ſicheren Erwartung, dort Koloniſten werden zu dürfen. 
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Diefe ſämmtlichen Familien hatten ihr geſammtes Hab und 
Gut, welches ſie in ihren bisherigen Wohnſitzen beſaßen, 
zu Geld gemacht und alsdann mit wenn auch meiſt nicht 
übermäßig großen, ſo doch immerhin mit den für die Reiſe 
als völlig ausreichend erachteten Geldmitteln den Marſch 
nach dem fernen Sibirien begonnen. Indeſſen die meiſten 
dieſer Familien hatten nicht nur ihre pekuniären Mittel 
und ihre phyſiſchen Kräfte weit überſchätzt, ſondern auch 
einen ſehr weſentlichen Faktor für die Reiſe, nämlich den 
früheren oder ſpäteren Eintritt des ſchrecklichen nordiſchen 
Winters, faſt ganz außer Acht gelaſſen. Die vielen Frauen, 
Kinder und alten Leute, welche ſich bei den Auswanderern 
befanden, vermochten auf die Dauer nicht, die Strapazen 
des Fußmarſches zu ertragen; es mußten deßhalb öfter? 
Raſttage gehalten und ſchließlich Fuhrwerke gemiethet oder 
gar gekauft werden; alles dies verzögerte und vertheuerte 
die Reiſe ſchon an und für ſich bedeutend. Das Aller— 
ſchlimmſte aber war, daß die meiſten Auswanderer in 
Folge dieſer Verzögerungen von dem früh eintretenden 
Winter überraſcht wurden, und zwar zumeiſt in unwirth— 
baren, wenig bevölkerten Gegenden. Wie viele Mitglieder 
dieſer jüdiſchen Familien bereits auf dem Hinmarſch nach 
Sibirien den Strapazen der Reiſe und den Schrecken des 
Winters zum Opfer gefallen ſind, vermögen wir nicht ein— 
mal annähernd anzugeben. Daß aber die Anzahl dieſer 
Opfer eine ſehr bedeutende geweſen ſein muß, ergiebt ſich aus 
allen uns in Bezug hierauf überkommenen Nachrichten von 
denjenigen Ortſchaften jener fernen Gegenden, welche von 
den Auswanderern-Familien paſſirt wurden. So lange in 
dieſen Gegenden der kaiſerliche Befehl, daß die Einwanderung 
von Juden in Sibirien mit allen Mitteln inhibirt werden 
ſolle, nicht bekannt wurde, benahmen ſich die Behörden 
ſowohl, wie die chriſtlichen Bewohner in humanſter Weiſe 
gegen die unglücklichen Auswanderer und thaten alles, was 
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in ihren Kräften ſtand, um dieſelben mit Kleidern, Lebens— 
mitteln und Geld für die Fortſetzung ihrer Reiſe zu unter⸗ 
ſtützen. Kaum aber war jener Inhibirungs-Befehl in dieſe 
Gegenden gedrungen, als die Behörden, wie die chriſtlichen 
Bewohner allerorts von einer wahren Wuth gegen die 
jüdiſchen Auswanderer ergriffen wurden. War es nicht 
ein unerhörtes Verbrechen, daß dieſe Juden es gewagt 
hatten, noch bevor der Kaiſer die Erlaubniß hierzu ertheilt 
hatte, nach Sibirien auszuwandern und dort Wohnſitze für 
ſich zu beanſpruchen? Mußte nicht der Kaiſer die dringendſten 
Beweggründe haben, den Juden die Niederlaſſung in Sibirien 
zu verbieten? Und beſtanden nicht dieſe Beweggründe un— 
zweifelhaft darin, daß die Juden verabſcheuungswürdige, 
laſterhafte Menſchen ſeien, welche jeder chriſtlichen Bevölkerung, 
in deren Mitte ſie ſich niederließen, Unheil und Verderben 
brachten? War es alſo nicht heilige Pflicht aller guten 
Ruſſen, den Befehl des Kaiſers in jeder nur denkbaren 
Weiſe zu unterſtützen und dazu mitzuwirken, daß ſämmtliche 
auf der Auswanderung nach Sibirien befindlichen Juden 
ſchleunigſt aufgegriffen und nach den vom Kaiſer beſtimmten 
Punkten geſchafft würden? 

Verſetzen wir uns nun zuvörderſt in Gedanken in die 
Lage jener jüdiſchen Familien, denen es bereits gelungen 
war, das Ziel ihrer Reiſe, Sibirien, zu erreichen. Nachdem 
dieſelben hunderte von Werſten unter unſäglichen Entbehrungen 
und Strapazen jeder Art zurückgelegt, ihre pekuniären 
Mittel theils ganz, theils zum größten Theil aufgezehrt 
haben, betreten dieſelben endlich den lang erſehnten Boden 
Sibiriens, auf welchem ihnen eine neue glückliche Zukunft 
erblühen ſoll. Da ſchallt ihnen plötzlich, wie ein Donner— 
ſchlag, der Ruf der kaiſerlichen Behörden entgegen: „in 
Sibirien darf ſich laut Befehl des Kaiſers kein Jude nieder- 
laſſen. Aber die unbeſchreibliche Huld des Kaiſers geſtattet 
den bereits in Sibirien eingetroffenen jüdiſchen Familien, 
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ſich unverzüglich nach Cherſon begeben zu dürfen, woſelbſt 
ihnen die Genehmigung zur Gründung von Kolonien er— 
theilt werden wird.“ Wir bitten diejenigen unſerer Leſer, 
welchen die geographiſche Entfernung zwiſchen Omsk in 
Sibirien, wohin die meiſten jüdiſchen Auswanderer ihre 
Schritte gelenkt hatten, und Cherſon am ſchwarzen Meer 
nicht genau bekannt ſein ſollte, einen flüchtigen Blick auf 
ihre Karte des ruſſiſchen Reiches zu werfen und ſich zu 
überzeugen, daß dieſe Entfernung, in gerader Linie gemeſſen, 
pp. 3500 Werſt oder pp. 500 deutſche Meilen beträgt. 
Alles Bitten und Flehen der unglücklichen Juden, ihnen 
wenigſtens einige Wochen, ja nur einige Tage der Schonung 
und Ruhe zu gönnen, ihnen wenigſtens einige Unterſtützung 
für die neue, entſetzlich weite, noch im Winter anzutretende 
Reiſe zukommen zu laſſen, verhallten ungehört bei den ſibiriſchen 
Behörden, welche ſich nur zu ſtreng an den Wortlaut des 
ihnen zugegangenen kaiſerlichen Befehles hielten. Sämmtliche 
jüdiſche Auswanderer-Familien wurden unverzüglich unter 
militäriſcher oder polizeilicher Escorte über die Grenzen 
Sibiriens hinausgeführt; alsdann ward ihnen nach voran- 
gegangener Androhung der ſchwerſten Strafen, im Fall ſie 
wieder verſuchen würden, den Boden Sibiriens zu betreten, 
anbefohlen, nach Cherſon zu marſchiren. Hiermit hatten 
die ſibiriſchen Behörden ihre Schuldigkeit im vollſten Maaße 
gethan; alles Weitere überließen ſie nunmehr den Behörden 
der anderen, von den Juden zu durchwandernden Gou- 
vernements. 

Dieſe anderen Gouvernementsbehörden waren ſehr 
bald einig darüber, daß ſie am raſcheſten und ſicherſten 
die vom Kaiſer anbefohlene Siſtirung der jüdischen Aus— 
wanderung nach Sibirien zu bewirken im Stande ſeien, 
wenn ſie ſämmtliche in ihren Gouvernements betroffenen 
Juden aufgreifen und zuvörderſt, bis weiterer Beſcheid von 
allerhöchſter Stelle erfolge, in die Gefängniſſe ſperren ließen. 


Auf der ganzen großen Landesſtrecke vom Inneren Ruß⸗ 
land's bis an die Grenzen Sibiriens begann daher jetzt 
mitten im Winter im wahren Sinne des Wortes eine Hetz— 
und Treibjagd auf die ſich keines Vergehens bewußten, nichts 
Böſes ahnenden, raſtlos über Schnee- und Eisfelder ihrer 
neuen Heimath zuſtrebenden jüdiſchen Familien, eine Hetz— 
und Treibjagd, wie ſie roher und barbariſcher kaum gedacht 
werden kann. Ueberall durchſtreiften Cavallerie Detache— 
ments, Gensdarmen und Poliziſten die Gegenden; alle 
Ortſchaften mußten bei Tag und Nacht durch Patrouillen 
auf jüdiſche Auswanderer fahnden laſſen und bei Arretirung 
derſelben mitwirken. Sämmtliche aufgegriffene jüdiſche 
Familien wurden in die nächſten Gefängniſſe transportirt 
und dort in ſtrenger Haft gehalten. Schließlich waren 
aber viele Gefängniſſe derartig mit verhafteten Juden über— 
füllt, und die Verpflegung derſelben verurſachte den betreffen- 
den Behörden ſo viele Koſten und Umſtände, daß ſie dringend 
höheren Ortes um Auskunft baten, was denn eigentlich mit 
den inhaftirten Juden beabſichtigt werde. Nach längerer 
Zeit erfolgte dann endlich an dieſe ſämmtlichen Behörden 
der Beſcheid von allerhöchſter Inſtanz, daß alle ohne kaiſer⸗ 
liche Genehmigung nach Sibirien ausgewanderten Juden als 
Verbrecher leichterer Klaſſe, nämlich als Vagabunden, zu 
betrachten und folglich auch zu behandeln ſeien. Da jedoch 
der Kaiſer inzwiſchen die Gründung jüdiſcher Kolonien in 
Cherſon genehmigt habe, ſo ſollten die ſämmtlichen aufge— 
griffenen jüdiſchen Familien unter der Kategorie „Vagabunden“ 
als Arreſtanten dorthin transportirt werden. Man möge 
der Einfachheit halber die jüdiſchen Vagabunden den regel— 
mäßig in jenen Diſtrikten nach den Hauptorten derſelben 
abgehenden größeren Arreſtanten-Transporten anſchließen. 

Wer je im Leben Gelegenheit hatte, einen ruſſiſchen 
Arreſtanten-Transport zu ſehen, dem wird dieſer tragiſch— 
groteske Anblick ſtets unvergeßlich bleiben. In einem 
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ſolchen Zuge ſind Menſchen beider Geſchlechter vom hohen 
Greiſenalter bis zum jugendlichen Alter, Menſchen jeden 
Standes, jeden Bildungsgrades bunt durch einander ge— 
würfelt. Immer je zwei der männlichen, reſp. weiblichen 
Arreſtanten ſind mittelſt Handſchellen für die Dauer ihrer 
oft ſehr langen Reiſe in die innigſte Verbindung mit einander 
gebracht, und zwar kommt die Art oder Größe des Ver— 
brechens bei der Zuſammenkoppelung zweier Individuen gar 
nicht in Betracht. Da wird der wegen politiſcher Ver— 
gehen zur Deportation verurtheilte feingebildete Mann 
beliebig mit dem erſten beſten wegen Raubmordes oder 
Mordbrennerei verurtheilten brutalen Halbmenſchen, der 
arme wegen Paßloſigkeit oder unerlaubten Hauſirens auf- 
gegriffene jüdiſche Familienvater ebenſo beliebig mit irgend 
einem zum Abſchaum der Menſchheit gehörigen Individuum 
zuſammengekoppelt. Und ſelbſt in einem ſolchen Arreſtanten⸗ 
zuge muß es ſich der unglückliche Jude gefallen laſſen, 
fortwährend die Zielſcheibe aller jener rohen, unfläthigen 
Spöttereien zu ſein, welche die einzige Erheiterung für die 
chriſtlichen Arreſtanten ſowohl wie für die militäriſche Escorte 
bilden. Wehe dem jüdiſchen Arreſtanten, der nicht gute 
Miene zum böſen Spiel macht und nicht mit unerſchütter⸗ 
licher Geduld dieſen brutalen Hohn Tage, Wochen und 
Monate lang erträgt; jede noch ſo geringfügige Oppoſition 
gegen dieſe Brutalitäten bewirkt nur eine Verſchlimmerung 
ſeiner Lage und ſetzt ihn den ſchlimmſten Mißhandlungen 
von Seiten der Eskorte wie der Arreſtanten aus. 

Alſo erſt die Trennung vom alten Heim und von dem, 
wenn auch noch ſo geringfügigen eigenen Beſitzthum, dann 
die Strapazen einer endloſen Reiſe, hierauf eine längere 
Gefängnißhaft, und ſchließlich wieder eine endloſe Reiſe im 
Arreſtantenzuge, das war das Loos derjenigen Juden, welche 
von den freudigſten Hoffnungen erfüllt, von den beſten Ab: 
ſichten beſeelt, auf Gott und den Kaiſer feſt vertrauend, 
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muthig, als freiwillige Pioniere der zu gründenden Kolonien 
die Reiſe nach Sibirien angetreten hatten und zum Theil 
ſchon daſelbſt angelangt waren. 

Betrachten wir ferner die Situation derjenigen als 
Koloniſten für Sibirien angemeldeten Juden, welche nicht 
voreilig dorthin auswanderten, ſondern zunächſt in ihren bis— 
herigen Wohnſitzen verblieben, von Stunde zu Stunde das 
Signal zum Abmarſch erwartend. Alle dieſe Koloniſten 
hatten ein fo feſtes Zutrauen zu den ihnen vom Kaiſer ge⸗ 
gebenen, von den Behörden fortwährend in jeder Weiſe be— 
ſtätigten Verſprechungen, daß ſie ſich beeilten, ihr ganzes, 
wenn auch meiſt nur geringes Hab und Gut zu Geld zu 
machen, um die nöthigen Mittel für die Reiſe und für An⸗ 
kauf von Grund und Boden in Sibirien disponibel zu 
haben. Der jüdiſche Kaufmann hatte ſeine geſammten 
Waarenvorräthe, der jüdiſche Handwerker ſeine Werkzeuge 
und Materialien, überhaupt jede jüdiſche Familie alles das 
veräußert, was ſie nicht auf der Reiſe mit fortſchaffen 
konnte. In Folge des maſſenhaften Angebotes dieſes Be- 
ſitzthums zum Verkauf hatten die meiſten jüdiſchen Familien 
verhältnißmäßig nur ſchlechte Einnahmen erzielt; um ſo 
mehr lag der möglichſt raſche Abmarſch nach Sibirien in 
ihrem Intereſſe, weil ſie ſonſt genöthigt wurden, ihr für 
die Reiſe und den Landkauf beſtimmtes kleines Kapital 
ſchon in ihren bisherigen Wohnſitzen angreifen zu müſſen. 
Da nun aber Woche auf Woche verrann, ohne daß der Be— 
fehl zum Abmarſch erfolgte, ſo blieb dieſen Familien ſchließlich 
nichts übrig, als ihre kleinen Kapitalien zur Friſtung ihrer 
Exiſtenz zu verwenden. Als ſodann endlich jenes unheil—⸗ 
volle Dekret des Kaiſers erſchien, demzufolge die Gründung 
jüdiſcher Kolonien in Sibirien gänzlich unterſagt wurde, be— 
fanden ſich die meiſten der angemeldeten Koloniſten-Familien 
bereits in der jammervollſten Lage und waren ausſchließ⸗ 
lich auf die Mildthätigkeit ihrer reichen und wohlhabenden 
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Glaubensgenoſſen und der chriſtlichen Bevölkerung ange⸗ 
wieſen. Zunächſt ward nun auch dieſen unglücklichen Kolo⸗ 
niſten genügende Unterſtützung aus privaten Mitteln zu 
Theil, da allgemein die Annahme verbreitet war, das jüdiſche 
Kolonial-Projekt in Cherſon werde in Anbetracht der Noth⸗ 
lage des größten Theils der Koloniſten ſchleunigſt zur 
Ausführung gebracht werden. Als aber Woche auf Woche 
verrann, ohne daß die Regierung auch nur die geringſten 
Anſtalten traf, die Auswanderung der Koloniſten nach 
Cherſon wenigſtens einzuleiten, da begannen allmälich auch 
die privaten Unterſtützungen für die nothleidenden Koloniſten 
immer ſpärlicher zu fließen und der nunmehr bei denſelben 
eintretende Nothſtand ſpottete jeder Beſchreibung. 

Volle zwei Monate vergingen, ſeit das Kolonial-Pro⸗ 
jekt in Cherſon Allerhöchſt genehmigt war, ohne daß irgend 
eine Nachricht aus miniſteriellen Kreiſen in das Publikum 
drang, ob die Regierung überhaupt noch dieſes Projekt zur 
Ausführung zu bringen beabſichtige, oder ob ſie inzwiſchen 
ſchon wieder anderweitige Pläne behufs der jüdiſchen Kolonien 
entworfen habe. Nach Verlauf dieſer zwei Monate ward 
endlich bekannt, daß Bludow dem Kaiſer ein auf die neu 
zu etablirenden Kolonien in Neu-Rußland bezügliches Memoire 
eingereicht habe, daß mithin aller Wahrſcheinlichkeit nach 
bald mit Gründung derſelben begonnen werden würde. 
Nachfolgend theilen wir den Inhalt jenes von Bludow und 
dem Gensdarmerie-Capitain Waſſilew verfaßten Memo⸗ 
ires mit. 

„Der Gensdarmerie-Capitain Waſſilew — ſo beginnt 
dieſes Memoire — habe an Bludow einen ausführlichen 
Bericht über die Ausbildung der ruſſiſchen Judenſchaft zu 
Ackerbauern im allgemeinen, und über die Einrichtung einer 
jüdiſchen Muſterkolonie in Wolhynien im ſpeziellen zuge— 
ſandt. Bludow erlaube ſich, unter Zugrundelegung dieſes 
höchſt beachtenswerthen Berichtes die nachfolgenden, von 
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ihm ſelbſt wohl durchdachten und erwogenen Sr zu 
machen.“ 

„Als die Regierung zur Zeit Alexander J. den erſten 
Verſuch machte, Juden-Kolonien zu gründen, beabſichtigte 
ſie hierdurch, die Juden in Rußland überhaupt, ganz be— 
ſonders aber die polniſchen Juden, welche als die ſchlimmſten 
zu betrachten ſind, von ihrem bisherigen böſen, geſetzwidrigen 
Leben und Treiben abzulenken, und durch die Gewöhnung 
an einen feſten Wohnſitz und an ein geregeltes Leben zu 
nützlichen Staatsbürgern heranzubilden. Die Regierung 
gründete zunächſt, wie bekannt, im Gouvernement Cherſon 
neun jüdiſche Kolonien; die Entfernung zwiſchen den beiden 
am entfernteſten von einander liegenden dieſer Kolonien 
betrug ca. 200 Werſt (pp. 29 deutſche Meilen). Einer⸗ 
ſeits, um dieſe jüdiſchen Koloniſten zu überwachen, zum 
ordentlichen Betrieb des Ackerbau's anzuhalten und am 
Betrieb von Handels- und Schachergeſchäften zu verhindern, 
andererſeits aber auch, um regelmäßige, zuverläſſige Berichte 
über das Gedeihen dieſer jüdiſchen Kolonien zu erhalten, 
habe das betreffende Miniſterium dieſelben unter die Controlle 
von beſonders hierzu beſtimmten kaiſerlichen Beamten ge— 
ſtellt. Trotz der anerkennenswerthen Aufmerkſamkeit, welche 
dieſe Beamten den Kolonien gewidmet hätten, und trotz 
aller Bemühungen derſelben, die Koloniſten zu tüchtigen 
Ackerbauern heranzubilden, hätten nichts deſtoweniger die 
erzielten Erfolge den aufgewandten Bemühungen der Regie— 
rung wenig entſprochen. Die männlichen Koloniſten hätten 
alle möglichen unerlaubten Mittel benutzt, um die beaufſich— 
tigenden Beamten zu täuſchen und, ſtatt ſich fleißig mit 
dem Ackerbau zu beſchäftigen, insgeheim hauptſächlich 
Handels- und Schachergeſchäfte betrieben. Hierzu hätte 
ihnen die Nähe der Städte Cherſon, Nikolaew und Odeſſa 
bequeme und reichliche Gelegenheit geboten. Die controllirenden 
Beamten hätten zwar dieſe unerlaubten Handelsgeſchäfte 
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mit allen Kräften zu verhindern geſucht, indeſſen die alte 
eingewurzelte Paſſion der jüdiſchen Koloniſten für Handel 
und Schacher ſei immer wieder zum Ausbruch gekommen. 
Hierdurch wäre nun Folgendes bewirkt worden. Die Acker— 
bauwirthſchaft habe in Folge der Läſſigkeit der männlichen 
Koloniſten, welche jede Gelegenheit, ein Handelsgeſchäft zu 
machen, benutzt und die Feldarbeiten ihren Weibern über— 
laſſen hätten, ſehr wenig prosperirt. Ein großer Theil des 
Koloniſten-Landes läge brach, Ackergeräthe und Acker— 
Utenſilien ſeien durchweg in ſchlechtem Zuſtand, die jüdiſchen 
Frauen zeigten eine entſchiedene Abneigung gegen die ihnen 
von ihren Männern zugemutheten ſchweren Feldarbeiten; 
es ſtände daher mit der jüdiſchen Ackerbauwirthſchaft keines- 
wegs zum Beſten. Mit den heimlich betriebenen Handels: 
und Schachergeſchäften hätten aber die jüdiſchen Koloniſten 
theils in Folge der Wachſamkeit der kaiſerlichen Beamten, 
theils in Folge vieler anderer Verhältniſſe, auch keinerlei 
pekuniäre Erfolge erzielt. So ſeien denn eine Menge 
Koloniſten nach und nach in Schulden gerathen, und viele 
derſelben wären überhaupt ſchon längere Zeit mit den 
Steuerzahlungen in erheblichem Rückſtande.“ 

„In Anbetracht dieſer Mißſtände — fährt Bludow 
fort — bin ich der Anſicht, daß zwei Beamte für jene auf 
200 Werſt vertheilten neun jüdiſchen Kolonien abſolut nicht 
genügen. Jede einzelne Kolonie müßte von zwei in derſelben 
anſäſſig gemachten kaiſerlichen Beamten aufs ſtrengſte über- 
wacht werden. Dieſe Beamten müßten ferner nicht aus dem 
Civil⸗, ſondern aus dem Militärſtande genommen werden, 
denn bei dem bekannten eigenſinnigen, unbeugſamen jüdiſchen 
Charakter werden Militairperſonen viel beſſer als Civil— 
perſonen mit den Koloniften umzugehen und fie zum Ge: 
horſam zu bringen verſtehen. Dieſe Militärbeamten würden 
ihre Gehälter aus der Kreiskaſſe zu beziehen haben. Es 
müßte ferner die ganze Verwaltung dieſer ſowie aller neu 
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zu begründenden jüdiſchen Kolonien dem General-Gouver⸗ 
neur von Neu⸗-Rußland unterſtellt werden.“ 

„Bei dieſer neuen Ordnung der jüdischen Kolonial- 
Verhältniſſe dürfe das Recht der Koloniſten, mit den von 
ihnen ſelbſt erzeugten landwirthſchaftlichen Produkten Handel 
zu treiben, nicht beſchränkt werden, dagegen ſei ihnen jeder 
Handel mit anderen Produkten ſtreng zu verbieten. Die 
Koloniſten müßten unter jeder Bedingung auf ihren Schollen 
jo viel wie irgend möglich feſtgehalten werden und deßhalb 
nur zu beſtimmten Zeiten die Erlaubniß bekommen, ſich 
von denſelben zu entfernen. Zu dieſem Behuf dürfe ihnen 
nur zweimal im Jahr der Beſuch der nächſten Stadt auf 
beſtimmte Zeitfriſt geſtattet werden, innerhalb deren fie da— 
ſelbſt ihre landwirthſchaftlichen Produkte in Geld umſetzen 
und die nöthigen Einkäufe für die Ackerwirthſchaft und den 
Haushalt machen könnten. Jeder Koloniſt, welcher ſich benannter 
Geſchäfte wegen in die nächſte Stadt begeben wolle, müſſe 
mit einem von beiden Aufſichtsbeamten ausgeſtellten Paß 
verſehen ſein. Fremden Juden müſſe jeder Aufenthalt in 
den Kolonien ſtreng verboten werden.“ 

„Die in den Kolonien angeſtellten Militär-Aufſichts⸗ 
Beamten müßten unter einen beſonderen Ober-Inſpektor ge⸗ 
ſtellt werden, welcher Groß Nagartow als Wohnſitz ange— 
wieſen erhalte. Sämmtliches Aufſichtsperſonal müſſe ver⸗ 
pflichtet werden, die Koloniſten aufs ſtrengſte zur Arbeit 
anzuhalten, dafür zu ſorgen, daß Ackerbau, Viehzucht, 
Gartenwirthſchaft, Bienen- und Seidenzucht fleißig kultivirt, 
Vorrathsmagazine für Zeiten der Noth angelegt, und in 
jeder Kolonie Elementarſchulen für die jüdischen Kinder er: 
richtet würden. Der Unterricht in dieſen Schulen müſſe 
unbedingt in ruſſiſcher Sprache ertheilt werden. Die Auf- 
ſichtshbeamten müßten in jeder Weiſe, durch Anwendung von 
Milde und Strenge, durch Belobung und Auszeichnung der 
fleißigen, durch Tadel und Beſtrafung der faulen Koloniſten 
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das Gedeihen der Kolonien zu fördern bemüht ſein. Der 
General-Gouverneur von Neu-Rußland, in deſſen ſpeziellem 
Bezirk die Kolonien lägen, müſſe jährlich wenigſtens einmal 
entweder in eigener Perſon die ſämmtlichen Kolonien genau 
inſpiciren oder dieſe Inſpieirung durch feinen Stellvertreter 
bewirken laſſen.“ 

Dieſer Vorſchlag Bludow's ward am 4. Nov. 1837 
vom Kaiſer genehmigt. Es ward nur Folgendes darin zum 
Nachtheil der Kolonien abgeändert, daß nicht die Kreiskaſſe, 
ſondern die jüdiſchen Koloniſten ſelbſt die jährlich 8800 
Rubel betragenden Gehälter der als erforderlich erachteten 
kaiſerlichen Beamten zu bezahlen hätten. Hierdurch ward 
jede der 9 Kolonien mit einer jährlichen neuen Steuer von 
ca. 977 Rubeln belaſtet. ) 

Nachdem Bludow durch dieſes Memoire den Weg zur 
Gründung neuer Juden-Kolonien und zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung in den ſchon beſtehenden jüdiſchen Anſiedelungen 
im Gouvernement Cherſon angebahnt hatte, erſchien nun 
ein kaiſerliches Dekret, demzufolge alle bereits in Sibirien 
eingetroffenen oder noch auf dem Wege dahin befindlichen 
Juden in beſtimmte Transporte zuſammengeſtellt und nach 
Cherſon geſchafft werden ſollten. Gleichzeitig erhielt Kiſſelew 
den Auftrag von Bludow, 14,287 Desjatin guten Acker⸗ 
landes auf Kronland in Neu-Rußland anzuweiſen, welches 
unter 738 jüdiſche Koloniſten-Familien vertheilt werden 
ſollte. Bibl. Jay. 

Kiſſelew überſandte hierauf ein Schreiben an Bludow, 
worin er feine Verwunderung über dieſen Auftrag aus⸗ 
drückte. Er wies nach, daß 20 Desjatin Ackerlandes für 
die Exiſtenz einer Koloniſten-Familie viel zu wenig ſei, daß 
man vielmehr jeder ſolchen Familie mindeſtens 40 Desjatin 


() Nach Dokumenten, datirt vom März — Auguſt 1837. Wo⸗ 
ſchod B. III. p. 17. 
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guten Ackerlandes anweiſen müſſe. Es ſeien nun aber in 
Neu⸗Rußland höchſtens 7600 Desjatin guten Ackerlandes 
auf Kronland-Territorium behufs Gründung jüdischer Kolonien 
disponibel, folglich könnten auf dieſen 7600 verfügbaren 
Deſſjatinen, pro Familie 40 Desjatin gerechnet, nur 190 
Familien, nimmermehr aber 738 Familien angeſiedelt werden, 
denn im letzteren Falle erhielte jede Familie nur ungefähr 
10 Deſſjatin, und von dem Ertrage einer ſo winzigen 
Fläche Ackerlandes, ſelbſt wenn daſſelbe noch ſo vorzüglich 
ſei, könne keine Koloniſten-Familie ihren Lebensunterhalt 
friſten. 

Dieſe Erklärung Kiſſelew's veranlaßte Bludow, unver— 
züglich den Staatsrath Komarow nach Neu-Rußland abzu— 
ſenden, um an Ort und Stelle eingehend die Angabe Kiſſe— 
lew's zu unterſuchen und detaillirten Bericht hierüber zu 
erſtatten. Bereits nach einigen Wochen erhielt Bludow von 
Komarow einen ſehr ausführlichen Bericht, worin letzterer 
zuvörderſt nachwies, daß nicht 40, ſondern nur 20-30 
Desjatin Ackerlandes für eine Koloniſten-Familie erforderlich 
ſeien. Ferner ſtellte er feſt, daß allein in Neu-Rußland 
22,000, außerdem in den Kreiſen Odeſſa und Bobrinetz 
23,230 Deſſjatin guten, brach liegenden Ackerlandes zur 
Verfügung der Regierung ſtänden, und ſchließlich noch in 
der Nachbarſchaft der ſchon exiſtirenden Juden-Kolonien 
große Flächen guten Ackerlandes für Gründung neuer Kolo— 
nien disponibel ſeien. Es könnten deßhalb in dieſen Landes— 
theilen bequem 3000 Koloniſten-Familien auf Kronland 
angeſiedelt werden. Komarow berichtete dann weiter, wie folgt. 
„Die vorhandenen Juden-Kolonien befänden ſich in einem 
miſerabeln Zuſtand, die Häuſer ſeien baufällig, die Dorf— 
ſtraßen ſchmutzig, die Communikationswege vielfach kaum 
paſſirbar, die Felder zum großen Theil unbebaut; Unkraut 
und Geſtrüpp wucherten üppig auf denſelben und lieferten 
den Beweis, daß man ſich längere Zeit mit Bebauung der— 
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ſelben gar nicht befaßt habe. Die 957 jüdischen Familien, 
welche in dieſen Kolonien lebten, betrieben den Ackerbau 
nur als läſtige Nebenbeſchäftigung, obwohl ſie phyſiſch völlig 
zu dieſem Beruf befähigt ſeien; ihr ganzes Sinnen und 
Trachten ſei auf den Betrieb von Handelsgeſchäften gerichtet. 
In den letzten Jahren ſeien die Erndten in allen Theilen 
jenes Gouvernements ſehr gut ausgefallen, einzig und allein 
in den jüdiſchen Kolonien ſei in Folge der angegebenen 
Läſſigkeit der jüdiſchen Koloniſten das Erndte-Ergebniß ein 
ſehr mittelmäßiges geweſen. Mit den Handelsgeſchäften 
hätten dieſe jüdiſchen Koloniſten aber auch aus den ver— 
ſchiedenſten Gründen keineswegs glänzende Geſchäfte gemacht, 
und jo ſei denn der Wohlſtand der Kolonien entſchieden im Nic 
ſchritt begriffen. Die mit Ueberwachung der Kolonien betrauten 
kaiſerlichen Beamten führten ein wahres Schlaraffenleben, 
kümmerten ſich um gar nichts und ließen die Koloniſten 
thun und treiben, was dieſelben für gut befänden.“ 

„Dieſen traurigen Verhältniſſen müſſe baldigſt abge⸗ 
holfen werden. Bei ſtrenger Controlle der jüdiſchen Kolonien 
würden dieſelben ganz beſtimmt prosperiren; zu dieſem 
Zweck ſei aber die ſtrengſte Handhabung der ſchon exiſtiren— 
den, wie der weiter noch zu gebenden Disciplinargeſetze 
durchaus nothwendig. Am geeignetſten erſcheine es, die 
neuen jüdiſchen Kolonien in der Nachbarſchaft der bereits 
vorhandenen Kolonien anzulegen; die neu eintreffenden 
Koloniſten könnten dann leicht von den bereits längere 
Zeit mit der Ackerbau-Wirthſchaft vertrauten Koloniſten 
angelernt und unterſtützt werden. Gutes Ackerland ſei, wie 
angegeben, im Ueberfluß vorhanden, ſo daß man den bereits 
angeſiedelten Koloniſten ſogar, wie Kiſſelew dies wünſche, 
volle 40 Deßjatin Land belaſſen, jeder neu eintreffenden 
Koloniſten-Familie aber je nach ihrer Kopfzahl mindeſtens 
je 30.—40 Deßjatin Land anweiſen könne.“ 

Komarow weiſt ſchließlich in der folgenden Tabelle 
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nach, wie leicht und einfach es fei, die 738 neuen jüdischen 
Koloniſten⸗Familien, welche Kiſſelew nicht unterbringen zu 
können erklärt hat, zu placiren und jeder derſelben durch— 
ſchnittlich 30 Deßjatin guten, brachliegenden Ackerlandes 
zu geben. 

Für jede Für die neuenſEs kön⸗ 


i Koloniſten⸗ nen ſomit 
Namen der Es leben e Familien it Familien 


„ſchon beſte⸗ Hier jit- [40 Deßia-| bei dieſen [unter 
fende u 1 50 en tin Land Kolonien noch. Zuweis 


Aka, Kolonien Familien 9 1 5 e Dehatin 
55 2 jangeſied 
Deßjatin] Deßjatin werden: 
1 | Kamjanka 91 771 257 
2 (Yslutfhiftal 71 ' 6480 | 3007 100 
3 Inguletz 114 4560 | 1006 34 
4 [Israelewka 89 3560 | 2277 76 
5 Groß⸗Na⸗ 102 | 
garlaw 5320 649 23 
6 [Klein⸗Na⸗ 31 
gartaw 
7 Ephengar 110 4400 659 23 
8 | Seidemi⸗ 
minucha 192 N 
ee ae u 


9 (in Summa] 957 | 38,280 | 22,070 738 


Gleichzeitig ließ Komarow genaue Pläne derjenigen 
Landestheile, in denen neue Judenkolonien errichtet werden 
ſollten, anfertigen und jede einzelne neue Kolonie mit dem 
ihr zu überweiſenden Terrain in dieſe Pläne eintragen. 
Sodann trat Komarow die Rückreiſe an, legte feine Spe- 
zial⸗Berichte und Pläne Bludow vor und erklärte ihm 
perſönlich, daß, je ſchneller und energiſcher die Gründung 
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von neuen Juden⸗Kolonien nach ſeinen Angaben in Angriff 
genommen werde, deſto mehr Chancen dafür vorhanden 
ſeien, daß die bereits in Verfall gerathenen jüdiſchen Kolonien 
wieder aufblühen und auch die neu zu gründenden Kolonien 
gut gedeihen würden.!) Bludow berichtete hierauf dem 
Kaiſer über das Reſultat der Komarow'ſchen Reiſe. Zu 
derſelben Zeit ſandte Kiſſelew ein Schreiben an den Kaiſer, 
worin er bat, dem mit Arbeitslaſt überhäuften Miniſte⸗ 
rium der Krondomänen nicht auch noch die neue mit Grün— 
dung der jüdischen Kolonien in Neu⸗-Rußland verbundene 
Arbeitslaſt aufbürden zu wollen. Er wies nach, daß 
der Gouverneur von Neu-Rußland, Graf Woronzow, dieſe 
Gründung der jüdiſchen Kolonien am beſten und bequemſten 
einleiten und ausführen könne, und daß es am zweckmäßig— 
ſten ſei, alle jüdiſchen Kolonien in Neu-Rußland, ſowohl die 
bereits exiſtirenden, wie die neu zu begründenden, dem Grafen 
Woronzow zu unterſtellen. Da das Bludow-Waſſilew'ſche 
Memoire ſich gleichfalls in dieſem Sinne ausgedrückt hatte, 
ſo ließ der Kaiſer den Grafen Woronzow durch Bludow 
benachrichtigen, daß er dem Bludow-Waſſilew'ſchen Memoire 
entſprechend alle Vorbereitungen zur Gründung von Kolo— 
nien für 738 jüdiſche Familien ſchleunigſt beginnen ſolle. 
Bludow machte unverzüglich Woronzow in einem längeren 
Schreiben Mittheilung hiervon. Er erſuchte ihn, ſich dem 
ihm zu Theil gewordenen Auftrage baldigſt und eifrigſt zu 
unterziehen, damit die Gründung der projektirten neuen 
jüdiſchen Kolonien in möglichſt kürzeſter Zeitfriſt bewirkt 
werden könne. Wenn dies erfolgt ſei, ſo ſchloß Bludow 
ſein Schreiben, werde er beim Kaiſer beantragen, daß 
ſämmtliche alte wie neue jüdiſche Kolonien der Jurisdiktion 
des Miniſteriums der Krondomänen, zu welchem ſie der 
Natur der Sache nach gehörten, unterſtellt würden. Gleich— 
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zeitig ſandte nun auch Kiſſelew an Woronzow die Copien 
aller in ſeinem Miniſterium vorhandenen, die jüdiſchen 
Kolonien betreffenden Aktenſtücke zu, und erſuchte ihn eben— 
falls, nunmehr ſchleunigſt alle Vorbereitungen zur Verwirk— 
lichung des kaiſerlichen Kolonial-Projektes zu treffen. 

Die Erwartungen Bludow's und Kiſſelew's, daß 
Woronzow ſofort nach Empfang der betreffenden Schreiben 
ſeine ganze Thätigkeit der Verwirklichung des jüdiſchen 
Kolonial⸗Projektes widmen und die Angelegenheit fo raſch 
wie möglich erledigen werde, wurden nun aber keineswegs 
erfüllt. Woronzow faßte dieſe Schreiben zuvörderſt nur 
als private Mittheilungen der benannten beiden Miniſter 
auf und wartete ruhig auf ein offizielles kaiſerliches Dekret, 
durch welches ihm die nöthigen Direktiven und Vollmachten 
bezüglich der Gründung neuer jüdiſcher Kolonien ertheilt 
würden. Daß Woronzow zu dieſer Auffaſſung eine gewiſſe 
Berechtigung hatte, ergiebt ſich aus dem damals in Ruß⸗ 
land üblichen, nachfolgend kurz geſchilderten Verfahren, 
durch welches die Dekrete der einzelnen Miniſterien Ge- 
ſetzeskraft erlangten. 

Wenn irgend ein Spezial-Miniſterium irgend welchem 
von ihm entworfenen Dekret allgemeine im ganzen Reich 
gültige Geſetzeskraft verliehen zu ſehen beabſichtigte, ſo war 
es verpflichtet, dieſes Dekret zuvörderſt dem geſammten 
Miniſter⸗Conſeil zur Kenntnißnahme und Begutachtung zu 
unterbreiten. Nachdem die verſchiedenen Miniſterien die 
Gutachten der ihnen unterſtellten Gouvernementsbehörden, 
welche durch das betreffende Dekret irgendwie tangirt 
wurden, eingeholt hatten, ward dasſelbe entweder ſtrikte der 
urſprünglichen Form gemäß oder mit den als zweckmäßig 
erachteten Abänderungen genehmigt und ſodann dem Reichs— 
rath vorgelegt. Nachdem dieſer das Dekret geprüft und 
genehmigt hatte, ward dasſelbe dem Kaiſer unterbreitet. 
Sowie dieſer ſein „Genehmigt“ darunter geſchrieben hatte, 
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war dem Dekret endgültige, allgemeine Geſetzeskraft ver— 
liehen. Dasſelbe ward ſodann im ganzen Reich zur Kennt⸗ 
niß ſämmtlicher Behörden gebracht und nunmehr in den 
Geſetz⸗Codex eingetragen. 

Woronzow kümmerte ſich deßhalb, da ihm ein ſolches 
Dekret bezüglich der jüdiſchen Kolonien nicht zuging, faſt 
ein ganzes Jahr lang ſo gut wie gar nicht um den ihm 
von Bludow und Kiſſelew ſo dringend ans Herz gelegten 
Auftrag. Er ließ einige ſeiner Beamten die ihm bezüglich 
der Kolonien überſandten Aktenſtöße durchſtudiren und 
excerpiren und wies die von Bludow nach Neu-Rußland 
geſandte Commiſſion, welche die Verhältniſſe in den bereits 
exiſtirenden jüdiſchen Kolonien gründlich unterſuchen und 
verbeſſern ſollte, an, ihm von Zeit zu Zeit Rapporte über 
den Fortgang ihrer Arbeiten einzureichen. Dieſe Rapporte 
überſandte er direkt an Kiſſelew und Bludow, beiden Herren 
hierdurch dokumentirend, daß er ſich nicht im mindeſten 
veranlaßt fühle, die Initiative in der Kolonial-Angelegenheit 
zu ergreifen oder irgend welche Direktiven für die Neu- 
Gründung von jüdiſchen Kolonien aufzuſtellen, daß er viel⸗ 
mehr dieſe Aufgabe ausſchließlich den Miniſterien des In- 
nern und der Krondomänen überlaſſe und ſich ſelbſt nur 
als ein Vermittelungs-Glied zwiſchen dieſen Miniſterien 
und der von Bludow ernannten, ſpeziell für die Regelung 
der jüdiſchen Kolonien beſtimmten Koloniſten betrachte. 

Nachdem etwa ein ganzes Jahr in nutzloſeſter Weiſe 
mit Hin⸗ und Herſchreiben zwiſchen Bludow, Kiſſelew und 
Woronzow verfloßen und das Kolonial-Projekt auch nicht 
um einen Schritt ſeiner Vollendung näher gekommen war, 
trat nun ein unerwartetes Ereigniß ein, welches benannte 
drei Herren wider ihren Willen zwang, ſich wenigſtens 
vorübergehend eifriger mit dieſem Projekt zu befaſſen. 

Zu jener Zeit nämlich machte der Kaiſer eine Reiſe 
durch Lithauen und hatte dort allerorts Gelegenheit, das 
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namenloſe Elend, in welches die als Koloniſten angemeldeten 
Juden durch jene Zauder-Politik benannter drei Grafen 
gerathen waren, mit eigenen Augen zu ſehen und mit eigenen 
Ohren zu vernehmen. Die rührenden Bitten und Vorſtellungen 
der Juden bewegten das Herz des Kaiſers in hohem Grade, 
und unverzüglich dekretirte er, daß ſofort mit Ueberführung 
der Juden in die Kolonien Neu-Rußland's begonnen werden 
ſolle. Er beſtimmte ſelbſt 42 jüdiſche Familien in 
Lithauen, welche umgehend in dieſe Kolonien geführt werden 
ſollten, und befahl, daß jeder dieſer Familien aus der 
Staatskaſſe 600 Rubel für Beſtreitung der Reiſekoſten 
und für Beſchaffung der erforderlichen Acker-Geräthſchaften 
angewieſen werden ſollten. Zugleich erhielt Bludow Befehl 
vom Kaiſer, den ſämmtlichen Gouverneuren, innerhalb deren 
Gouvernements ſich jüdiſche Koloniſten befänden, folgende 
Ordre zur ſchleunigen Erledigung und Berichterſtattung zu— 
gehen zu laſſen. „Alle dieſe Gouverneure ſollten umgehend 
die Nothlage der als Koloniſten angemeldeten jüdiſchen 
Bewohner mit allen Mitteln zu beſeitigen bemüht ſein, ferner 
möglichſt raſch alle diejenigen Familien beſtimmen, welche 
in Folge der ſiſtirten Auswanderung nach Sibirien am 
meiſten geſchädigt worden wären, und alsdann zunächſt 
dieſe ſämmtlichen Familien unter Anweiſung einer Geld— 
unterſtützung von 600 Rubeln pro Familie direkt nach den 
Kolonien in Cherſon ſchaffen.“ Selbſtverſtändlich nahm der 
Kaiſer an, daß Woronzow alle Vorbereitungen für die 
Etablirung der neuen Kolonien nach dem Bludow-Komaropſchen 
Projekt längſt getroffen habe, mithin dem Transport der 
Koloniſten dorthin nicht das Geringſte mehr im Wege ſtände. 
Ebenſo ſelbſtverſtändlich fühlte ſich keiner der bei dem 
Kolonial-Projekt betheiligten hohen Herren veranlaßt, dem 
Kaiſer die volle Wahrheit einzugeſtehen, daß nämlich ſeit 
Jahresfriſt zwar zahlloſe Schreibereien bezüglich dieſes 
Projektes ſtattgefunden hätten, im übrigen aber abſolut 
nichts für die Verwirklichung deſſelben geſchehen ſei. 
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Immerhin hatte jedoch dieſes perſönliche Ein— 
greifen des Kaiſers in das völlig in Stockung gerathene 
Kolonial⸗Projekt wenigſtens die Wirkung, daß plötzlich 
alle bei demſelben betheiligten höchſten Behörden von einem 
regen Wetteifer, daſſelbe zu fördern und zu verwirklichen, 
erfüllt zu werden ſchienen. Woronzow gelangte jetzt endlich 
zur Einſicht, daß es die höchſte Zeit ſei, die projektirten 
neuen jüdiſchen Kolonien wirklich zu gründen, ernannte 
deßhalb ſchleunigſt den Staatsrath Baraktarew zu ſeinem 
Bevollmächtigten in der Kolonial-Angelegenheit und ſandte 
ihn unverzüglich nach den zu Kolonien angewieſenen 
Diſtrikten mit dem Befehl, alles Erforderliche für die Unter— 
bringung der zu erwartenden großen Anzahl von Koloniſten 
in zweckmäßigſter Weiſe anzuordnen. Bludow beauftragte 
ſämmtliche Gouverneure, in deren Diſtrikten ſich angemel— 
dete jüdiſche Koloniſten befanden, alle für den Transport 
derſelben nach Neu-Rußland nothwendigen Anordnungen zu 
treffen und ihm baldigſt Meldung darüber zu ſenden, wie 
groß ungefähr die Anzahl der aus ihren Gouvernements 
fort zu transportirenden Koloniſten ſein werde. 


Die beiden erſten Gouverneure, welche dieſe Anfrage 
Bludow's beantworteten, waren Fürſt Dolgorukow, Gouver— 
neur von Lithauen, und Diakow, Gouverneur von Smo— 
lensk. Speziell dieſe beide Herren hatten bereits wieder— 
holt, noch bevor der Kaiſer jene erwähnte Reiſe nach Li— 
thauen angetreten hatte, Geſuche an Bludow gerichtet, die 
Ueberſiedelung der als Koloniſten angemeldeten jüdiſchen 
Familien ihrer Gouvernements nach Cherſon möglichſt zu 
beſchleunigen, weil es ihnen kaum noch möglich ſei, dem 
täglich überhand nehmenden Elend unter denſelben genügende 
Abhülfe zu Theil werden zu laſſen; dieſe Geſuche waren 
jedoch ganz unberückſichtigt geblieben. Benannte beide 


Gouverneure entwarfen jetzt nochmals gemeinſam in ihrem 
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Bericht eine wahrheitsgetreue, herzzerreißende Schilderung 
der Nothlage, in welcher ſich faſt alle als Koloniſten ange— 
meldeten jüdiſchen Familien befanden, und meldeten, daß 
zunächſt die Ueberführung von 1467 dieſer in ihren Gou— 
vernements lebenden Familien, welche 7709 Köpfe zählten 
und ſich im grenzenloſeſten Elend befänden, nach Cherſon 
dringend geboten ſei. Allen dieſen Familien müßte, da ſie 
nachweislich unſchuldigerweiſe die Opfer der Siſtirung des 
ſibiriſchen Kolonial-Projektes geworden ſeien, die Staats— 
Unterſtützung von 600 Rubeln pro Familie bewilligt werden. 
Dieſe sämmtlichen jüdiſchen Familien würden ſchon über— 
glücklich ſein, wenn man jeder von ihnen nur 10 Defßjatin 
Ackerlandes anweiſe; ſie hätten ſämmtlich den feſten Willen, 
ihre vollſte Schuldigkeit als Ackerbauern zu erfüllen, und es 
ſei ſicher anzunehmen, daß ſie ſich als ſolche redlich und 
reichlich von ihrer Hände Arbeit ernähren würden. 

Bald darauf meldeten eben dieſe beiden Gouverneure 
an Bludow, daß ſich die Bittgeſuche jüdiſcher Familien in 
ihren Gouvernements behufs Aufnahme in die Kolonien 
von Tag zu Tag mehr häuften. Ihre betreffenden Unter— 
Behörden ſeien unausgeſetzt damit beſchäftigt, dieſe Bittge— 
ſuche zu leſen, die Bittſteller behufs ihrer Würdigkeit zur 
Aufnahme in die Kolonien zu prüfen und darüber den 
Ober⸗Behörden zu berichten. Sowie die ungefähre Anzahl 
dieſer neu angemeldeten, als würdig befundenen Koloniſten 
feſtgeſtellt ſei, werde darüber weitere Meldung an Bludow 
erfolgen. 

In gleicher Weiſe erfolgten nun auch aus anderen 
Gouvernements die verlangten Berichte, aus denen ſämmt— 
lich zu erſehen war, daß ein vollſtändiger Maſſen-Andrang 
jüdiſcher Koloniſten zu erwarten ſtand. Verſchiedene Gouver— 
neure erlaubten ſich vorſichtigerweiſe gleich in ihren Be— 
richten eine Menge von Anfragen bezüglich des Transports 
der Koloniſten an Bludow und baten um deren geneigte 
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baldige Beantwortung. Zu dieſen Anfragen gehörten unter 
anderen folgende. Wann ſoll mit dem Transport der 
Koloniſten begonnen werden? Welches Maximum und Mi— 
nimum der Kopfzahl wird für die einzelnen Transporte be— 
ſtimmt? Nach welchen Punkten Neu-Rußlands ſollen die 
einzelnen Transporte dirigirt werden? Welche Routen 
ſollen von denſelben eingehalten werden? Welche Beſtim— 
mungen ſollen für die den Transporten zu gebenden Mili— 
tair⸗Escorten gelten? In welcher Weiſe ſoll die Verpflegung 
der Transporte bewirkt werden? ꝛc. ꝛc. 


Bludow beſchied die Gouverneure dahin, daß ſämmt— 
liche von ihnen angeregten Fragen ſo bald wie möglich 
beantwortet werden würden. Es müſſe jedoch zuvörderſt 
noch der Bericht des Gouverneurs von Neu-Rußland abge— 
wartet werden, wie viele neue Kolonien für die Aufnahme 
von Koloniſten bereit ſeien; hiernach beſtimme ſich die An— 
zahl derjenigen Koloniſten, welche als erſter Transport 
nach Cherſon befördert werden könnten. 


Inzwiſchen war nun gerade zu dem Zeitpunkt, in 
welchem die Abſendung der erſten Koloniſten-Transporte 
von dem Kaiſer, von den Gouverneuren der Weſt-Gouver⸗ 
nements und von den Koloniſten ſelbſt fo dringend gewünſcht 
wurde, ein erbitterter Streit zwiſchen Kiſſelev und Wo— 
ronzow ausgebrochen, in Folge deſſen das ganze Kolonial— 
Projekt wiederum auf einige Zeit völlig in Stockung 
gerieth. Kaum nämlich hatte Woronzow den Staatsrath 
Baraktarew nach dem Cherſon-Diſtrikt entſandt, um dort 
die Emplacements der neuen Kolonien endgültig zu beſtim— 
men, den Bau der Wohnhäuſer, die Vertheilung der Aecker, 
die Beſchaffung von Ackergeräth ꝛc. ꝛc. anzuordnen, als 
Kiſſelew, hiervon benachrichtigt, die unverzügliche Abberufung 
Baraktarew's von dieſem Poſten anbefahl. Gleichzeitig 
zeigte Kiſſelew Woronzow an, daß er zu dieſem Poſten den 


Oberſten Demidow beſtimmt und bereits nach Cherſon ab— 
geſandt habe. 5 

Selbſtverſtändlich war Woronzow über dieſen eigen— 
mächtigen Befehl Kiſſelew's in hohem Grade entrüſtet. Er 
beauftragte ſeinen Stellvertreter, den General Feodorow, 
einen Bericht an Kiſſelew zu ſenden, in welchem erſtens die 
Geeignetheit Baraktarew's zu der betreffenden Stellung nach— 
gewieſen und zweitens die Verwunderung ausgedrückt wurde, 
daß Kiſſelew fein eigenes Dekret, demzufolge Woronzow 
vollſtändige Freiheit des Handelns in der Kolonial-Ange⸗ 
legenheit haben ſolle, durch die unmotivirte Abberufung 
Baraktarew's dementire. Kiſſelew legte dieſen Bericht ein- 
fach ad acta und fühlte ſich nicht einmal veranlaßt, 
Woronzow ſeine Motive für die Abberufung Baraktarew's 
mitzutheilen, deſſen Poſten Oberſt Demidow unverzüglich 
antrat (1839). 

Woronzow ſtellte nunmehr in Folge dieſes Vorfalls 
direkt das Geſuch an Kiſſelew, ihn überhaupt von der Ober— 
leitung der Kolonial-Angelegenheit zu entbinden und ihm 
nur die Stellung eines Vermittelungs-Gliedes zwiſchen dem 
Miniſterium der Krondomänen und den ſpeziellen Kolonial⸗ 
Behörden zu belaſſen. Er wies in dieſem Geſuch klar und 
ſcharf nach, daß die Oberleitung des Kolonial-Projektes 
unbedingt bei dem Miniſterium der Krondomänen verbleiben 
müſſe und daß die Uebertragung dieſer Oberleitung an den 
Gouverneur von Neu-Rußland ſchon aus dem Grunde ganz 
unzuläſſig ſei, weil letzterer die Intentionen jenes Miniſteriums 
abſolut nicht kenne, mithin in fortwährende Colliſionen mit 
demſelben gerathe, durch welche die Verwirklichung des 
Projektes nothwendigerweiſe immer neue ſtörende Verzöge— 
rungen erleiden müſſe. Da inzwiſchen zu Cherſon die neue 
Domänen-Kammer eröffnet worden ſei, ſo mache Woronzow 
den Vorſchlag, das Miniſterium der Krondomänen möge 
dieſe Kammer ſpeziell mit Regelung und Feſtſtellung aller 
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das Kolonial-Projekt betreffenden Anordnungen beauftragen. 
Hierdurch würde der Gouverneur von Neu-Rußland genauer, 
als bisher, über die Intentionen des Miniſters der Krondo- 
mänen bezüglich des Projektes informirt werden und folglich 
auch beſſer, als bisher, im Stande ſein, die Verwirklichung 
deſſelben beſchleunigen zu helfen. Benannte Kammer und 
der Gouverneur von Neu-Rußland würden zunächſt gemein⸗ 
ſam die Direktiven für das Projekt aufſtellen. Nach erfolgter 
Genehmigung derſelben durch das Miniſterium der Krondo- 
mänen erſcheine es am zweckmäßigſten, der Kammer ſpeziell 
die Erledigung der geſammten Kolonial-Angelegenheiten zu 
übertragen. Selbſtverſtändlich werde der Gouverneur von 
Neu⸗Rußland der Kammer bei dieſer Erledigung jede 
irgend wie gewünſchte Unterſtützung angedeihen laſſen, ſo 
daß von dieſem Wirken mit vereinten Kräften unbedingt die 
beſten Reſultate erwartet werden könnten. Schließlich machte 
Woronzow noch den Vorſchlag, in der Kammer von Cherſon 
eine ſpeziell mit dem Kolonial-Projekt beauftragte Kanzlei⸗ 
Abtheilung zu creiren, für deren Jahresetat er die Summe 
von 2750 Rubeln als ausreichend erachtete. 

Dieſe unſtreitig ſehr zweckentſprechenden Vorſchläge 
Woronzow's wurden von Kiſſelew rundweg verworfen. Der— 
ſelbe antwortete hierauf in faſt ſarkaſtiſcher Weiſe kurz 
Folgendes. „Bereits zur Zeit, als er die Errichtung einer 
Domänen⸗Kammer in Cherſon für nothwendig erachtet habe, 
ſei ihm die Gewißheit geworden, daß dieſe Kammer wegen 
übergroßer Arbeitslaſt mit den Domänen-Angelegenheiten 
gar keine Zeit übrig haben werde, ſich irgend wie mit dem 
jüdiſchen Kolonial-Projekt zu befaſſen. Dieſes vorausſehend 
habe er ſchon damals für gut befunden, den Gouverneur 
von Neu⸗Rußland mit der geſammten Oberleitung der 
Kolonial⸗Angelegenheit zu betrauen; dieſer Befehl verbleibe 
daher in Kraft. Wenn übrigens Woronzow der Anſicht ſei, 
daß in der Domänen⸗Kammer zu Cherſon eine neu zu 
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bildende, ſpeziell mit der Kolonial-Angelegenheit zu be— 
ſchäftigende Kanzlei-Abtheilung weſentlich zur Förderung 
des Projektes beitragen werde, ſo möge er ſich dieſerhalb 
mit dem betreffenden Antrag an den Miniſter des Innern 
wenden.“ 

So verfloß das Jahr 1838, ohne daß auch nur der 
erſte Anfang mit dem Transport jüdiſcher Koloniſten nach 
Cherſon gemacht worden wäre. Der Kaiſer hatte den ſchleuni— 
gen Beginn dieſer Transporte dringend anbefohlen und ſogar 
die erforderlichen Geldmittel für dieſelben direkt angewieſen. 
Die ſämmtlichen Gouverneure, in deren Gouvernements ſich 
angemeldete Koloniſten befanden, hatten theils an Bludow, 
theils an Kiſſelew die dringendſten Geſuche eingereicht, 
möglichſt bald mit dem Transport derſelben nach Cherſon 
beginnen zu dürfen, weil es ihnen kaum noch möglich ſei, 
der täglich zunehmenden Nothlage unter der jüdiſchen Be— 
völkerung abzuhelfen. Weder der Befehl des Kaiſers, noch 
die Bitten der Gouverneure waren im Stande, Bludow zu 
raſchem, energiſchem Handeln in der Kolonial-Angelegenheit 
zu bewegen. Es gelang demſelben bald, den Kaiſer zu 
überzeugen, daß jede Uebereilung in der Ausführung des 
Kolonial-⸗Projektes die nachtheiligſten Folgen für daſſelbe 
herbeiführen werde und daß zuvörderſt noch einige wichtige 
auf daſſelbe bezügliche Fragen endgültig erledigt werden 
müßten, bevor die Ueberſiedelung der Koloniſten nach Cherſon 
erfolgen könne. Da er gleichzeitig dem Kaiſer die Verſiche— 
rung ertheilte, daß ſämmtliche Gouverneure Anweiſungen 
erhalten hätten, in welcher Weiſe die Nothlage der Koloniſten 
gründlich zu beſeitigen wäre, ſo ward es ihm möglich, 
wiederum eine längere Zeitfriſt zu gewinnen, innerhalb 
deren er gemeinſam mit Kiſſelew verſchiedene neue Vorſchläge 
bezüglich der Kolonien ausarbeiten konnte, über welche wir 
weiter unten berichten werden. 
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III. 


Inzwiſchen hatte nun die reiche und wohlhabende 
Judenſchaft in Lithauen aus dem Wortlaut der kaiſerlichen, 
die Gründung jüdiſcher Kolonien betreffenden Dekrete die 
unbeſtreitbare Berechtigung für ſich herausgefunden, in 
Lithauen ſelbſt Kolonien gründen und Koloniſten werden zu 
dürfen. Die kaiſerlichen lithauer Behörden, an welche ſich 
die betreffende Judenſchaft mit der Bitte wandte, ihr end— 
gültigen Beſcheid zu ertheilen, ob ihre Auslegung der 
kaiſerlichen Dekrete richtig oder unrichtig ſei, konnten nicht 
umhin, die vollſte Richtigkeit dieſer Auffaſſung anzuerkennen. 
Kaum war dieſer Beſcheid erfolgt, als in faſt allen lithauer 
Städten zahlreiche, der reichen oder wohlhabenden Juden— 
ſchaft angehörige Familien den betreffenden kaiſerlichen Lokal⸗ 
behörden, ſtädtiſchen Behörden und jüdiſchen Gemeindever— 
waltungen anzeigten, daß ſie aus den Städten auswandern, 
ländlichen Grundbeſitz kaufen oder pachten und Koloniſten 
werden würden. Die ſtädtiſchen Behörden und die jüdiſchen 
Gemeinde-Verwaltungen ſuchten zwar, die erſteren aus den 
ſchon früher erwähnten, die zweiten aus den weiter unten 
angeführten egoiſtiſchen Rückſichten dieſe Auswanderung der 
gut ſituirten Judenſchaft aus den Städten mit allen Mitteln 
zu verhindern; da jedoch die kaiſerlichen Behörden erklärten, 
daß durch den kaiſerlichen Erlaß die Gründung jüdiſcher 
Kolonien auch in Lithauen ſelbſt geſtattet ſei, ſo erfolgte 
eine maſſenhafte Auswanderung reicher und wohlhabender 
Juden aus allen Städten Lithauen's. Dieſe ſämmtlichen 
Familien kauften oder pachteten in vorgeſchriebener Ent— 
fernung von chriſtlichen Ortſchaften Grundbeſitz, ſiedelten 
dorthin über, begannen unter Zuhülfenahme ſachverſtändiger 
jüdiſcher Arbeiter den Betrieb der Landwirthſchaft und be— 
anſpruchten für ſich wie für ihr jüdiſches Perſonal alle 
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vom Kaiſer den Koloniſten verſprochenen Rechte und Privilegien. 

Die Urſachen, welche dieſe reiche und wohlhabende 
lithauer Judenſchaft in ſo großer Anzahl bewogen, ihre bis 
dahin in den Städten betriebenen Geſchäfte und Er⸗ 
werbszweige aufzugeben, die Städte gänzlich zu verlaſſen 
und ſich der Landwirthſchaft zu widmen, waren die folgenden. 

Erſtlich herrſchten gerade zu jener Zeit, in welcher 
dieſe Judenſchaft die lithauer Städte zu verlaſſen begann, 
im ganzen ruſſiſch-polniſchen Lande die denkbar traurigſten 
Zuſtände, und zwar in den Städten noch weit mehr, als 
auf dem flachen Lande. Der polniſche Inſurrectionskrieg 
1830 —32 hatte über die geſammte Bevölkerung von ruſſiſch 
Polen unſägliches Elend gebracht, und noch ein Jahrzehnt 
ſpäter laborirten alle Klaſſen derſelben ohne Ausnahme an 
den vielen, ſchweren Wunden, welche ihnen jener erbitterte 
Verzweiflungskampf geſchlagen hatte. In den Städten wie 
auf dem flachen Lande nahm ſeit 1832 der Pauperismus 
jährlich in erſchreckender Weiſe zu. Handel und Verkehr lagen 
faſt ganz danieder; der Ackerbau vermochte namentlich 
wegen ungenügender Arbeitskräfte kaum die für die Bevölkerung 
nothwendigen Lebensmittel in ausreichender Menge zu liefern; 
die Theuerung war allerorts ſtabil geworden; wirkliche 
Hungersnoth brach bald in dieſen, bald in jenen Diſtrikten 
aus: bittere Noth und Verzweiflung bewirkten bei den unteren 
Bevölkerungsklaſſen ein ſehr bedenkliches Sinken der Mora⸗ 
lität und eine ſtetige Zunahme der Verbrecher jeder Art. 
Die Gouvernements⸗Behörden thaten Alles, was in ihren 
Kräften ſtand, um eine Beſſerung der Zuſtände herbeizu— 
führen; allein, wenn man bedenkt, wie langſam und ſchwer⸗ 
fällig damals noch die ganze ruſſiſche Regierungsmaſchine 
arbeitete, wie ferner damals noch im geſammten ruſſiſchen 
Reich die Communikationswege der allerprimitivften Art, 
Chauſſeen kaum bekannt, die Fahrſtraßen zumeiſt nur während 
der beſſeren Jahreszeit praktikabel waren, ſo wird es leicht 
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begreiflich, daß die Behörden nicht immer rechtzeitig der 
Hungersnoth in den einzelnen Diſtrikten abzuhelfen und 
überhaupt nur ſehr allmälich eine wirkliche, dauernde Beſſe— 
rung der Zuſtände herbeizuführen vermochten. 

Daß unter dieſen Verhältniſſen die kaiſerlichen Be— 
hörden in Polen die möglichſt zahlreiche Auswanderung 
von Juden aus ihren Gouvernements aufrichtig wünſchten 
und mit allen Mitteln zu fördern gern bereit waren, lag 
auf der Hand. Denn nachweislich waren unter jenen vielen 
Tauſenden von Elenden, welche damals in ruſſiſch Polen 
darbten und hungerten, die Juden wiederum die Aller— 
Elendeſten, einzig und allein deßhalb, weil ſie eben Juden 
waren. Stets erſtreckte ſich die von den Behörden geleiſtete 
Hülfe zuerſt auf die chriſtliche Bevölkerung, dann erſt pflegte 
man ſich, leider oft viel zu ſpät, zu erinnern, daß es auch 
eine im bitterſten Elend ſchmachtende jüdiſche Bevölkerung 
gebe, der man gleichfalls einige Unterſtützung angedeihen 
laſſen könne. Sämmtliche Gouvernements- und Gensdarmerie— 
Behörden in ruſſiſch Polen hatten folglich ein ſehr großes 
Intereſſe daran, daß jene Maſſen von hungernden Juden, 
deren Verhältniſſe doch mit Beſtimmtheit auf eine längere 
Reihe von Jahren in den bisherigen Wohnſitzen nicht ge— 
beſſert werden konnten, ſo bald wie möglich nach ſolchen 
Gouvernements geſchafft wurden, in denen damals durchaus 
normale Zuſtände herrſchten. Eben dieſe kaiſerlichen Be— 
hörden in ruſſiſch Polen hatten auch nicht das Geringſte 
dagegen, daß in den polniſchen Diſtrikten ſelbſt zahlreiche 
jüdiſche Kolonien gegründet würden. Denn erſtens war die 
Landbevölkerung durch den Inſurrektionskrieg derartig decimirt 
worden, daß es nur von weſentlichem Vortheil für die 
Hebung der Landwirthſchaft ſein konnte, wenn derſelben 
zahlreiche neue Arbeitskräfte zugeführt wurden, zweitens 
wurden durch die Gründung einer entſprechend großen An— 
zahl von jüdiſchen Kolonien in Polen ſelbſt die ſämmtlichen 


99 


dortigen Städte am raſcheſten, bequemſten und billigſten 
von allen, ihnen nur zur Laſt fallenden, arbeits- und be⸗ 
ſchäftigungsloſen Juden befreit, und drittens ward hierdurch 
der in den Städten verbleibenden Judenſchaft die Möglichkeit 
geboten, die Erwerbszweige der ausgewanderten Glaubensge- 
noſſen ergreifen und hierdurch eine geſicherte Exiſtenz erlangen 
zu können. 

Aus dieſen Gründen fühlte ſich nun der Gouverneur 
von Lithauen veranlaßt, der Auswanderung der reichen und 
wohlhabenden Judenſchaft aus den Städten auf das flache 
Land keinerlei Hinderniſſe in den Weg zu legen, dieſelbe 
vielmehr mit allen Kräften zu unterſtützen. Die meiſten 
dieſer reichen und wohlhabenden jüdiſchen Familien nahmen 
aus den Städten eine größere oder geringere Anzahl ärmerer 
jüdiſcher Familien mit ſich auf ihren ländlichen Grundbeſitz 
und trugen ſomit direkt zur Entvölkerung der Städte von 
einer großen Anzahl arbeitsloſer, hülfsbedürftiger Juden bei. 

Wie früher erwähnt, waren in Folge jenes Ukas, 
welcher den Juden ſtreng verbot, in den Dörfern zu wohnen, 
alle polniſchen Städte derartig mit Juden überfüllt worden, 
daß dieſelben der chriſtlichen Bevölkerung in hohem, ſich 
ſelbſt aber in allerhöchſtem Grade zur Laſt fielen. Während 
beiſpielsweiſe vor dem Erlaß jenes Ukas in einer mittel- 
großen Stadt Lithauen's vielleicht 100 jüdiſche Familien 
lebten, welche durch den Betrieb der ihnen geſetzlich erlaubten 
Handelszweige und Profeſſionen ihren Lebensunterhalt theils 
in ausreichender, theils ſogar in reichlicher Weiſe zu gewinnen 
vermochten, befanden ſich nach dem Erlaß jenes Ukas in 
eben dieſer Stadt vielleicht 1000 jüdiſche Familien, welche 
ſämmtlich auf dieſelben beſchränkten Erwerbszweige ange— 
wieſen waren. Weil nun aber die betreffende Stadt und 
deren ländliche Umgebung nur etwa 100 jüdiſchen Familien 
Gelegenheit zur ausreichenden oder reichlichen Gewinnung 
ihres Lebensunterhaltes zu bieten vermochten, ſo war die 
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naturgemäße Folge, daß 900 jüdiſche Familien trotz ihres 
redlichſten, eifrigſten Beſtrebens, ſich durch Betrieb von 
Handel und Profeſſionen ihr tägliches Brod zu verdienen, 
ganz oder faſt ganz ohne Verdienſt bleiben mußten. Dieſe 
hülfsbedürftigen, arbeitsloſen Familien fielen nun der reichen 
und wohlhabenden Judenſchaft in zwiefacher Weiſe zur 
pekuniären Laſt. Erſtens nämlich unterſtützte die gut ſituirte 
Judenſchaft ſchon aus Menſchlichkeitsgefühl nach beſten Kräften 
ihre hülfsbedürftigen Glaubensgenoſſen, zweitens aber zwang 
die Regierung die gut ſituirte Judenſchaft, die vorgeſchriebenen 
Steuer⸗Quoten, welche die armen Juden nicht entrichten 
konnten, aus ihren eigenen Seckeln zu zahlen. Wie kaum 
anders zu erwarten war, vermochte auf die Dauer nur der 
geringſte Theil der gut ſituirten Judenſchaft dieſe doppelte 
Beſteuerung auszuhalten; der wohlhabende Jude begann 
ſelbſt zu verarmen und der reiche Jude ging von Jahr zu 
Jahr mehr in ſeinen Vermögens-Verhältniſſen zurück. 

Es war jedoch nicht allein dieſe hohe Beſteuerung, 
welche den reichen und wohlhabenden Juden den Aufenthalt 
in den Städten vollſtändig verleidete; hierzu trug über— 
dieß noch das zu jener Zeit total korrumpirte Syſtem der 
jüdiſchen Gemeindeverwaltungen weſentlich bei, über welches 
wir nachfolgend kurz die erforderlichen Angaben machen. 

In jeder von Juden bewohnten polnischen Stadt 
exiſtirte eine beſondere jüdiſche Gemeindeverwaltung. Die⸗ 
ſelbe beſtand aus 24 Mitgliedern, welche den Titel „Depu- 
tirte“ führten. Sämmtliche erwachſene ſelbſtſtändige Juden 
der betreffenden Stadt waren durch Staatsgeſetz verpflichtet, 
bei der Wahl dieſer eine längere Reihe von Jahren in 
ihren Stellungen verbleibenden Deputirten ihre Stimme ab- 
zugeben. Die Wahl erfolgte nach beſtimmt vorgeſchriebenem 
Modus im ſtädtiſchen Rathhaus unter Vorſitz eines Staats⸗ 
beamten. Die durch Stimmenmajorität gewählten Deputirten 
mußten ſofort nach erfolgter Wahl vor dieſem Staatsbeamten 


ſchwören, daß fie ſtets in jeder Weiſe bemüht fein würden, 
dem Staat wie der Stadt gegenüber die ihnen auferlegten 
Pflichten treu und gewiſſenhaft zu erfüllen und dieſelben 
vor jeder Schädigung von Seiten der ihnen unterſtellten 
Judenſchaft zu ſchützen. 

Dieſe Deputirten repräſentirten die oberſte jüdiſche 
Behörde in der betreffenden Stadt; ſie hatten vom Staat 
die Ermächtigung, ganz ſelbſtſtändig alle Gemeinde-Ange⸗ 
legenheiten der ihnen unterſtellten Judenſchaft zu leiten, 
und waren in keinem Fall weder der Judenſchaft in corpore, 
noch den einzelnen Mitgliedern derſelben Rechenſchaft für 
die Art und Weiſe dieſer Leitung, oder Rechnungslegung 
für die Verwendung der Gemeinde-Gelder ſchuldig. Die 
Controlle hierüber ſtand einzig und allein den Staatsbehörden 
zu, welche ſich jedoch grundſätzlich um die internen Ange— 
legenheiten der jüdiſchen Gemeinden gar nicht kümmerten, 
ſondern nur ſtreng darüber wachten, daß dieſelben pünktlich 
die vorgeſchriebenen Staats- und ſtädtiſchen Steuern zahlten, 
pünktlich das vom Staat befohlene Contingent an jüdiſchen 
Rekruten ſtellten und den ſpeziell für die Juden gültigen 
Geſetzen und Polizei-Verordnungen ſtrikte nachkamen. 

Das Amt eines Deputirten ſollte ein Ehrenamt ſein; 
deßhalb war mit demſelben weder eine Beſoldung, noch ſonſt 
irgend welcher pekuniärer Vortheil verbunden. Es waren 
den Deputirten nur in ganz beſtimmten Fällen, welche eine 
beſonders große Mühwaltung erforderten, gewiſſe beſcheidene 
Sporteln bewilligt; im übrigen jedoch war ihnen die An— 
nahme von Gratifikationen oder Geſchenken für irgend welche 
den Gemeinde-Mitgliedern amtlich geleiſteten Dienſte ſtreng 
unterſagt. Im Verlauf der Zeit war aber dies auf ſtrengſter 
Gewiſſenhaftigkeit und Ehrenhaftigkeit baſirte Inſtitut der 
Deputirten mehr und mehr korrumpirt worden, und beſonders 
nach dem Ende des erwähnten polniſchen Inſurrektionskrieges 
hatte dieſe Korruption in Folge der auch bei der niederen 
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Judenſchaft eingetretenen Demoraliſirung den höchſten denf- 
baren Grad erreicht. In den meiſten jüdiſchen Gemeinden 
gelang es überhaupt keinem ehrenhaften Juden mehr, das 
Amt eines Deputirten zu erhalten. Ueberall hatten es ge: 
wiſſenloſe, meiſt den unterſten Klaſſen der Judenſchaft an- 
gehörige Subjekte durch Intriguen aller Art fertig gebracht, 
ſich und ihren Geſinnungsgenoſſen die Aemter der Deputirten 
zu verſchaffen. Dieſe Subjekte nutzten nun die, wie ſchon 
aus dem Vorerwähnten zur Genüge hervorgeht, außer: 
ordentlich einflußreichen Stellungen der Deputirten, von denen 
das ganze Wohl und Wehe der Juden-Gemeinden abhing, 
in ſchamloſeſter und raffinirteſter Weiſe zu ihrem eigenen 
pekuniären Vortheil aus. Um dieſes ſehr lukrative Bereiche⸗ 
rungsſyſtem, welches ſelbſtverſtändlich nur gegen die reiche 
und wohlhabende Judenſchaft anwendbar war, ungehindert 
ausbeuten zu können, befolgten die Deputirten die Taktik, 
daß ſie den Staats⸗ und ſtädtiſchen Behörden gegenüber 
nicht nur einen blinden Gehorſam, ſondern eine kriechende, 
ſelaviſche Unterwürfigkeit zeigten und ſich hierdurch die volle 
Gunſt und das volle Vertrauen dieſer ſämmtlichen Behörden 
ſicherten. Auf dieſes volle Vertrauen geſtützt durften ſie es 
um ſo zuverſichtlicher wagen, ſich die empörendſten Eigen⸗ 
mächtigkeiten aller Art gegen die ihnen unterſtellte jüdiſche 
Gemeinde zu erlauben, als, wie bereits angegeben, weder 
die Staats⸗, noch die ſtädtiſchen Behörden es überhaupt für 
der Mühe werth hielten, ſich um die internen Angelegen⸗ 
heiten dieſer Gemeinden irgendwie zu kümmern. 

Während urſprünglich faſt ſämmtliche Amtsverrichtungen 
der Deputirten ohne jeglichen Anſpruch auf Bezahlung oder 
Remuneration vollzogen und nur in einigen, ganz beſtimmt 
angegebenen Fällen kleine genau normirte Sporteln erhoben 
werden ſollten, exiſtirte ſchließlich keine einzige Amtsverrichtung 
mehr, für welche die Deputirten nicht Sporteln erhoben 
hätten. Dieſe Sporteln waren nicht etwa für jeden beſtimmten 
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Fall und für alle Gemeinde-Mitglieder in gleicher Höhe 
normirt, ſondern die Deputirten beſtimmten dieſe Sporteln 
jedesmal nach den ihnen genau bekannten Vermögens-Ver⸗ 
hältniſſen der betreffenden Perſönlichkeiten. Hauptſächlich 
das Paßweſen, die Erlaubniß zu Domieil-Veränderungen, 
zum Betrieb von Handelsgeſchäften und Profeſſionen, ſowie 
die Militairdienſt⸗Angelegenheiten bildeten für die Depu⸗ 
tirten eine außerordentlich ergiebige Einnahme-Quelle. Aber 
auch die Geburten, Heirathen, Todesfälle waren ſchließlich 
von ihnen mit Sporteln belegt worden, welche den Ver— 
mögens-Verhältniſſen der betreffenden Familien entſprechend 
beſtimmt wurden. Angeblich floſſen alle dieſe Sportel⸗ 
Gelder in die jüdiſchen Gemeinde-Kaſſen; in Wirklichkeit 
wurden dieſelben jedoch unter den Deputirten repartirt. 
Wie furchtbar die wohlhabende und reiche Judenſchaft von 
dieſem permanent und ſchonungslos betriebenenen Erpreßungs⸗ 
ſyſtem der Deputirten zu leiden hatte, bedarf nach dem 
Vorerwähnten keiner weiteren und längeren Schilderung. 
Vergeblich verſuchten wiederholt die ehrenhaften Elemente 
der Judenſchaft, dieſem empörenden Verfahren der Depu⸗ 
tirten dadurch ein Ende zu machen, daß fie ſich mit Be⸗ 
ſchwerden direkt an die Staats- und ſtädtiſchen Behörden 
wandten. Dieſe Behörden erklärten ſich für nicht befugt, 
Beſchwerden von jüdiſchen Gemeinde-Mitgliedern direkt an⸗ 
zunehmen, und zwangen die Beſchwerdeführer, ihre Eingaben 
zunächſt an die Deputirten einzureichen. Dieſe letzteren 
ſorgten ſelbſtverſtändlich dafür, daß die eingereichten Be— 
ſchwerden überhaupt niemals zur Kenntniß der Behörden 
gelangten. Die Beſchwerdeführer wurden von den Deputirten 
bei den Behörden als bösartige, widerſpenſtige Querulanten 
geſchildert und hatten von ihren Beſchwerden nur die Er— 
folge, daß fortan Deputirte wie Behörden mit um ſo größerer 
Härte gegen ſie auftraten. 

Aber auch gegen die arme, beſitzloſe Judenſchaft ver⸗ 
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fuhren die Deputirten in empörender, tyranniſcher Weiſe. 
Der gut ſituirte Jude mußte mit ſeinem Hab und Gut, der 
arme Jude aber mit feinem Fleiſch und Blut die unerſätt⸗ 
liche Habſucht der Deputirten befriedigen. Jede jüdiſche 
Gemeinde mußte alljährlich der Regierung ein beſtimmtes 
Contingent von Rekruten ſtellen. Ohne weitläufig in die 
Details des damaligen ruſſiſchen Rekrutirungs-Syſtems ein⸗ 
zugehen, halten wir doch für nöthig, hier zu erwähnen, 
daß, wenn eine Judengemeinde nicht im Stande war, das 
ganze erforderliche Rekruten-Contingent aus erwachſenen, 
kriegsbrauchbaren Jünglingen zu ſtellen, die Regierung ſich 
auch ſchon mit der Geſtellung kräftiger, geſunder Knaben 
vom Sten Lebensjahr an begnügte. Dieſe Knaben wurden 
zuvörderſt in den Soldatenſchulen untergebracht und dann 
mit dem 18ten Lebensjahr in die Armee eingeſtellt, in 
welcher ſie 25 Jahre dienen mußten. Da es der Regierung 
durchaus gleichgültig war, in welcher Weiſe die jüdiſchen 
Gemeinden das ihnen anbefohlene Rekruten⸗Contingent auf- 
brachten, und da überdieß die Stellvertretung geſetzlich ge- 
ſtattet war, ſo ſuchten ſelbſtredend alle gut ſituirten jüdiſchen 
Familien ihre Söhne vom Militair⸗Dienſt zu befreien. Die 
geſammte Rekrutirungs-Angelegenheit der Judenſchaft ward 
nun ausſchließlich von den Deputirten eingeleitet und als⸗ 
dann von ihnen gemeinſam mit den Behörden ausgeführt. 
Es läßt ſich folglich leicht begreifen, daß ſtets jeder Re⸗ 
krutirung ein vollſtändiges Handels- und Kaufgeſchäft zwiſchen 
der Vermögen beſitzenden Judenſchaft und den Deputirten 
vorausging. Das Reſultat der Rekrutirung war daher 
regelmäßig daſſelbe. Die Söhne der wohlhabenden und 
reichen Juden blieben vom Militairdienſt befreit, die Söhne 
der armen Juden dagegen wurden ohne irgendwelche Rück— 
ſichtnahme auf Familien-Verhältniſſe als Rekruten aus⸗ 
gehoben; die für dieſes Rekrutirungsſyſtem von den ver— 
mögenden jüdiſchen Familien gezahlten, meiſt ſehr bedeutenden 
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Summen verblieben in den Taſchen der Deputirten. Die 
Art und Weiſe, in welcher eine Juden-Rekrutirung zu 
damaliger Zeit ſtattfand, war kurz die folgende. Die Depu- 
tirten ſtellten, nachdem die Kaufgeſchäfte mit den vermögen— 
den Juden feſt abgeſchloſſen waren, insgeheim ein nament- 
liches Verzeichniß derjenigen armen jüdiſchen Familien auf, 
aus denen das Rekruten-Contingent genommen werden ſollte. 
Unvermuthet, gewöhnlich mitten in der Nacht, wurden die 
betreffenden Juden-Quartiere von Soldatenpiquets, bei denen 
ſich die Deputirten befanden, umſtellt. Wie die Räuber 
drangen nun die Soldaten gleichzeitig in alle ihnen von den 
Deputirten bezeichneten Häuſer ein, in denen die auszu— 
hebenden jüdiſchen Rekruten wohnten. Da half kein Flehen, 
kein Widerſtand, der achtjährige Knabe, der erwachſene 
Jüngling, der verheirathete Mann, welche die Deputirten 
als Rekruten bezeichnet hatten, wurden von ihren Lagern 
geriſſen, zum raſchen Ankleiden gezwungen und dann 
unverzüglich unter Escorte nach den Militair-Depots abge- 
führt, um nunmehr eine 25 reſp. 35jährige Dienſtzeit zu 
abſolviren. 

In dieſer kurz angedeuteten Weiſe erfüllten zu jener 
Zeit faſt ſämmtliche jüdiſche Gemeinde-Verwaltungen das 
ihren Gemeinden ertheilte feierliche Verſprechen, daß ſie in 
jeder Weiſe gewiſſenhaft und pflichttreu die Intereſſen 
derſelben den Staats- und ſtädtiſchen Behörden gegenüber 
zu wahren bemüht ſein würden. Der reichſte wie der 
ärmſte Jude in ruſſiſch Polen war damals im vollſten 
Sinne des Wortes ein hülfloſer Selave der eigenen, von 
ihm ſelbſt gewählten Gemeinde-Verwaltung geworden, welche 
ihn weit tyranniſcher und ſchändlicher behandelte, als ſich 
die Staats⸗ oder ſtädtiſchen Behörden jemals erlaubt haben 
würden. Gerade dieſes unerträglich gewordene ſclaviſche 
Verhältniß, in welchem die Juden⸗Gemeinden zu ihren 
Deputirten ſtanden, trug hauptſächlich dazu bei, daß reiche, 


101 


wohlhabende, arme und ärmſte Juden ſich in ſo großen 
Maſſen als Koloniſten anmeldeten, und die gut fituirte 
lithauer Judenſchaft, kurz entſchloſſen, den Anfang damit 
machte, die Städte gänzlich zu verlaſſen. Einzig und allein 
durch den Uebertritt in den Koloniſtenſtand war allen den- 
jenigen Juden, welche nicht durch irgend welche Privat⸗ 
Intereſſen bewogen wurden, das verbrecheriſche Treiben der 
Deputirten gut zu heißen und zu unterſtützen, die Möglich: 
keit geboten, ſich jener unerträglichen Sclaverei zu entziehen, 
endlich wieder frei aufathmen und eine menſchenwürdige 
Exiſtenz führen zu können. Die vielen vom Kaiſer den 
Koloniſten verhießenen Begünſtigungen, unter denen die 
Befreiung von allen Steuern und vom Militairdienſt auf 
eine längere Reihe von Jahren die wichtigſten waren, 
berechtigten überdieß alle für die Kolonien angemeldeten 
Juden zu der ſicheren Erwartung, daß es ihnen bei red— 
lichem Willen und ausdauerndem Fleiß nothwendigerweiſe 
gelingen müße, ſich eine neue, Glück und Zufriedenheit 
gewährende Lebensſtellung zu verſchaffen. 

Als nun der größte Theil der wohlhabenden und 
reichen lithauer Juden die Städte zu verlaſſen und auf 
das flache Land überzuſiedeln begann, da erkannten endlich 
die Deputirten mit Schrecken, daß in kurzer Zeit die Quel⸗ 
len ihrer bisherigen reichen Einnahmen völlig verſiegt ſein 
würden. Sie ſetzten deßhalb alle Hebel in Bewegung, um 
bei den kaiſerlichen Behörden nicht allein die Siſtirung der 
jüdiſchen Auswanderung aus den Städten, ſondern ſogar 
den Befehl, daß alle bereits ausgewanderten Juden unver— 
züglich in dieſelben zurückkehren ſollten, zu erwirken. Sie 
wieſen nach, daß die bereits ausgewanderten, auf dem Lande 
angeſiedelten Juden nach dem Wortlaut der kaiſerlichen 
Dekrete gar nicht als Koloniſten betrachtet werden könnten. 
Jene Dekrete beſtimmten ausdrücklich, daß mindeſtens 40 
jüdiſche Familien gemeinſam auf einem beſtimmten, eine 
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Ortſchaft bildenden Territorium zuſammen leben müßten, 
wofern ſie als Koloniſten behandelt zu werden wünſchten. 
Dieſe Grundbedingung des Koloniſtenſtandes ſei aber nirgends 
von Seiten der ausgewanderten Juden⸗Familien erfüllt wor: 
den, denn die meiſten derſelben lebten vereinzelt irgendwo 
auf dem Lande, nur hier und da wohnten einige Familien 
in unmittelbarer Nachbarſchaft zuſammen. Die meiſten dieſer 
Familien hätten auch gar nicht einmal das Minimum der 
Ackerland⸗Fläche gekauft oder gepachtet, welches durch die 
kaiſerlichen Dekrete vorgeſchrieben ſei, ſondern nur pro forma 
irgend ein winziges Stück Land in ihren Beſitz gebracht, um 
wenigſtens ſcheinbar den betreffenden Dekreten nachzukommen. 
Die Abſicht dieſer ausgewanderten Juden ſei auch nicht im 
entfernteſten, ſich der Landwirthſchaft widmen zu wollen, 
denn nachweislich hätten viele derſelben ſchon begonnen, Han⸗ 
dels⸗ und Schacher-Geſchäfte mit den Bewohnern der benach⸗ 
barten chriſtlichen Ortſchaften zu betreiben. Folglich ſeien 
die ſämmtlichen bisher ausgewanderten Juden durchaus nicht 
als Koloniſten zu betrachten und zu behandeln, ſondern als 
Betrüger und als Verächter der Geſetze. Jedenfalls aber 
möchten die Behörden den Deputirten Erlaubniß ertheilen, 
dieſe ſämmtlichen ausgewanderten, ſowie die ferner auswan⸗ 
dernden Juden nach wie vor zu allen denjenigen Staats⸗ 
und ſtädtiſchen Steuern, welche ſie in ihren früheren Wohn⸗ 
ſitzen gezahlt hätten, deßgleichen zur Militärpflicht und zu 
allen ſonſtigen Pflichten heranziehen zu dürfen. 

Als die kaiſerlichen Behörden auf dieſe Geſuche der 
Deputirten nicht die geringſte Rückſicht nahmen, vielmehr die 
weitere Auswanderung jüdiſcher Familien aus den Städten 
ungehindert ſtattfinden ließen, trieben die Deputirten ihre 
Unverſchämtheit vielfach ſo weit, daß ſie mit Hülfe der zu 
ihnen haltenden jüdiſchen Conſorten die zur Auswanderung 
vorbereiteten Familien gewaltſam zum Verbleiben in ihren 
bisherigen Wohnſitzen zwangen. Die hierdurch erregten tu⸗ 
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multuöſen Auftritte nöthigten die Behörden wiederholt zum 
Einſchreiten gegen die ihre Befugniſſe überſchreitenden Depu⸗ 
tirten. Die inzwiſchen von den Behörden angeſtellten Unter⸗ 
ſuchungen, ob die von den Deputirten gemachten Denunciati⸗ 
onen auf Wahrheit beruhten, ergaben das Reſultat, daß 
ſämmtliche ausgewanderte jüdiſche Familien in vorgeſchrie⸗ 
bener Weiſe Grundbeſitz erworben, den Betrieb der Land⸗ 
wirthſchaft begonnen und alle für Koloniſten gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen möglichſt genau erfüllt hatten. Der einzige 
Punkt, welcher den Behörden ſelbſt aus den betreffenden 
Beſtimmungen nicht klar genug hervortrat, war der, welches 
Minimum ländlichen Grundbeſitzes eine jüdiſche Familie in 
Lithauen erwerben müſſe, um die Rechte der Koloniſten zu 
erhalten. Der Gouverneur von Lithauen wandte ſich deßhalb 
an Kiſſelew mit dem Erſuchen, dieſe Frage baldigſt entſcheiden 
zu wollen. 

Kiſſelew ließ dieſe Anfrage in vorgeſchriebener Weiſe 
dem Miniſter⸗Conſeil ſowie dem Reichsrath zur Begutachtung 
und dem Kaiſer zur Entſcheidung vorlegen. Am 5. Januar 
1839 erfolgte der Allerhöchſte Erlaß, daß jeder lithauer 
Jude, welcher in Lithauen ſelbſt mindeſtens 5 Deßjatin Acker⸗ 
land erwerbe, ſei es durch Kauf oder durch Pacht, geſetzlich 
als Koloniſt zu behandeln ſei. Da die meiſten ausgewan⸗ 
derten Juden weit größere Flächen Ackerlandes, als dieſer 
Erlaß vorſchrieb, erworben hatten, ſo ſtand ihnen folglich der 
Anſpruch auf alle den Koloniſten bewilligten Rechte zu, und 
hiermit war den Deputirten jede Gelegenheit zu weiteren 
Chikanen und Intriguen gegen dieſe ihre früheren Gemeinde⸗ 
Mitglieder entzogen. Der betreffende kaiſerliche Erlaß hatte 
überdieß noch die Wirkung, daß zahlreiche lithauer Juden, 
deren pekuniäre Mittel nur zum Ankauf oder zur Pachtung 
von 5 Deßjatin Ackerland ausreichten, ſich gleichfalls beeilten, 
die Städte zu verlaſſen und Koloniſten zu werden. Schließlich 
aber hatte der zwiſchen den Deputirten und den ausgewan⸗ 
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derten Juden ſtattgehabte heftige Streit noch die gute Wirkung, 
daß die kaiſerlichen Behörden allerorts zur Erkenntniß ge⸗ 
langten, in welcher ſchändlichen Weiſe die Deputirten ihre 
Machtbefugniſſe gegen die unterſtellte Judenſchaft mißbraucht 
hatten, und von dieſer Zeit an den internen Angelegenheiten 
der Juden in den Städten eine größere Aufmerkſamkeit zuwandten. 

Trotzdem ward es den Deputirten möglich, noch eine 
Zeit lang ihr früheres tyranniſches Regime gegen die in den 
Städten verbleibende Judenſchaft weiter fortzuführen. Die 
Verhältniſſe dieſer letzteren hätten ſich in Folge der zahlreichen 
Auswanderungen entſchieden günſtiger geſtalten müſſen, denn 
ſämmtliche früher von den Auswanderern betriebenen Handels— 
geſchäfte und Profeſſionen gingen jetzt auf die in den Städten 
zurückbleibenden Juden über und boten denſelben reichliche 
Gelegenheit zum Erwerb der nöthigen Subſiſtenzmitel dar. 
Allein kaum ward den Deputirten bekannt, daß dieſe oder 
jene ihrer Gemeinde⸗Mitglieder im Begriff ſeien, zu Wohlſtand 
zu gelangen, ſo ſtreckten ſie auch ſchon gierig ihre Hände 
nach dem Beſitzthum derſelben aus und zwangen ſie, den 
größten Theil ihres Verdienſtes angeblich für Gemeinde-Zwecke, 
in Wirklichkeit aber für die Privat⸗Kaſſen der Deputirten 
herzugeben. Somit war eine Beſſerung der Verhältniſſe für 
die in den Städten verbleibende Judenſchaft unmöglich, und 
ſämmtliche arme, nicht zur Clique der Deputirten zählende 
Juden erwarteten mit Sehnſucht den Tag, an welchem der 
kaiſerliche Befehl zum Transport der Koloniſten nach Neu⸗ 
Rußland erfolgen werde. 

Der General⸗Major Drebuſch war der erſte, welcher 
ſich der Mühe unterzog, die internen Verwaltungs-Verhältniſſe 
der jüdiſchen Gemeinden gründlich zu unterſuchen. Es ward 
ihm nicht ſchwer, die infame tyranniſche Handlungsweiſe der 
Deputirten durch zahlreiche Belege feſtzuſtellen. Unverzüglich 
verfertigte er ſodann einen Bericht über das Reſultat ſeiner 
Unterſuchungen, aus welchem wir kurz Nachfolgendes excerpiren. 
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„Nachdem Allerhöchſten Ortes für nothwendig befunden 
worden war, die Gründung jüdiſcher Kolonien in Sibirien 
aufzugeben, habe man alle als Koloniſten für Sibirien deſignirt 
geweſenen jüdiſchen Familien damit vertröſtet, daß ſie binnen 
kürzeſter Zeitfriſt nach den in Neu⸗Rußland zu gründenden 
neuen Kolonien übergeführt werden würden. Aus dieſer 
kürzeſten Zeitfriſt ſeien nunmehr faſt drei Jahre geworden, 
und noch immer ſei der Zeitpunkt nicht abzuſehen, in welchem 
die Gründung der projektirten jüdiſchen Kolonien in Neu⸗ 
Rußland erfolgt ſein werde.“ 

„Welches grenzenloſe Elend durch die endloſe Verzöge⸗ 
rung dieſes Projektes über ſämmtliche als Koloniſten deſig⸗ 
nirten jüdiſchen Familien gebracht worden ſei, ließe ſich kaum 
mit Worten beſchreiben. Alle dieſe Familien hätten zu jener 
Zeit, als niemand am Zuſtandekommen des ſibiriſchen Kolo⸗ 
nial⸗Projektes zweifelte, ihr ganzes Hab und Gut zu Geld 
gemacht, um die Reiſekoſten nach Sibirien beſtreiten und dort 
Grundbeſitz erwerben zu können. Wäre nun gleich nach der 
Siſtirung des ſibiriſchen Projekts das Kolonial-Projekt in 
Neu⸗Rußland verwirklicht worden, ſo würden alle jene Fa⸗ 
milien nicht genöthigt geweſen ſein, ihre kleinen Kapitalien 
für die Friſtung ihrer Exiſtenz zu verwenden und alsdann 
die Unterſtützung der Behörden, die Mildthätigkeit ihrer 
Glaubensgenoſſen und der chriſtlichen Bevölkerung unausgeſetzt 
in Anſpruch zu nehmen. Trotz aller Fürſorge der Behörden, 
trotz aller Mildthätigkeit der jüdiſchen wie chriſtlichen Be⸗ 
völkerung gegen die Koloniſten-Familien ſei es bei dem all⸗ 
gemeinen in den polniſchen Diſtrikten herrſchenden Elend nicht 
zu verhindern geweſen, daß thatſächlich und buchſtäblich an 
den verſchiedenſten Orten ganze Koloniſten⸗Familien verhungert 
ſeien. Um nur ein Beiſpiel von vielen anzuführen, ſeien in 
der letzten Zeit in dem kleinen Städtchen Sckud, im Kreiſe 
Wilna gelegen, drei Koloniſten Familien effektiv verhungert, 
50 andere Koloniſten⸗Familien ebendaſelbſt würden in kurzer 
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Zeit demſelben Schickſal verfallen fein, wenn nicht der General 
Drebuſch perſönlich die ſofortige Unterſtützung derſelben mit 
Lebensmitteln auf Koſten der Regierung anbefohlen hätte, und 
zwar bis zu dem Zeitpunkt, in welchem die Ueberführung 
dieſer Familien in die Kolonien erfolgen würde. Die gleichen 
Anordnungen habe der General in ſämmtlichen ihm unter⸗ 
ſtellten Diſtrikten getroffen. Denn alle dieſe Familien ſeien 
nicht durch eigene Schuld in jene verzweifelte Situation ge⸗ 
rathen, ſondern einzig und allein durch die Schuld derjenigen 
Perſönlichkeiten, welche in völliger Unkenntniß der Verhältniße, 
in unverantwortlicher Weiſe die vom Kaiſer Allerhöchſt dringend 
anbefohlene raſche Gründung der jüdiſchen Kolonien in Neu⸗ 
Rußland von Jahr zu Jahr verzögert hätten.“ : 
„Sodann enthüllte General Drebuſch genau konform 
mit unſerer früheren Schilderung die allerorts in den jüdi⸗ 
ſchen Gemeinden eingeriſſene maaßloſe Corruption der 
Deputirten und wies nach, daß eine baldige, gründliche 
Reform der jüdischen Gemeinde-Verwaltung dringend geboten 
ſei, um wieder normale Verhältniße für die in den Städten 
verbleibende Judenſchaft herbeizuführen. Er fügte ſchließlich 
hinzu, daß er für abſolut nothwendig befunden habe, ſelbſt 
die erſten Schritte zu dieſer Reform zu thun, um fortan 
den Deputirten die weitere Fortſetzung ihres ſchändlichen 
Treibens unmöglich zu machen. Denn die Schlechtigkeit 
der bisherigen Deputirten ſei derartig geweſen, daß dieſelbe 
jeder Beſchreibung ſpotte. Das Hemd vom Leibe, den 
Biſſen Brod vom Munde hätten dieſe Scheuſale mit kaltem 
Blute den armen Juden weggenommen. Auf den Knien 
hätten dieſe armen Juden die Deputirten angefleht, ſie möchten 
ihnen doch auf Abzahlung Päſſe ausſtellen, damit ſie ſich 
auf dem flachen Lande irgend welche Beſchäftigung ſuchen 
und einige Kopeken verdienen könnten. Die Deputirten 
aber hätten dieſe Juden lieber verhungern laſſen, als daß 
ſie ihnen die erbetenen Päſſe ohne vorherige Auszahlung 
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des vollſtändigen, von ihnen in ganz unloyaler Weiſe hier: 
für feſtgeſetzten Tarifes verabfolgt hätten.“ 

Der Schlußpaſſus dieſes ſehr energiſch abgefaßten 
Berichtes lautet: „es bleibt nur dringend zu wünſchen, daß 
der Herr Miniſter der Krondomänen die nicht durch ihre 
eigene Schuld in fo großes Elend gerathenen Koloniften- 
Familien ſchleunigſt in ſeinen Schutz nimmt.“ 

Benannten Bericht ſandte Drebuſch direkt an den 
einflußreichen Chef der Gensdarmerie, Benkendorf; dieſer 
übermittelte denſelben an Bludow, welcher ihn an Kiſſelew 
überſandte mit dem Erſuchen, ein Gutachten darüber einzu⸗ 
reichen, in welcher Weiſe am beſten und zweckmäßigſten die 
Reform der jüdiſchen Gemeinde-Verwaltungen bewirkt werden 
könne, und Sorge dafür zu tragen, daß nunmehr baldigſt 
die Ueberführung der Koloniſten nach Neu-Rußland erfolgen 
könne. 

Kaum war das Schreiben Bludow's nebſt angegebenem 
Bericht in Kiſſelew's Hände gelangt, als dieſer ſich beeilte, 
ſämmtlichen Gouverneuren, in deren Gouvernements ſich an— 
gemeldete Koloniſten befanden, Schreiben zuzuſenden, in 
denen er ſie bat, umgehend dem ſtellvertretenden Gouverneur 
von Neu-Rußland, General Feodorow, melden zu wollen, 
wie viele Koloniſten und wann dieſelben aus den betreffenden 
Gouvernements nach Neu-Rußland transportirt werden 
könnten. Gleichzeitig bat er ſämmtliche polniſche Gouver— 
neure, mit allen Kräften dahin wirken zu wollen, daß dem 
bei ihren jüdiſchen Bevölkerungen herrſchenden Nothſtand 
gründlich abgeholfen, und daß eine zeit- und zweckgemäße 
Reform der jüdiſchen Gemeinde-Verwaltungen angebahnt 
werde. Hiermit glaubte Kiſſelew vorläufig ſeine Schuldig— 
keit im vollſten Maaße gethan zu haben; die polniſchen 
Gouverneure waren ja nunmehr angewieſen, ſich direkt mit 
dem General Feodorow wegen des Kolonial-Projektes in 
Verbindung zu ſetzen, und Kiſſelew gewann hierdurch wiede— 
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rum die nöthige Zeit, um gemeinſam mit Bludow ver- 
ſchiedene bezüglich dieſes Projektes entſtandene Skrupel 
erörtern und entſcheiden zu können. 

Sofort nach Empfang des Kiſſelew'ſchen Schreibens 
beeilten ſich die polniſchen Gouverneure, dem General Feo⸗ 
dorow zu melden, wie viele Koloniſten ſie als erſten 
Transport nach Neu-Rußland zu entſenden wünſchten. Die 
Anzahl dieſer bei Feodorow angemeldeten Koloniſten war 
nun allerdings eine ſo enorme, daß derſelbe um ſo mehr 
Urſache hatte, hierüber in große Beſtürzung zu gerathen, 
als effektiv in Neu⸗Rußland bis dahin eigentlich jo gut, 
wie nichts, für die Gründung der neuen Kolonien geſchehen 
war. Der Gouverneur von Lithauen, Dolgorukow, erſuchte 
Feodorow, ihm umgehend anzugeben, nach welchen der inzwiſchen 
neu gegründeten Kolonien er 1467 jüdiſche Familien ſeines 
Gouvernements ſchicken ſolle. Er bat, die Antwort möglichſt 
zu beſchleunigen, weil er ſofort nach dem Eintreffen der- 
ſelben mit Abſendung dieſes erſten Transportes beginnen 
wolle. Gleichzeitig richtete Gouverneur Diakow dieſelbe 
Anfrage an Feodorow bezüglich 422 jüdiſcher Familien, 
wovon 141 aus Mohilew, 281 aus Witebsk, welche er 
als erſten Transport nach Neu-Rußland zu ſenden beab- 
ſichtigte. Diakow forderte außerdem Feodorow auf, den 
Miniſter der Krondomänen zu veranlaſſen, dieſen ſämmt⸗ 
lichen 422 Familien, welche über abſolut keine pekuniären 
Mittel verfügten, die laut der Dekrete von 1835—36 ges 
nehmigten ſtaatlichen Subventions-Gelder für Reiſekoſten 
pp. anzuweiſen. 

Ohne noch weitere Anmeldungen von Koloniſten ab⸗ 
zuwarten, beeilte ſich Feodorow, umgehend ſämmtlichen 
polniſchen Gouverneuren Schreiben zuzuſenden, worin er 
dringend bat, unter keinen Umſtänden voreilig mit dem 
Abſchicken der Koloniſten⸗Transporte zu beginnen. Es 
ſeien verſchiedene höchſt wichtige Fragen bezüglich des 
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Kolonial⸗Projektes noch ganz unentſchieden, ſo z. B. wie 
viele Deßjatin Ackerlandes einer Koloniſten-Familie zuge⸗ 
theilt werden ſollten, welcher Subventionsbetrag, und welcher 
Kategorie von Koloniſten derſelbe bewilligt werden dürfe ꝛe. 
Bevor dieſe Fragen nicht endgültig entſchieden ſeien, könne 
das Gouvernement von Neu-Rußland keinerlei Anordnungen 
für die Unterbringung der Koloniſten treffen. Bezüglich 
der Subventionen müßten nach Kiſſelew's Anſicht zwei 
Kategorien von Koloniſten unterſchieden werden, nämlich 
a) ſolche Koloniſten, welche ſich gleich nach der Ver— 
öffentlichung des betreffenden kaiſerlichen Dekretes für 
Sibirien, und nach der Siſtirung dieſes Projektes für 
Neu⸗Rußland, und b) ſolche, welche ſich für Sibirien gar 
nicht, ſondern erſt ſpäter für Neu-Rußland gemeldet hätten. 
Da nach Kiſſelew's Auffaſſung des Wortlautes der kaiſerlichen 
Dekrete nur die erſtbenannte Kategorie von Koloniſten Sub- 
vention vom Staat beanſpruchen könne, ſo würden demgemäß 
ſämmtliche lithauer Juden gar keine Anſprüche auf Sub⸗ 
vention erheben dürfen, weil ſie ſich nachweislich überhaupt 
nicht als Koloniſten für Sibirien, ſondern erſt nach erfolgter 
Siſtirung des ſibiriſchen Projektes als Koloniſten für Neu⸗ 
Rußland gemeldet hätten. Allen zur zweiten Kategorie 
gehörigen Koloniſten ſtände es jedoch frei, auf eigene Koſten 
die Reiſe nach Cherſon zu bewerkſtelligen. Das Gouverne— 
ment von Neu-Rußland würde dafür ſorgen, daß allen 
Koloniſten dieſer zweiten Kategorie bei ihrem Eintreffen im 
Cherſoner Gebiet die bis dahin jedenfalls beſtimmt vorge— 
ſchriebene Anzahl Deßjatin guten Ackerlandes überwieſen 
würde. Die polniſchen Gouverneure möchten inzwiſchen 
feſtſtellen, wie viele Koloniſten erſter und zweiter Kategorie 
ſich in ihren Gouvernements befänden, und hierüber an das 
Gouvernement von Neu-Rußland berichten. 

Dolgorukow und Diakow waren mit dieſer neuen 
Verzögerung und Verwickelung des Kolonial-Projektes ſehr 
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unzufrieden und ſandten ihre mit Feodorow gepflogene Corre— 
ſpondenz an Kiſſelew mit dem Erſuchen, endgültigen Beſcheid 
zu ertheilen, wie es mit der Subvention gehalten werden 
ſolle. Dieſer Beſcheid erfolgte binnen kurzem und lautete 
dahin, daß nur diejenigen jüdiſchen Familien, welche theils 
die Reiſe nach Sibirien bereits angetreten hatten, theils im 
Begriff geweſen waren, dorthin auszuwandern, Subvention 
für die Reife nach Neu⸗Rußland empfangen könnten. Die 
benannten beiden Gouverneure meldeten hierauf zuvörderſt 
625 jüdiſche Familien, davon 350 aus Kurland, 163 aus 
Polozk, 79 aus Witebsk, 33 aus Mohilew, als unzweifel⸗ 
haft zur Subvention berechtigt an. 

Inzwiſchen traf auch endlich die kaiſerliche Genehmigung 
ein, daß die Ueberſiedelung aller Koloniſten nach Neu⸗ 
Rußland, mochten dieſelben Subvention erhalten oder nicht, 
ihren Anfang nehmen dürfe. Zum größten Bedauern der 
polniſchen Gouverneure erließen jedoch weder Bludow noch 
Kiſſelew irgend eine Inſtruktion darüber, in welcher Weiſe 
der Transport der mit Subvention bedachten Koloniſten⸗ 
Familien erfolgen ſolle. Keiner dieſer Gouverneure wußte 
auch nur annähernd genau, wann, wo und in welchem Be⸗ 
trage dieſe Subvention zu zahlen, welche Marſchroute den 
Transporten anzuweiſen, welche Escorte denſelben beizugeben, 
wie die Verpflegung der Familien auf dem Marſch zu be- 
wirken ſei; es blieb alſo nichts übrig, als nochmals höheren 
Ortes um detaillirte Inſtruktion über alle dieſe Punkte zu 
bitten. Bludow und Kiſſelew dachten jedoch gar nicht da— 
ran, ſich mit der Ertheilung dieſer Inſtruktion zu beeilen; 
wie wir weiter unten ſehen werden, waren ſie gerade zu 
jener Zeit gemeinſam damit beſchäftigt, ein Memoire aus⸗ 
zuarbeiten, durch welches ſie beim Kaiſer eine Reduzirung 
der vielen den Koloniſten gewährten Rechte und Privilegien 
durchzuſetzen bezweckten. 

Die Auswanderung derjenigen jüdiſchen Familien, 


- 11 — 


welche keinen Anſpruch auf Subvention hatten, nahm unter- 
deß ihren Anfang. ) Mit nur ſehr geringen pekuniären 
Mitteln verſehen, traten zunächſt 65 Familien aus Minsk, 
70 Familien aus Podolien die Reiſe nach Cherſon an. Es 
erging ihnen jedoch auf derſelben weit beſſer, als ſie 
erwartet hatten, denn ſie durchzogen hauptſächlich ſolche 
Gegenden, in denen eine zahlreiche, gut ſituirte Judenſchaft 
lebte, und dieſe wetteiferte darin, den armen Wanderern 
Gaſtfreundſchaft zu erweiſen und reichliche Unterſtützungen 
an Geld, Kleidern, Lebensmitteln zu ſpenden. In Cherſon 
ward dieſen ſämmtlichen Koloniſten-Familien eine ſehr 
humane Behandlung von Seiten der Behörden zu Theil. 
Woronzowp ließ ſogleich jeder Familie ein entſprechend großes 
Ackerland⸗Terrain anweiſen, welches in unmittelbarer Nähe 
der ſchon exiſtirenden jüdiſchen Kolonien lag, und überdieß 
die erforderliche pekuniäre und materielle Unterſtützung für 
die erſte Wirthſchafts⸗Einrichtung zukommen. 

Sowie dieſe erſte Inſtallirung von 135 Familien 
glücklich und, vorläufig wenigſtens, zur allgemeinen Zu⸗ 
friedenheit bewirkt war, benachrichtigte Woronzow alle 
Gouverneure, in deren Bezirken eine jüdiſche Bevölkerung 
lebte, daß jeder Jude, welcher Koloniſt zu werden wünſche, 
im Gouvernement Cherſon für mäßigen Preis und unter 
günſtigen Bedingungen Ackerland erwerben könne. Die 
hiervon in Kenntniß geſetzten Juden jener Gouvernements 
meldeten ſich nun in außerordentlicher Menge zum Eintritt 
in die Kolonien, und die betreffenden Gouverneure ertheilten 
ihnen bereitwilligſt die Erlaubniß hierzu. Zunächſt unter⸗ 
nahmen 700 jüdiſche Familien auf eigene Koſten die Reiſe 
nach Cherſon. Dieſelben gelangten ebenfalls glücklich daſelbſt 
an und erhielten gleich den vorerwähnten 135 Familien 
Ackerland und die erforderlichen Unterſtützungen zugetheilt. 


1) Woſchod B. V S. 5. 
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In allen polniſchen Gouvernements häuften ſich die 
Geſuche jüdiſcher Familien, auf eigene Koſten nach Cherſon 
auswandern und dort Koloniſten werden zu dürfen, derartig, 
daß eine faſt vollſtändige Entvölkerung dieſer Gouvernements 
von Juden in naher Ausſicht zu ſtehen ſchien, denn die 
Zahl dieſer ſich anmeldenden Familien wuchs bald zu 
mehreren Tauſenden an. 

So ſchien denn endlich das Ziel erreicht, welches 
Kaiſer Nicolaus J. bezüglich des Kolonial-Projektes ſo ener⸗ 
giſch erſtrebt hatte. Der Strom der jüdiſchen Auswanderung 
aus den polniſchen Gouvernements hatte ſich ſein Bett nach 
Neu⸗Rußland gebahnt, und immer neue Schaaren jüdiſcher 
Familien eilten dieſer ihnen vom Kaiſer beſtimmten neuen 
Heimath zu. Die Aufgabe, den größten Theil der ruſſiſchen 
Juden zu Ackerbauern zu machen, ſchien glänzend gelöſt, 
und wer weiß, ob ſie nicht wirklich, wenn auch vielleicht 
nicht glänzend, ſo doch zur Zufriedenheit gelöſt ſein würde, 
wofern die mit der Gründung und Verwaltung der jüdiſchen 
Kolonien betrauten kaiſerlichen Behörden und Beamten 
gewiſſenhaft und eifrig dem Wortlaut jenes Dekretes des 
Kaiſers Alexander 1. nachgekommen wären, die Kolonien in 
jeder Weiſe zu ſoulagiren und zu protegiren, damit dieſelben 
gedeihen könnten und müßten. Daß leider auch diesmal ein 
Soulagiren und Protegiren der Kolonien von Seiten der 
höchſten, wie unterſten kaiſerlichen Behörden auf die Dauer 
nicht ſtattfand, wird die weitere Geſchichte der Kolonien lehren. 


IV. 


Gerade zu jenem Zeitpunkt, in welchem die geſammte 
polniſche Judenſchaft von aufrichtiger Begeiſterung für die 
Idee der Kolonien im allgemeinen, für das Kolonial-Projekt 
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in Neu⸗Rußland im ſpeziellen erfüllt war, wurde ein kai⸗ 
ſerliches Dekret veröffentlicht, welches ganz dazu geeignet 
war, dieſe Begeiſterung völlig auszulöſchen und ſämmtliche 
Juden mit gerechtem Mißtrauen und Unwillen zu erfüllen. 
Die Autorſchaft dieſes Dekretes, deſſen Inhalt wir nach⸗ 
folgend kurz anführen, gebührte den Miniſtern Bludow und 
Kiſſelew. Beide Herren hatten daſſelbe im Verlauf des 
Jahres 1839 gemeinſam entworfen; der Reichsrath hatte 
demſelben ſeine Zuſtimmung ertheilt, und im Beginn des 
Jahres 1840 verlieh der Kaiſer dieſem Dekret Geſetzeskraft. 
Daſſelbe verordnete folgendes: 

„1) Alle Juden, welche Familienväter find, haben 
das Recht, Koloniſten zu werden. Erwachſene, ledige Juden, 
welche zum Militairdienſt notirt ſind, werden von demſelben 
befreit, wenn ſie vor ihrer Einſtellung in die Armee hei⸗ 
rathen und ſich gleichzeitig zum Eintritt in den Koloniſten⸗ 
ſtand melden.“ 

„2) Wenn mehrere Familien, aus mindeſtens 80 
Mitgliedern beſtehend, gemeinſam auf Kronland oder auf 
von Privat⸗Perſonen gekauftem reſp. gepachtetem Land eine 
Kolonie gründen, ſo bilden ſie eine Gemeinde für ſich, und 
iſt dieſelbe auf 50 Jahre von der Militairpflicht und von 
der Fleiſchſteuer befreit. Die zu gründende jüdiſche Kolonie 
muß mindeſtens 3 Werſt in grader Linie von den nächſten 
chriſtlichen Niederlaſſungen entfernt liegen.“ 

„3) Sämmtliche Koloniſten dürfen ſich nur mit Acer 
bau und Viehzucht beſchäftigen.“ 

54) Jüdiſche Koloniſten, welche ſich nicht in Cherſon, 
ſondern in anderen Gouvernements anſäſſig gemacht haben, 
ſind, wofern ſie den Koloniſtenſtand verlaſſen, verpflichtet, 
in diejenigen Städte zurückzukehren, in denen ſie früher 
wohnten, und können dort ihre früheren bürgerlichen Rechte 
unter folgenden Bedingungen wieder erhalten: a) Sie 
ſind fortan verpflichtet, an die Gemeinde-Verwaltung der 

(8) N 
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betreffenden Stadt alle diejenigen Abgaben zu entrichten, 
welche ſie vor ihrem Eintritt in die Kolonien entrichten 
mußten. b) Es wird berechnet, welche Steuer- und Abgaben⸗ 
Quote ſie für den Zeitraum, während deſſen ſie in den Kolonien 
lebten, ihrer früheren ſtädtiſchen Gemeinde-Verwaltung hätten 
zahlen müſſen. Die Gemeinde-Verwaltung iſt ermächtigt, 
dieſe berechnete Steuer- und Abgaben⸗Quote von den betref⸗ 
fenden, in die Städte zurückkehrenden Koloniſten ſofort zu 
erheben. Dieſe Individuen werden alsdann in die Stamm⸗ 
rollen der betreffenden Gemeinden unter derſelben Nummer, 
welche fie früher daſelbſt führten, wieder eingetragen. c) 
Diejenigen Juden, welche in Folge ihres Eintritts in die 
Kolonien Befreiung vom Militairdienſt erlangten, find ver- 
pflichtet, ihrer Militair⸗Dienſtpflicht zu genügen, ſowie fie 
den Koloniſtenſtand verlaſſen und in die Städte zurückkehren; 
jedoch bleibt ihnen geſtattet, den Militairbehörden kriegs⸗ 
tüchtige Stellvertreter zu überweiſen. Wegen ihrer Unbe⸗ 
ſtändigkeit und Unzuverläſſigkeit gehen dieſe ſub c. ange⸗ 
führten Juden für immer des Rechtes, Grundbeſitz zu 
erwerben, verluſtig.“ 

„5) Die ſub 4 angeführten Beſtimmungen finden 
hauptſächlich nur auf ſolche Individuen Anwendung, welche 
nicht mindeſtens 20 Jahre lang im Koloniſtenſtand ver- 
blieben ſind. Dagegen ſoll allen Koloniſten, welche als 
ſolche mindeſtens 20 Jahre lang ausſchließlich die Land— 
wirthſchaft betrieben haben, die Rückkehr in ihre früheren 
ſtädtiſchen Bürger-Verhältniſſe freiſtehen, ohne daß die ſub 
4. angeführten Beſtimmungen auf ſie Anwendung finden. 

Daß Kiſſelew der eigentliche intellektuelle Urheber 
dieſes Dekretes war, daß er Bludow, und dieſer den Kaiſer 
für die Billigung der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
zu gewinnen wußte, iſt unzweifelhaft feſtgeſtellt worden. 
Kiſſelew war der Anſicht, daß der Kaiſer den Koloniſten 
weit mehr Rechte und Privilegien durch ſeine früheren 
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Dekrete bewilligt habe, als gut und zweckmäßig ſei, daß 
folglich eine entſprechende Reducirung dieſer Rechte und 
Privilegien aus den verſchiedenſten Gründen erfolgen müſſe. 
Sodann hielt es Kiſſelew für durchaus nothwendig, der in 
den Koloniſtenſtand eingetretenen Judenſchaft das Verlaſſen 
deſſelben und die Rückkehr in die Städte derartig zu er⸗ 
ſchweren, daß ſämmtliche Mitglieder jeder Koloniſten-Familie 
gewiſſermaßen gezwungen wurden, die vorgeſchriebene Anzahl 
von mindeſtens 20 Jahren in den Kolonien zu verbleiben. 
Endlich war Kiſſelew feſt davon überzeugt, die Juden wären 
der in den Städten erduldeten Miſere derartig überdrüſſig 
und ſo unendlich froh, überhaupt Koloniſten werden zu 
dürfen, daß ſie es gar nicht beachten würden, wenn die 
Regierung einen großen Theil der ihnen durch die früheren 
Dekrete zugeſtandenen Rechte und Privilegien durch ein neues 
Dekret entweder ganz aufhebe oder entſprechend einſchränke. 

Kaum war jedoch das angegebene Dekret publizirt 
worden, als plötzlich wie auf ein insgeheim gegebenes 
Kommando hin der Auswanderungsſtrom der jüdiſchen 
Bevölkerung in allen Gouvernements gleichzeitig zu verſiegen 
begann. Faſt ſämmtliche Juden, welche bereits Aufnahme 
in den Koloniſtenſtand nachgeſucht oder erhalten, aber die 
Städte noch nicht verlaſſen hatten, beeilten ſich, den Be— 
hörden zu erklären, daß ſie nicht Koloniſten werden, ſondern 
ſtädtiſche Bürger verbleiben wollten; neue Geſuche um 
Aufnahme in den Koloniſtenſtand liefen überhaupt nicht 
mehr bei den Behörden ein. Somit hatte jenes Dekret 
die von Bludow und Kiſſelew keineswegs erwartete Wirkung, 
daß mit einemmal die geſammte, noch nicht definitiv in 
den Koloniſtenſtand übergetretene Judenſchaft von dem 
ganzen Kolonial-Projekt nichts mehr wiſſen wollte, ſondern 
hartnäckig darauf beſtand, in ihren bisherigen ſtädtiſchen 
Wohnſitzen zu verbleiben. 

Mit vollem Recht war die geſammte ruſſiſche Juden— 
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ſchaft, ſowohl die in den Koloniſtenſtand bereits eingetretene, 
wie die zum Eintritt in denſelben angemeldet geweſene, über 
dieſes neue Dekret aufs äußerſte entrüſtet. Faſt alle durch 
die früheren kaiſerlichen Dekrete den Koloniſten bewilligten 
Rechte und Privilegien wurden durch dieſes neue Dekret 
theils bedeutend beſchränkt, theils ganz aufgehobenz die Perfidie 
dieſes unmotivirten Verfahrens war wohl geeignet, großen 
Unwillen bei ſämmtlichen Juden zu erregen; die noch nicht 
definitiv in den Koloniſtenſtand übergetretene Judenſchaft 
verlieh demſelben dadurch Ausdruck, daß ſie fortan das 
ganze Kolonial-Projekt völlig ignorirte. Welche Garantie 
war denn jetzt überhaupt noch geboten, daß nicht über kurz 
oder lang wiederum ein neues Dekret erſchien, welches die 
Rechte und Privilegien der Koloniſten gänzlich aufhob und 
dieſe ganze Klaſſe von Juden für alle Zeiten zu willenloſen 
Ackerbau⸗Sclaven des Miniſteriums der Krondomänen 
degradirte? 

Durch das neue Dekret war überdieß ſchon jede 
Koloniſten-Familie volle 20 Jahre lang an die Scholle 
Landes feſtgebannt, welche ſie gekauft, gepachtet oder von der 
Regierung geſchenkt erhalten hatte. Das Verſprechen der 
Regierung, daß die Kinder der Koloniſten die höheren 
Volksſchulen, Gymnaſien und Akademien pp. beſuchen 
dürften, war in Folge dieſes Dekretes ganz illuſoriſch ge— 
worden. So wie ein Koloniſt von dieſer Erlaubniß Ge— 
brauch machen wollte, hatten die Behörden das Recht zu 
ſagen, daß der betreffende Knabe oder Jüngling nicht mehr 
dem Koloniſtenſtande angehöre, folglich auch nicht mehr 
nach den für die Koloniſten gegebenen Beſtimmungen zu 
behandeln ſei. Der Staat konnte die Heranziehung dieſes 
Knaben oder Jünglings zum Militairdienſt fordern, die 
ſtädtiſchen Behörden waren berechtigt, die Eltern des betref— 
fenden jungen Menſchen zur Entrichtung von Steuern für den— 
ſelben heranzuziehen. Daſſelbe war der Fall, wenn Koloniſten 
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ihre Söhne behufs Erlernung kaufmännischer Geſchäfte oder 
irgend welcher Profeſſionen in die Städte ſchickten. Ueber— 
haupt ging aus dem ganzen Wortlaut jenes Dekretes deut— 
lich hervor, daß die Regierung es nicht offen und ehrlich 
mit den angeblich noch den Koloniſten belaſſenen Rechten 
und Privilegien meinte, ſondern ſich für alle Fälle den 
Entſcheid vorbehielt, in welchem Sinne ſie dieſelben aufgefaßt 
und gewährt zu ſehen wünſche. 

Während ſomit die Ausſichten der in den Koloniſten— 
ſtand bereits übergetretenen Juden auf eine Zufriedenheit 
gewährende Zukunft durch jenes Dekret erheblich vermindert 
wurden, ſchienen die Verhältniſſe der in den Städten ver— 
bliebenen Judenſchaft ſich in Folge Zuſammenwirkens der 
verſchiedenſten Umſtände baldigſt weit günſtiger, als früher, 
geſtalten zu wollen. Die kaiſerlichen Behörden trafen 
ernſtliche Anſtalten, die Gemeinde-Verwaltungen der ſtädtiſchen 
Juden gründlich zu reformiren. Die Deputirten waren unter 
ſtrenge Controlle geſtellt worden, ſo daß ihnen die Fort— 
ſetzung ihres früheren ſchändlichen Regimes unmöglich wurde. 
In Folge dieſer Maßregel machte ſich bald eine wirkliche 
Beſſerung der materiellen Lage der in den Städten ver— 
bliebenen Judenſchaft bemerkbar, um ſo mehr, als in den 
meiſten Städten die Anzahl der Juden durch die ſtattge— 
habten Auswanderungen zahlreicher jüdiſcher Familien ſehr 
bedeutend reduzirt worden war. Es verbreitete ſich nun 
überdies gerade zu jener Zeit, als benanntes kaiſerliches 
Dekret erſchien, plötzlich das Gerücht in ſämmtlichen jüdiſchen 
Gemeinden, der Cultus-Miniſter und Prokurator der heiligen 
Synode, Uwarow, werde für die in den Städten verbleibende 
Judenſchaft in die Schranken treten und dafür Sorge tragen, 
daß das in ſehr traurigem Zuſtand befindliche jüdiſche 
Schulweſen in allen Städten von Grund aus regenerirt und 
gebeſſert werde. Es ward ſogar erzählt, Uwarow beab— 
ſichtige, Rabbiner-Schulen zu gründen, und zwar zuvörderſt 
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in Lithauen und Wolhynien. Dieſe Nachricht erfüllte ſämmtliche 
in den Städten verbliebene Juden mit unausſprechlicher 
Freude und trug gemeinſam mit den vorangeführten 
Urſachen weſentlich dazu bei, die letzten Funken der Be: 
geiſterung für das Kolonial-Projekt bei denſelben auszulöſchen. 

Bis zu jenem Zeitpunkt nämlich hatten ſich die 
ruſſiſchen Behörden um das Schulweſen der jüdiſchen Ge— 
meinden eben ſo wenig, wie um die übrigen internen Ange— 
legenheiten derſelben bekümmert. In Folge des in faſt 
allen dieſen Gemeinden überhand nehmenden großen Elends 
war auch das jüdische Schulweſen mehr und mehr in Ver- 
fall gerathen; es mangelte an Lehrern, an Schullokalen 
und Schuleinrichtungen, an jeglicher Controlle über den 
Schulbeſuch der ſchulpflichtigen Kinder, kurz an ſämmtlichen 
nothwendigſten Vorbedingungen für ein geregeltes, Nutzen 
bringendes Schulweſen. Die Kinder der armen Judenſchaft 
genoſſen ſchließlich überhaupt keinen eigentlichen Schulunter⸗ 
richt mehr, ſondern lernten nur bei ihren Eltern diejenigen 
elementarſten Schulkenntniſſe, welche dieſe ſie überhaupt zu 
lehren im Stande waren. Die allgemeine Freude der 
ſtädtiſchen Juden, daß auch in dieſer Beziehung der Staat 
ihnen zu Hülfe kommen wolle, war alſo leicht erklärlich. 
Mit ganz beſonderer Freude begrüßte aber die Judenſchaft 
die Nachricht, daß Uwarow beabſichtige, in allen jüdiſchen 
Schulen die Erlernung der ruſſiſchen Sprache obligatoriſch 
zu machen und beſondere ruſſiſche Lehrer zu dieſem Behufe 
anzuſtellen. 

Noch im Jahre 1840 waren nämlich faſt ſämmtliche 
polniſche Juden der ruſſiſchen Sprache faſt ganz unkundig; 
in den meiſten jüdiſchen Gemeinden gab es nur einige 
wenige Perſönlichkeiten, welche dieſer Sprache vollſtändig 
mächtig waren. Gleich der chriſtlichen polniſchen Bevölkerung 
hatte auch die polniſche Judenſchaft bis dahin die Erlernung 
der ruſſiſchen Sprache hartnäckig verſchmäht und die polniſche 
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Sprache als Verkehrsſprache beibehalten. Außerdem bedienten 
ſich die Juden beim Verkehr unter einander eines beſonderen, 
aus hebräiſchen, polniſchen, deutſchen Worten gebildeten 
Patois, welches ſich in vielen polniſchen Diſtrikten bis auf 
den heutigen Tag erhalten hat. Im Verlauf der Zeit war 
aber doch die polniſche Judenſchaft zur Erkenntniß gelangt, 
daß ihr aus dieſer Unkenntniß der ruſſiſchen Sprache außer— 
ordentliche Nachtheile erwüchſen, beſonders deßhalb, weil 
damals noch ſämmtliche kaiſerliche Behörden aus echt 
ruſſiſchen Elementen beſtanden und die Amtsſprache aus— 
ſchließlich die ruſſiſche war. Jede jüdiſche Gemeinde war 
deßhalb genöthigt, einige der ruſſiſchen Sprache mündlich 
und ſchriftlich genau kundige Gemeinde-Mitglieder als 
Dolmetſcher zu beſolden. Dieſelben ſtanden direkt unter 
den Deputirten, welche allein berechtigt waren, den geſammten 
Verkehr zwiſchen ihren Gemeinden und den kaiſerlichen Be⸗ 
hörden zu vermitteln. Das früher beſchriebene eigenmächtige 
Verfahren der Deputirten gegen die ihnen unterſtellten 
Gemeinden konnte hauptſächlich nur deßhalb den angegebenen 
hohen Grad erreichen, weil die Deputirten ſtets nur ſolche 
Individuen als Dolmetſcher anſtellten, deren thätiger Beihülfe 
zu ihrem verbrecheriſchen Treiben ſie vollſtändig verſichert 
waren. Schon aus dieſer kurzen Skizzirung des damaligen 
jüdiſchen Sprachverhältniſſes in Polen ergiebt ſich, daß die 
dort verbleibende Judenſchaft alle Veranlaſſung hatte, der 
obligatoriſchen Einführung des ruſſiſchen Sprachunterrichts 
in den Schulen, wie ſolche Uwarow beabſichtigte, die vollſte 
Begeiſterung zu zollen. 

Das oben erwähnte Kiſſelew-Bludow'ſche Dekret hatte 
aber nicht allein jene bereits geſchilderte Wirkung, die in 
ſo helle Flammen aufgelodert geweſene Begeiſterung der 
ſtädtiſchen Judenſchaft für das Kolonial-Projekt vollſtändig 
auszulöſchen, ſondern auch noch eine zweite Wirkung, welche 
gleichfalls benannte beide Miniſter durchaus nicht beabſichtigt 


— 120 — 


hatten. Kaum war nämlich dieſes Dekret den polnischen 
Gouverneuren zugegangen, als dieſelben ſich, wie auf Ver⸗ 
abredung, beeilten, die in ihren Gouvernements befindlichen, 
zum Empfang von Subventionen berechtigten Koloniſten 
ſo ſchleunig, wie möglich, nach Neu-Rußland zu trans⸗ 
portiren. Wie erwähnt, hatten alle dieſe Gouverneure ſehn⸗ 
ſüchtig von Tag zu Tag auf detaillirten Befehl hierzu, 
mochte derſelbe nun von Bludow oder Kiſſelew ertheilt 
werden, gewartet, denn täglich nahm das Elend dieſer 
Kategorie von Koloniſten zu, und täglich mußten die Be⸗ 
hörden größere Anſtrengungen machen, dieſem Elend abzu— 
helfen. Statt jenes erſehnten detaillirten Befehls erſchien 
nun zum großen Unwillen der Gouverneure benanntes Dekret, 
welches die ganze ſo vortrefflich in Gang geweſene freiwillige 
Auswanderung der Juden plötzlich vollſtändig ins Stocken 
brachte und über den Beginn des Transportes der zu 
ſubvenirenden Koloniſten nach Neu⸗Rußland nicht die 
geringſten Anweiſungen enthielt. Da alſo Bludow und 
Kiſſelew ihr altes Zauder⸗Syſtem fortſetzen und den Trans⸗ 
port der zu ſubvenirenden Koloniſten wiederum auf unbeſtimmte 
Zeit hinausſchieben zu wollen ſchienen, ſo hielten die 
polniſchen Gouverneure es für angemeſſen, auf weitere 
Befehle benannter beider Miniſter gar nicht mehr zu warten, 
ſondern ſich auf die Allerhöchſt gegebene Erlaubniß zum 
Beginn des Transportes zu berufen und ſelbſtſtändig die 
Befehle zum Abmarſch der zu ſubvenirenden Juden nach 
Neu⸗Rußland zu ertheilen. 

Dieſer plötzlich faſt gleichzeitig von allen polniſchen 
Gouverneuren gegebene Befehl zum Abmarſch der betreffenden 
Koloniſten rief vorübergehend in ſämmtlichen polniſchen 
Städten ein außerordentlich reges Leben und Treiben hervor. 
Bis dahin waren die jüdiſchen Familien immer nur in 
kleineren Schaaren nach Neu⸗Rußland ausgewandert, und 
weder die Behörden, noch die Bevölkerungen hatten dieſe ſich 
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täglich wiederholenden Auswanderungen irgend wie beachtet; jetzt 
aber war es die ſeit 3 Jahren auf den Abmarſch wartende 
Hauptmaſſe der Juden, welche gleichzeitig von den Behörden 
zum Abmarſch aufgerufen wurde, um in größeren von 
militairiſchen Escorten begleiteten Transporten nach den 
Kolonien geſchafft zu werden. Daß es diesmal den Behörden 
mit dem Abmarſch voller Ernſt ſei, bewies die rege Thätigkeit, 
welche dieſelben entfalteten. In allen Städten trafen die 
zur Begleitung beſtimmten Escorten ein, und wurden die für 
die Transporte erforderlichen Fuhrwerke requirirt; die 
betreffenden jüdiſchen Familien erhielten Vorſchüſſe für die 
Reiſe ausgezahlt, der Tag und die Stunde des Abmarſches, 
die Stellungsplätze für die einzelnen Gemeinden wurden genau 
beſtimmt; überdieß ward bekannt gemacht, daß Minsk und 
Bobruisk die erſten Haupt⸗Rendezvousplätze für ſämmtliche aus 
Polen abgehende Einzel-Transporte ſein ſollten. 

In allen von Juden bewohnten Städten der polniſchen 
Gouvernements bot ſich nun beſonders am Abend und in 
der Nacht vor dem zum Abmarſch feſtgeſetzten Tage ein 
rührendes Schauſpiel dar. Ueberall zogen an dem betreffenden 
Abend ſämmtliche Auswanderer-Familien, ihre wenigen in 
Bündel zuſammengepackten Habſeligkeiten mit ſich führend, 
nach den jüdiſchen Friedhöfen, um hier die letzte Nacht zu 
verbringen. Dort gruppirten ſich die einzelnen Familien um 
die Gräber ihrer dahingeſchiedenen theuren Angehörigen, dort 
ließen ſie im Geiſte nochmals alle die frohen und traurigen 
Stunden, welche ſie mit denſelben verlebt hatten, vorüber⸗ 
ziehen, dort beteten fie zum Herrn der Heerſchaaren, daß er 
ſeine ſchützende Rechte ausſtrecken möge über das arme, zur 
unfreiwilligen Wanderſchaft gezwungene Volk Israel, dort 
ſagten ſie, als der Morgen graute und die Stunde zum 
Abmarſch nahte, dem alten, trotz des vielen erlittenen Elends 
liebgewonnenen heimathlichen Boden unter heißen Thränen 
ein letztes Lebewohl. Und dann zogen ſie von dieſen Fried⸗ 
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höfen hin nach den angewieſenen Stellungsplätzen, woſelbſt 
inzwiſchen die militairiſche Escorte, die zum Ordnen des 
Transportes beſtimmten kaiſerlichen Beamten und die zum 
Transport der Bagage erforderlichen Fuhrwerke eintrafen. 
Jetzt begann das Aufrufen der betreffenden Familien, das 
Rangiren derſelben in der vorgeſchriebenen Marſchordnung; 
hierbei Schluchzen und Weinen der jüdiſchen Weiber und 
Kinder, denen das Herz faſt bricht vor Angſt und Wehmuth, 
und Schimpfen und Fluchen der Escorte-Soldaten und 
Beamten, denen die Rangirung des Zuges nicht militäriſch 
ſchnell genug von Statten geht. Endlich iſt der Transport 
zum Abmarſch geordnet. Der höchſte anweſende kaiſerliche 
Beamte giebt dem Führer der Escorte ein Zeichen und ruft 
ihm zu „ss bogom“ „mit Gott!“ Der Führer brüllt ein 
donnerndes „Marſch“, die Juden-Kolonne ſetzt ſich in Bewegung 
nach Neu⸗Rußland. Schon der erſte Tagesmarſch überzeugt 
die Koloniſten, daß man zu ihrer Escortirung nur ſolche 
Soldaten ausgewählt hat, denen jegliches Mitgefühl für 
jüdiſche Leute abſolut fremd iſt. Die Escorte nimmt keine 
Rückſicht darauf, daß die Kolonne zum größten Theil aus 
Weibern und Kindern beſteht, welche unmöglich das militäriſche 
Marſch⸗Tempo einzuhalten im Stande ſind. Unter ſtetem 
Fluchen und Wettern, Stoßen und Schlagen wird die Kolonne 
zu dem gewünſchten raſchen Marſch-Tempo angetrieben; Greiſe, 
Weiber und Kinder, welche ſchließlich vor Ermattung umſinken, 
werden auf die mitgeführten Wagen geworfen, um ſich dort 
etwas zu erholen, dann aber wieder in die Kolonne eingeſtellt 
und vorwärts getrieben. Auf dieſe Weiſe wird das erſte 
Marſchquartier endlich erreicht, woſelbſt den Auswanderern 
ſchlechtes Nachtlager und ſchlechte Beköſtigung zu Theil werden. 

Daß die folgenden Marſchtage keine Beſſerung, ſondern 
vielmehr eine ſtetige Verſchlechterung der Lage für die jüdiſchen 
Kolonnen herbeiführten, iſt leicht erklärlich. Zunächſt erhöhte 
das beſonders bei Frauen und Kindern eintretende Wund⸗ 
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laufen der Füße die Schwierigkeit des raſchen Fortbewegens 
der Kolonne und zugleich die Erbitterung der Escorte-Soldaten 
gegen dieſes verweichlichte jüdiſche Volk, deſſen Transport 
nach Neu-Rußland ihren Begriffen gemäß gar nicht der Mühe 
werth war. Alsdann geſellten ſich bald zu den Fußleiden 
andere ſchlimmere Krankheiten, hervorgerufen durch die 
anſtrengenden Märſche in Wind und Wetter, auf ſchlechten, 
oft grundloſen Wegen, durch mangelhafte Unterkunft und 
Verpflegung in den Marſchquartieren. Da die von jeder 
Kolonne zuerſt mitgeführten Wagen nicht mehr genügten, um 
die täglich zunehmende Anzahl der Erkrankten auf ihnen 
fortſchaffen zu können, ſo wurden nach Bedarf mehr Wagen 
requirirt, im übrigen kümmerte ſich die Escorte um die in 
jenen Wagen zuſammengepackten Kranken gar nicht, ſondern 
überließ es den geſund verbleibenden Juden, für dieſelben zu 
ſorgen, ſo gut oder ſchlecht dies möglich war. Aerztliches 
oder auch nur pharmazeutiſches Perſonal war den verſchiedenen 
Kolonnen überhaupt nicht zugetheilt worden; auf den Märſchen 
paſſirte man nur höchſt ſelten Orte, in denen Aerzte oder 
Apotheker anzutreffen waren, man kann ſich daher leicht 
einen Begriff machen, welche Leiden die auf dem Marſche 
erkrankten Juden zu ertragen hatten. Wie viele Greiſe, 
Weiber und Kinder ſchon auf der Route nach Minsk und 
Bobruisk den Strapazen der Märſche zum Opfer gefallen 
ſind, darüber iſt weiter nichts in die Oeffentlichkeit gedrungen, 
als das ſehr glaubwürdige Gerücht, daß die Zahl der 
Geſtorbenen eine verhältnißmäßig ſehr große geweſen iſt. 
Alle Augenzeugen, welche die auf dem Marſch nach Minsk 
und Bobruisk befindlichen Juden-Kolonnen zu ſehen Gelegen- 
heit hatten, kommen darin überein, daß ſo leicht nichts 
jammervolleres, herzzerreißenderes geſehen und gedacht werden 
konnte, als der Anblick dieſer abgematteten, abgezehrten, 
ſich mühſam dahin ſchleppenden, von den Soldaten mit 
Schlägen und Hieben erbarmungslos vorwärts getriebenen 
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noch einigermaßen marſchfähigen, und der in den Wagen 
gleich Schlachtvieh zuſammen gedrängten kranken Juden 
jeden Alters und Geſchlechtes. 

Im Ganzen wurde nach offiziellen Berichten Ende 
Auguſt 1840 die folgende Anzahl jüdiſcher Familien nach 
Minsk und Bobruisk ſpedirt: 


Namen Kurländer 
der FFCFVCCT0CCCCCC 
Transportführer 
Familien Männer Frauen Summa 
v. Mirbach — 50 192 162 354 
Baron Bistram — 50 208 206 414 
Baron Medem — 50 202 203 405 
v. Bolſchwing — 48 193 184 377 
Kapitain Kusminsk 50 179 157 336 
Major Tripolsk— 46 155 127 282 
Lieutn. Kusmin— 52 192 192 384 
Sa. 346 1321 1231 2552 
Hierzu kamen ferner i 
aus Lithauen — 26 — — 182 
„ Podolsk — 53 — — 371 
„ Bolt — 163 — — 1141 
„ Witebsk und 
„ Mohilew — 275 — — 1925 
Sa. 863 a = 6171 


Der Zuſtand, in welchem die meiften dieſer jüdischen 
Kolonnen in Minsk und Bobruisk eintrafen, war derartig 
jammervoll, daß der Gouverneur von Minsk für nothwendig 
befand, aus eigener Machtvollkommenheit folgende An— 
ordnungen zu treffen. Sämmtlichen in benannten Orten 
anlangenden Juden-Kolonnen wurden daſelbſt einige Raſt⸗ 
tage geſtattet, allen Juden wurde gute Unterkunft und 
Verpflegung, den Kranken außerdem die entſprechende ärztliche 
Hülfe zu Theil. Inzwiſchen requirirte der Gouverneur die 
entſprechende Anzahl von Flößen, um zunächſt die Beförderung 
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der geſammten kurländer Juden auf dem Dniepr-Fluß 
bis nach Krementſchug zu bewirken. Die Flöße wurden 
mit den für die Dauer der Reiſe als nöthig erachteten 
Lebensmitteln verproviantirt, die militäriſchen Escorten der 
Flöße mit den erforderlichen Inſtruktionen verſehen, ſodann 
gingen in kurzen Intervallen von Minsk vier, von Bobruisk 
drei Transporte kurländer Juden zu Waſſer nach 
Krementſchug ab. 

Die wohlwollende Fürſorge des Gouverneurs von 
Minsk hatte nun wenigſtens das Gute, daß dieſe kurländer 
Juden ihren abgematteten, wunden Körpern während der 
mehrtägigen Waſſerreiſe wieder einigermaßen Ruhe und 
Heilung zu Theil werden laſſen konnten. Im übrigen waren 
ſie aber, wie früher während des Transportes zu Lande 
ſo auch jetzt während des Transportes zu Waſſer der 
ſchonungsloſen Willkür der militärischen Escorte preisgegeben. 

Während dieſe letztere ſich auf den Flößen alle Be⸗ 
quemlichkeiten im reichlichſten Maaße verſchaffte, mochten 
die jüdiſchen Familien ſehen, wo und wie ſie daſelbſt die 
nöthigen Lagerräume fanden und ſich gegen die damals ſchon 
ſehr empfindliche Kälte ſchützten. Während die Escorte im 
Ueberfluß mit guten Speiſen und Getränken verſehen war, 
wurden die den Juden täglich verabreichten Portionen ſtets 
auf's knappſte bemeſſen und genügten kaum zur nothdürftigſten 
Friſtung des Lebens. Als dann endlich die Transporte in 
Krementſchug anlangten, eröffneten die Escorte-Führer den 
Juden, daß ſie nicht etwa freie Fahrt bis Krementſchug 
gehabt hätten, ſondern hierfür pro jeden Tag der Fahrt 
und pro jeden Kopf einen beſtimmten, ziemlich hohen Geld— 
betrag zu bezahlen hätten. Trotz aller Bitten und Proteſte 
blieb den armen Juden ſchließlich nichts übrig, als die 
ihnen beim Abmarſch aus der Heimath eingehändigten 
Subventions⸗Gelder für die Reiſe und Anſiedelung anzugreifen 
und die Anſprüche der Escorte auf Bezahlung zu befriedigen. 
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So wurden alſo die guten Abſichten, welche der Gouverneur 
von Minsk gegen die kurländer Juden gehegt hatte, zum 
größten Theil wieder durch die Willkür der Escorte-Führer 
vereitelt; ausgehungert, halb erfroren und mit nur noch 
ſehr geringen Baarmitteln verſehen betraten dieſelben die 
Ufer von Krementſchug. 

Den vorhergehend in der Tabelle ſpeziell angeführten 
Transporten nach Minsk und Bobruisk folgten nun längere 
Zeit andere größere und kleinere Juden-Transporte, über 
deren Kopfſtärken uns keine beſtimmten Angaben über⸗ 
kommen ſind. General Diakow nämlich erlaubte ſich aus 
eigener Machtvollkommenheit, noch einer großen Menge 
armer jüdiſcher Familien ſeines Gouvernements, welchen 
keine Anſprüche auf Subvention vom Staate gewährt worden 
waren, dieſelbe trotzdem zu bewilligen, und alsdann dieſe 
Familien, in Transporte zuſammengeſtellt, nach Minsk und 
Bobruisk zu ſpediren. Er zeigte dies dem damaligen Ver⸗ 
treter Kiſſelew's, Geheimrath Hamalaja, in einem Schreiben 
an, worin er nachwies, daß dieſe von ihm ſelbſtſtändig 
angeordnete Maßregel abſolut nothwendig ſei. Er erklärte 
es für durchaus unrecht und unzweckmäßig, daß der Miniſter 
der Krondomänen hartnäckig darauf beſtehe, nur denjenigen 
jüdiſchen Familien Subventionen bewilligen zu wollen, welche 
ſich als Koloniſten für Sibirien angemeldet hätten. Wenn 
dem Nothſtand unter den Juden ſeines Gouvernements 
gründlich und dauernd abgeholfen werden ſolle, ſo ſei es 
unbedingt nothwendig, ſämmtlichen armen Juden, welche 
Koloniſten in Neu-Rußland zu werden wünſchten, die be— 
treffende Subvention für Reiſe und Anſiedelung zu zahlen. 
In der ſicheren Erwartung, daß Kiſſelew dieſer ſeiner Anſicht 
vollkommen beiſtimmen werde, habe er nach eigenem Ermeſſen 
Subventionen angewieſen und neue Transporte von Juden 
nach Minsk und Bobruisk abgeſchickt. Kiſſelew genehmigte 
ſtillſchweigend dieſe Anordnung, und nach mannigfachen 
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Leiden und Beſchwerden trafen auch jene von Diakow nach 
Cherſon dirigirten Juden in Minsk und Bobruisk ein. 

Von gerechtem Zorn über die auf den Flößen erlittene 
ſchändliche Behandlung erfüllt, betraten die kurländer Juden 
die Ufer von Krementſchug. Vergeblich ſuchten ſie bei den 
dortigen Behörden ihre Klagen über die Escorten anzubringen 
und die Zurückerſtattung des ihnen widerrechtlich von den— 
ſelben abgenommenen Reiſegeldes für die Waſſerfahrt zu er— 
wirken. Die Behörden waren nicht nur gegen dieſe Klagen 
und Beſchwerden völlig taub, ſondern nahmen ſogar zuvörderſt 
überhaupt gar keine Notiz davon, daß die in Krementſchug 
eingetroffenen Juden berechtigt waren, Unterkunft, Verpflegung 
und Geldunterſtützung auf Staatskoſten zu verlangen. Weder 
die kaiſerlichen, noch die ſtädtiſchen Behörden trafen auch 
nur die geringſten Anſtalten, für die hungernden, frierenden 
Juden zu ſorgen, man ließ dieſelben zunächſt unbehelligt 
auf den Straßen und Plätzen kampiren und bei den Ein— 
wohnern der Stadt um Lebensmittel betteln. Zum großen 
Glück für die Koloniſten zählte Krementſchug unter ſeinen 
Einwohnern eine ganz bedeutende Anzahl von wohlhabenden 
Juden. Sowie dieſelben die Gewißheit erlangten, daß die 
Behörden vorausſichtlich erſt dann Hülfe ſchaffen würden, 
wenn es zu ſpät ſei, faßten ſie ohne langes Beſinnen den 
Entſchluß, ihre unglücklichen Glaubensgenoſſen unverzüglich 
in kräftigſter Weiſe zu unterſtützen. Sämmtliche in der Stadt 
anſäſſige jüdiſche Familien nahmen ſo viele Koloniſten 
bei ſich auf, als ſie in ihren Wohnhäuſern, Magazinen und 
ſonſtigen Baulichkeiten unterbringen konnten. Für gute 
Lagerſtätten, für reichliche geſunde Koſt, für Erſatz der auf 
der langen Reiſe meiſt ganz abgeriſſenen Kleidungsſtücke 
ward Sorge getragen, ſo weit dies überhaupt möglich war, 
kurz, die Judenſchaft von Krementſchug benahm ſich gegen 
ihre unglücklichen! Glaubensgenoſſen in der edelſten, 
opferfreudigſten Weiſe. 
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Allerdings erwartete die Judenſchaft von Krementſchug 
mit Beſtimmtheit, daß dieſe ihre Opferfreudigkeit höchſtens 
einige Tage in Anſpruch genommen und inzwiſchen von den 
Behörden die erforderliche Anordnung getroffen werden 
würde, um die kurländer Juden nach den betreffenden 
Kolonien in Cherſon zu transportiren. Die Behörden 
dachten aber vorläufig nicht im entfernteſten daran, dieſe 
Anordnung baldigſt zu treffen, und zwar aus folgenden 
Gründen. Erſtens waren ja die Koloniſten bei ihren Glaubens— 
genoſſen ſo gut untergebracht, wie nur zu wünſchen war, 
und dieſe Unterbringung verurſachte den Behörden nicht die 
geringſten Unkoſten, zweitens aber glaubten die Behörden 
den Transport der Koloniſten nach Cherſon nicht eher 
beginnen zu dürfen, als bis ihnen höheren Ortes der definitive 
Befehl hierzu und gleichzeitig die Anweiſung zur Auszahlung 
der betreffenden Subventionsgelder zugegangen ſei. Sie 
kümmerten ſich alſo um die Koloniſten nicht im geringſten, 
ſondern warteten ruhig ab, wie ſich die Angelegenheiten der— 
ſelben weiter entwickeln würden. 

Dieſe weitere Entwickelung nahm jedoch einen durch— 
aus unerfreulichen Verlauf. Denn obwohl die Judenſchaft 
von Krementſchug das Unglaubliche in der Unterſtützung 
der kurländer Koloniſten leiſtete, ſo konnte ſie doch beim 
beſten Willen nicht verhindern, daß bei denſelben die Nach— 
wirkungen der übergroßen auf dem Marſch von Kurland 
bis Krementſchug erlittenen Strapazen in äußerſt bedenklicher 
Weiſe zu Tage traten. Sehr bald machten ſich die Symptome 
verſchiedener fontagiöfer Krankheiten unter den Koloniſten 
bemerklich; die raſche Ausbreitung dieſer Krankheiten war 
um ſo mehr zu befürchten, als die Koloniſten meiſt eng 
zuſammengedrängt in Quartieren lagen, welche vielfach den 
ſanitären Anforderungen kaum nothdürftig genügten. 

Der Kreisſtabsarzt Dr. Schindler erlaubte ſich nun, 
den General-Gouverneur von Charkow, denſelben Fürſten 
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Dolgorukow, welcher ehemals die jüdischen Koloniſten in 
Lithauen ſo kräftig in ſeinen Schutz genommen hatte, von 
den Zuſtänden in Krementſchug zu benachrichtigen. In 
einem dem Fürſten überſandten Bericht meldete er, daß 
zu jener Zeit 173 Koloniſten an gaſtriſchen Fiebern pp. 
bedenklich daniederlägen und daß dieſe Krankheiten unzwei— 
felhaft in Epidemien ausarten müßten, wofern nicht bald ener- 
giſch dagegen eingeſchritten würde. „Die Krankheiten ſeien 
nachweislich durch die Strapazen der Reiſe und durch 
mangelhafte, ungeſunde Verpflegung der Koloniſten während 
derſelben entſtanden. Der Transport zu Waſſer von Minsk 
nach Krementſchug habe jedenfalls weſentlich zur Ver— 
ſchlimmerung des ſchon vorher ſchlechten Geſundheitszuſtandes 
der Koloniſten beigetragen. Dieſelben ſeien auf den Flößen 
eng zuſammengedrängt, dem Wind und kalten Wetter ohne 
Schutz preisgegeben geweſen und hätten während des Trans— 
portes auf dem Dujepr ganz ungenügende Verpflegung, ja 
ſogar vielfach total verdorbene, ungeſunde Nahrungsmittel 
erhalten. Schließlich bittet Dr. Schindler den Fürſten 
Dolgorukow, die Behörden von Krementſchug ſchleunigſt 
anzuweiſen, die erforderlichen Anordnungen gegen die weitere 
Verbreitung der unter den Koloniſten ausgebrochenen 
Krankheiten zu treffen.“ 

Dolgorukow ertheilte gleich nach Empfang dieſes 
Schreibens dem ihm untergeordneten und zufällig gerade 
zu jener Zeit in Krementſchug eingetroffenen Vice-Gouverneur 
von Poltawa, Heſſe, den Befehl, unverzüglich die im Bericht 
des Dr. Schindler angeführten Angaben bezüglich ihrer 
Richtigkeit zu unterſuchen und im Fall der Beſtätigung 
derſelben ſchleunigſt alle Anordnungen zu treffen, durch 
welche die Beſſerung des Geſundheitszuſtandes der Koloniſten 
herbeigeführt werden könne. Hierauf inſpizirte Heſſe perſönlich 
ſämmtliche Juden-Quartiere in Krementſchug und gelangte 
ſofort zur Ueberzeugung, daß Dr. Schindler die Sachlage 
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durchaus wahrheitsgetreu dargelegt habe. Er konſtatirte, 
daß eine große Anzahl von Koloniſten an ſchweren, kontagiöſen 
Krankheiten daniederläge, und daß die den Kranken bis 
dahin zu Theil gewordene Unterkunft und ärztliche Pflege 
total ungenügend geweſen ſeien. Da Dr. Schindler es für 
unbedingt nöthig befunden hatte, die ſchwer erkrankten 
Koloniſten aus den Wohnhäuſern fortzuſchaffen, um der 
Weiterverbreitung der Krankheiten vorzubeugen, ſo war 
eine der ſtädtiſchen Gemeinde gehörige Zuckerfabrik proviſoriſch 
als Hoſpital eingerichtet worden. In dieſem Gebäude fand 
Heſſe 215 ſchwer erkrankte Koloniſten in äußerſt primitiver 
Weiſe untergebracht. Wenngleich man daſelbſt nach beſten 
Kräften gute Lagerſtätten für dieſelben geſchaffen hatte, ſo 
waren doch die Heizungs- und Lüftungs⸗Vorrichtungen in 
dieſem proviſoriſchen Hoſpital ganz ſchlecht, die ärztliche 
Hülfe und die Krankenpflege durchaus ungenügend. 
Sogleich nach erfolgter Inſpizirung dieſes Hoſpitals 
ernannte Heſſe ein Comité, deſſen Mitglieder aus dem 
Adels⸗Marſchall, dem Polizei-Präſidenten und dem Bürger⸗ 
meiſter von Krementſchug, und den ſtädtiſchen Aerzten 
Tſcherniwetſch, Nikoforenko, Fillipow und Wieſe beſtanden. 
Daſſelbe trat ſofort unter dem Vorſitz des Vice Gouverneurs 
zuſammen, welcher in allgemeinen Grundzügen die nach— 
folgenden Direktiven für ſchleunige Beſſerung des Geſundheits— 
Zuſtandes der in Krementſchug weilenden Koloniſten gab. 
In erſter Linie ſollte ſogleich die Räumung des unge⸗ 
ſunden proviſoriſchen Hoſpitals von ſämmtlichen darin befind- 
lichen Kranken erfolgen. Dieſelben ſollten in die Spitäler 
der Stadt, und wenn dieſe für die Aufnahme der vielen 
Kranken nicht ausreichten, in die ſtädtiſchen Verſorgungshäuſer 
transportirt und hier in der für ſchwer Kranke vorgeſchriebenen 
Weiſe untergebracht werden. Da es im Intereſſe der ganzen 
Bevölkerung von Krementſchug lag, daß der Weiterverbreitung 
der Krankheiten kräftig entgegengewirkt werde, ſo appellirte 
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Heſſe an den Patriotismus der Aerzte und Apotheker der 
Stadt und erſuchte dieſelben, gratis die medizinische Behand⸗ 
lung der Kranken zu übernehmen. Dem Geſundheitszuſtand 
der in den jüdiſchen Wohnhäuſern untergebrachten Koloniſten 
ſollte die größte Aufmerkſamkeit gewidmet werden. Da die 
meiſten dieſer Wohnhäuſer mit weit mehr Koloniſten belegt 
waren, als die ſanitären Rückſichten erlaubten, ſo ſollte eine 
entſprechende Verminderung der Belegung durch Umquartierung 
von Koloniſten in kommunale Gebäude bewirkt werden. Die 
entſprechenden Lokalitäten für dieſe Dislokation ſchleunigſt 
zu beſtimmen, ward dem Comité dringend anempfohlen. Um 
Platz zu gewinnen; ſollten die Behörden möglichſt bald mit 
dem Abſchicken kleinerer Transporte von ganz geſunden 
Koloniſten nach Cherſon den Anfang machen, jedoch zuvörderſt 
ein zweckentſprechendes Programm aufſtellen, nach welchem 
ſie dieſe Transporte ohne Störung und Hinderniſſe bis in 
die Kolonien zu ſchaffen im Stande ſeien, weil jede Ueber 
eilung in Abſendung der Transporte nur neues Elend für 
die Koloniſten herbeiführen würde. Den Transporten der 
Geſunden ſollten dann fortwährend kleinere Transporte der 
von den Krankheiten völlig geneſenen und nach ärztlicher 
Ueberzeugung durchaus marſchfähigen Koloniſten nachfolgen, 
bis die gänzliche Räumung der Stadt von Koloniſten bewirkt 
ſei. „Mit einem Worte, ſo ſchloß Heſſe ſeine Anrede, das 
Comité widmet ſich von heute an ausſchließlich den Angelegen— 
heiten der in Krementſchug weilenden Auswanderer, und hoffe 
ich, daß daſſelbe alles thun wird, was das Wohl dieſer armen 
in unſere Stadt verſprengten kurländer Juden erheiſcht. 
In meiner Abweſenheit bitte ich den Herrn Adels-Marſchall 
das Präſidium über das Comité zu übernehmen.“ 

Noch im Lauf deſſelben Tages trat das Comité zum 
zweitenmal zuſammen und faßte nachfolgende Beſchlüſſe: 

1) Alle erkrankten Koloniſten werden ſofort von den 
Aerzten bezüglich ihres Zuſtandes unterfucht, 
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2) Alle erwachſenen, jetzt in der Zuckerfabrik unter⸗ 
gebrachten Kranken werden nach den Verſorgungshäuſern 
geſchafft und treten dort unter regelrechte Behandlung einer 
genügenden Anzahl von Aerzten. Dagegen verbleiben die 
erkrankten Kinder vorläufig bis auf weiteres in den geeignetſten 
Räumlichkeiten der Zuckerfabrik und werden von ſpeziell 
hierfür zu beſtimmenden Aerzten behandelt. 


3) Es wird für die Erkrankten eine beſondere Küche 
eingerichtet, in welcher nach jüdiſchem Ritus gekocht wird. 
Für die jedem Kranken pro Tag gelieferte Verpflegung 
ziehen die Behörden die dem Kranken zuſtehende, pro Tag 
und Kopf 25 Kopeken betragende Subvention ein. 

4) Alle Medikamente liefert der Apotheker Görike, 
welcher ſich erboten hat, den größten Theil derſelben gratis 
zu geben. 

5) Die Sanitäts⸗Staatsbehörde ſoll erſucht werden, 
behufs Hülfeleiſtung bei den vielen Kranken den Aerzten der 
Stadt eine entſprechende Anzahl von Eleven der Chirurgie 
zur Verfügung zu ſtellen. 

6) Die Koſten für alle bei der Verpflegung der 
Kranken erforderlich werdenden Reinigungs-Arbeiten fallen 
der jüdiſchen Gemeinde zur Laſt. 

7) Jüdiſche Kinder, deren Eltern erkrankt ſind, werden 
in beſonderen Zimmern untergebracht. Für Stillung von 
Säuglingen hat die jüdiſche Gemeinde die erforderliche 
Anzahl jüdiſcher Ammen zu ſtellen. 

8) Die von den Krankheiten geneſenen Koloniſten 
werden, ſo wie die Aerzte die Marſchfähigkeit derſelben 
konſtatirt haben, in kleinere Transporte zuſammengeſtellt 
und unter polizeilicher Aufſicht nach Cherſon ſpedirt. Die 
von der chriſtlichen wie jüdiſchen Einwohnerſchaft der Stadt 
für Unterſtützung der Kranken geſammelten Geldbeträge 
werden eventuell auch dazu verwendet, die geneſenen 
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Koloniften mit Allem für die Reiſe nach Cherſon Noth⸗ 
wendigem auszurüſten. 

9) Die nicht erkrankt geweſenen Koloniſten erhalten 
für die Reiſe nach Cherſon keine beſondere Unterſtützung 
von Seiten der Stadt. Ihr Transport dorthin erfolgt nach 
den bisher gültig geweſenen Beſtimmungen. 

Dieſe Vorſchläge des Comité's wurden unverzüglich 
in beſter Weiſe zur Ausführung gebracht. Die vortrefflichen 
Wirkungen derſelben traten raſch zu Tage; die Weiter⸗ 
verbreitung der Krankheiten ward vollſtändig gehindert, die 
Geneſung der Erkrankten weſentlich beſchleunigt. Die Trans⸗ 
porte der von Krankheiten verſchont gebliebenen Koloniſten, 
welche mehr als vier Wochen zum Verbleiben in Krement⸗ 
ſchug genöthigt geweſen waren, nahmen jetzt ihren Anfang. 
Die chriſtliche Bevölkerung von Krementſchug wetteiferte mit 
der jüdiſchen, dieſen armen nach Cherſon marſchirenden 
Juden reichliche Unterſtützung an Geld, Lebensmitteln, 
Kleidern ꝛc. zukommen zu laſſen; auf dem Marſche ſelbſt 
ward den Auswanderern ſowohl von der Escorte, wie von 
den Behörden eine durchaus humane Behandlung zu Theil. 
So hatte ſich denn ſchließlich, in Folge des energiſchen 
Eingreifens des Kreisſtabsarztes Dr. Schindler und des 
Vice⸗Gouverneurs Heſſe, Alles für die kurländer Juden 
noch möglichſt zum Beſten gewendet; friſch gekräftigt und 
von neuen Hoffnungen auf eine beſſere Zukunft erfüllt 
traten dieſelben von Krementſchug den Marſch nach den 
Kolonien an, welcher ſie durch die reichen, geſegneten, von 
einer mildthätigen Bevölkerung bewohnten Gefilde Cherſon's 
führte und in allen Beziehungen glücklich von Statten ging. 

Kaum hatten dieſe erſten Transporte der kurländer 
Juden von Krementſchug nach Cherſon ihren Anfang 
genommen, und kaum noch war hierdurch den Einwohnern 
von Krementſchug einige Erleichterung von den vielen 
Opfern und Mühen geſchaffen worden, als bereits wieder 
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ein neuer Transport, beſtehend aus 250 Juden in der 
Stadt eintraf, welche von ihrer Heimathsſtadt Witebsk 
gleichfalls auf dem Dujepr mit Flößen befördert worden 
waren. Auch dieſem Transport war genau dieſelbe ſchändliche 
Behandlung, wie den kurländer Juden, während der Waſſer— 
reiſe zu Theil geworden. Zum großen Theil krank, alle 
aber elend, verhungert, zerlumpt, ohne eine Kopeke Geld 
im Beſitz, trafen dieſe Juden in Krementſchug ein, woſelbſt 
glücklicherweiſe noch alles vorbereitet war, um das Eintreten 
ähnlicher troſtloſer Zuſtände, wie bei den kurländer Juden, 
zu verhüten. 

Der jüdiſche Vorſtand dieſes neuen Transportes beeilte 
ſich dem Polizei-Präſidenten von Krementſchug eine Bittſchrift 
zu überreichen, deren Inhalt kurz folgender war. 

„Bei dem Abmarſch des Transportes aus ſeiner 
Heimath habe der Landrath Lutzer dem jüdiſchen Vorſtand 
des Transportes an Reiſe- und Zehrgeldern für die Zeit 
vom 14ten Auguſt bis zum 29ſten October die Summe 
von 1081 Rubeln, 22 Kopeken eingehändigt. Dieſe Summe 
ſei ſo berechnet geweſen, daß der Transport mit derſelben 
alle Reiſe- und Zehrkoſten von Witebsk bis nach Cherſon 
hätte beſtreiten ſollen. Dieſe Berechnung hätte auch voll- 
ſtändig geſtimmt, die benannte Summe würde vollſtändig 
genügt haben, wenn nicht die Escorte-Führer ganz widerrechtlich 
über dieſe Gelder verfügt hätten. Zu dieſen Widerrechtlich- 
keiten müſſe zuvörderſt gezählt werden, daß dieſelben die 
Juden zwangen, die während der Reiſe zu Land 
zum Fortſchaffen der Bagage, der Kinder und Erkrankten 
requirirten Fuhrwerke, welche auf Koſten des Staates geſtellt 
werden ſollten, aus ihren Reiſegeldern zu bezahlen. Deßgleichen 
ſei der Transport gezwungen worden, die ſämmtlichen Koſten, 
welche die Waſſerreiſe auf dem Dujepr verurſacht habe, 
alſo die Miethe für die Flöße und die Verpflegung auf 
denſelben ebenfalls komplett aus den Reiſegeldern zu zahlen. 


— 135 — 


In Folge hiervon fei der Transport aller Geldmittel baar 
in Krementſchug angelangt, und gebrauche daher zur Fort⸗ 
ſetzung der Reiſe nach Cherſon, welche bei der Länge der 
Route von 300 Werſt mindeſtens drei Wochen in Anſpruch 
nehmen werde, nothwendigerweiſe neue Geldmittel; der Polizei⸗ 
Präſident möge geneigteſt dahin wirken, daß dem Trans- 
port dieſe gerechte Forderung baldigſt bewilligt werde. 
Schließlich macht der Vorſtand in dieſer Bittſchrift noch 
die Bemerkung, daß laut der ihm eingehändigten Marfch- 
route der Transport in kürzeſter Linie auf dem Landwege 
von Witebsk nach Kiew, und von Kiew nach Cherſon hätte 
marſchiren ſollen. Wäre dieſe Route eingehalten worden, 
ſo würde der Transport um ſo beſſer mit den ausbezahlten 
Neife- und Zehrgeldern die geſammten Koſten bis Cherſon 
haben beſtreiten können, weil er auf dieſer Route der that⸗ 
kräftigſten Unterſtützung von Seiten der dortigen zahlreichen 
gut ſituirten jüdiſchen Bevölkerung verſichert geweſen wäre. 
Die von den Behörden angeordnete Wahl des Waſſerweges 
trage den größten Theil der Schuld daran, daß der Trans— 
port ohne jegliche Geldmittel in Krementſchug angelangt ſei.“ 

Der Polizei-Präſident überſandte ſogleich dieſe Bitt⸗ 
ſchrift an den Gouverneur von Poltawa. In ſeinem Bericht 
erklärt er, die Rechnungsablage des jüdiſchen Vorſtandes 
des betreffenden Transportes durchaus in Ordnung befunden 
zu haben. Die Schuld an der vorzeitigen Verausgabung 
der dem Transport eingehändigten Reiſe- und Zehrgelder 
falle alſo nachweislich nicht dem jüdiſchen Vorſtand, ſondern 
nur den betreffenden Behörden zur Laſt. Die Hauptſchuld 
treffe diejenige Behörde, welche eigenmächtig die höhern 
Ortes vorgeſchrieben geweſene Marſchroute abgeändert, und 
ſtatt des Landtransportes den Transport zu Waſſer anzu⸗ 
ordnen beliebt habe. Da für dieſen letzteren keine Beftim- 
mungen bezüglich Bezahlung der Unkoſten gegeben worden 
ſeien, ſo hätte die betreffende mit dieſem Transport beauftragt 
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geweſene Behörde, um ſich gegen etwaige Recherchen ſicher 
zu ſtellen, die Juden zur Bezahlung aller Koſten der 
Waſſerreiſe gezwungen und hierdurch ihrer letzten Baar— 
mittel beraubt. Jetzt müſſe nun die Stadt Krementſchug 
den größten Theil der kurländer Juden und außerdem 
noch die Juden aus Witebsk verpflegen und unterſtützen. 
Auch unter dieſen letzteren befänden ſich viele ſchwer 
Kranke, deren Unterbringung deßhalb äußerſt ſchwierig ſei, 
weil alle zu Spitälern verwendbaren Gebäude noch mit 
kranken kurländer Juden überfüllt ſeien. Abhülfe ſei 
dringend nothwendig, und vor allen Dingen müßten den 
Juden aus Witebsk umgehend Reiſe- und Zehrgelder ange— 
wieſen werden, damit man wenigſtens die Geſunden unter 
denſelben ſchnell nach Cherſon ſpediren könne. 

In gleichem Sinne berichtete auch das Comité an den 
Gouverneur von Poltawa. Die eindringliche Schilderung dieſes 
letzteren Berichtes bewog den Gouverneur, das Comité zu allen 
Maßregeln zu ermächtigen, welche es für geeignet halte, 
dem Uebel zu ſteuern. Er geſtattete dem Comité, in 
Krementſchug Geldſammlungen zu veranſtalten, deren Betrag 
für die erkrankten, wie geſunden Koloniſten verwendet 
werden ſolle, bis vom Miniſterium des Innern Entſcheid 
über die Subventions-Frage erfolgt ſei. Er überſandte 
ferner den Bericht des Polizei-Präſidenten von Krementſchug 
an Bludow und erſuchte denſelben um Verhaltungs-Maßregeln 
bezüglich der in Krementſchug untergebrachten Juden. 

Bludow, welchem inzwiſchen von allen Seiten zahlloſe 
Berichte und Schreiben bezüglich der jüdiſchen Koloniſten 
zugegangen waren, ließ ſchleunigſt dieſe ſämmtlichen Schrift— 
ſtücke zuſammenpacken und an Kiſſelew zur Keuntnißnahme 
und Erledigung überſenden. Letzterer gelangte ſehr bald 
zur Einſicht, das einfachſte Mittel, dem Nothſtand der in 
Krementſchug weilenden witebsker Koloniſten abzuhelfen, 
beſtehe darin, denſelben ſchleunigſt die erforderlichen Sub⸗ 
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ventions⸗Gelder anzuweiſen. Im Einverſtändniß mit dem 
Finanzminiſter Kankrin machte er dem Miniſter-Conſeil den 
Vorſchlag, dem Gouverneur von Poltawa eine beſtimmte 
Geldſumme zur Verfügung zu ſtellen, mittelſt deren alle 
für die Weiterbeförderung der witebsker Juden von Kre⸗ 
mentſchug nach Cherſon erforderlichen Auslagen beſtritten 
werden könnten. Gleichzeitig beantragte Kiſſelew, daß vor— 
läufig ſämmtliche weitere Koloniſten-Transporte aus Polen 
nach Cherſon eingeſtellt werden, und dieſelben erſt im Mai 
1841 wieder beginnen ſollten. Er motivirte dieſen Antrag 
damit, daß die Märſche im Winter für die Koloniſten zu 
anſtrengend ſeien und die Hauptſchuld an den vielen unter 
denſelben ausgebrochenen Krankheiten trügen. Der Miniſter⸗ 
Conſeil erklärte ſich mit dieſem Kiſſelew-Kankrin'ſchen⸗Dekret 
einverſtanden, der Kaiſer genehmigte daſſelbe am 1. Ja⸗ 
nuar 1841. 


Die Behörden von Krementſchug begannen ſeit Ende 
Februar, die kurländer und witebsker Juden nach Neu⸗ 
Rußland zu ſpediren. Da zu dieſer Zeit die Hauptmaſſe 
der in Krementſchug untergebrachten Juden von den Aerzten 
noch als der Schonung bedürftig und nicht marſchfähig 
befunden wurde, ſo gingen zuvörderſt immer nur kleinere, 
aus ganz geſund verbliebenen oder völlig geneſenen Juden 
beſtehende Transporte nach Cherſon ab. Es machte daher 
anfangs den Cherſoner Behörden keine großen Schwierig- 
keiten, dieſe zuerſt eintreffenden kleineren Transporte unter⸗ 
zubringen und zu verpflegen. Die neuen Koloniſten wurden 
nach irgend einer der alten Kolonien dirigirt, bei den dort 
anſäßigen Koloniſten einquartiert und von dieſen auf Staats⸗ 
koſten verpflegt. Inzwiſchen hätte nun das Miniſterium 
der Krondomänen überflüßig Zeit gehabt, endgültig die 
Anzahl der neu zu gründenden Kolonien und die Punkte, 
an denen dieſe Gründung erfolgen ſollte, zu beſtimmen, den 
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Bau der Wohn: und Wirthſchaftsgebäude zu beginnen und 
Sorge dafür zu tragen, daß die in dieſe neuen Kolonien 
einziehenden Familien Alles das vorfanden, was ihnen von 
den Behörden feſt verſprochen und für ihre vorläufige 
Exiſtenz, wie für den Betrieb der Ackerbauwirthſchaft unbe⸗ 
dingt nothwendig war. Unbegreiflicherweiſe gab jedoch 
Kiſſelew nicht die geringſten Direktiven hierfür; Woronzow, 
welcher auf Entſcheid drängte, ward von Woche zu Woche 
auf Eintreffen deſſelben vertröſtet, und ſomit verlief ein 
Zeitraum von mehreren Monaten, ohne daß mit der 
Gründung der neuen Kolonien auch nur der erſte Anfang 
gemacht worden wäre. 

Mit dem Beginn des Frühlings begannen die Be—⸗ 
hörden von Krementſchug, täglich große Transporte der 
nunmehr völlig geneſenen und marſchfähigen kurländer und 
witebsker Juden, ſowie der inzwiſchen immer neu aus 
Polen in Krementſchug einſtrömenden Koloniſten-Schaaren 
nach Cherſon abzuſchicken. Die Behörden von Cherſon 
dirigirten alle dieſe Transporte nach den alten Kolonien; 
die Folge hiervon war, daß binnen kurzem in ſämmtlichen 
alten Kolonien alle Wohnhäuſer und Wirthſchaftsgebäude 
dicht mit Einquartierung belegt und überdieß noch Tauſende 
von Koloniſten zum Kampiren auf freiem Felde in der 
Nähe der Kolonien gezwungen waren. Dieſer Fall trat 
zuerſt in der Kolonie Janowka ein, in welcher alle Gebäude 
mit Menſchen überfüllt waren, und bei welcher 400 Kolo- 
niſten⸗FJamilien, pp. 2000 Köpfe ſtark, auf freiem Feld 
bivouakiren mußten. Aehnliche Zuſtände traten bald darauf 
auch in den anderen Kolonien ein. 

Zu dieſer Obdachloſigkeit, welche bei der damals 
herrſchenden milden Frühjahrs⸗Witterung immerhin noch 
zu ertragen geweſen fein würde, geſellte ſich nun aber ein weit 
ſchlimmeres Uebel, nämlich der Mangel an Lebensmitteln. 
Die in den Kolonien vorhanden geweſenen Lebensmittel 
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waren ſelbſtverſtändlich bei der ſich täglich mehrenden Anzahl 
der Conſumenten raſch aufgezehrt, die Gärten und Felder 
lieferten zu jener Zeit noch keinerlei Produkte für den 
Lebensunterhalt, die nach den Kolonien geſchafften Lebens⸗ 
mittel trafen erſtens immer in ganz unzureichenden Quan⸗ 
titäten und zweitens ſehr unregelmäßig ein, ſo daß ſehr 
bald in allen Kolonien wirkliche Hungersnoth einzutreten 
begann. 

Die unausbleibliche Wirkung der Obdachloſigkeit und 
der beginnenden Hungersnoth war zunächſt die, daß Krank— 
heiten der verſchiedenſten Art unter den Koloniſten aus⸗ 
brachen. Sodann erzeugte die bittere Noth und Verzweiflung 
nicht nur unter den Koloniſten ſelbſt fortwährend Streitig⸗ 
keiten, welche ſogar in blutige Schlägereien ausarteten, 
ſondern ſogar offene Revolten der Koloniſten gegen die mit 
ihrer Ueberwachung und Verpflegung betrauten kaiſerlichen 
Beamten. Die Behörden ergriffen jetzt ſtrenge Maßregeln 
gegen die Koloniſten, das Aufſichtsperſonal ward bedeutend 
vermehrt, die Excedenten wurden hart beſtraft; inzwiſchen 
aber berieth man am grünen Tiſche bedächtig weiter, wie 
dem Elend in den Kolonien am beſten abgeholfen werden könne. 
Nach längern Debatten ward endlich dekretirt, es ſollten 
vier neue Kolonien gegründet, ſämmtliche neu eingetroffene 
Koloniſten ſchleunigſt darin untergebracht und mit Allem 
für die Anſiedelung Nothwendigem verſehen werden. Graf 
Woronzow nahm ſich ſelbſt dieſer Gründung der neuen 
Kolonien mit regem Eifer an und ſuchte inzwiſchen nach 
beſten Kräften die traurigen Zuſtände in den alten Kolonien 
zu beſeitigen. 

Gleichzeitig ergriff auch die Gensdarmerie-Behörde 
wiederum energiſch die Partei der Juden und bemühte 
ſich, normale Verhältniſſe für dieſelben herbeizuführen. 
General⸗Major Benkendorf ſandte ein ſekretes Schreiben 
an Kiſſelew, worin er ihm mittheilte, daß er über die 
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troſtloſe Lage der Juden in den Kolonien völlig orientirt 
ſei und genau wiſſe, wie einzig und allein die Nachläſſigkeit 
derjenigen Behörden, welchen in erſter Linie die Sorge für 
die Koloniſten zufalle, die Schuld hieran trüge. Unter 
anderem heißt es in dieſem Schreiben, wie folgt. „Es iſt 
zur Kenntniß der oberſten Gensdarmerie-Behörde gelangt, 
daß die kurländer Juden auf dem Marſch nach Neu-Ruß⸗ 
land die infamſte Behandlung von der Escorte erfahren 
haben, und daß ihnen bei ihrem Eintreffen in den Kolonien 
auch nicht das Mindeſte von dem gehalten wurde, was 
ihnen Seine Majeſtät der Kaiſer mündlich und ſchriftlich 
feſt verſprochen hatte. Sie haben in dieſen Kolonien 
weder Wohnungen, noch Ackergeräthe, noch Sämereien, ja 
nicht einmal die für die erſte Zeit allernothwendigſten 
Subſiſtenzmittel vorgefunden; anſtatt Hülfe und Unter⸗ 
ſtützung hat man ihnen eine barbariſche Behandlung zu 
Theil werden laſſen. Die Folge hiervon iſt, daß ähnlich, 
wie in Krementſchug, ſo auch in den Kolonien epidemiſche 
Krankheiten ausgebrochen find, welche ſich raſch weiter ver⸗ 
breiteten, weil den Erkrankten nicht einmal genügende ärztliche 
Hülfe zu Theil wurde. Täglich raffen jetzt noch dieſe 
Krankheiten eine verhältnißmäßig große Prozentzahl der 
Koloniſten dahin, und ſchon längſt wäre es die höchſte Zeit 
geweſen, daß die betreffenden Behörden energiſche Maßregeln 
zur Beſeitigung dieſer Krankheiten ergriffen hätten. Jeden⸗ 
falls erwartet die oberſte Gensdarmerie-Behörde, daß energiſche 
Abhülfe ſofort nach Empfang dieſes Schreibens erfolgen 
wird. Bemerkt müſſe noch werden, daß die ſchreckliche Lage 
der kurländer Koloniſten durch briefliche Mittheilungen in 
ganz Kurland bekannt geworden ſei, und daß deßhalb kein 
kurländer Jude mehr Luft habe, Koloniſt in Neu-Rußland 
zu werden. )“ 

Kiſſelew richtete hierauf ein längeres Schreiben an 


1) Woſchod 1882 B. V p. 17. 
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Benkendorf, worin er feine Hoffnung ausdrückte, binnen 
kürzeſter Zeitfriſt die vollſtändige befriedigende Regelung 
der Kolonial-Angelegenheit melden zu können. Benfendorf . 
wußte jedoch genau, was er von dieſen Verſprechungen zu 
halten habe. Um daher ganz ſicher zu ſein, daß wirklich 
eine ſchleunige Beſſerung der Verhältniſſe in den Kolonien 
herbeigeführt werde, ließ er Woronzow im Namen des 
Kaiſers auffordern, unverzüglich alle Klagen der Koloniſten 
genau zu unterſuchen. Woronzow unterzog ſich ohne Säumen 
dieſem Auftrag und überſandte gleichzeitig ein Memoire an 
Benkendorf, worin er nachwies, daß für die bisherigen Trans⸗ 
porte der Koloniſten nach Neu-Rußland vielfach gar keine 
beſtimmten Marſchrouten vorgeſchrieben oder die beſtimmt 
vorgeſchrieben geweſenen Marſchrouten durch irgend welche 
Behörden eigenmächtig abgeändert worden ſeien. Hierdurch be⸗ 
ſonders ſei bewirkt worden, daß die Transporte häufig theils gar 
keine, theils ſehr ſchlechte Marſch-Quartiere und ganz 
ungenügende Verpflegung in denſelben vorgefunden hätten. 
Er bat daher beſtimmen zu wollen, daß 1) jedem in Zukunft 
nach Neu-Rußland dirigirten Koloniſten-Transport eine genau 
einzuhaltende Marſchroute eingehändigt werde, von welcher 
unter keinen Umſtänden abgewichen werden dürfe, und 2), 
daß alle Raſt- und Nachtquartiere auf dieſer Marſchroute genau 
bezeichnet und in denſelben alle für genügende Unterkunft und 
Verpflegung der eintreffenden Koloniſten erforderlichen An— 
ordnungen rechtzeitig getroffen würden. 

Zu gleicher Zeit meldete die Domänen-Kammer von 
Cherſon an Kiſſelew, daß die Dörfer Jawkin, Snig und 
Koluſchk mit Koloniſten überfüllt ſeien; 47 Familien wären 
dort bereits ohne Obdach, und trotzdem ſeien noch 221 
Familien im Anmarſch nach dieſen Ortſchaften begriffen, 
um daſelbſt Unterkommen zu erhalten. Der Geſundheits— 
zuſtand in benannten Ortſchaften ſei äußerſt bedenklich; täglich 
nehme die Anzahl der Todesfälle zu. Die jüdiſchen Fried 
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höfe böten für die Beerdigungen der Juden keinen Raum 
mehr, dieſelben müßten deßhalb bereits ſeit einiger Zeit 
auf den chriſtlichen Friedhöfen ſtattfinden. Der Miniſter 
ward gebeten, Anweiſung zu geben, in welcher Weiſe 
dieſen Zuſtänden abgeholfen werden ſolle. 

So ſah ſich denn Kiſſelew nach einer kurzen Ruhe- 
pauſe auf einmal wieder von allen Seiten mit Anfragen, 
Berichten und Beſchwerden bezüglich der Kolonial-Angelegen- 
heit vollſtändig beſtürmt. Er ließ ein neues Memoire auge 
arbeiten, welches folgende zwei Vorſchläge enthielt. Erſtens 
nämlich ſolle in Zukunft ein beſtimmter Beamter für die 
vorſchriftsmäßige Beförderung ſämmtlicher aus Polen nach 
Neu⸗Rußland zu entſendenden Judentransporte verantwort⸗ 
lich gemacht werden. Kämen alsdann doch bei dieſen 
Transporten Unregelmäßigkeiten und Geſetzwidrigkeiten vor, 
jo könne die Regierung wenigſtens gleich die ſchuldigen Be- 
hörden ermitteln und zur Rechenſchaft ziehen. Dies ſei bei 
den bisherigen Transporten ganz unmöglich geweſen, weil 
zu viel Behörden dabei mitgewirkt hätten, deren jede die 
Schuld an den begangenen Fehlern und illegalen Vorkomm— 
niſſen auf die anderen Behörden abzuwälzen verſuche. 
Zweitens ſollte in Zukunft nur noch ſolchen jüdiſchen Koloniſten 
die Auswanderung nach Neu-Rußland geſtattet werden, 
welche den Behörden den Nachweis zu liefern vermöchten, 
daß ſie die nöthigen pekuniären Mittel für die Reiſe und 
für die Anſiedelung beſäßen. Hierdurch würde der große 
Uebelſtand beſeitigt werden, daß, wie bisher, die meiſten 
Koloniſten die geringen beim Beginn der Reiſe in ihrem 
Beſitz befindlichen Geldmittel gleich in den erſten Wochen 
verbrauchten und dann permanent dem Staat als Unter- 
ſtützungsbedürftige zur Laſt fielen. 

Einer eingehenden Kritik dieſes zweiten Vorſchlages 
glauben wir uns hier enthalten zu dürfen. Gerade für die 
arme, nichts beſitzende Judenſchaft war ja beſonders das 
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ganze Kolonial-Projekt beſtimmt; gerade dieſer armen 
Judenſchaft ſollte in Neu-Rußland eine ſichere Exiſtenz ge— 
ſchaffen werden; gerade dieſe Maſſe von armen Juden aus 
„Jüdiſch-Rußland“ fortzuſchaffen, das war ja die Haupt- 
aufgabe, welche gelöſt werden ſollte und nur durch die 
kräftigſte Unterſtützung von Seiten des Staates gelöſt werden 
konnte, und jetzt mit einemmal machte Kiſſelew die ſonderbare 
Entdeckung, daß es beſſer ſei, wenn man fortan nur wohl— 
habende Juden als Koloniſten nach Neu⸗Rußland ſchicke. 


Trotz dieſes kraſſen Widerſpruchs mit der eigentlichen 
Grundidee des ganzen Kolonial-Projektes gelang es Kiſſelew, 
die Allerhöchſte Genehmigung ſeines Memoires zu erwirken. 
Er machte hiervon dem Grafen Woronzow Mittheilung 
und erſuchte ihn, allen kranken wie geſunden Juden in 
Neu⸗Rußland jede nur erdenkliche Hülfe zu Theil werden 
zu laſſen. 

Woronzow hatte jedoch hiermit aus eigenem Antriebe 
längſt begonnen, ehe Kiſſelew's Schreiben eintraf. Ein 
beſonderes Comité für die Kolonial-Angelegenheit, beſtehend 
aus dem Oberſten Demidow, dem Kapitain Sophronow, 
dem Doctor der Medizin Demidenko und einem Beamten 
des Gouvernements war in die Kolonien geſandt worden, 
um dort nach folgenden von Woronzow perſönlich gegebenen 
Direktiven Ordnung und Beſſerung herbeizuführen. 


„1) Den erkrankten Juden ſoll völlig ausreichende 
ärztliche Hülfe zu Theil werden. Ein Militair-Oberſtabs⸗ 
arzt wird angewieſen, die Oberaufſicht über ſämmtliche in 
die Kolonien geſandten Aerzte zu führen. Die Hoſpitäler 
des Gouvernements werden dem Comits zur freien Verfügung 
geſtellt. 

2) Den geſunden Juden iſt gutes Obdach und gute 
Verpflegung zu liefern; auf die unter denſelben eintretenden 
Erkrankungen iſt ſorgfältig zu achten; die von kontagiöſen 
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Krankheiten befallenen Perſonen ſind ſchleunigſt in die 
Hoſpitäler zu ſchaffen. i 

3) Ueber alle in den Kolonien ſtattfindenden Ausgaben 
und Einnahmen ſollen genaue geſchnürte und mit dem Amts— 
ſiegel verſehene Bücher geführt werden. In beſtimmt feſt⸗ 
geſetzten Terminen ift dem General-Gouverneur Rechnungs- 
ablage zu erſtatten. 


4) Allen Beamten, welche ſich beſonders verdient um 
die Beſſerung der Zuſtände in den Kolonien machen, ſollen 
Gratifikationen gewährt werden. 


Das energiſche Eingreifen Woronzow's, ganz beſonders 
aber die in Ausſicht geſtellten Gratifikationen bewirkten, daß 
ſämmtliche in der Kolonial-Angelegenheit beſchäftigte Beamte 
eine Thätigkeit und Sorgfalt entwickelten, welche wahrhaft 
ans Wunderbare grenzte. Die bis dahin ſehr brutalen 
Aufſichtsbeamten waren plötzlich in die edelſten, wohl⸗ 
meinendſten Freunde der Koloniſten verwandelt. Alle 
Kranken wurden in die Spitäler geſchafft, proviſoriſche 
Unterkunftsräume für die Geſunden in genügender Anzahl 
hergerichtet, unausgeſetzt trafen Transporte mit reichlichen 
und guten Nahrungsmitteln in den Kolonien ein; kein Jude 
hatte mehr böſe und drohende, ſondern nur freundliche, 
tröſtende Worte zu hören. Die Wirkung dieſer zärtlichen 
Fürſorge beſtand darin, daß die Verhältniſſe in den Kolonien 
ſich zuſehends von Tag zu Tag beſſerten. Die Sterblich⸗ 
keit nahm ab, die Geneſung der Kranken ſchritt raſch vor, 
neue Erkrankungen traten nur noch in geringer Anzahl ein, 
die geſund verblieben geweſenen Juden gewannen in Folge 
der guten Verpflegung wieder neue Körperkräfte und friſchen 
Muth. Woronzow konnte daher mit Recht befriedigende 
Meldungen über die Zuſtände in den Kolonien an Kiſſelew 
ſenden, und dieſer ſchickte ſich bereits an, einen ſehr erfreulichen 
Bericht über das Prosperiren der Juden-Kolonien an Bludow 
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zu übermitteln, als plötzlich die oberſte Gensdarmerie-Behörde 
abermals ein für beide Herrn ebenſo überraſchendes wie 
unangenehmes Memoire zur Kenntniß des Miniſter-Conſeils 
gelangen ließ. 


V. 


Benkendorf hatte nämlich, ſowie ihm die erſte Nach⸗ 
richt zugegangen war, daß die Zuſtände in den Kolonien 
ſeit dem Eintreffen der neuen Koloniſten jeder Beſchreibung 
ſpotteten, insgeheim den Gensdarmerie-Oberſten Oſſigow 
direkt in die Kolonien geſandt, mit dem Auftrage, die dortigen 
Zuſtände und Verhältniſſe aufs genaueſte zu unterſuchen 
und ihm alsdann unverzüglich detaillirt hierüber zu berichten. 
Die nachfolgenden Sätze ſind faſt wörtlich dieſem Bericht 
des Oberſten Oſſigow entnommen. 

„Fünf und dreißig Jahre ſind nun verfloſſen, ſeit die 
kaiſerliche Regierung ihre Vater-Augen auf das iſraelitiſche 
Volk lenkte und in den beſten, fruchtbarſten Gegenden des 
Reiches Juden⸗Kolonien gründete. Schon der in Gott ent⸗ 
ſchlafene Kaiſer Alexander J. ging bei der Errichtung 
der erſten Juden-Kolonien im Jahre 1806 einzig und allein 
vom Standpunkt der Liebe und Güte aus, welche er ſtets 
gegen alle feine Unterthanen ohne Unterſchied ihrer Nationa= - 
lität und Religion hegte. Es war der innigſte Wunſch 
des Kaiſers, ſeinen jüdiſchen Unterthanen Gelegenheit zu 
geben, durch Fleiß und Arbeitſamkeit ſich ſelbſt wie das 
Vaterland zu beglücken. Auch ſein Nachfolger, unſer jetziger 
glorreich herrſchender Monarch, hatte keinen andern Zweck 
bei Gewährung der Erlaubniß, neue Juden-Kolonien zu 
gründen, als das Wohl der Juden zu fördern, welche durch 
den Kleinhandel und Schacher, auf den fie bis dahin aus- 
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ſchließlich angewieſen waren, ſich ſelbſt und die chriſtliche 
Bevölkerung arg demoraliſirten. 

„Allein trotz aller Anſtrengungen und Bemühungen 
iſt es bis jetzt noch nicht gelungen, dieſe jüdiſchen Koloniſten 
zu wirklichen Fachmännern in der Landwirthſchaft heran⸗ 
zubilden. Es iſt ein ſo frappanter Unterſchied zwiſchen den 
jüdiſchen Koloniſten und ihren Nachbarn, den chriſtlichen 
Ackerbauern, daß man eher alles Andere glauben möchte, 
als daß jemals ein Jude ein gediegener, tüchtiger Landmann 
werden könne. Die Kolonien befinden ſich im äußerſten 
Verfall, und es hat den Anſchein, daß die jüdiſchen Koloniſten 
ſich lieber mit allem Anderen, als mit Pflug und Sichel 
beſchäftigen. Das Verhältniß der jüdiſchen Koloniſten zu 
ihren chriſtlichen Nachbarn iſt ein ſehr unerquickliches; die 
letzteren ſehen auf die erſteren mit Geringſchätzung oder 
Verachtung herab; ſehr gerne aber benutzen die chriſtlichen 
Bauern die jüdiſchen Koloniſten zu allerlei Handels⸗, Schacher⸗ 
und Vermittelungs⸗Geſchäften, wozu ſich übrigens die letzteren 
mit großer Bereitwilligkeit hergeben. Daß aber dieſe Handels- 
Geſchäfte den jüdiſchen Koloniſten abſolut keinen Nutzen 
gebracht haben, davon iſt der beſte Beweis der höchſt traurige 
Zuſtand, in welchem ſich die Kolonien bereits befanden, 
bevor noch die große Menge der neuen Koloniſten daſelbſt 
angelangt iſt. Nirgends war unter dieſen alten Koloniſten⸗ 
Familien auch nur ein Anflug von Wohlhabenheit anzu⸗ 
treffen, alle mit einander vegetirten ſie in jammervoller 
Dürftigkeit.“ 

„Im gegenwärtigen Moment ſind nun mehr als 500 
neue Koloniſten⸗Familien in dieſen alten Kolonien unter⸗ 
gebracht worden. Die anſäſſigen Koloniſten hatten beim 
Eintreffen der neuen Koloniſten kaum genügende Vorräthe 
an Lebensmitteln, um ſich ſelbſt für längere Zeit zu ernähren, 
die letzteren trafen ohne jeglichen Proviant und ohne irgend 
welche Geldmittel bei den erſteren ein. In jedem Koloniſten⸗ 
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hauſe wurden zuvörderſt etwa 20 der neu eingetroffenen 
Koloniſten untergebracht; dieſelben kamen verhungert und 
entkräftet in den Kolonien an und brachten eine Menge 
Krankheiten der verſchiedenſten Art mit, welche einen ſehr 
bösartigen Charakter annahmen. Dank der Fürſorge des 
Comité's, welches Graf Woronzow ernannte, ſind nun 
momentan die Zuſtände in den Kolonien beſſer geworden, 
die Krankheiten lokaliſirt und im Abnehmen begriffen. Aber 
die Frage liegt ſehr nahe: warum ließ man es überhaupt 
ſo weit kommen, daß derartige Zuſtände in den Kolonien 
eintreten konnten, denen abzuhelfen unverhältnißmäßig viel 
Zeit und Geld gekoſtet hat? Die Antwort darauf lautet 
entſchieden: es durfte und konnte überhaupt nicht ſo weit 
kommen, wenn die betreffenden Behörden rechtzeitig und 
pflichtgetreu den höhern Ortes gegebenen Anordnungen nach⸗ 
gekommen wären.“ 

„Für die neu eintreffenden Koloniſten ſollten laut höheren 
Befehls rechtzeitig Wohnhäuſer erbaut werden; die hierzu 
erforderlichen, ſehr bedeutenden Summen waren den Behörden 
definitiv angewieſen; an Zeit und Geld, dieſe Wohnungen 
herzuſtellen, mangelte es alſo nicht; warum iſt nun mit 
dieſen Bauten nicht rechtzeitig begonnen worden? Den 
Koloniſten war heilig und feierlich verſprochen worden, daß 
ſie bei ihrem Eintreffen in den Kolonien Wohnungen, 
Lebensmittel, Ackerbau-Geräthſchaften ꝛc. vorräthig finden 
würden, aber als ſie dort eintrafen, fanden ſie kaum einen 
Platz, wo ſie ihr Haupt niederlegen konnten, ſonſt aber 
nichts. Sie erhielten dann angeblich auf Koſten des Staates 
Lebensmittel und Proviant, aber wie und in welcher Weiſe? 
Man gab nur jedem Familien-Oberhaupt allein pro Tag 
eine einzige elende magere Portion von Lebensmitteln, welche 
kaum zur Sättigung eines erwachſenen Menſchen genügte, 
aber der Frau, den Kindern und ſonſtigen Angehörigen des 
Familien⸗Oberhauptes gab man überhaupt keine Portionen, 
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man ließ fie hungern, reſp. verhungern. Die neu einge⸗ 
troffenen Koloniſten müſſen ihren Quartiergebern für das 
miſerable, ihnen gelieferte Obdach 2—4 Rubel pro Monat 
bezahlen; es findet ein vollſtändiger Handel mit den 
Wohnungen und Quartieren ſtatt; die ärmeren Juden er⸗ 
halten höchſtens auf einige Stunden Erlaubniß, in eine 
Wohnung unterzutreten, und ziehen daher fortwährend mit 
ihrer elenden Bagage von Haus zu Haus, um Unterkunft 
bettelnd.“ 

„Zur Zeit hat man nun endlich mit dem Bau von 
Wohnungen begonnen. Anſtatt aber die hierzu erforderliche 
Anzahl von Maurern und Zimmerleuten nach den Kolonien 
zu ſchicken, damit dieſe Bauten ſo viel wie möglich beſchleunigt 
werden, zwingt man die alten und neuen Koloniſten, ſelbſt 
dieſe Bauten auszuführen. Die alten Koloniſten müſſen 
überdieß noch ihre Fuhrwerke, Pferde, Ochſen, Kühe gratis 
zum Herbeiſchaffen der Bau⸗ Materialien ſtellen, und werden 
hierdurch vollſtändig an der Beſorgung der allernothwendigſten 
Feldarbeiten gehindert. Jetzt, wo die wärmere Witterung 
begonnen hat, müßten ſchon die Felder beſtellt werden; weil 
aber das ganze Zugvieh Bau⸗Materialien herbeiſchleppen 
und die männliche Bevölkerung Frohndienſte aller Art ver⸗ 
richten muß, ſo unterbleibt ſelbſtverſtändlich die Beſtellung 
der Felder. Da das Herbeiſchaffen der Baumaterialien 
noch lange Zeit beanſprucht, ſo wird die Heuernte nicht 
ſtattfinden können; da die Felder nicht beſtellt ſein werden, 
ſo wird überhaupt nicht geerntet werden können. Folglich 
werden die den alten Koloniſten auferlegten Frohndienſte 
nur die Wirkung haben, daß dieſelben noch mehr, als ſchon 
der Fall iſt, in ihren Vermögens⸗Verhältniſſen zurückgehen. 
Wenn man ferner die neu eingetroffenen Koloniſten nur 
mit leichteren Arbeiten bei dem Bau der Wohnhäuſer be⸗ 
ſchäftigte, ſo wäre hiergegen nichts einzuwenden; da man 
ſie aber zur Verrichtung der ſchwerſten Arbeiten zwingt, an 
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welche fie gar nicht gewöhnt find, fo ift mehr als wahr: 
ſcheinlich, daß wiederum Krankheiten aller Art in den 
Kolonien ausbrechen werden.“ 

„Die in den alten Kolonien angeſtellten Beamten 
tragen übrigens nachweislich ſelbſt durch ihr Verhalten einen 
großen Theil der Schuld, daß die Kolonien nicht im Stande 
waren zu prosperiren. Die meiſten dieſer Beamten haben 
ſich den ihnen auferlegten Pflichten keineswegs mit der 
erforderlichen Gewiſſenhaftigkeit unterzogen; ſie ſchritten 
niemals rechtzeitig handelnd und helfend ein, ſondern ließen 
die Sachen gehen, wie ſie gingen, und beförderten durch 
dieſe Läſſigkeit den Verfall der Kolonien. Von allen in den 
Kolonien angeſtellten Beamten iſt beſonders ein gewiſſer 
Kaſalewsky als abſchreckendes Beiſpiel eines unzuverläſſigen 
und pflichtvergeſſenen Beamten hervorzuheben. Mit einem 
Wort, die Verhältniſſe in den Kolonien müſſen von Grund 
aus regenerirt werden, ſonſt iſt an ein Gedeihen derſelben 
überhaupt nicht zu denken. Man kann es den Koloniſten 
wahrhaftig nicht verargen, wenn ſie nichts ſehnlicher wünſchen, 
als wieder in ihre früheren ſtädtiſchen Verhältniſſe, ſo elend 
dieſelben auch waren, zurückzukehren, denn es muß ein 
Menſch ſchon moraliſch total verkommen ſein, der noch 
wünſchen könnte, in dieſem Kolonial⸗Schmutz weiter zu 
leben.“ 

„Ich kann nur wiederholen, daß die in den Kolonien 
eintreffenden Koloniſten unter allen Umſtänden Alles für 
ihre Exiſtenz Nothwendige daſelbſt vollſtändig vorfinden 
müſſen, wenn ein Prosperiren der Kolonien ſtattfinden ſoll. 
Iſt man nicht im Stande, dies zu erzielen, ſo wäre es 
viel beſſer, überhaupt keine Koloniſten mehr nach Neu⸗ 
Rußland zu ſchicken ꝛc.“ 

Dieſes Memoire übermittelte Benkendorf direkt dem 
Kaiſer. Es läßt ſich leicht begreifen, daß die in Folge 
hiervon angeordneten Recherchen dem Miniſter Kiſſelew im 
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hohen Grade unangenehm waren. Zwar gelang es ihm die 
Hauptſchuld an dem Verfall der alten Kolonien auf ſeine 
Vorgänger zu wälzen, immerhin aber blieb doch ein ge— 
wiſſer Makel an ſeinen eigenen Anordnungen haften. Ent⸗ 
rüſtet über die fortwährende Einmiſchung Benkendorf's in 
die Kolonial-Angelegenheiten, beſchloß er ſich wenigſtens 
eines Theiles der mit denſelben verbundenen Laſten zu 
entledigen. Er beantragte deßhalb beim Miniſter-Conſeil, 
daß fortan alle jüdiſchen Koloniſten, welche bereits auf 
eigene Koſten Grundbeſitz von Privatperſonen durch Kauf 
oder Pacht erworben hätten oder ſolchen in Zukunft erwerben 
würden, dem Reſſort des Miniſteriums des Innern unter⸗ 
ſtellt werden ſollten. Obwohl dieſer Antrag zuvörderſt 
wegen ungenügender Motivirung keinen großen Beifall beim 
Miniſter⸗Conſeil fand, ſo genehmigte derſelbe ihn doch 
ſchließlich auf dringendes Bitten Kiſſelew's. Am 25. März 
1841 dekretirte der Kaiſer, daß alle auf Staatskoſten und 
auf Kronland angeſiedelten Koloniſten zu Bludow's Reſſort 
gehören ſollten. Hierdurch ward dem erſteren eine weſentliche 
Erleichterung zu Theil, dagegen war Woronzow mit dieſem 
neuen Dekret ſehr unzufrieden, weil er nunmehr mit zwei 
Miniſterien wegen der Kolonial-Angelegenheiten zu verhandeln 
und doppelte Arbeitslaſt hatte. Er theilte daher Kiſſelew 
mit, daß er ſeinem Beiſpiel folgen und beantragen werde, 
dem Gouvernement von Neu-Rußland nur die Oberleitung 
über die auf Staatskoſten und auf Kronland angeſiedelten 
Koloniſten zu belaſſen. Erſt durch wiederholte Bitten 
Kiſſelew's ließ er ſich bewegen, vorläufig keine weiteren 
Schritte in dieſer Angelegenheit zu thun, ſondern die Ober— 
leitung über ſämmtliche Koloniſten ſeines Gouvernements 
weiter fortzuführen. 

Der Bericht des Gensdarmerie— -Dberften Oſſigow hatte 
ſowohl bei Kiſſelew, wie bei Woronzow eine derartige 
Beſorgniß vor weiteren von der Gensdarmerie-Behörde zu 
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erwartenden Unannehmlichkeiten erregt, daß ſie es für 
geboten erachteten, die in jenem Bericht geforderte genaue 
Unterſuchung über die ſchlechte Behandlung, welche die Juden 
während des Transportes von Polen nach Cherſon erfahren 
hatten, ſchleunigſt einzuleiten Die ſich hierbei ergebenden 
Haupt⸗Beſchwerden der Juden waren folgende: 

„1. Die Behörden, reſp. Escorten hätten niemals für 
die Transporte die von der Regierung beſtimmt vorge: 
ſchriebene Anzahl von Fuhrwerken geſtellt, welche zum 
Fortſchaffen der Bagage, der Frauen, Kinder und Erkrankten 
erforderlich geweſen ſei. Dieſe vorgeſchriebene Anzahl von 
Fuhrwerken ſei zwar von Behörden und Escorten dem 
Staat in Rechnung geſtellt worden, in Wirklichkeit wäre 
jedoch höchſtens die Hälfte dieſer Anzahl von Fuhrwerken 
bei den Transporten geweſen. Die Geldbeträge für die 
in ſolcher Weiſe erſparten Fuhrwerke hätten ſich die Behörden 
und Escortenführer getheilt. Beſonders in Folge dieſes 
Mangels an Fuhrwerken ſeien die vielen Erkrankungen und 
Todesfälle von älteren Perſonen, Frauen und Kindern ein- 
getreten. 

2. Weil niemals die vorgeſchriebene Anzahl von Fuhr⸗ 
werken bei den Transporten vorhanden geweſen wäre, hätten 
ſelbſtverſtändlich die einzelnen Märſche nicht mit der nöthigen 
Marſchgeſchwindigkeit von Statten gehen können. Die 
Escorten hätten daher häufig, um das Verſäumte wieder 
nachzuholen, die Transporte gezwungen, außer den Tages- 
märſchen auch noch Nachtmärſche zu machen. Dieſe an⸗ 
ſtrengenden Nachtmärſche hätten, wie leicht begreiflich, 
weſentlich dazu beigetragen, den Geſundheitszuſtand der 
Juden noch mehr zu verſchlechtern. Die Nachtquartiere und 
die Verpflegung auf dem Marſche wären meiſt erbärmlich 
geweſen; ohne die große von den Einwohnern der durch— 
zogenen Ortſchaften bewieſene Mildthätigkeit würden noch 
weit mehr Auswanderer den Reiſe-Strapazen erlegen fein. 
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3) Die Escorten hätten den Juden die ihnen zu⸗ 
ſtehenden Reiſe- und Verpflegungs⸗Gelder, welche täglich 
ausgezahlt werden ſollten, faſt niemals weder täglich, noch 
überhaupt voll und richtig ausgezahlt, ſondern den größten 
Theil derſelben für ſich behalten. 

4) Die Behandlung, welche ſich die Escorte-Soldaten 
gegen die Juden erlaubt hätten, ſei fortwährend eine ganz 
barbariſche geweſen. Bei den geringſten Vorkommniſſen 
hätten die Soldaten mit beſtialiſcher Wuth auf die Juden 
ohne Unterſchied des Alters und Geſchlechtes derartig 
losgeſchlagen, daß eine ganz erhebliche Anzahl derſelben in 
Folge dieſer Schläge elendiglich geſtorben ſei. 

5) Am ſchändlichſten ſei die Behandlung geweſen, 
welche die Juden während der Waſſerfahrt nach Krement⸗ 
ſchug von den Escorte-Soldaten und von den Floß-Knechten 
erfahren hätten. Zwiſchen erſteren und letzteren habe ein 
vollſtändiger Wettſtreit geherrſcht, wer es am beſten verſtände, 
die armen, wehrloſen Juden in grauſamſter Weiſe zu 
maltraitiren. Die Floß⸗Knechte hätten ſogar häufig ohne 
jegliche Veranlaſſung, nur zu ihrer ſpeziellen Beluſtigung, 
mit ſchweren Balken oder Baumſtämmen auf die Juden 
losgeſchlagen. Ueberdieß habe man die Juden ohne Grund 
vier Tage länger, als nöthig geweſen wäre, auf den Flößen 
zurückbehalten und fie für dieſe vier Tage auch noch Fahr⸗ 
geld bezahlen laſſen.“ 

Woronzow ſchickte Copien dieſes Beſchwerde-Protokolls 
an ſämmtliche Gouvernements⸗Behörden, durch deren Diſtrikte 
Koloniſten⸗Transporte marſchirt waren, und erſuchte um 
genaue Feſtſtellung, ob die angegebenen Beſchwerden auf 
Wahrheit beruhten und durch zuverläſſige Zeugen beſtätigt 
werden könnten. Wie kaum anders zu erwarten war, zeigten 
ſich ſämmtliche betreffende Behörden von vorn herein über 
dieſe Zumuthung ſehr ungehalten. Angeblich wurden zwar 
an allen Orten, durch welche Judentransporte gekommen 
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waren, zahlreiche durchaus zuverläſſige Zeugen darüber 
vernommen, ob ihnen etwas über die den Juden widerfahrene 
ſchlechte Behandlung bekannt ſei, indeſſen merkwürdiger⸗ 
weiſe hatte keiner dieſer Zeugen von jener ſchlechten Behand⸗ 
lung irgend etwas geſehen oder gehört; im Gegentheil ward 
durch dieſe Zeugenausſagen konſtatirt, daß den Judentrans⸗ 
porten überall auf der ganzen Reiſe die humanſte, wohl⸗ 
wollendſte Behandlung von Seiten der Behörden und 
Escorten zu Theil geworden ſei. In ſämmtlichen, von den 
verſchiedenen Gouvernementsbehörden an Woronzow einge— 
ſandten Berichten wurde die Beſchwerdeſchrift der Juden 
als ein infames, lügenhaftes Machwerk bezeichnet; verſchiedene 
Behörden gaben in dieſen Berichten ihrem Ingrimm über 
die undankbaren Juden mit den kräftigſten Worten Ausdruck. 

Am meiſten ergrimmt zeigte ſich der Gouverneur von 
Minsk. Derſelbe erklärte zuvörderſt, er finde es ganz 
ſkandalös, wegen dieſer ſchmutzigen Juden überhaupt inkom⸗ 
modirt zu werden. „Daß ich — ſo heißt es in ſeinem 
Bericht — für die enorme Mühe und Arbeit, für die 
vielen ſorgenvollen Tage und ſchlafloſen Nächte, welche ich 
perſönlich wegen jener 2569 kurländer Juden gehabt habe, jetzt 
nachträglich gewiſſermaßen als Delinquent zur Rechenſchaft ge⸗ 
zogen werde, das überſchreitet wirklich die Grenzen desjenigen, 
was ſich ein kaiſerlicher Beamter in meiner Stellung gefallen 
laſſen kann. Ich habe in eigener Perſon alles angeordnet, wo⸗ 
durch ich das Wohl jener Juden wirklich fördern zu können 
glaubte, ich habe ſelbſt darüber gewacht, daß alle meine Anord⸗ 
nungen gewiſſenhaft befolgt wurden. Allerdings war ich 
ſelbſtverſtändlich genöthigt, mich genau an die Allerhöchſten 
Vorſchriften bezüglich der Judentransporte zu halten, denn 
es ſtand nicht in meiner Macht, ohne höhere Genehmigung 
größere Summen Geldes hierfür zu verausgaben, als mir 
vorgeſchrieben war. Wenn ſich Graf Pahlen, wie mir ſeiner 
Zeit mitgetheilt wurde, nicht an den Wortlaut der von St. 
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Petersburg aus ergangenen Vorſchriften gehalten, ſondern 
die für die Transporte feſtgeſetzten Summen bedeutend über— 
ſchritten hat, ſo war dies durchaus nicht maßgebend für mich.“ 

„Die Juden haben ſich übrigens während des Trans— 
portes meiſt frech und anmaßend, vielfach ſogar widerſpänſtig 
und rebelliſch gezeigt. Sie verlangten unter andern, ich 
ſolle für jede Koloniſten-Familie ein beſonderes Fuhrwerk 
ſtellen, wie ſolches Graf Pahlen gethan habe. Meine 
Ordre lautete aber, ich ſolle nur für je 25 Kinder oder 
für je 12 Frauen ein Fuhrwerk ſtellen, und dieſe mir von 
St. Petersburg zugegangene Ordre habe ich ſtrikte befolgt. 
Hierüber waren die Juden anfangs ſo erboſt, daß ſie gegen 
die ihnen zugetheilten Bewachungs-Beamten die gemeinſten 
Schimpfworte gebrauchten, ja ſogar thätlich vorgingen und die 
zur Herſtellung der Ordnung einſchreitenden Poliziſten mit 
Steinen bewarfen. Erſt, als ich ihnen mit Requirirung von 
Militär drohte, entſchloſſen fie ſich endlich wieder, Vernunft an⸗ 
zunehmen und zu gehorchen. Die meiſten Verzögerungen auf der 
Reiſe ſind dadurch entſtanden, daß die Juden ſelbſt häufig 
die Escorte baten, auf ihre Ermattung Rückſicht zu nehmen, 
die Märſche abzukürzen und mehr Raſttage zu machen, als 
vorgeſchrieben war. Merkwürdigerweiſe aber baten ſie 
hierum immer nur dann, wenn ſie ſich in ſolchen Gegenden 
befanden, in denen eine wohlhabende Bevölkerung wohnte. 
Wie nachgewieſen werden kann, liefen ſie alsdann in großer 
Menge aus den Quartieren meilenweit fort nach den um⸗ 
liegenden Ortſchaften und erbettelten ſich reichliche Spenden 
an Geld und Lebensmitteln. Die Ermattung war alſo in 
den meiſten Fällen eine fingirte, denn in Gegenden, wo— 
ſelbſt eine arme Bevölkerung wohnte, marſchirten die Juden 
ganz flott weiter, ohne um beſondere Raſttage zu bitten.“ 

„Als die kurländer Juden in Minsk eintrafen, reichten 
die Vorſteher derſelben Bittſchriften an mich ein, worin ſie 
flehentlich baten, ich möge ſie auf dem Waſſerwege nach 
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Krementſchug befördern, damit ſie ihre müden, abgeſchwächten 
Glieder wieder einmal ordentlich ausruhen und ſtärken 
könnten. Da ſich dieſen Bittſchriften gemäß ſämmtliche 
Juden bereit erklärten, die Koſten für die Fahrt auf dem 
Dujepr aus eigenen Mitteln zu beſtreiten, fo willigte ich nach 
einigem Beſinnen in ihren Wunſch ein. Dazu bewogen 
mich folgende andere Rückſichten. Der Waſſerweg war 
bedeutend kürzer als der Landweg. Durch den Transport 
zu Waſſer erſparte ich ferner allen denjenigen Ortſchaften 
meiner Diſtrikte, durch welche die Juden marſchirt ſein 
würden, die vielen Laſten, welche beſonders die Juden-Trans⸗ 
porte verurſachen. Aus dieſen Gründen entſchloß ich mich 
alſo, die Bitten der Juden zu erfüllen, und ſpedirte ſie auf 
dem Waſſerweg nach Krementſchug.“ 

„Daß die Juden auf dieſer Waſſerreiſe unmöglich 
eine ſo ſchauderhafte Behandlung zu erdulden gehabt haben, 
wie ſie in ihrer Beſchwerdeſchrift anführen, ergiebt ſich 
ganz unzweifelhaft aus Folgendem. In Krementſchug ein⸗ 
getroffen, haben dieſe Juden den betreffenden Escorteführern 
ſchriftliche Beſcheinigungen eingehändigt, daß ſie während 
der Waſſerfahrt von Seiten der Escorte wie der Floßknechte 
eine durchaus humane Behandlung erfahren und daß ſie über 
nichts zu klagen gehabt hätten. Jetzt aber behaupten eben 
dieſe Juden, daß ſie auf den Flößen maltraitirt und ſchlecht 
verpflegt worden ſeien. Wenn in der Beſchwerdeſchrift 
angeführt wird, die Floßknechte hätten zu ihrer ſpeziellen 
Beluſtigung die Juden mit ſchweren „Balken und Baum⸗ 
ſtämmen“ durchgeprügelt, ſo kann man ſich nur wundern, 
wie eine kaiſerliche Behörde überhaupt eine ſo plumpe, 
handgreifliche Lüge nicht ſofort als ſolche zu erkennen vermag. 
Erſtens liegen niemals auf einem Floß ſchwere Balken und 
Bäume unordentlich und unbefeſtigt herum, ſondern ſämmtliche 
Balken oder Baumſtämme find fo feſt mit einander ver- 
bunden, daß die Losreißung eines Stammes vom andern 
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äußerſt Schwierig iſt. Zweitens aber iſt keinem Floßknecht 
eine ſolche herkuliſche Kraft zu eigen, daß er allein einen 
ſchweren Balken oder Baumſtamm in die Luft ſchwingen 
und damit auf die Juden losprügeln könnte. Selbſt wenn 
ſich ſchon eine recht erkleckliche Anzahl von Floßknechten 
zuſammen gethan hätte, würde ihnen dieſe Art des Los— 
prügelns auf die Juden mit ſchweren Balken oder Bäumen 
ſehr bald höchſt unbequem geworden ſein und ſicherlich 
keine angenehme Erholung gewährt haben. Wie dieſes 
Prügeln mit ſchweren Balken oder Bäumen ſeien alle anderen 
Beſchwerdepunkte der Juden infame raffinirte Lügen.“ 

„Die Frechheit der Juden, die kaiſerlichen Behörden 
in einer ſo niederträchtigen Weiſe zu verdächtigen und anzu⸗ 
klagen, überſteige alle Grenzen des Erlaubten. Der Gou⸗ 
verneur von Minsk werde daher den Antrag ſtellen, daß 
die Haupt⸗Rädelsführer, welche jene Beſchwerdeſchrift verfaßt 
und dem Grafen Woronzow zugeſtellt hätten, als Delin⸗ 
quenten nach Minsk transportirt und dort gebührend abge⸗ 
ſtraft würden.“ 

Das betreffende Schreiben ſchließt mit folgenden 
Worten. „Eurer Excellenz ſind wohl mein über jede Ver⸗ 
läumdung erhabener, ehrenwerther Charakter, meine Pflicht⸗ 
treue und mein Dienſteifer durch die von mir in der Krim 
und in Beſſarabien Seiner Majeſtät dem Kaiſer geleiſteten 
treuen Dienſte genügend bekannt. Um ſo mehr muß ich 
Ihnen mein Erſtaunen und meinen Unwillen ausdrücken, 
daß Sie die Partei jener undankbaren Juden ergreifen und 
es wagen konnten, mich überhaupt mit den von dieſen 
Menſchen gegen mich vorgebrachten Verläumdungen zu 
behelligen ꝛc.“ 

Das Endreſultat der von Woronzow eingeleiteten 
Unterſuchungen war alſo folgendes. Erſtens hatte nirgends 
konſtatirt werden können, daß den Juden-Transporten 
irgendwo eine ſchlechte Behandlung von Seiten der Escorten, 
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Behörden oder Bevölkerungen zu Theil geworden ſei; im 
Gegentheil war nach allen an Woronzow geſandten Berichten 
dieſe Behandlung eine äußerſt humane und menſchenfreundliche 
geweſen. Zweitens kam Woronzow, wie der Brief des 
Gouverneur's von Minsk beweiſt, für ſeine Bemühungen, 
den Klagen der Juden gerecht zu werden, in ſehr unange⸗ 
nehme Verwickelungen mit ſeinen ſämmtlichen Collegen, 
welche ſich über die von ihm angeordneten Recherchen im 
höchſten Grade beleidigt zeigten. Aus allen dieſen Gründen 
hielt es Woronzow für das Beſte, die ganze Unterſuchung 
niederzuſchlagen, weil mit Beſtimmtheit anzunehmen war, 
daß ſämmtliche betreffende Behörden auch fernerhin gegen 
ihn Partei ergreiſen und alle von den Juden erhobenen 
Beſchwerden für Lügen erklären würden. An dem Ge⸗ 
ſchehenen etwas zu ändern, war überhaupt nicht mehr 
möglich; Woronzow begnügte ſich alſo mit der Hoffnung, 
ſeine Unterſuchung werde wenigſtens den Nutzen haben, die 
Behörden in Zukunft zu einer humaneren Behandlung der 
nach Neu⸗-Rußland abgeſchickten Juden-Transporte zu ver⸗ 
anlaſſen. Ueberdieß aber nahm ihn die Unterbringung und 
Verpflegung der neuen, fortwährend in Neu-Rußland ein⸗ 
treffenden Juden⸗Transporte derartig in Anſpruch, daß er 
auch aus dieſem Grunde auf alle weiteren Recherchen in 
der vorangegebenen Angelegenheit gern verzichtete. 

Es waren nämlich inzwiſchen wiederum 1800 jüdiſche 
Auswanderer-Familien in Neu⸗Rußland eingetroffen, welche 
ihre Koloniſten-Rechte geltend machten. Dieſe ſämmtlichen 
Familien gehörten zu jener Kategorie von Koloniſten, welche 
keine Unterſtützung vom Staat für Reiſe und Anſiedelung 
beanſpruchen durften. Vor dem Abmarſch aus der Heimath 
hatten dieſe Familien einen Revers unterzeichnen müſſen, 
daß fie alle Neife- und Anſiedelungs⸗Koſten aus eigenen 
Mitteln beſtreiten wollten. Die betreffenden Behörden 
halten es jedoch gar nicht für nöthig erachtet, ſich zu— 
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vörderſt Gewißheit zu verſchaffen, ob dieſe Familien über⸗ 
haupt die entſprechenden pekuniären Mittel beſaßen; man 
hatte ſie mit den erforderlichen Päſſen verſehen und dann 
unbeanſtandet nach Neu-Rußland abziehen laſſen. In Wirk⸗ 
lichkeit war aber der größte Theil dieſer Familien voll⸗ 
ſtändig mittellos und folglich darauf angewieſen, ſich nach 
Neu⸗Rußland durchzubetteln, ſo gut oder ſchlecht dies 
ging. Der Zuſtand, in welchem dieſe 1800 Familien, etwa 
10000 Köpfe zählend, daſelbſt anlangten, war jo jammer⸗ 
voll, wie nur irgend denkbar. Faſt gleichzeitig trafen außer⸗ 
dem noch 143 jüdiſche Familien aus Kiew in Cherſon ein 
und verlangten gegen Vorzeigung einer vom Gouverneur 
von Kiew ausgeſtellten Beſcheinigung, als Koloniſten auf 
Kronland angeſiedelt zu werden. Daß die Gouvernements 
Behörden von Neu-Rußland eine enorme Arbeitslaſt hatten, 
um dieſen und noch anderen fortwährend eintreffenden 
Maſſen von Koloniſten Unterhalt und Obdach zu verſchaffen, 
bedarf keiner weiteren Auseinanderſetzung. 

Woronzow überſandte inzwiſchen ein Schreiben folgen- 
den Inhalts an Kiſſelew.“ Der Minifter der Krondo- 
mänen habe Allerhöchſten Ortes ein Dekret durchgeſetzt, 
demzufolge überhaupt nur ſolchen jüdischen Familien ferner— 
hin die Auswanderung nach Neu-Rußland geſtattet werden 
ſolle, welche nachzuweiſen vermöchten, daß ſie ausreichende 
pekuniäre Mittel für die Reiſe ſowohl, wie für die Anſiedelung 
beſäßen. Der Miniſter habe jedoch in dieſem Dekret ver- 
geſſen, die Summe Geldes zu fixiren, welche pro Familie 
für Reiſe und Anſiedelungskoſten als Minimal-Satz ans 
zunehmen ſei. Graf Woronzow nehme ſich die Freiheit, dem 
Miniſter zu erklären, daß nach ſeiner Berechnung dieſer 
Minimal⸗Satz auf 600 Rubel pro Familie bemeſſen werden 
müſſe, wofern nicht, wie bisher, dem Staat die Geſammt⸗ 
koſten für Reiſe- und Anſiedelungskoſten zur Laſt fallen 
ſollten. Da nun trotz des erwähnten Dekrets wiederum 
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1800 jüdiſche Auswanderer Familien ohne jegliche Geld— 
mittel in Neu⸗Rußland eingetroffen ſeien, jo ſtelle er dem 
Miniſterium der Krondomänen folgende Alternative. Ent— 
weder weiſe daſſelbe unverzüglich das für Unterbringung 
benannter total mittellos eingetroffener Koloniſten-Familien 
erforderliche Areal an Kronland und überdieß die für die 
Anſiedelung derſelben erforderlichen Geldmittel an, oder 
daſſelbe erkläre unverzüglich ſchriftlich, daß es dieſe Maß⸗ 
regel aus eigener Machtvollkommenheit nicht anordnen dürfe. 
Im erſten Fall werde das Gouvernement von Neu-Rußland 
ſofort die Gründung neuer Kolonien in Angriff nehmen, 
im zweiten Fall werde daſſelbe rückſichtslos ohne Verzug 
ſämmtliche 1800 Koloniſten-Familien aus Neu-Rußland in 
ihre frühere Heimath zurückſpediren. Um ſofortige beſtimmte 
Reſolution werde dringend erſucht; erfolge dieſelbe nicht 
umgehend, ſo werde der Rücktransport der betreffenden 
Auswanderer nach Jüdiſch-Rußland unverzüglich beginnen.“ 

Kiſſelew erſah aus dieſem Schreiben, daß Woronzow 
einen Eclat herbeizuführen beabſichtigte, welcher unbedingt 
ein neues Einſchreiten der Gensdarmerie-Behörden veran- 
laſſen würde, und beeilte ſich daher, umgehend zu antworten, 
daß ſofort eine größere Summe Geldes angewieſen worden 
ſei, welche Woronzow nach freiem Ermeſſen für die Etablirung 
neuer Kolonien ver wenden möge. 

Woronzow erhielt dieſes Schreiben nebſt der betreffen— 
den Geldanweiſung am 2. Juni 1841 und ſchritt ſogleich 
zur Gründung von vier neuen Kolonien, welche dem Wunſche 
der Koloniſten gemäß Neu-Breslau, Lemberg, Romanow, 
Poltawka benannt wurden. Die erſte Kolonie erhielt vor— 
läufig 92, die zweite 119, die dritte 132, die vierte 150 
Wohngebäude. Außerdem wurden in den alten Kolonien 
nach Bedarf neue Wohngebäude erbaut, ſo zunächſt in 
Klein⸗Nagartaw 19, in Seideminucha 20, in Bobrowikut 
63, in den übrigen Kolonien 67 Häuſer. Im Ganzen 


— 160 — 


wurden im Jahre 1841 in den alten und neuen Kolonien 
pp. 662 neue Wohngebäude erbaut. Auf eigene Koſten 
ſiedelten ſich bei Bobrowikut 2, und bei Israelewka 17 
Familien an, welche auch die Wohnhäuſer auf eigene Koſten 
erbauten. In Summa waren gegen Ende des Jahres 1841 
pp. 700 Familien auf Staatskoſten in guten Wohnhäuſern 
untergebracht und mit Ackerland ſowie mit allen zum Acker⸗ 
bau nöthigen Utenſilien pp. in vorgeſchriebener Weiſe dotirt; 
überdieß hatte Woronzow alle Vorbereitungen getroffen, um 
im Jahre 1842 eine noch größere Anzahl von Koloniſten 
in gleicher Weiſe nach Vorſchrift anſäſſig zu machen. 1) 
Kaum waren die Angelegenheiten ſoweit gediehen, daß 
endlich eine erfreuliche Entwickelung der Kolonien in Aus⸗ 
ſicht zu ſtehen ſchien, als wiederum ein ſehr unangenehmer 
Zwiſchenfall eintrat. Benkendorf hatte nämlich während der . 
angeführten Vorgänge die ſämmtlichen Kolonien insgeheim 
auf's ſtrengſte überwachen laſſen, und gelangte Ende 1841 
zu der Entdeckung, daß Oberſt Demidow, welchem Kiſſelew 
die ganze Verwaltung der Kolonien übertragen hatte, den 
Staat in gröblichſter Weiſe betrog. „Er konſtatirte, daß 
Demidow mit dieſen Betrügereien gleich am erſten Tage 
ſeiner Berufung zu jener Stellung begonnen und dieſelben 
ununterbrochen faſt zwei Jahre lang fortgeſetzt hatte. Die 
Art und Weiſe, in welcher Demidow den Staat betrog, war 
einfach folgende. Er hatte den Auftrag, den Bau der 
Wohngebäude in den Kolonien zu beſorgen und den neu 
eingetroffenen Koloniſten alles zu übermitteln, was ihnen 
der Staat koſtenfrei zu liefern verſprochen hatte. Benken⸗ 
dorf wies nach, daß Demidow auch nicht ein einziges Objekt, 
welches er auf Staatskoſten für Kolonialzwecke lieferte, zu 
den normalen ortsüblichen, ſondern zu weit höheren Preiſen 
in Rechnung ſtellte. So lange Demidow die Verwaltung 
der Kolonien leitete, hätte ein Centner Getreide, loco in die 


1) Nach Dokumenten, datirt v. Jan. bis Nov. 1841, vide Woſchod. B. VII. 
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Kolonien geliefert, niemals mehr, als 9 Rubel koſten dürfen, 
Demidow hatte jedoch in ſeinen Abrechnungen hierfür ſtets 
15 Rubel angeſetzt. Der höchſte ortsübliche Preis für ein 
ordinäres Fuhrwerk, wie ſolches jeder Koloniſten-Familie 
vom Staat geliefert wurde, war 6 Rubel, Demidow berechnete 
daſſelbe mit 15 Rubeln. Ein Geſpann Ochſen, welches 
höchſtens 90 Rubel hätte koſten dürfen, erſchien auf Demi— 
dow's Rechnung ſtets zum Preis von 150 Rubeln. Die 
Errichtung eines Wohngebäudes durfte nach Benkendorf's 
detaillirter Berechnung höchſtens 100 Rubel koſten, Demidow 
berechnete hierfür 600 Rubel. Benkendorf wies nach, daß 
Demidow bei der Anſiedelung jeder einzelnen Koloniften- 
Familie den Staat um mindeſtens 575 Rubel betrogen 
habe, und daß die Geſammtſumme der von Demidow 
während ſeiner Oberverwaltung der Kolonien in den Jahren 
1840 —41 dem Staat unterſchlagenen Summen ca. 387,550 
Rubel betrage, Ueberdies habe Demidow in ganz unlegaler 
Weiſe pro Woche für ſeine Perſon eine Extra-Zulage von 
100 Rubeln, mithin pro Jahr die Summe von 5200 Rubeln 
liquidirt. Ferner habe Demidow die Koloniſten der vier 
neu errichteten Kolonien gezwungen, ihm perſönlich eine 
beſondere Steuer zu zahlen, welche er auf 1000 Rubel pro 
Kolonie und pro Jahr normirt habe.“ 

„Daß unter dieſen Verhältniſſen die alten wie die neu 
gegründeten Kolonien ſchon jetzt dahinzuſiechen begännen, 
ſei leicht erklärlich. Die Koloniſten ſeien zum größten Theil 
derartig in Schulden gerathen, daß Abhülfe dringend geboten 
ſei. Am ſchlimmſten ſtände es in der alten Kolonie 
Israelewka, welche bereits eine Schuldenlaſt von 24000 
Rubeln aufzuweiſen habe.“ 

„Demidow habe ferner noch folgende Praxis befolgt, 
um Privatnutzen von den Koloniſten zu ziehen. Er habe 
gegen Zahlung einer beſtimmten Taxe einer großen Anzahl 
von Kolonuiſten Erlaubnißſcheine ausgeſtellt, auf Grund deren 
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dieſelben die Kolonien verlaſſen und in den chriftfichen 
Dörfern wie in den Städten von Cherſon Handelsgeſchäfte 
betreiben durften. Die hierfür bezahlten Gelder hätten 
ebenfalls eine ſehr ergiebige Nebeneinnahme für Demidow 
ergeben. In Folge dieſer Erlaubniß ſei eine große Menge 
von Koloniſten dem Ackerbau entzogen und die Ackerbau— 
Wirthſchaft in den Kolonien außerordentlich vernachläßigt 
worden. Die kräftigſten, zum Ackerbau geeignetſten Kolo— 
niſten müßten auf Demidow's Befehl außerhalb der Kolonien 
Handelsgeſchäfte treiben, die in den Kolonien verbleibenden 
Greiſe, Weiber und Kinder ſeien ſelbſtverſtändlich nicht im 
Stande, die Landwirthſchaft in gedeihlicher Weiſe zu fördern.“ 

„Die Abſetzung Demidow's und die ſchleunige Ab— 
ſendung eines zuverläſſigen, pflichttreuen Beamten an deſſen 
Poſten ſei alſo dringend geboten.“ 

Dieſer Bericht ward gleichzeitig an Kiſſelew und 
Woronzow eingeſandt. Sofort nach Empfang deſſelben ließ 
Woronzow, ohne erſt Kiſſelew davon zu benachrichtigen, den 
Oberſten Demidow in Anklagezuſtand verſetzen, und gab 
einer Commiſſion des Kriminalgerichtes den Auftrag, ſämmt— 
liche Anklagepunkte aufs genauſte zu unterſuchen und das 
Protokoll hierüber direkt dem Senat einzureichen.“) 

Kiſſelew gerieth in großen Zorn, als er von dieſem 
eigenmächtigen Vorgehen Woronzow's gegen einen direkt 
unter dem Miniſterium der Krondomänen ſtehenden höheren 
Beamten hörte. Er war hierüber ſo empört, daß er ernſt— 
lich daran dachte, die geſammten Juden-Kolonien ſofort 
wieder dem Reſſort ſeines Miniſteriums unterordnen zu 
laſſen. Jedoch ſtellte er den hierauf bezüglichen Antrag 
nicht ſofort, ſondern entwarf zuvörderſt ein Memoire, in 
welchem er nachwies, daß es dringend nothwendig ſei, einen 
geordneten, endgültigen Geſetzeodex für ſämmtliche Kolonial⸗ 
Angelegenheiten anzufertigen, nach welchem ſich in Zukunft 

) Nach Dokumenten vom Feb. 1842 bis Jau. 1844. 
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alle Behörden ohne Ausnahme zu richten hätten. Auf die 
Nothwendigkeit eines ſolchen Geſetzeodex war Kiſſelew durch 
ſeinen vertrauten Freund, den Geheimrath Lewſchin aus 
Odeſſa aufmerkſam gemacht worden. Obwohl Lewſchin nie— 
mals direkt mit den Kolonial-Angelegenheiten zu thun 
gehabt hatte, ſo war er doch der Entwickelung derſelben mit 
großem Intereſſe gefolgt und hatte ſich hierüber ein ſehr 
richtiges Urtheil gebildet, welches er Kiſſelew nicht vorent— 
halten zu dürfen glaubte. In einem 1841 an letzteren 
gerichteten vertraulichen Schreiben entwickelte Lewſchin die 
nachfolgend angegebenen Anſichten: 

„Meine Anhänglichkeit an die Perſon Ew. Excellenz 
und mein Wunſch, Ihnen zu dienen, außerdem aber die 
dringende Nothwendigkeit, verſchiedene wichtige Punkte, 
welche die jüdiſchen Kolonien betreffen, zu Ihrer Kenntniß 
zu bringen, haben mich veranlaßt, dieſes Schriftſtück aufzu- 
ſetzen. Ohne jeden offiziellen Anlaß, aus reinem perſönlichen 
Intereſſe habe ich es unternommen, dieſe Kolonien zu be— 
ſuchen und mich genau über die Verhältniſſe in denſelben 
zu informiren, um alsdann die Reſultate meiner Beobach— 
tungen darzulegen.“ 

„Von ſämmtlichen Kolonien iſt nicht eine einzige auch 
nur einigermaßen im Aufblühen begriffen, im Gegentheil 
tritt bei den meiſten derſelben der Beginn des Verfalls ſchon 
ſo grell zu Tage, daß raſche, energiſche Hülfe dringend 
geboten iſt. Die Situation der meiſten Koloniſten iſt 
eine ſehr traurige. Es mangelt an Lebensmitteln für die 
vielen Menſchen, an Futter für das wenige Vieh, welches 
überhaupt noch vorhanden iſt, an Ackergeräth, an Brenn— 
material, an Mobiliar, alſo eigentlich an allen erſten und 
nothwendigſten Exiſtenz-Mitteln. Die Wohnhäuſer, richtiger 
geſagt, Hütten, ſind meiſt derartig verfallen, daß ſie den 
Bewohnern nur noch nothdürftigen Schutz gegen die Un— 
bilden der Witterung gewähren; in gleichem Zuſtand befinden 
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ſich die meisten Stallungen und Wirthſchaftsgebäude. Der 
Anblick, welchen die Koloniſten-Bevölkerung ſelbſt durch— 
gehends darbietet, iſt herzzerreißend. Die Wirkungen des 
Hungers und Elends ſind auf den Zügen aller Koloniſten 
jeden Alters und Geſchlechtes ſo deutlich ausgeprägt, daß 
es weiter gar nicht ihres fortwährenden Klagens bedürfte, 
um ſofort zu erkennen, wie großes Elend dieſe armen 
Menſchen zu erleiden haben. Tritt man in die Wohnhäuſer, 
ſo findet man auch nicht das Mindeſte von dem, was zu 
einer, wenn auch noch fo beſcheidenen Haushaltung erforder- 
lich iſt. Betten ſind Luxusgegenſtände, welche man nur noch 
ganz vereinzelt hier und dort antrifft. Stroh, Heu oder 
getrocknete Pflanzen bilden die Lagerſtätten; mit demſelben 
Material oder mit Ekel erregenden Lumpen ſchützen ſich 
im Winter Männer, Weiber und Kinder gegen die ſtetige 
in ihren verfallenen Wohnungen herrſchende Kälte.“ 

„Die mit Beaufſichtiguug der Kolonien beauftragten 
Beamten find gegen dieſe Zuftände vollſtändig apathiſch. 
Sie erklärten mir, ſie wüßten ſelbſt nicht, in welcher Weiſe 
ſie dem Elend abhelfen und Beſſerung der Zuſtände herbei— 
führen ſollten. Es exiſtirten ſo viele ſich direkt wider— 
ſprechende Beſtimmungen über die Kolonien, daß kein Menſch 
daraus klug werden könne. Fortwährend ſei es vorge— 
kommen, daß die eine Behörde laut eines gültigen Dekrets 
die Unterſtützung der Koloniſten in einem beſtimmten Fall 
für zuläſſig, die andere Behörde aber laut eines anderen 
gleichfalls gültigen Dekretes dieſe Unterſtützung für durchaus 
unzuläſſig erklärt habe. Die zur Entſcheidung dieſer Streit— 
frage herangezogene nächſt höhere dritte Behörde habe 
beide angeführte Dekrete für nicht maßgebend erklärt, ſondern 
auf ein anderes Dekret hingewieſen, demzufolge weder die 
erſteren beiden Behörden, noch die dritte zum Entſcheid auf— 
geforderte Behörde ſelbſtſtändig in der betreffenden Ange— 
legenheit handeln dürften, weil erſt die Genehmigung einer 
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noch höheren Behörde eingeholt werden müſſe. Dieſe 
Streitigkeiten, nach welchem Dekret man überhaupt handeln 
dürfe, hätten ſich in gleicher Weiſe immer weiter von 
Behörde zu Behörde bis zu den höchſten Inſtanzen hinauf 
erſtreckt, die naturgemäße Folge davon ſei regelmäßig die 
geweſen, daß Alles in den Kolonien beim Alten geblieben 
und die nöthige Hülfe, wenn überhaupt, doch ſtets viel zu 
ſpät eingetroffen ſei.“ 

„Das große in den Kolonien herrſchende Elend ſei 
alſo keineswegs etwa einzig und allein durch die Schuld 
der Koloniſten ſelbſt hervorgerufen worden, ſondern die 
Hauptſchuld an demſelben ſei zu ſuchen in der ſchon bei der 
erſten Gründung der Kolonien total verfehlten Organiſation 
des Verwaltungs-Betriebes derſelben. Man beſchuldigte die 
Koloniſten, ſie ſeien von Natur faul, ſie hätten keine Luſt 
zu den Feldarbeiten, ſie ſchlenderten lieber müßig umher 
und zögen es vor, ſich vom Staat unterſtützen zu laſſen, 
aber alles das ſei unwahr. Die Koloniſten ſeien mit dem 
beſten Willen, tüchtige Ackerbauern zu werden, in den Kolonien 
eingetroffen und ſofort fleißig zu den Feldarbeiten geſchritten, 
aber die Behörden hätten dieſe Leute von vornherein ganz 
ungenügend unterſtützt und ſich ſpäter um das Wohlergehen 
derſelben ſo gut wie gar nicht gekümmert.“ 

„Ein Hauptfehler, welcher ſchleunigſt beſeitigt werden 
müſſe, ſei der, daß man zwar jeder Kolonie ein verhältniß— 
mäßig großes Areal von Aeckern und Weideland, nicht aber 
jeder einzelnen Koloniſten-Familie genau beſtimmte Parzellen 
dieſes Landes als wirkliches Eigenthum angewieſen habe. 
Jedes Jahr wählten ſich die Koloniſten nach Belieben irgend 
welche Grundſtücke zur Bewirthſchaftung aus; die Folgen 
hiervon ſeien erſtens fortwährender Hader und Streit, weil 
jede Koloniſten-Familie ſelbſtverſtändlich die ergiebigſten 
Grundſtücke für ſich ausbeuten wolle, zweitens aber eine 
übermäßige Ausnutzung des einen und eine vollſtändige 
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Vernachläſſigung des anderen Areal-Theiles. Dieſem Uebel— 
ſtand könne leicht abgeholfen werden, wenn man das 
Geſammt⸗Areal der einzelnen Kolonien durch Geometer in 
beſtimmte Parzellen eintheilen ließe und ſodann jeder 
Koloniſten⸗Familie diejenigen Parzellen feſt anweiſe, welche 
ſie als ihr Eigenthum betrachten und Jahr aus, Jahr ein 
bewirthſchaften ſolle.“ 

„Ein zweiter Hauptfehler ſei der, daß die Regierung 
die Koloniſten bei ihrer erſten Anſiedelung keineswegs in 
derjenigen Weiſe unterſtützt habe, welche erforderlich geweſen 
wäre, um den Eifer derſelben für den landwirthſchaftlichen 
Betrieb anzuſpornen. So hätte z. B. die Regierung zwar 
jeder Koloniſten-Familie ein Geſpann Ochſen, aber nur je 
drei Koloniſten-Familien gemeinſchaftlich einen Bauernwagen, 
einen Pflug, eine Egge pp., überhaupt immer nur ein einziges 
Stück des erforderlichen Arbeitsgeräthes und Utenſils geliefert. 
Die Folge hiervon ſei geweſen, daß von je drei Koloniſten⸗ 
Familien ſtets nur eine einzige mit dem Umpflügen und 
Eggen des Ackers rechtzeitig beginnen konnte; die zweite 
Familie mußte warten, bis die erſte, die dritte, bis die 
zweite mit dieſen Arbeiten fertig war. Die erſte Familie 
erutete gut, die zweite mittelmäßig, die dritte ſchlecht; hiermit 
war ſchon der Anfang des Elends gemacht. Die Acker 
Geräthſchaften und Utenfilien wurden, weil fie gemeinſames 
Gut dreier Familien waren, erſtens weniger geſchont und 
weniger ſorgfältig behandelt, als wenn ſie im Beſitz einer 
einzigen Familie geweſen wären, und zweitens durch den 
anhaltenden Gebrauch vorzeitig abgenutzt oder ruinirt. Dies 
war der zweite Schritt zum Elend. Der Staat überließ es 
den Koloniſten, die abgenutzten, reſp. unbrauchbar gewordenen 
Ackerbaugeräthe auf eigene Koſten zu repariren, reſp. durch 
neue zu erſetzen; die Koloniſten vermochten dies aber nicht, 
weil es ihnen an Handwerksſtätten für die Reparaturen, 
an Baarmitteln und Credit für die Neubeſchaffung mangelte. 
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Dies war der dritte Schritt zum Elend. Der Kolonift 
wollte arbeiten und Schaffen, aber er konnte nicht; wider 
ſeinen Willen ward er zum Müßiggang gezwungen, deſſen 
unausbleibliche Folgen Hunger und bittere Noth waren. 
Daher der traurige Anblick, welchen alle Koloniſten ohne 
Ausnahme darbieten, daher die Abnahme des Viehſtandes, 
der Verfall der Wohnungen, das Wuchern des Unkrauts 
auf den Feldern. Und nochmals wiederholt, dieſer Zuſtand 
ſei hauptſächlich durch die Schuld der Regierung, beſonders 
durch den Mangel eines beſtimmten Geſetz-Codex für die 
Kolonien, und nur zum allergeringſten Theil durch die 
Schuld der Koloniſten ſelbſt herbeigeführt worden.“ 

„Auch der nachfolgende Punkt verdiene eine aufmerk— 
ſame Beachtung. Die meiſten Koloniſten-Familien beſtänden 
aus einer verhältnißmäßig großen Anzahl von Perſonen. 
Es befänden ſich deßhalb in allen Kolonien mehr Arbeits⸗ 
kräfte für die Landwirthſchaft, als im Verhältniß zu dem 
den Kolonien zugetheilten Areal erforderlich ſeien. Laut der 
Beſtimmung § 458 vom Jahre 1842 ſei den erwachſenen 
Koloniſten erlaubt, einmal im Jahre auf vier Wochen die 
Kolonien verlaſſen, ſich in die nächſtliegende Stadt be- 
geben, dort ihre Produkte zum Verkauf bringen und Ein- 
käufe machen zu dürfen. Dieſe Zeitfriſt von vier Wochen 
erſcheine bei oberflächlicher Betrachtung ſehr lang, in Wirk— 
lichkeit ſei dieſelbe viel zu kurz. Die Reiſe nach der den 
Kolonien zunächſt gelegenen Stadt nähme für die Hin- und 
Rückfahrt mit den Ochſen-Geſpannen fo viel Zeit in An— 
ſpruch, daß die Koloniſten ſich im günſtigſten Fall höchſtens 
2— 3 Tage in der Stadt aufhalten könnten. Dieſe Erlaub—⸗ 
niß zum Verlaſſen der Kolonien ſei daher faſt einem Verbot, 
ſich aus denſelben zu entfernen, gleich zu ſtellen. Den 
Koloniſten erwüchſen durch die langwierige Reiſe nach der 
Stadt ſo viele Unkoſten, daß hierdurch die aus dem Verkauf 
der Produkte vereinnahmten Gelder zum größten Theil ab— 
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ſorbirt würden. Der $ 458 diene deßhalb eher zum Schaden, 
als zum Nutzen der Koloniſten. Exiſtirte dieſer Paragraph 
nicht, ſo könnte man ſogar die in den Kolonien notoriſch 
überflüſſigen Arbeitskräfte ſehr vortheilhaft in den zunächſt 
den Kolonien gelegenen Städten verwenden. So befänden 
ſich beſonders unter den kurländer Juden ſehr viele, darunter 
äußerſt geſchickte, fleißige Handwerker der verſchiedenſten 
Profeſſionen, welche von den ſtädtiſchen chriſtlichen Hand— 
werks⸗Meiſtern mit Freude aufgenommen und beſchäftigt 
werden würden. Wenn man alſo anſtatt des § 458 einen 
anderen Paragraphen aufſtellte, demgemäß es den in den 
Kolonien befindlichen Handwerkern geſtattet ſein ſolle, ſich 
zu ſolchen Zeiten, in denen auf dem Lande nur geringe 
oder gar keine Beſchäftigung vorhanden ſei, in den betreffen— 
den Städten aufzuhalten und dort, unter Controlle der 
Behörde ſtehend, bei den chriſtlichen Meiſtern zu arbeiten, 
ſo werde dieſe Einrichtung weſentlich dazu beitragen, den 
Wohlſtand der Kolonien zu heben.“ 

„Aus dem Vorangeführten — ſchließt Lewſchin ſein 
Schreiben — werden Ew. Excellenz erſehen, daß die erſte 
Bedingung, eine Beſſerung der Lage der Koloniſten herbei— 
zuführen, unzweifelhaft darin beſteht, die geſammten bisher 
bezüglich der Kolonial-Angelegenheiten erſchienenen Dekrete 
einer gründlichen Reviſion zu unterwerfen, aus dem Wulſt 
der ſich widerſprechenden Verordnungen und Beſtimmungen 
alles Schädliche und Unnütze zu beſeitigen, und einen neuen 
einheitlichen, auf den bisherigen Erfahrungen baſirten Geſetz— 
Codex herzuſtellen, nach welchem ſich in Zukunft ſämmtliche 
Behörden zu richten haben. Denn wenngleich vielfach die 
phyſiſche Schwäche der Juden, in manchen Fällen auch die 
Böswilligkeit und Unfähigkeit der Beamten der gedeihlichen 
Entwickelung der Kolonien geſchadet haben, ſo tritt es doch 
klar vor Augen, daß die Geſetze ſelbſt die Hauptſchuld an 
dem Nichtprosperiren der Kolonien tragen. Einerſeits 
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bewilligen fie den Koloniſten Privilegien in Menge, anderer— 
ſeits aber entziehen ſie ihm das Wichtigſte, nämlich die 
perſönliche Freiheit, und machen ihn zum wirklichen Sklaven. 
Es wäre daher dringend nothwendig, die geſammte jüdiſche 
Kolonial⸗Verfaſſung zu revidiren und eine rationelle den 
Verhältniſſen Rechnung tragende Correktur derſelben vor— 
zunehmen.“ 

Die in vorangeführtem Schreiben entwickelten Anſichten 
des Geheimraths Lewſchin erhielten die vollſte Beiſtimmung 
Kiſſelew's. Er entwarf ſogleich ein Memoire, in welchem 
er die von Lewſchin in allgemeinen Grundzügen dargelegten 
Fehler und Mängel der Kolonial-Verwaltung ausführlich 
erörterte und die Reviſion der geſammten hierauf bezüglichen 
Verordnungen als unbedingt nothwendig beantragte. Er 
wies nach, daß ſich im Verlauf der Zeit eine wahre Unzahl 
von Dekreten, Verordnungen und Vorſchriften im Intereſſe 
der jüdiſchen Kolonien angeſammelt habe, daß alle dieſe 
Dekrete pp., obwohl ſie vielfach für einen und denſelben 
Fall ganz widerſprechende Beſtimmungen enthielten, trotzdem 
noch durchaus gültige Geſetzeskraft beſäßen, und daß in 
Folge hiervon ein einheitliches Handeln der verſchiedenen 
Behörden in irgend welcher Kolonial-Angelegenheit völlig 
unmöglich ſei. Die fortwährenden Competenz-Conflikte 
zwiſchen Bludow, Kiſſelew, Woronzow und den übrigen 
Gouverneuren, deren Mitwirkung für die Kolonial-Ange—⸗ 
legenheiten erforderlich fei, müßten hauptſächlich auf den 
Mangel eines klar und beſtimmt abgefaſſten, im ganzen 
Reich gültigen Kolonial-Geſetz-Codex zurückgeführt werden. 

Dieſes Memoire erhielt den Beifall des Kaiſers, 
welcher ſogleich die Ernennung einer Commiſſion für die 
Reviſion der Kolonial-Geſetze und für die Feſtſtellung des 
betreffenden Codex anordnete. Derſelbe ward im Verlauf 
des Jahres 1844 fertig hergeſtellt, am 26. Dec. deſſelben 
Jahres vom Kaiſer genehmigt und unverzüglich ſämmtlichen 
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mit den Kolonial-Angelegenheiten in Beziehung ſtehenden 
Behörden zugeſandt. Nachfolgend geben wir einen kurzen 
Auszug der weſentlichſten durch dieſen Codex feſtgeſetzten 
Beſtimmungen für den Eintritt jüdiſcher Familien in die 
Kolonien, ſowie für die denſelben vom Staat bewilligten 
Rechte und Privilegien. 

„Allen Juden, auch denjenigen, welche jetzt eigentlich 
ihrer Militairpflicht genügen müßten, iſt der Uebertritt in 
den Kolonial-Berband in allen denjenigen Landestheilen, 
woſelbſt ſie ſich geſetzlich niederlaſſen dürfen, geſtattet. 
Außerhalb dieſer Landestheile können die Juden nur mit 
Allerhöchſter Erlaubniß Grundbeſitz auf eigene Koſten 
erwerben oder von der Regierung zugetheilt erhalten. Es 
wird ihnen ferner das Recht bewilligt, in ihren jetzigen 
Heimathsdiſtrikten Land zu kaufen oder zu pachten, letzteres 
auf eine Dauer von mindeſtens 25 Jahren. Jede Land 
kaufende oder pachtende Familie ſoll als Beihülfe zur An⸗ 
ſiedelung eine einmalige Staats-Unterſtützung von 85 Rubeln 
erhalten. Auch erhalten jüdiſche Korporationen oder ganze 
Gemeinden das Recht, ausgedehntere Grundbeſitz-Complexe 
behufs ihrer Anſiedelung auf denſelben zu erwerben. Die 
jüdiſchen Koloniſten-Familien dürfen den ihnen von der 
Regierung geſchenkten, oder den von Privatperſonen ge— 
kauften, reſp. gepachteten Grundbeſitz nur an ihre Glaubens⸗ 
genoſſen, niemals aber an Andersgläubige verſchenken, ver- 
kaufen oder verpachten, und ſcheiden, wenn dies geſchehen 
iſt, vollſtändig aus dem Koloniſten-Verband aus. Die 
Juden, welche in den Koloniſtenſtand eintreten, erhalten 
eine Unterſtützung für die Reiſe nach dem Anſiedelungsort, 
für die Herſtellung von Wohnungen, für die Anſchaffung 
von Acker⸗Geräthſchaften pp.; dieſe Unterſtützung wird auf 
175 Rubel pro jede Familie normirt. Es wird den 
Koloniſten ferner geſtattet, während der erſten drei Jahre 
ihres Aufenthalts in den Kolonien chriſtliche Arbeiter und 
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Domeſtiken aus dem Bauernſtande in ihre Dienſte zu 
nehmen, damit fie durch dieſelben die nöthigen Kenntniſſe 
für gründlichen Betrieb der Landwirthſchaft erlangen.“ 

„Die Geſuche der Juden um Erwerb von Grundbe— 
ſitz ſind der Domänen-Kammer einzureichen. Dieſe weiſt 
den Grundbeſitz in vorgeſchriebener Entfernung von chriſt— 
lichen Dörfern an, und zwar werden pro jedes männliche 
Mitglied einer Familie 5—8 Deßjatin Ackerlandes bewilligt, 
ſo daß alſo z. B. eine aus 5 männlichen Mitgliedern be— 
ſtehende Familie in Summa 25—40 Deßjatin Ackerlandes 
erhält. Diejenigen Koloniſten, welche auf Kronland ange— 
ſiedelt ſind, treten unter die Controlle von beſtimmten, durch 
die Domänen-Kammer ernannten und beaufſichtigten Regie⸗ 
rungs⸗Beamten.“ 

„Die innere Verwaltung der jüdischen Dörfer iſt 
genau nach dem Muſter der Verwaltung in den chriſtlichen 
Dörfern anzuordnen. Es werden deßhalb in jedem jüdiſchen 
Dorfe aus den Gemeinde-Mitgliedern ſelbſt ein Schulze 
und ein Rechnungsführer als Ortsvorſtand gewählt. Der 
Schulze iſt zugleich Friedens- und Schiedsrichter. Zu den 
Poſten des Schulzen und Rechnungsführers dürfen auch 
entlaſſene jüdiſche Soldaten, welche tadelloſe Führungs— 
Atteſte aufzuweiſen haben, zugelaſſen werden.“ 

„Die Koloniſten erhalten auf die Dauer von 10 
Jahren vollſtändige Steuerfreiheit, auf die Dauer von 25 
Jahren vollſtändige Befreiung vom Militairdienſt bewilligt, 
und ſind überdieß von der Zahlung aller Abgaben-Rückſtände, 
welche ſie noch ihren früheren Gemeinden ſchulden, entbunden. 
Nach Verlauf der feſtgeſetzten Friſten von 10 reſp. 25 
Jahren find die Koloniſten genau denſelben Rechtsverhältniſſen 
und Staatspflichten, wie die übrigen Kronbauern, unterworfen.“ 

„Um die jüdiſchen Koloniſten zum fleißigen Betrieb 
der Landwirthſchaft anzuſpornen, wird folgendes beſtimmt. 
Koloniſten, welche Gemüſe-, Obſt⸗ und Kunſtgärten, Hanf⸗ 
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und Leinjaat-Pflanzungen anlegen und gut kultiviren, eigene 
Pflug⸗ und Ackergeräthe, ſowie eigene Geſpanne von Ochſen 
anſchaffen, 20 Stück Hornvieh, 100 Stück Schaafe als 
Eigenthum aufzuweiſen vermögen, und von den betreffenden 
Beamten als Muſter-Koloniſten bezeichnet werden, erhalten 
nach fünfjährigem Aufenthalt in den Kolonien eine ſilberne, 
nach 10jährigem Aufenthalt eine goldene Preis-Medaille.“ 

„Um die Schaafzucht und die Pflege von Culturpflanzen 
in den Kolonien möglichſt zu fördern, wird beſtimmt, daß 
den wohlhabenderen Koloniſten die betreffenden Exemplare 
guter Thier-Racen und Pflanzen-Sorten zu billigem Preis, 
den ärmeren Koloniſten aber gratis geliefert werden. Leih— 
ämter, Pfandhäuſer und Sparkaſſen dürfen in allen 
Kolonien etablirt werden, damit den geldbedürftigen Koloniſten 
rechtzeitig pekuniäre Hülfe gegen mäßigen Zinsfuß geſichert 
iſt, den Geld erſparenden Koloniſten aber die ſichere, Zinſen 
tragende Unterbringung dieſes Geldes erleichtert wird.“ 

„In jeder Kolonie kann eine Volksſchule errichtet 
werden. Den Koloniſten-Kindern wird das Recht bewilligt, 
landwirthſchaftliche Bildungs-Inſtitute aller Art zu beſuchen.“ 

„Die Koloniſten erhalten Erlaubniß, in ihren Dörfern 
Verkaufsläden in angemeſſener Anzahl, deßgleichen Werk— 
ſtätten aller Art, in denen jedoch keine Luxus-Artikel fabrizirt 
werden dürfen, kleinere Leinwand-, Tuch- ꝛc. Fabriken zu 
etabliren und überhaupt die ihnen geſetzlich geſtatteten Ger 
ſchäfte aller Art patentfrei zu betreiben.“ 

„Während der erſten drei Jahre der Niederlaſſung 
dürfen die Koloniſten ihre Ackerbau-Produkte nur auf die 
Märkte derjenigen Städte zum Verkauf bringen, welche 30 
Werſt von den Kolonien entfernt ſind. Nach Verlauf dieſer drei 
Jahre ſteht es ihnen frei, dieſe Produkte in jede beliebige 
Stadt zu Markt zu bringen. Ferner kann den hierum ein- 
kommenden Koloniſten die Erlaubniß ertheilt werden, Per— 
ſonen auf dem Lande mittelſt Diligencen, auf dem Waſſer 
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mittelſt Fähren und Prahmen zu befördern und hierfür die 
ortsüblichen Taxen zu erheben. Dieſe Erlaubniß wird zu— 
vörderſt nur für einen beſtimmten Diſtrikt und auf die 
Dauer von 25 Jahren ertheilt. Nach Verlauf von 25 
Jahren ſoll es den Koloniſten überhaupt geſtattet ſein, die 
geſammten vorangeführten Handels-, Handwerks- und indu— 
ſtriellen Geſchäfte im großen Maßſtabe zu betreiben, je— 
doch nur unter der Bedingung, daß die Ländereien der ſich 
dieſen Erwerbszweigen widmenden Koloniſten nach wie vor 
in vorgeſchriebener Weiſe beſtellt und kultivirt werden.“ 
„Dieſe vielen, bedeutenden Privilegien — ſo ſchließt 
der betreffende Erlaß — werden hoffentlich der jüdiſchen 
Bevölkerung endlich die Augen öffnen und ſie überzeugen, 
daß es der innigſte Wunſch Seiner Majeſtät des Kaiſers 
iſt, ſeinen jüdiſchen Unterthanen eine neue beſſere Zukunft 
zu verſchaffen und dauernd zu ſichern. Mögen alſo die 
Juden jetzt die großen ihnen gebotenen Vortheile in beſter 
Weiſe zu ihrem eigenen und des ganzen Reiches Vortheil 
ausnutzen, mögen ſie aber auch jederzeit in Erinnerung be— 
halten, daß dieſe neue Geſetzgebung für ſie nicht ein Mittel 
zur Erlangung von weiteren Praerogativen, ſondern nur 
ein Sporn ſein ſoll, die wohlwollenden Abſichten der 
Regierung in loyaler, pflichttreuer Weiſe zu unterſtützen.“ 
Dieſes neue Kolonial-Geſetz ward ſowohl von der 
geſammten Judenſchaft, wie von ſämmtlichen Behörden, 
denen die Kolonial-Angelegenheiten oblagen, mit aufrichtiger 
Freude begrüßt. Die Judenſchaft war beſonders darüber 
erfreut, daß ſie durch dieſes neue Geſetz nicht, wie bisher, 
von den meiſten bürgerlichen Rechten, deren die übrige 
Bevölkerung genoß, ausgeſchloſſen wurde, ſondern im Gegen— 
theil in dieſer Beziehung die vollſte Gleichberechtigung mit 
derſelben erlangte. Die betreffenden kaiſerlichen Behörden 
ihrerſeits waren froh, daß ſie fortan genau wußten, welche 
VBeſtimmungen in jedem ſpeziellen, die Kolonien betreffenden 
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Fall gültig waren, und daß in Folge hiervon ein einheit⸗ 
liches Handeln in Bezug auf ſämmtliche Kolonial-Angelegen- 
heiten ermöglicht wurde. Nichtsdeſtoweniger entſtand gleich 
nach erfolgter Publication dieſer neuen Geſetzgebung aber— 
mals eine kurze, aber heftige Fehde zwiſchen Kiſſelew und 
Woronzow. Der erſtere beabſichtigte, ſeinem Reſſort nur 
die neu gegründeten Kolonien unterzuordnen, dagegen die 
Oberaufſicht über die alten Kolonien an Woronzow zu 
übertragen. Sowie letzterer von dieſem Projekt Kunde er— 
hielt, gerieth er in große Aufregung und richtete ein Schreiben 
an Kiſſelew, worin er erklärte, er werde unter allen Um⸗ 
ſtänden, und wenn er ſich auch perſönlich an Se. Majeſtät 
den Kaiſer wenden müſſe, durchſetzen, daß die ganze Kolonial⸗ 
Verwaltung dem Minifterium der Krondomänen unterſtellt 
werde. Schon längſt herrſche in allen Regierungskreiſen 
die Anſicht, daß einzig und allein die Unterordnung ſämmt⸗ 
licher Kolonien unter benanntes Miniſterium das Prosperiren 
derſelben bewirken könne, dagegen eine Zweitheilung der 
Kolonial⸗Verwaltung, wie ſie jetzt Kiſſelew beabſichtige, un— 
bedingt große Nachtheile herbeiführen müſſe. Woronzow 
werde deßhalb nichts unverſucht laſſen, um Kiſſelews Projekt 
zu vereiteln. 

Sei es nun, daß Kiſſelew die Drohung Woronzow's, 
ſich perſönlich an den Kaiſer wenden zu wollen, fürchtete, 
ſei es daß er inzwiſchen aus irgend welchen anderen Gründen 
das vorangegebene Projekt aufgab, er theilte Woronzow 
ſchriftlich mit, daß er ſämmtliche alte, neue und ferner zu 
gründende Kolonien unter ſein ſpezielles Reſſort nehmen 
wolle. Gleichzeitig erklärte er jedoch in dieſem Schreiben, 
„daß er nicht Luſt habe, die Katze im Sack zu kaufen, ſondern 
genau wiſſen wolle, wie dieſelbe ausſehe.“ Woronzow 
werde ihm alſo nicht verargen, wenn er zuvörderſt eine 
Vertrauensperſon nach den alten Kolonien ſchicke, welche 
dieſelben genau inſpizire und ein detaillirtes Memoire darüber 


— 15 — 


einreiche. Woronzow erwiderte, daß er gegen dieſes Be— 
gehren nichts einzuwenden habe; hierauf ſandte Kiſſelew 
insgeheim am 29. Januar den Hofrath Karzew zur In- 
ſpizirung der jüdiſchen Kolonien ab. i 

Derſelbe traf incognito, mit verſchiedenen Legitima= 
tionen verſehen, in den Kolonien ein und verblieb etwa 4 
Monate in denſelben. Er beſuchte ſämmtliche Koloniſten⸗ 
dörfer, verweilte in jedem derſelben ſo lange, bis er über 
alle Verhältniſſe daſelbſt aufs genauſte informirt war, und 
ſammelte auf dieſe Weiſe für fein Memoire ein äußerſt reich— 
haltiges und intereſſantes Material. Den kaiſerlichen Be- 
amten in den Kolonien ſtellte er ſich als Edelmann vor, 
welcher große Güter beſitze und zu feinem Vergnügen reife. 
Dieſelben behandelten den ſplendiden, Vertrauen erweckenden 
Herrn mit großer Zuvorkommenheit und machten ihm manche 
für fein Memoire ſehr werthvolle Mittheilung,, welche er, 
wäre er in ſeiner Eigenſchaft als Hofrath erſchienen, niemals 
erfahren haben würde. Deßgleichen wußte ſich der Hofrath 
überall das Zutrauen der Koloniſten, denen er ſich als Kauf— 
mann oder Agent präſentirte, in hohem Grade zu erwerben, 
und erhielt deßhalb auch von dieſen intereſſante und genaue 
Aufſchlüſſe über alle für ihn wichtigen Details. Erſt nach⸗ 
dem er drei Monate lang in vorangegebener Weiſe alle 
Kolonien gründlich durchforſcht hatte, legte er ſein Incognito 
ab, ſtellte ſich den betreffenden Beamten durch Vorzeigung 
feines Beglaubigungs- Schreibens als Hofrath Karzew vor, 
welcher in höherem Auftrag zur Inſpizirung der Kolonien 
abgeſchickt worden ſei, und ermächtigte fie, den Grafen Wo- 
ronzow hiervon in Kenntniß zu ſetzen. Im Juni 1845 
ſandte Karzew fein Memoire mit der Aufſchrift „ſekret“ an 
Kiſſelew. Den Haupt-Inhalt dieſes Memoires führen wir 
im Auszug nachfolgend an. 

„In den jüdiſchen Kolonien befinden ſich gegenwärtig 
1661 Familien, in Summa 12779 Seelen zählend. In 
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dieſer Geſammtzahl ſind ſowohl die ſchon längſt, wie die 
erſt in neueſter Zeit eingewanderten Familien einbegriffen. 
Im Jahre 1841 waren im Ganzen, einſchließlich der bereits 
1838 angeſiedelten Koloniſten, 749 Familien mit 5480 
Seelen auf Staatskoſten in den Kolonien untergebracht, 
und hatte der Staat durchſchnittlich für die Anſiedelung 
jeder dieſer Familien 313 Rubel verausgabt. Ferner haben 
ſich 1841 in der Kolonie Saigadack verſchiedene Familien, 
zuſammen 139 Seelen zählend, ganz auf eigene Koſten 
angeſiedelt. Von 1841 bis 1845 find im Ganzen noch 
5619 Menſchen in den Kolonien untergebracht worden, 
deren Anſiedelung dem Staat 234,539 Rubel gekoſtet hat. 
Von der oben angegebenen Geſammtzahl von 12779 Perſonen 
ſind 3308 als Steuern und Abgaben zahlende Perſonen in 
die Bücher eingetragen.“ 

„Die Kolonien, von welchen zwei im Kreis Bobrinetz, 
ſämmtliche übrige im Kreis Cherſon liegen, umfaſſen ein 
Geſammt-Areal von etwa 50 Werſt im Durchmeſſer; der 
Grund und Boden dieſes Areals iſt durchſchnittlich gutes 
Acker- und Weideland, welches bei richtiger Bewirthſchaftung 
reiche Erträge zu liefern vermag. Am wenigſten gut iſt 
der Boden bei den Kolonien Saigadack und Neu-Poltawka, 
woſelbſt die vielen dieſe Gegenden durchfließenden Bäche 
den Ackerbau erſchweren. Die Kolonien bieten faſt ſämmtlich 
einen freundlichen Anblick dar, ſind regelrecht nach einem 
ſehr praktiſchen Grundriß angelegt, haben gute breite 
Straßen und ſolide Wohn- und Wirthſchaftsgebäude, welche 
theils ganz maſſiv, theils aus Fachwerk erbaut ſind. 
Verſchiedene Koloniſten haben aus eigenen Mitteln recht 
ſchöne, maſſive Wohngebäude, welche 2—3 geräumige, 
hübſch eingerichtete Wohnzimmer enthalten, aufgeführt. 
Dieſe letzteren Gebäude ſehen allerdings gegen die vom 
Staat aufgeführten Wohngebäude wie Paläſte aus. Die 
Gemeindehäuſer dienen den Ortsbehörden als Dienſt— 
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Wohnungen und Amtslokale; auch befinden ſich bei dieſen 
Gebäuden Arreſt⸗Lokale.“ 

„Ein großer Fehler iſt es, daß die Regierung das 
zu jeder Kolonie gehörige Areal nicht in einzelne von 
Geometern abgemeſſene, mit Grenzſteinen markirte Grund⸗ 
ſtücke eingetheilt und jeder einzelnen Koloniſten-Familie 
ganz beſtimmte Parzellen von Acker- und Weideland als Eigen- 
thum angewieſen hat. Weil dies nicht geſchehen, ſo iſt in 
den Kolonien fortwährend Streit und Zank um die am 
beſten zur Cultur geeigneten und am meiſten Ertrag gebenden 
Grundſtücke; überdieß aber leidet dieſer fortwährenden 
Zänkereien wegen die Geſammt⸗Cultur des Areals, weil 
niemand große Luſt hat, die ſchwer zu bearbeitenden oder 
weniger Ertrag gebenden Aecker zu bebauen. Daher kömmt 
es denn, daß verhältnißmäßig große Striche Landes noch 
gar nicht bebaut worden ſind, was ſicherlich geſchehen ſein 
würde, wenn man jeder Koloniſten-Familie beſtimmte 
Parzellen zugetheilt hätte. Auch das Intereſſe der Koloniſten, 
den Boden durch gute Düngung und andere landwirth⸗ 
ſchaftliche Hülfsmittel zu verbeſſern und hierdurch nach und 
nach größeren Ertrag zu erzielen, würde weſentlich durch 
dieſe Maßregel erhöhet werden. Dieſer von der Regierung 
begangene große Fehler müßte ſo bald wie möglich wieder 
gut gemacht werden. Es iſt mit Beſtimmtheit anzunehmen, 
daß alsdann die Geſammt⸗Cultur des Areals der Kolonien 
raſch einen bedeutenden Aufſchwung nehmen wird.“ 


„Die einzelnen Kolonien ſind im Durchſchnitt 7 Werſt 
von einander entfernt. Von den chriſtlichen Dörfern, welche 
theils der Domänen-Kammer, der Admiralität, dem Kriegs— 
miniſterium, theils Privat-Perſonen gehören, liegen die 
jüdiſchen Dörfer 1—9 Werſt entfernt. Die nachfolgende 
Tabelle giebt eine genaue Ueberſicht über die wichtigſten, 
die Kolonien betreffenden ſtatiſtiſchen Daten.“ 
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Wohnhäuſer. 
Fa-. Erbaut auf 
ili Koſten der j 
milien iR eigene Oeffentliche 
No Namen rung. Koſten. Sa.“ Gebäude 
; 5 15 N 8 4 5 in den 
olonien. 3 |8%8 2 3 der 
8 2 8 © 5 3 5 Kolonien. 
S Höfe 
5 88 8 75 a 
1 Groß⸗Na⸗ In 
gartaw 111 14 1 4 — 95 Summa: 
2 Klein⸗Na⸗ W ER 
gartaw ]]] 
3 Groß⸗Seide⸗ gogen 
minucha 2290 25 89 32 37 26 204] 12 Bet⸗ 
4 Klein⸗Seide⸗ häuſer 
minucha 3 — 35 — — — 35/6 Gemein⸗ 
5 Bobrowikut 233 50 125) 3 46 13 187 dehäuſer 
6 Ephengar 111 15 — — 60] 93 159 7 Maga⸗ 
4 iran 88 14180 % % dine 
8 Kamjanka 85 30 — 60 — — 60 7 Bade⸗ 
9 Jalutſchiſta 70 9 —! — A 56 60 hi eo 
10 Israelewka 91 20 — 8. — 74 82 häuſer 
11 Saigadak 19| : 19 19 1 Saat⸗ 
12 Neu⸗Poltawkaf 1500 —| — 150 — — 150 Magazin 
13 | Romanow 128 — 16) 116 — — 132 38 öffent⸗ 
14 Lemberg 119 — — 119 — — 119 liche 
15 Neu⸗Breslau 28 — — 9 — — 92 Gebäude. 
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„Eine beträchtliche Anzahl der zuletzt eingetroffenen 
Koloniſten hat bis jetzt überhaupt noch kein Land angewieſen 
erhalten. Hieran iſt einerſeits die Nachläſſigkeit der Be— 
hörden Schuld, welche dieſe Anweiſung ohne Grund hinaus— 
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geſchoben haben, andererſeits aber befinden ſich unter den 
Koloniſten viele ihrer körperlichen Schwäche halber zum 
Ackerbau ganz untaugliche Familien, denen man aus dieſem 
Grunde kein Land angewieſen hat. Zwar haben ſchon viele 
zu dieſer Kategorie gehörigen Familien die Kolonien frei— 
willig oder unfreiwillig verlaſſen und ſich in die Städte 
begeben, woſelbſt fie Kleinhandel-Geſchäfte betreiben, trotz 
dem iſt immer noch eine große Anzahl von ſolchen zum 
Ackerbau durchaus unbrauchbaren Familien in den Kolonien 
anzutreffen. Dieſelben fallen den arbeitstüchtigen Koloniſten 
zur Laſt, und müſſen daher gleichfalls in die Städte geſchafft 
werden, wofern ſich die Regierung nicht bald entſchließt 
auch ihnen feſten Grundbeſitz in den Kolonien anzuweiſen, 
bei deſſen Bewirthſchaftung ihnen die anderen Koloniſten 
hülfreiche Hand leiſten müßten. Im allgemeinen muß man 
den mit der Verwaltung und Oberleitung der Kolonien 
betrauten Behörden den Vorwurf machen, daß ſie zu 
indifferent ſind, nicht rechtzeitig helfend eingreifen, wo es 
nöthig iſt, und hierdurch viel Schuld an dem Mißgeſchick 
der Koloniſten tragen,“ 

„Die Kolonien liefern augenblicklich eine Einnahme von 
pp. 3263 Rubeln pro Jahr. Dieſe Einnahmen ergeben ſich aus 
der Verpachtung von 11 Kaufläden (781 Rubel Ertrag), 1 
Fiſcherei (34 Rubel), verſchiedenen Weideplätzen (1990 Rubel), 
8 Fleiſchbänken (45 Rubel). Von dieſen Einnahmen werden 
die nachfolgenden Ausgaben beſtritten: Beſoldung eines ruſ— 
ſiſchen Lehrers (273 Rubel), verſchiedener Rabbiner (658 R.), 
verſchiedener jüdiſcher Lehrer (1653 Rubel). Die Summe 
dieſer Ausgaben beträgt 2584 Rubel; es verbleibt alſo ein 
Ueberſchuß der Einnahmen von 679 Rubeln, welcher in die 
Gemeinde⸗Kaſſen fließen ſoll. Hierzu kommen aber auch noch 
andere Einnahmen, welche nicht genau feſtgeſtellt ſind, ſo z. B. 
die Pachtbeträge von den in jeder Kolonie vorhandenen 
Deſtillationen und Wirthshäuſern. Dieſe Geſchäfte befinden 
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ſich im Beſitz von ſolchen Juden, welche keine Koloniſten 
ſind. Daß die Kolonien ſchon ſeit mehreren Jahren ein 
nicht unbedeutendes Plus an Einnahmen geliefert haben, 
wird ſowohl von den kaiſerlichen, wie von den jüdiſchen 
Behörden zugegeben. In welcher Weiſe aber dieſes Plus 
zum Beſten der Kolonien verwendet worden iſt, darüber 
können oder wollen genannte beide Behörden abſolut keine 
Auskunft geben. Daß dieſer Ueberſchuß durchaus nicht zum 
Beſten der Kolonien verwendet worden iſt, ſcheint unzweifel⸗ 
haft, denn wie wäre es ſonſt möglich, daß die meiſten 
Kolonien mehr oder weniger verſchuldet ſind? Hieraus 
geht klar hervor, daß das bisherige Verwaltungsſyſtem kein 
geregeltes und zuverläſſiges geweſen iſt; die betreffenden 
Ueberſchüſſe der einzelnen Jahre ſind entweder für unnütze 
oder unerlaubte Dinge verausgabt oder, was noch ſchlimmer 
wäre, unterſchlagen worden. Es erſcheint deßhalb unbedingt 
nothwendig, dafür zu ſorgen, daß die betreffenden Behörden 
ſtreng zu einer geordneten Buchführung über Einnahmen 
und Ausgaben und zur genaueſten Rechnungs-Ablage ange- 
halten werden. Der nachweislich vorhandene Ueberſchuß 
der Einnahmen muß in Zukunft zweckgemäß zur Hebung des 
materiellen Wohlſtandes der Kolonien verwendet werden; 
eine genaue Controlle hierüber von Seiten des Staates iſt 
dringend geboten, alsdann werden die jetzt in den Kolonien 
vorhandenen Defizits allmälich beſeitigt werden.“ 


„Die Ortsbehörden der vorbenannten 15 jüdiſchen 
Dörfer beſtehen in Summa aus 11 Schulzen, 22 Bei⸗ 
ſitzern, 11 Schreibern. Die Schulzen und deren Beiſitzer 
leiten das geſammte Verwaltungs-Weſen der Kolonien und 
ſtehen unter direkter Kontrolle des Staates. Die religibſen 
Angelegenheiten der Kolonien werden beſorgt von 12 Nab- 
binern, denen 30 Vorſteher und 16 Kaſſirer zur Seite 
ſtehen. Im Ganzen beſitzen die Kolonien 5 maſſiv gebaute, 
für ihre Seelenzahl räumlich durchaus genügende Synagogen, 
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welche auf Gemeinde-Koſten unterhalten werden. Die 
ſynagogale Verwaltung der Kolonien iſt den Juden aus⸗ 
ſchließlich überlaſſen; eine ſtaatliche Controlle hierüber findet 
nicht Statt.“ 

„Dem Beruf nach gehört die weitaus gröſte Anzahl 
der Koloniſten dem Handelsſtand an. Nur 823 Perſonen 
ſind Handwerker, und zwar ſind unter denſelben folgende 
Profeſſionen mit nachfolgend beigefügter Kopfzahl vertreten: 
9 Spengler, 2 Weber, 359 Schneider, 144 Schuhmacher, 
35 Kürſchner, 24 Färber, 11 Schmiedemeiſter, 75 Stein⸗ 
metze, 40 Kupferſchmiede, 11 Silber- und Gold-Arbeiter, 
24 Pergament⸗Arbeiter, 8 Poſamentiere, 2 Kammarbeiter, 
12 Häfner, 9 Feldſcherer, 22 Schreiner, 6 Küfer, 6 Holz- 
ſchnitzer, 15 Zimmerleute, 2 Drechsler, 6 Gerber, 1 Müller, 
in Summa 823 Handwerker.“ 

„In den Kolonien befinden ſich an Profeſſioniſten nur 
Schneider, Schuhmacher und Schmiede; alle anderen Hand— 
werker haben in den Städten zunächſt den Kolonien theils 
ſelbſtſtändig Werkſtätten etablirt, theils Arbeit bei ſtädtiſchen 
Meiſtern angenommen.“ 

„Der phyſiſche Eindruck, welchen die Koloniſten auf 
den zum erſtenmal die Kolonien betretenden Fremden 
machen, iſt kein ſehr günſtiger. Man iſt betroffen, ſo 
auffallend wenige kräftig und geſund ausſehende Per- 
ſonen unter dieſer großen Anzahl von Menſchen zu finden. 
Die meiſten derſelben ſehen ſchwächlich, ungeſund und viel 
älter aus, als ſie in Wirklichkeit ſind. Daß dieſes vor⸗ 
zeitige Altern durch das frühere elende Leben, durch die 
vielen auf der Reiſe nach Neu-Rußland und anfangs in den 
Kolonien erlittenen Leiden bewirkt worden iſt, ſteht außer 
jedem Zweifel. Auch iſt es eine ebenſo auffallende wie 
beachtenswerthe Erſcheinung, daß bisher alljährlich die Zahl 
der Sterbefälle in den Kolonien die Zahl der Geburten 
ganz auffallend überſchritten hat. Auf 20 Sterbefälle kömmt 
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im Durchſchnitt nur 1 Geburt. Wenn dieſes Verhältniß 
fortdauert, ſo iſt eine rapide Entvölkerung der Kolonien 
unvermeidlich; es müßte alsdann für Heranziehung neuer 
Koloniſten rechtzeitig Sorge getragen werden.“ 

„Ueber den moraliſchen Zuſtand der Koloniſten läßt 
ſich leider nicht viel Gutes berichten. Die Urſachen hierfür 
ſind beſonders darin zu ſuchen, daß man anfangs das 
Schulweſen in den Kolonien vollſtändig vernachläſſigt hat. 
In den zuerſt im Gouvernement Cherſon gegründeten 
Kolonien dachte man an die Errichtung von Schulen über— 
haupt nicht; die Jugend wuchs halb wild auf, denn die 
Eltern beſaßen erſtlich ſelbſt nur geringe Schulkenntniſſe 
und hatten zweitens bei der ſteten Sorge um Beſchaffung 
des täglichen Brodes keine Zeit, ſich mit dem Unterricht 
ihrer Kinder zu befaſſen. Erſt im Jahre 1840 wurde eine 
Schule für die Kinder der jüdiſchen Koloniſten in der 
Kolonie Groß-Nagartaw errichtet. Die Regierung ſtellte 
jedoch an die Spitze dieſer Schule einen chriſtlichen ruſſiſchen 
Lehrer, welcher auf Glauben und Ritus des jüdiſchen Volkes 
gar keine Rückſicht nahm und die Schule zu einer ſpezifiſch 
ruſſiſchen Schule machte. Hiermit waren die Koloniſten 
höchlichſt unzufrieden, und obwohl der betreffende Lehrer 
ſeine Schuldigkeit im vollſten Maaße that, ſo iſt doch der 
Beſuch der Schule ſtets ein äußerſt geringer geweſen. Die 
höchſte Zahl der dieſelbe gleichzeitig beſuchenden Koloniſten— 
Kinder betrug dreißig Köpfe. Die Ausbildung der Kinder 
in benannter Schule war immer eine vorzügliche; ſie haben 
im Leſen, Schreiben, Rechnen ſehr gute Kenntniſſe erlangt, 
auch die ruſſiſche und deutſche Sprache recht gut erlernt. 
Dieſe Schule exiſtirt noch, aber der Schulbeſuch iſt ebenſo 
gering wie früher verblieben. Diejenigen Koloniſten, welche 
ihre Kinder in dieſe Schule ſchicken, erleiden von den 
anderen Koloniſten Anfeindungen aller Art. Die recht⸗ 
gläubigen Juden halten dieſe Schule für eine Brutſtätte 
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aller der jüdiſchen Religion ſchädlichen Irrlehren, für eine 
Pflanzſchule des Unglaubens und der Sittenloſigkeit; ſie 
nennen den Lehrer einen Satan, der Israel's Volk ver- 
derben wolle, ſie ſchelten diejenigen Koloniſten, deren Kinder 
dieſe Satans⸗Schule beſuchen, Renegaten, welche vom 
Glauben ihrer Väter abgefallen ſeien und ihre Kinder dem 
Fegefeuer überantwortet hätten. Die Koloniſten verlangen 
für ihre Kinder einen Unterricht nach ſpezifiſch jüdiſchem 
Ritus und Lehrplan. Sie haben deßhalb in letzter Zeit 
dem Schulweſen nach dem traditionellen jüdiſchen Ritus die 
größte Aufmerkſamkeit zugewandt. Im Ganzen befinden ſich 
jetzt in den Kolonien 76 jüdiſche Lehrer; die Anzahl der 
von dieſen unterrichteten Kinder beträgt 553 Köpfe. Dieſe 
Kinder ſind ſämmtlich Knaben. Die Mädchen werden 
einer alten jüdiſchen Vorſchrift gemäß von jedem Unterricht 
in den communalen Lehr- und Bethäuſern ferngehalten und 
in den elterlichen Privathäuſern unterrichtet.“ 

„Sehr wenige Koloniſten beſitzen eine ſo gründliche 
Kenntniß der ruſſiſchen Sprache, daß ſie ſich derſelben als 
Converſations⸗Sprache zu bedienen vermögen. Die Umgangs— 
ſprache der Koloniſten unter einander ift der in ruſſiſch— 
Polen gebräuchliche jüdiſche Jargon; mit der chriſtlichen 
Bevölkerung von Neu-Rußland verſtändigen ſie ſich in 
einem ſlaviſch-tartariſchem Dialekt, wie ſolcher in den Süd— 
Gouvernements üblich iſt.“ 

„Der jüdische Koloniſten-Bauer iſt übrigens unter 
Tau ſenden der anderen Einwohner Neu-Rußland's ſofort 
durch ſeine Ermolka (Käppchen) und ſeine von den Schläfen 
herabhängende Haarlöckchen heraus zu kennen.“ 

„Das Familienleben der Koloniſten verdient das größte 
Lob; es hat eine ganz patriarchaliſche Einrichtung; der 
Hausvater iſt Herr über das geſammte Hausweſen, er be: 
handelt ſeine Frau mit Achtung und Liebe, ſeine Kinder 
mit Zärtlichkeit; Frau und Kinder ihrerſeits ſind dem 
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Hausvater ſtreng gehorſam und bemühen ſich unabläſſig, 
ihm das häusliche Leben ſo angenehm wie möglich zu 
machen. Wenn nöthig, darbt der Koloniſt mit ſeiner 
Familie die ganze Woche, aber für den Sabbath hat er 
ſtets ſo viel in der Woche zuſammengeſpart, daß er mit 
ſeiner Familie Fleiſch, Fiſche, oder Mehlſpeiſe und Weiß⸗ 
brod zum Mittagstiſche hat. Er befolgt getreu und ge— 
wiſſenhaft die Gebote ſeiner Religion und handelt ihnen 
ſelbſt dann nicht zuwider, wenn er beſtimmt weiß, daß ihm 
durch dieſes Zuwiderhandeln erhebliche pekuniäre Erfolge 
erwachſen würden. Während alſo im Innern der Koloniften- 
Familien durchſchnittlich ein recht erbanliches, frommes 
Familienleben herrſcht, zeigt das Leben und Treiben der— 
ſelben nach Außen hin nicht immer die gleichen Spuren 
von Biederkeit und Frömmigkeit; man trifft überdieß in 
den Kolonien eine ganze Menge recht verkommener und 
gemeingefährlicher Subjekte an. Es werden in den Kolo- 
nien häufig leichtere und ſchwerere Verbrechen begangen, 
welche die Orts-Behörden und kaiſerlichen Beamten zum 
gerichtlichen Einſchreiten nöthigen. So kamen im Jahre 
1844 in den Kolonien 10 leichtere, 23 Criminal-Verbrechen, 
13 Diebſtähle, 13 Schlägereien vor, und waren bei dieſen 
59 Vergehen in Summa 83 Perſonen betheiligt. Die 
Diebſtähle beſtanden meiſt in Pferdediebſtählen; die geſtohlenen 
Pferde wurden gewöhnlich nach Oeſterreich und der Türkei 
verkauft.“ 

„Im Großen und Ganzen iſt bei ſämmtlichen Kolo⸗ 
niſten die Neigung, zu ſchachern und zu handeln, vorherrſchend; 
ſie ergreifen mit unverkennbarer Freude jede Gelegenheit, 
ein Handelsgeſchäft, mag dies auch noch ſo unbedeutend 
ſein, zu machen, und vergeſſen dann vollſtändig, daß der 
Ackerbau ihr eigentlicher Lebensberuf iſt. Haben ſie bei 
einem ſolchen Handelsgeſchäft einen noch ſo kleinen Profit 
gemacht, ſo ſind ſie mehr erfreut darüber, als wenn ſie 
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einen weit größeren Ertrag aus ihren landwirthſchaftlichen 
Produkten gelöſt haben. Man kann daher mit vollem Recht 
ſagen, daß die Landwirthſchaft von den Koloniſten vorläufig 
noch nicht mit derjenigen Paſſion betrieben wird, mit welcher ſie 
betrieben werden müßte, wenn gute Reſultate erzielt werden 
ſollen. Die Viehzucht wird faſt gar nicht in nutzbringender Weiſe 
ausgebeutet; der Anbau von Culturpflanzen iſt nur ſehr 
vereinzelt verſucht worden und ſcheint gar nicht prosperirt 
zu haben. Es bleibt noch zu bemerken, daß der allen 
Koloniſten innewohnende Hang zum Feilſchen und Handeln 
und die Gleichgültigkeit gegen die Landwirthſchaft eine 
gewiſſe Unzufriedenheit in ihnen erzeugen, und daß fie deß- 
halb fortwährend darüber klagen, die Regierung gewähre 
ihnen nicht genug Freiheiten. Nichts vermag fie zu über⸗ 
zeugen, daß ſie im Unrecht ſind und daß es die Regierung 
mit ihnen durchaus gut meint. Sie erlauben ſich häufig 
gegen die kaiſerlichen Beamten Ungehorſamkeiten und Wider⸗ 
ſpenſtigkeiten, ſie fangen gern mit den Behörden Händel 
aller Art und ſogar Prozeſſe an, um ihren eigenſinnigen 
Willen durchzuſetzen. Die Ortsbehörden haben deßhalb 
einen ſchlimmen Stand, denn weil ſie ſelbſtverſtändlich der 
Geſetze halber die Partei der Regierung ergreifen und die 
ungerechten Beſchwerden der Koloniſten zurückweiſen, ſo 
gerathen ſie häufig ſelbſt in böſe Conflikte mit denſelben, 
welche durch die kaiſerlichen Behörden beigelegt werden 
müſſen.“ 

„Nach den vorangegebenen Thatſachen, von deren 
Richtigkeit ich mich durch gründliche Prüfung an Ort und 
Stelle überzeugt habe, darf ich dreiſt behaupten, daß die 
Juden bis jetzt in der Landwirthſchaft faſt gar nicht pros— 
perirt haben. Erſtens iſt die jetzige jüdiſche Generation 
größtentheils noch phyſiſch zu ſchwach für die ſchweren 
Feldarbeiten, zweitens aber wird ſie auch durch die jüdiſche 
Religion ſelbſt weſentlich an dem rationellen Betrieb der 
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Landwirthſchaft verhindert. Am Sabbath darf der vecht- 
gläubige Jude überhaupt keine Arbeit verrichten, wofern er 
nicht gegen ſeinen Glauben verſtoßen will; die vielen Feier⸗ 

und Feſttage zwingen ihn ebenfalls zur unzeitigen Unter- 
brechung der nothwendigſten Feldarbeiten. In dem für die 

Landwirthſchaft fo außerordentlich wichtigen Monat Sep- 

tember darf der Koloniſt des Neujahrsfeſtes ſowie anderer 

Feſttage halber nur an ſehr wenigen Tagen arbeiten, Yo» 

durch ihm alljährlich dieſelben großen Nachtheile entſtehen. 
Alle dieſe hier kurz angedeuteten Verhältniſſe ſind ſo weſent— 
liche Hinderniſſe für den guten Betrieb der Landwirthſchaft, 

daß man mit vollem Rechte ſagen kann: das kaiſerliche 
Projekt, die Juden zu tüchtigen Ackerbauern heranzubilden, 
wird, wenn überhaupt, ſo doch erſt nach einer langen Reihe 

von Jahren gelingen.“ 

„Bekanntermaßen wurden die Juden während ihres 
Aufenthalts in Egypten und während ihrer langjährigen 
Wanderung in der Wüſte durch Zwang und Drangſale 
aller Art zu einem Ackerbau treibenden Volk herange— 
bildet. Das jüdiſche Volk hat niemals in alten Zeiten 
durch Handel und Induſtrie eine hervorragende Rolle 
vor anderen Völkern geſpielt, ſondern bis zur Auflöſung 
des jüdiſchen Reiches hauptſächlich durch den Betrieb der 
Landwirthſchaft florirt, welche es in allen ihren verſchiedenen 
Zweigen zu einer hohen Stufe der Vollkommenheit brachte. 
Die ganze Geſchichte des jüdiſchen Volkes liefert unum— 
ſtößliche Beweiſe für dieſe Behauptung, während ſämmtliche 
verſuchte Beweisführungen, daß die Juden ſchon von 
älteſten Zeiten an bis zur Zerſtörung Jeruſalem's durch 
Titus faſt ausſchließlich Handel und Induſtrie betrieben 
und hierdurch ſpeziell den Reichthum und das Anſehen ihres 
Volkes begründet hätten, nur ſehr vereinzelte und ſtark zu 
bezweifelnde Argumente hierfür anzuführen vermögen.“ 

„Erſt die grenzenloſe Noth, welche nach der Zerſtörung 
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Jeruſalems über ganz Israel hereinbrach, bewirkte eine 
vollſtändige Aenderung im Charakter des jüdiſchen Volkes. 
Von dieſem Zeitpunkt an hörte die Exiſtenz des israelitiſchen 
Volkes als eines ſolchen völlig auf. Die Juden wurden 
gezwungen, ihr Heimathland zu verlaſſen und nach den 
verſchiedenſten Ländern der Erde auszuwandern. In dieſen 
ſämmtlichen Ländern ſtand zu jener Zeit das Heidenthum 
in vollſter Blüthe, und dieſem Heidenthum war die aufge— 
klärte Religion, an welcher die eingewanderten Juden mit 
unerſchütterlicher Treue feſthielten, gleichzeitig ein Greuel 
und ein Schrecken. Es begannen daher ſehr bald von 
Seiten der meiſten heidniſchen Völker jene unausgeſetzten 
Verfolgungen der Juden, welche dieſe zwangen, fortwährend 
ihre Wohnſitze zu verändern und raſt- und ruhelos immer 
weiter durch die Welt zu wandern. Je mehr inzwiſchen 
die chriſtliche Religion zur Geltung kam und ſich ganze, 
große Reiche unterwürfig machte, um ſo ſchlimmer ward, 
wie die Geſchichte lehrt, die Lage der in dieſen chriſtlich 
gewordenen Reichen angeſiedelten Juden. Sie wurden von 
einer Provinz in die andere, von einem Ort zum andern 
gleich wilden Thieren gehetzt; die Juden zu martern und zu 
morden, ward Jahrhunderte lang von den Chriſten als 
verdienſtvolles Werk betrachtet, durch welches man ſich die 
Pforten des Himmels öffnen und die ewige Seeligkeit 
erringen könne. Wo aber überhaupt den Juden der Aufent- 
halt auf unbeſtimmte Zeit als Gnade geſtattet ward, da 
blieb ihnen faſt jeder den übrigen Bewohnern geſtattete 
Berufs- und Erwerbszweig verſchloſſen. Weil jedoch zu 
jenen Zeiten in den meiſten Ländern, in denen die Juden 
umherirrten, der Handel noch im erſten Stadium der Kind- 
heit war, ja vielfach zu den verachteten Berufszweigen 
gehörte, ſo war es ſehr natürlich, daß die von allen anderen 
Berufszweigen ausgeſchloſſenen Juden ſich dem ganz unaus⸗ 
gebildeten und faſt verachteten Handelsbetrieb zuwandten, 
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welchen ſie mit der dem jüdiſchen Geiſte eigenen Schärfe 
und Findigkeit bald in vortheilhafteſter Weiſe für die be⸗ 
treffenden Nationen, wie für ſich ſelbſt, ausbildeten. Die 
großen hierdurch für die verſchiedenen Nationen erzielten 
Annehmlichkeiten und Vortheile fanden vorübergehend we— 
nigſtens volle Anerkennung bei denſelben. Aus dieſen un⸗ 
beſtreitbaren hiſtoriſchen Thatſachen geht alſo klar und 
deutlich hervor, daß die Juden faſt in allen Ländern, 
wohin ſie nach der Zerſtörung Jeruſalem's ihren Wander— 
ſtab lenkten, durch die Verhältniſſe gezwungen, Handelsleute 
wurden. Ebenſo weiſt die Geſchichte unzweifelhaft nach, 
daß die Juden allen Ländern durch die von ihnen ſpeziell 
bewirkte, ingeniöſe praktiſche Entwickelung des Handels 
großen Nutzen gebracht haben. Die Geſchichte des ruſſiſchen 
Volkes bietet den eklatanteſten Beweis für dieſe Thatſache dar. 
Daſſelbe verdankt die ganze Entwickelung ſeines Handels 
ausſchließlich den Juden. Das Jahrhunderte lang mit eiſerner 
Conſequenz fortgeſetzte fluchwürdige Vorhaben der chriſtlichen 
Völker des weſtlichen Europa's, die unter ihnen lebenden 
Juden vom Erdboden gänzlich auszurotten, trieb eine große 
Menge dieſer Juden in die ſlaviſchen Länder, woſelbſt ihnen 
die Niederlaſſung geſtattet und längere Zeit wenigſtens eine 
menſchenwürdige Behandlung zu Theil wurde. Dieſe Juden, 
welche mit dem vollgepackten Sack auf dem gekrümmten 
Rücken, mit dem Wanderſtab in der Hand, die Produkte 
der noch halb barbariſchen Slaven zu den kultivirten Nach⸗ 
barvölkern des Weſtens und Südens und die Produkte letzterer 
Völker zu den Slaven zurück transportirten, waren die 
erſten Pioniere der Civiliſation, welche die Verbindung des 
Oſtens mit dem Weſten eröffneten und in dieſer Beziehung 
verhältnißmäßig mehr für die Aufklärung des barbariſchen 
Oſtens geleiſtet haben, als die Eiſenbahnen und Mlaßtasheg 
unſeres Jahrhunderts.“ 

„Daß alſo die geſammte jetzige Judenſchaft Rußland's, 
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und folglich auch die jüdischen Kolonisten noch mit Leib 
und Seele der Liebe zum Handel ergeben ſind, das iſt ſehr 
leicht erklärlich, wenn man die Geſchichte der Juden in 
Europa überhaupt mit Aufmerkſamkeit ſtudirt. Es wäre 
thöricht zu verlangen, daß eine anderthalb Jahrtauſende 
lang einem Volk von Generation zu Generation vererbte 
Paſſion im Verlauf einer winzigen Spanne Zeit von 
wenigen Jahren vollſtändig unterdrückt werden ſolle. Ob 
dies überhaupt möglich iſt, das vermag nur die Zeit zu 
lehren. Jedenfalls aber iſt es von Seiten der Behörden 
ein ganz fehlerhaftes Prinzip, daß ſie die jüdiſchen Koloniſten 
nicht als Neulinge in der Landwirthſchaft betrachten, mit 
denen man Geduld haben muß, ſondern als Renitenten 
gegen die Allerhöchſten kaiſerlichen Anordnungen, welche die 
härteſte Behandlung verdienen. Die meiſten Kolonial⸗ 
Beamten gehen von dieſer letzten Vorausſetzung aus, betrachten 
die Koloniſten gewiſſermaßen als Sträflinge, welche in den 
Kolonien für früher begangene Sünden büßen ſollen, und 
laſſen ihnen eine dieſer Auffaſſung entſprechende Behandlung 
zukommen. In welcher ſchändlichen Weiſe Leute, wie 
Demidow, Kowalenko und deren Helfershelfer in den 
Kolonien gehauſt und die wohlwollenden kaiſerlichen Intentionen 
zu Schanden gemacht haben, iſt zu bekannt, als daß eine 
weitere Erörterung hierüber nöthig wäre. Iſt es alſo zu 
verwundern, wenn auch jetzt noch die Koloniſten ihren Beruf 
mit Mißtrauen und Unbehagen betrachten und in den kaiſer— 
lichen Beamten Henker und Kerkermeiſter erblicken, welche 
ſich in gewiſſenloſer Weiſe von den Kolonien bereichern 
wollen?“ 

„Um die Juden zu tüchtigen Koloniſten berananbitben, 
iſt die erſte und unerläßlichſte Grundbedingung, daß man 
nur anerkannt tüchtige, ehrliche und wohlwollende Beamte 
als Leiter und Verwalter der Kolonien anſtellt. Bis jetzt 
iſt man in der Wahl der hierzu erforderlichen Perſönlich 
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keiten entſchieden nicht glücklich geweſen. Gerade auf dieſen 
Punkt aber erlaube ich mir, die Aufmerkſamkeit Ew. Excellenz 
zu lenken ꝛc.“ 

Dieſes umfangreiche Memoire des Hofraths Karzew 
ward von Kiſſelew nach flüchtiger Durchſicht im Juni 1845 
direkt dem Kaiſer überſandt, welcher einen Auszug aus dem— 
ſelben machen und ſich alsdann Vortrag hierüber halten 
ließ. Es war nicht ſchwer, aus den Zeilen dieſes Memoires 
deutlich herauszuleſen, daß der größte Theil der Schuld 
an den jammervollen Schickſalen der Koloniſten und den 
unerfreulichen Zuſtänden in den Kolonien dem Miniſter 
Kiſſelew perſönlich zugemeſſen werden müſſe. Der Kaiſer 
erfuhr jetzt auch, daß Kiſſelew ohne jeglichen Grund den 
ehrenhaften Baraktarew von der Oberleitung der Kolonien 
entfernt und mit derſelben den ehrloſen Demidow betraut 
hatte, deſſen Erpreſſungen und Bedrückungen ſo großes 
Elend über die Kolonien brachten. Kiſſelew konnte die 
ſämmtlichen im Memoire berührten und kurz angedeuteten 
Mißgriffe und groben Fehler, welche er ſpeziell in der 
Kolonial-Angelegenheit begangen hatte, nicht länger ableugnen 
und mußte ſich damit begnügen, dieſelben durch den bereits 
erwähnten Mangel eines geordneten Geſetz-Codex in früherer 
Zeit zu entſchuldigen. Dieſe Entſchuldigung wurde jedoch 
vom Kaiſer keineswegs für genügend befunden, und Bludow, 
welcher noch von früher der Kolonial-Angelegenheit wegen 
einen gewiſſen Groll gegen Kiſſelew hegte, benutzte dieſe 
günſtige Gelegenheit, um beim Kaiſer die Genehmigung 
zweier Dekrete durchzuſetzen welche Kiſſelew ſehr unangenehm 
waren. Das erſte derſelben verordnete, daß ſämmtliche 
Juden⸗Kolonien fortan definitiv einzig und allein dem Reſſort 
des Miniſteriums der Krondomänen unterſtellt werden und 
bleiben ſollten. Das zweite Dekret gab allen Militair- und 
Civil⸗Gouverneuren, welche irgend etwas mit den Kolonien 
zu thun hatten, die Erlaubniß, ſich in jedweder Kolonial⸗ 
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Angelegenheit mit Umgehung des Miniſters der Krondo— 
mänen direkt an den Kaiſer wenden zu dürfen. 

Dieſe Erlaubniß war kaum ertheilt, als auch ſchon 
der Civil⸗ Gouverneur von Cherſon dem Kaiſer ein Memoire 
überſandte, worin er den Zuſtand der Kolonien als durchaus 
unbefriedigend ſchilderte. „Sodann entwickelte er, daß hieran 
weit weniger die Koloniſten ſelbſt, als das von Kiſſelew 
für die Kolonien angeordnete Verwaltungsſyſtem die Schuld 
trage. Die Regierung habe verhältnißmäßig ſehr bedeutende 
Summen verausgabt, um die Kolonien in Flor zu bringen, 
dieſe Summen ſeien unter Demidow's Oberleitung zum 
größten Theil unterſchlagen worden. Außerdem habe 
Demidow's ganzes Verwaltungs-Syſtem die Kolonien auf 
Jahrzehnte hinaus in ihrer gedeihlichen Entwickelung zurück⸗ 
gebracht. Demidow ſei nun zwar ſeines Poſtens enthoben 
worden, indeſſen müſſe das Verwaltungsſyſtem der Kolonien 
von Grund aus umgeändert werden, wofern der Lieblings- 
Wunſch des! Kaiſers, die Juden zu tüchtigen Ackerbauern 
heranzubilden, überhaupt jemals in Erfüllung gehen ſolle.“ 

Dieſes Memoire, in welchem alle von Kiſſelew in der 
Kolonial-Angelegenheit begangenen Mißgriffe und Fehler 
rückſichtslos aufgeführt und durch die zuverläſſigſten Belege 
bewieſen waren, erregte den Unwillen des Kaiſers in hohem 
Grade. Er ſchrieb eigenhändig auf dieſes Memoire die 
Worte: „Miniſter Kiſſelew ſoll dies Memoire genau durch— 
leſen und mir baldigſt melden, in welcher Weiſe er die 
Kolonial-Verwaltung umzugeſtalten gedenkt, damit dergleichen 
Ungehörigkeiten für die Zukunft vermieden werden.“ 1) 


) Woſchod B. VII. p. 133. 
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VI. 


Kiſſelew war über dieſe ungnädigen Worte des Kaiſers 
äußerſt erſchrocken. Die einzige Möglichkeit, eine Art von 
Rechtfertigung für ſich zu erzielen, ſchien ihm dadurch ge— 
boten, daß er nochmals verſuchte, den größten Theil der 
Schuld an den ſchlimmen Vorkommniſſen in den Kolonien 
auf Woronzow's fehlerhafte Anordnungen zu ſchieben. Er 
ſchrieb deßhalb an Feodorow und forderte ihn auf, zu be— 
richten, wie es gekommen ſei, daß gerade zu der Zeit, als 
mit Genehmigung des Kaiſers die Jurisdiktion der Kolonien 
vorübergehend vom Miniſterium der Krondomänen auf das 
Gouvernement von Neu-Rußland übertragen geweſen ſei, ſo 
viele arge Mißbräuche und grobe Vergehen in der Kolonial⸗ 
Verwaltung vorgekommen ſeien. Feodorow, welcher nicht 
die geringſte Veranlaſſung hatte, zu Gunſten Kiſſelew's 
gegen ſeinen direkten Vorgeſetzten, Woronzow, aufzutreten, 
ſandte hierauf einen ebenſo voluminöſen wie malitiöfen 
Bericht an Kiſſelew ein, aus welchem wir kurz Nachfolgendes 
excerpiren. 

„Am 4. Nov. 1837 ward das Gouvernement von 
Neu-Rußland davon in Kenntniß geſetzt, daß daſſelbe laut 
Allerhöchſten Befehls die 9 exiſtirenden jüdiſchen Kolonien 
unter ſeine Verwaltung und Obhut nehmen ſolle. Am 
5. März 1838 befahl in Folge dieſes Allerhöchſten Befehls 
Graf Woronzow der Kreisverwaltung von Cherſon, den 
Collegien-Aſſeſſor Baraktarew als Oberleiter der Kolonial- 
Verwaltung in die Kolonien zu ſenden. Die Wahl Baraf- 
tarew's zu dieſer wichtigen Stellung hatte Graf Woronzow 
aus dem Grunde getroffen, weil erſtens Baraktarew als ein 
ſehr fähiger, durchaus pflichttreuer und zuverläſſiger Beamter 
erprobt war, und weil derſelbe zweitens ein anerkennens— 
werthes organiſatoriſches Talent bei der Koloniſirung der 
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Nagaitzer in der Krim bewieſen hatte. Dieſe Ernennung 
Baraktarew's zum Oberleiter der Kolonien und zum unmittel- 
baren Vorgeſetzten aller bereits angeſtellten Kolonial-Beamten 
ward vom Grafen Woronzow ſofort in vorſchriftsmäßiger 
Weiſe dem Miniſterium der Krondomänen gemeldet. Graf 
Woronzow war nicht wenig überraſcht und gekränkt, als 
Excellenz Kiſſelew, ohne jegliche Motivirung ſeines Ver— 
fahrens, den kaum auf ſeinem Poſten eingetroffenen Aſſeſſor 
Baraktarew für abgeſetzt erklärte und dem Grafen Woronzow 
mittheilen ließ, daß dieſer Poſten ſeinerſeits dem Oberſten 
Demidow übertragen worden ſei. Die Uebergabe des 
Poſtens Seitens Baraktarew's an Demidop erfolgte ſodann 
in vorgeſchriebener, legaler Weiſe.“ 

„Daß Graf Woronzow trotz dieſes eigenmächtigen 
Verfahrens der Excellenz Kiſſelew fortwährend mit allen 
ſeinen Kräften bemüht war, die Verwaltung der Kolonien 
zu kontrolliren und zu überwachen, davon geben die hierauf 
bezüglichen zahlreichen Akten des Gouvernements einem 
jeden, welcher dies wünſcht, unwiderlegbare Beweiſe. Da 
jedoch der Oberſt Demidow direkt von Excellenz Kiſſelew 
in ſeinen Poſten eingeſetzt worden war, ſo hielt er ſich für 
berechtigt, auch nur von letzterem direkt Befehle anzunehmen, 
die Befehle dagegen, welche ihm das Gouvernement von 
Neu-Rußland zugehen ließ, theils ganz zu ignoriren, theils 
nur dann auszuführen, wenn ſie ihm gerade zu ſeinen 
Zwecken paſſend erſchienen. Aus dieſem Grund ſpeziell, 
weil Demidow ſich ſtets mit ſeinem ganzen Thun und 
Treiben hinter Execellenz Kiſſelew verſchanzte und dem 
Gouvernement von Neu-Rußland jede genaue Einſicht in 
den Verwaltungsbetrieb der Kolonien, zu welchem beſonders 
auch die Rechnungsablagen gehörten, theils ſtrikte verweigerte, 
theils durch die verſchiedenſten Manipulationen erſchwerte, 
vermochte das Gouvernement von Neu-Rußland niemals 


einen klaren Einblick in das Demidow'ſche Verwaltungs— 
(13) 
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und Oberleitungsſyſtem zu gewinnen, um ſo weniger, als 
Excellenz Kiſſelew ſeinen Vertrauensmann Demidow bei 
jeder Angelegenheit und in jeder Weiſe gegen benanntes 
Gouvernement in Schutz nahm.“ 

„Die Differenzen zwiſchen dem Gouvernement und 
dem Oberſten Demidow begannen bereits mit dem Beginn 
des Jahres 1839 einen ernfteren Charakter anzunehmen. 
Am 23. Auguſt 1838 war dem Gouvernement von Seiten 
des damals noch in den Kolonien befindlichen Comité's die 
Meldung zugegangen, daß 957 Koloniſtenfamilien, in Summa 
3548 Perſonen, ſich mit 405,945 Rubeln Abgaben im Rück⸗ 
ſtande befänden. Im Februar 1839 theilte Demidow dem 
Gouvernement mit, die angeführte Angabe ſei unrichtig, es 
befänden ſich nur 943 Koloniſtenfamilien mit Abgaben im 
Rückſtande, die Totalſumme dieſer Rückſtände betrage aber 
nicht 405,945 Rubel, ſondern 39,437 Rubel mehr, alſo in 
Summa 445,382 Rubel. Dieſe Differenz in den beiden An⸗ 
gaben veranlaßte den Grafen Woronzow, den Oberſten Demi— 
dow zu einem detaillirten Bericht aufzufordern, worin die 
Urſachen dieſer Differenz angegeben und aufgeklärt würden. 
Demidow fühlte ſich nicht bewogen, dieſen Bericht anzufertigen 
und einzuſchicken; er antwortete dem General-Gouverneur, 
ein ſolcher Bericht ſei ganz unnöthig, weil ſeine letztange— 
führte Angabe vollſtändig richtig ſei. Graf Woronzow war 
hierüber ſehr ungehalten und ſchickte den Landrath Serteljak 
nebſt dem Beamten Wolchow in die Kolonien, um Aufklärung 
über jene Differenz zu erlangen und gleichzeitig die Kolonien 
behufs Berichterſtattung genau zu inſpiziren. Demidow 
fertigte dieſe Herren kurz und unhöflich ab, indem er ihnen 
erklärte, einzig und allein Excellenz Kiſſelew gegenüber zu 
irgend welcher Rechenſchaft über Kolonial-Angelegenheiten 
verpflichtet zu ſein. Auch gab er ihnen deutlich zu verſtehen, 
daß ihm ihre Inſpieirung in den Kolonien durchaus unan⸗ 
genehm ſei, und dokumentirte dies dadurch, daß er ihnen 
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während derſelben alle möglichen Hinderniſſe in den Weg legte. 

„Benannte beide Abgeſandte des Grafen Woronzow 
vermochten deßhalb über die erwähnte Differenz der Ab— 
gaben⸗Rückſtäude abſolut nichts zu ermitteln. Ihr Inſpici— 
rungs-Bericht beſagte ungefähr Folgendes. „Die Kolonien 
befinden ſich durchaus nicht in einem befriedigenden Zuſtand. 
Die Landwirthſchaften der Koloniſten ſtehen in allen Be— 
ziehungen weit hinter den Landwirthſchaften der chriſtlichen 
Nachbardörfer zurück. Die Wohn- und Wirthſchaftsgebäude 
der Kolonien zeigen zumeiſt deutliche Spuren des Verfalls; 
es iſt augenſcheinlich, daß dieſelben ſchlecht gebaut ſind und 
daß man überhaupt keine Reparaturen an dieſen Gebäuden 
ausführen, ſondern dieſelben immer weiter verfallen läßt. 
Durch die undichten Dächer dringt ungehindert Regen und 
Schnee in die Häuſer und Wirthſchaftsgebäude; die ver- 
fallenen und durchlöcherten Umfaſſungsmauern ſchützen die 
Inſaſſen nicht mehr genügend gegen Witterungs-Einflüſſe; 
Einfriedigungen der Höfe und Gärten exiſtiren überhaupt 
nicht; ſämmtliche Koloniſten-Dörfer machen durchgehends 
einen äußerſt liederlichen und unangenehmen Eindruck. Das 
Ausſehen aller Koloniſten iſt ein krankhaftes, auch iſt 
notoriſch der Beſtand an Kranken in den Kolonien ſtets ein 
ſehr bedeutender. Der Viehſtand iſt weit geringer, als er 
der Anzahl der Koloniſten entſprechend ſein müßte; Pferde 
ſind nur in ſehr geringer Anzahl vorhanden. Von den 
957 Koloniſten-Familien beſitzen 400 im Ganzen 700 Ochſen, 
während jede Familie mindeſtens 2 Ochſen haben ſoll, alſo 
1914 Ochſen für die ſämmtlichen 957 Familien vorhanden 
ſein müßten. An Pferden, Kühen, Schaafen, Ziegen beſitzen 
dieſe 4000 Koloniſten in Summa nur 3000 Stück, welcher 
Beſtand gleichfalls als durchaus ungenügend für den guten 
Betrieb der Landwirthſchaft bezeichnet werden muß. Zwei⸗ 
hundert Familien beſitzen überhaupt weder ein Geſpann 
Ochſen, noch ſonſt ein Stück Vieh. Dreihundert Familien 
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haben noch nicht einmal geſäet, und der Reſt von 57 
Familien iſt vorläufig mit Weib und Kind in die benach- 
barten Städte gegangen, um ſich dort das tägliche Brod zu 
verdienen.“ 

„In dieſem vorangegebenen Zuſtand wurden von 
Seiten der Excellenz Kiſſelew die Kolonien unter die Dber- 
leitung und Obhut des Gouvernements von Reu-Rußland 
geſtellt. Graf Woronzow erkannte, daß ſchleunige Abhülfe 
nothwendig ſei, ernannte deßhalb den ehrenwerthen, tüchtigen 
Baraktarew zum Ober-Verwalter der Kolonien und ſandte 
ihn ſofort dahin. Baraktarew hatte kaum mit dem ihm 
eigenen Eifer und Geſchick die erſten Schritte zur Beſſerung 
der Zuſtände gethan, ſo erfolgte ſeine Abberufung von 
jenem wichtigen Poſten und die Einſetzung Demidow's in 
denſelben. Der Bericht des Landraths Serteljak und des 
Beamten Wolchow ergiebt zur Genüge, daß Demidow zu 
jener Zeit ſchon 6 Monate in den Kolonien verweilte, 
jedoch nicht das mindeſte zur Linderung des Nothſtandes in 
denſelben gethan hatte. Demidow hat vom erſten Tage 
ſeines Eintreffens an bis zu dem Tage, an welchem Graf 
Woronzow die Abſetzung deſſelben zu dekretiren für nöthig 
befand, nur für ſein eigenes Beſtes gearbeitet, wie genugſam 
bekannt iſt. Der größte Theil der für die Kolonien beſtimmt 
geweſenen Gelder iſt in die Taſchen Demidow's und ſeiner 
Conſorten gefloſſen. Einer der berüchtigtſten Helfershelfer 
Demidow's war der Kaufmann Kranzfeld, deſſen Name ſchon 
lange, bevor ſich Demidow mit ihm aſſociirte, einen ſo 
böſen Klang im ganzen Gouvernement hatte, daß kein ehrlicher 
Menſch mit demſelben etwas zu thun haben wollte. Im 
Verein mit dieſem Kranzfeld baute Demidow die Koloniſten— 
Wohnhäuſer, für welche der Regierung die horrende Summe 
von 99,428 Rubeln 57 Kopeken in Rechnung geſtellt worden 
iſt. In welcher Weiſe dieſe Wohngebäude gebaut worden 
find, ergiebt ſich zur Genüge daraus, daß die meiſten der— 
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ſelben ſchon nach wenigen Jahren baufällig und großer 
Reparaturen bedürftig ſind. Jetzt beſchuldigt Demidow den 
Kranzfeld, und Kranzfeld den Demidow, den Staat beim 
Bau dieſer Wohngebäude um große Summen betrogen zu 
haben. Da weder Demidow noch Kranzfeld die nöthigen 
Bücher geführt und Rechnungen abgelegt haben, ſo läßt ſich 
jetzt allerdings nicht mehr genau ermitteln, ob der Staat 
gröber vom Günſtling feiner Excellenz Kiffelew, Demidow, 
oder von dem Günſtling des letzteren, Kranzfeld, betrogen 
worden iſt.“ 

„Ebenſowenig, wie über die Bauten, hat Demidow 
überhaupt jemals für nothwendig befunden, über irgend 
welche andere Geldausgaben genau und vorſchriftsmäßig 
Buch und Rechnung zu führen. Seine Buchführung und 
Rechnungs-Ablage ſind ein Labyrinth, in welchem ſich der 
geſchickteſte Rechnungsbeamte nicht zurecht zu finden vermag. 
Es läßt ſich nur durch die von der Regierung angewieſenen, 
in Demidow's Hände gelangten Summen mit poſitiver 
Sicherheit nachweiſen, daß derſelbe im Ganzen während 
der Jahre 1839 —44 für die verſchiedenen Kolonial-Zwecke 
272,790 Rubel baar vom Staat empfangen hat. Wie viel von 
dieſer Geſammtſumme für jeden ſpeziellen Poſten verwendet 
worden iſt, das iſt aus den bei Demidow's Verhaftung in 
den Beſitz des Gouvernements von Neu-Rußland gelangten 
Büchern deſſelben abſolut nicht zu ermitteln. Es läßt ſich 
aber unzweifelhaft nachweiſen, daß dieſe Summe nur zum 
allergeringſten Theil wirklich für Kolonial-Zwecke verwendet, 
zum größten Theil aber von Demidow und ſeinen Genoſſen 
unterſchlagen worden iſt.“ 

„Eine richtige, genaue Buchführung und Rechnungs⸗ 
ablage hat erſt nach der Abſetzung Demidow's begonnen. 
Der an deſſen Stelle getretene Oberverwalter der Kolonien 
hat 184446 im Ganzen 11,286 Rubel für dieſelben ver⸗ 
ausgabt, Demidow hat 1839 —46 im Ganzen 232,784 
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Rubel verbraucht, ſo daß ſich als Totalſumme der von 
1839 — 44 für die Kolonien verwendeten Gelder 244,070 
Rubel ergiebt.“ 

„In Folge der liederlichen Demidow'ſchen Wirthſchaft 
läßt ſich auch nicht einmal eine genaue Statiſtik der Be⸗ 
völkerung in den Kolonien ſeit 1838 feſtſtellen. Es iſt 
nicht zu ermitteln, wie viele Koloniſten ſich in den letzteren 
Jahren in den betreffenden Kolonien angeſiedelt, wie viele 
Geburten, Todesfälle ſtattgefunden, wie viele Koloniſten die 
Kolonien freiwillig oder unfreiwillig verlaſſen und ſich in 
die Städte zurückbegeben haben. So berichtet Demidow 
unter anderen, daß von 1838 bis Ende 1843 auf Koſten 
des Staates 756 Familien mit 4991 Perſonen angeſiedelt 
worden ſeien; bei ſeiner bald darauf erfolgenden Verhaftung 
im Jahre 1844 wurde aber konſtatirt, daß in den Kolonien 
nur noch 720 Familien mit 4697 Perſonen anweſend waren. 
Wodurch in dieſer kurzen Zeitfriſt eine Verminderung der 
Kolonien-Bevölkerung um 36 Familien mit 294 Perſonen, 
bewirkt worden iſt, wohin dieſelben verzogen ſind, darüber 
iſt überhaupt keine Aufklärung mehr zu erlangen.“ 5 

„Der Zuſtand in ſämmtlichen Kolonien iſt ſehr unbe: 
friedigend, vielfach ſogar wirklich traurig. Der Karzew'ſche 
Bericht hierüber iſt durchaus genau und wahrheitsgetreu. 
Aber die Schuld an dieſem unbefriedigenden und traurigen 
Zuſtand wird wohl kein Menſch dem Gouvernement von 
Neu-Rußland zumeſſen. Wie nachgewieſen, fällt dieſe ganze 
Schuld auf Demidow und gleichzeitig auf das Miniſterium 
der Krondomänen, welches dieſem Menſchen das vollſte 
Vertrauen ſchenkte und dem Gouvernement jede rechtzeitige 
Einmiſchung in die Kolonial-Angelegenheiten ganz unmöglich 
machte. Als das Gouvernement von Neu-Rußland endlich 
nothgedrungen, um die Kolonien vor gänzlichem Untergang 
zu retten, die Abſetzung Demidow's dekretirte, war es 
natürlich nicht im Stande, mit einemmal alle Sünden wieder 
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gut zu machen, welche Demidow ſeit Jahren an den Kolonien 
begangen hatte. Es wurden aber von Seiten des Gouverne— 
ments unverzüglich alle Vorkehrungen getroffen, um eine 
Beſſerung der Zuſtände in den Kolonien herbeizuführen.“ 

„Die inzwiſchen dekretirte Verordnung, daß ſämmtliche 
Kolonien von jetzt an ausſchließlich dem Reſſort des 
Miniſteriums der Krondomänen unterſtellt bleiben ſollen, 
kann das Gouvernement von Neu-Rußland nur mit Freuden 
begrüßen, da eine Zweitheilung der Oberleitung der Kolonien, 
wie ſolche Excellenz Kiſſelew erſtrebte, unbedingt weitere 
große Nachtheile herbeigeführt haben würde. Die Kolonien 
können nur dann gedeihen, wenn ſie unter einer einheitlichen 
Oberleitung ſtehen und dieſe es ſich angelegen ſein läßt, 
jederzeit der Verwaltung derſelben die äußerſte Sorgfalt 
und Ueberwachung zu widmen.“ 


„Alle Beſchuldigungen von Seiten der Excellenz Kiſſelew, 
daß das Gouvernement von Neu-Rußland in irgend welchen 
Beziehungen an den momentan in den Kolonien herrſchenden, 
unbefriedigenden Zuſtänden Schuld trage, muß dies Gouver— 
nement energiſch zurückweiſen. Daſſelbe übergiebt jetzt die 
geſammten Kolonien an das Miniſterium der Krondomänen 
in demjenigen Zuſtand, in welchen dieſelben einzig und 
allein durch die Schuld des benannten Miniſteriums ver— 
ſetzt worden ſind.“ Eine weitere Replik Kiſſelew's auf 
dieſes Memoire erfolgte nicht. 

In ſolcher Weiſe endigte der langjährige Streit, 
welcher Behörde eigentlich die Oberleitung über die jüdiſchen 
Kolonien und die Verantwortlichkeit für das Gedeihen der— 
ſelben von Rechtswegen zufalle. Die geſammten ſchon exiſtiren— 
den, wie fernerhin zu gründenden Kolonien wurden dauernd 
dem Miniſterium der Krondomänen unterſtellt und ſtehen 
noch heute direkt und ausſchließlich unter demſelben. Außer 
den vorangegebenen Kolonien wurden ſeit 1846 noch vier 
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neue Kolonien, Trudoljubowka, Netſchäwka, Grafskoi und 
Meſeritſch im Gouvernement Katharinoslaw gegründet. 
Kiſſelew nahm ſich der Kolonien, ſobald ihm die 
Oberleitung hierüber definitiv übertragen war, mit großer 
Pflichttreue und mit dem aufrichtigen Beſtreben, dieſelben 
dem Wunſch des Kaiſers gemäß in Flor zu bringen, an, 
vermochte jedoch in dem Zeitraum von 1846-56, in 
welchem letzteren Jahre er aus dem Miniſterium der Kron— 
domänen ausſchied, dieſes eifrig angeſtrebte Ziel durchaus 
nicht zu erreichen. Alljährlich ergab ſich genau daſſelbe 
ungünſtige Reſultat, daß die Kolonien trotz aller vom Staat 
für dieſelben verausgabten, nicht unbedeutenden Geldſummen, 
trotz der verſchiedenſten in der Kolonial-Verwaltung einge⸗ 
führten weſentlichen Verbeſſerungen, trotz der ſorgſamſten 
über die kaiſerlichen Kolonial-Beamten geführten Kontrolle 
in keiner Weiſe zu einem nur einigermaßen befriedigenden 
Grade von Blüthe gelangt ſeien. Dieſe auffallende und 
unerklärliche Erſcheinung veranlaßte eine große Anzahl 
höherer Beamten des Miniſteriums der Krondomänen zur 
Anfertigung von Memoires, in welchen die verſchiedenſten 
Hypotheſen über die Urſachen, derenthalb die Kolonien nicht 
gedeihen könnten, aufgeſtellt wurden. Kiſſelew gelangte 
ſchließlich nach genauer Durchſicht dieſer vielen, ihm unter— 
breiteten Memoires zu der Anſicht, daß die Hauptſchuld an 
dem Nicht-Prosperiren der Kolonien in dem Autodidakten— 
Syſtem zu ſuchen ſei, in Folge deſſen der jüdiſche Koloniſt, 
jeder Auleitung von Seiten tüchtiger, praktiſcher Landwirthe 
vollſtändig entbehrend, einzig und allein durch Probiren 
und Experimentiren die Landwirthſchaft in allen ihren 
Theilen gewiſſermaßen ganz von neuem ergründen und 
erlernen müſſe. Er beauftragte daher den Vorſitzenden im 
Miniſterium der Krondomänen, Herrn Hann, ein von dieſem 
Geſichtspunkt ausgehendes Memoire auszuarbeiten und Vor⸗ 
ſchläge zu machen, in welcher Weiſe die jüdiſche Landwirth— 
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ſchaft durch Heranziehung tüchtiger landwirthſchaftlicher Lehr— 
kräfte nach den Kolonien gebeſſert und gehoben werden 
könne. Herr Hann ſchrieb über dieſen Gegenſtand ein ſehr 
ausführliches, gediegenes Memoire, von deſſen Inhalt wir 
nachfolgenden Auszug geben. 

„Wenn bis jetzt alle unſere Erwartungen bezüglich 
einer erfreulichen Entwickelung der jüdiſchen Kolonien fort— 
während getäuſcht worden ſind, und wenn vielmehr nur 
eine permanente Stagnation in dieſer Entwickelung zu ver— 
zeichnen geweſen iſt, jo müſſen wir die Urſachen dieſer Er— 
ſcheinung beſonders darin ſuchen, daß die Regierung an die 
jüdiſchen Koloniſten genau die gleichen Anforderungen ſtellen 
zu dürfen glaubte, wie an die vom Ausland nach Rußland 
berufenen und beſonders an die deutſchen chriſtlichen Kolo— 
niſten. Man muß aber wohl in Betracht ziehen, welcher 
gewaltige Unterſchied zwiſchen dem ruſſiſchen jüdiſchen 
Koloniſten und dem — wir wollen beim deutſchen Koloniſten 
bleiben — von Deutſchland nach Rußland verpflanzten 
chriſtlichen Koloniſten beſteht.“ 

„Der ruſſiſche Jude war, bevor er Koloniſt wurde, 
Kaufmann, Handelsmann oder Handwerker, hatte von der 
Landwirthſchaft abſolut keine Kenntniſſe und verſpürte auch 
nicht die geringſte Luſt, ſein von Kindesbeinen an erlerntes 
und betriebenes Geſchäft oder Handwerk freiwillig aufzu- 
geben und Ackerbauer zu werden. Als jedoch die Noth 
und das Elend der jüdiſchen Bevölkerung in den Städten 
täglich zunahmen, als es ſich im wahren Sinn des Wortes 
für einen großen Theil derſelben um „Sein oder Nichtſein“ 
handelte, und als nun der Staat dieſen dem Hungertode 
nahe gebrachten Juden die Alternative ſtellte, entweder 
wirklich zu verhungern oder den Beruf des Ackerbauern zu 
ergreifen, da entſchloſſen ſich, wie leicht begreiflich, Tauſende 
derſelben zu Letzterem. Der Jude ward alſo nicht aus 
freiem Willen, nicht aus eigenem Antriebe, nicht aus voller 
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Paſſion Ackerbauer, ſondern er entſchloß ſich, dieſen ihm 
von der Regierung angebotenen, aber total unbekannten 
Lebensberuf zu ergreifen, weil ihn die äußerſte, bitterſte 
Noth dazu zwang, weil er ſein und ſeiner Angehörigen 
Leben erhalten und erretten wollte.“ 

„Dagegen waren jene deutſchen Koloniſten, welche die 
Regierung nach Rußland zog, ſämmtlich erfahrene, tüchtige 
Landwirthe, deren Vorfahren bereits von Generation zu 
Generation ausſchließlich den Ackerbau betrieben hatten. 
Sodann aber war es nicht die bitterſte Noth, welche dieſe 
deutſchen Koloniſten bewog, nach Rußland überzuſiedeln, 
ſondern ihr eigener, von niemand beeinflußter freier Wille. 
Sie nahmen mit Freuden den betreffenden, ihnen von der 
ruſſiſchen Regierung gemachten Vorſchlag an; denn in ihrem 
deutſchen Vaterland beſaßen ſie zumeiſt keinen eigenen Grund 
und Boden, ſondern verrichteten als Tagelöhner und Knechte 
die Ackerbau-Geſchäfte für die angeſeſſenen Bauern oder 
Rittergutsbeſitzer; hier in Rußland aber erhielten ſie Grund⸗ 
beſitz als Eigenthum angewieſen und wurden alſo aus 
Knechten ſelbſtſtändige Herren.“ 

„Es iſt daher ganz unzuläſſig, die jüdiſchen und die 
deutſchen Koloniſten in Rußland vergleichen und denſelben 
Maßſtab für beide anwenden zu wollen. Auf Seiten 
der jüdiſchen Koloniſten: angeborene Unluſt zum Ackerbau 
und völlige Unkenntniß deſſelben, in Folge dieſer beiden 
Faktoren erſchwerte Arbeit, ſchlechte Erfolge, geringer 
pekuniärer Ertrag, in Folge hiervon entſchiedene Abneigung 
gegen den aufgedrungenen Beruf und Unzufriedenheit mit 
der Regierung. Auf Seiten der deutſchen Koloniſten: an- 
geborene Paſſion für den Ackerbau, gründliche Kenntniß. 
dieſes keineswegs leicht zu erlernenden Berufs, in Folge 
dieſer beiden Faktoren erleichterte Arbeit, vorzügliche Erfolge, 
bedeutende pekuniäre Erträge, in Folge hiervon ſtetes Streben 
nach vorwärts und aufrichtige Dankbarkeit gegen die 
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Regierung. Man erſieht hieraus, wie groß die Gegenſätze 
zwiſchen den ruſſiſch-jüdiſchen und ruſſiſch-deutſchen Koloniſten 
ſind, und wie unrecht man thut, von erſteren dieſelben 
Leiſtungen, wie von letzteren erwarten zu wollen.“ 

„Es erſcheint daher die Behauptung keineswegs gewagt, 
daß der ſchwache Keim von Luſt zum Ackerbau, welcher 
überhaupt in den jüdiſchen Koloniſten zur Zeit ihres Ein— 
tritts in die Kolonien vorhanden war, von vorn herein 
nicht genügend gepflegt worden iſt, um ſich zu der gewünſchten 
Blüthe entwickeln zu können. Der größte Fehler war der, 
daß man dieſen der Landwirthſchaft total unkundigen 
Koloniſten keine Lehrer für den rationellen Betrieb derſelben 
zur Seite ſtellte, ſondern daß man es ihnen überließ, die 
geſammte Landwirthſchaft noch einmal von den erſten Ele— 
menten an durch zeitraubende, koſtſpielige Experimente zu 
erlernen. Hätte man den jüdiſchen Koloniſten gleich von 
Anfang an tüchtige Landwirthe als Lehrer zur Seite geſtellt, 
ſo würde ſicherlich heutigen Tages bereits der größte Theil 
der Koloniſten zu guten Landwirthen herangebildet worden 
ſein, welche nunmehr jeder weiteren Anweiſung entbehren 
und ſogar ſelbſt als tüchtige Lehrer für die neu ein— 
treffenden Koloniſten dienen könnten. Die Kolonien würden 
alsdann entſchieden prosperirt haben; mit dem Wachſen der 
Erträge des Grundbeſitzes und des Kapitals würden auch 
die Luft und Liebe der jüdiſchen Koloniſten zur Landwirth— 
ſchaft in ſtetiger Proportion gewachſen ſein. Da aber 
in dieſer Beziehung rein gar nichts geſchehen iſt, ſo darf 
es auch keine Verwunderung erregen, daß die Unluſt der 
jüdiſchen Koloniſten zur Landwirthſchaft von Jahr zu Jahr 
nicht vermindert, ſondern vermehrt worden iſt und daß ihr 
ganzes Sehnen und Trachten dahin geht, ſich wieder dem 
Handel, der Induſtrie und den Handwerken zuwenden zu 
dürfen. Die Lage der Kolonien in einem Landſtrich von 
Neu⸗Rußland, woſelbſt der Handel vor dem Eintreffen der 
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Koloniſten noch auf einer ſehr niedrigen Stufe der Ent⸗ 
wickelung ſtand, wo alſo der gewiegte Kaufmann und 
Handelsmann in ganz reeller Weiſe mit Leichtigkeit reichlichen 
Gewinn erzielen konnte, trug gleichfalls weſentlich dazu bei, 
die Paſſion der jüdiſchen Koloniſten für den Handel wieder 
neu anzufachen. Die verſchiedenen, die Handelsfreiheit der 
Kolonien beſchränkenden Verbote haben nur den Nachtheil 
gehabt, die Koloniſten zum offenen, wie geheimen Betrieb 
aller Arten von Handelsgeſchäften zu verleiten, welche ihnen 
jedoch keine nennenswerthe Vortheile brachten. Man braucht 
nur irgend eine der Kolonien zu beſuchen, um ſich von der 
Richtigkeit dieſer Behauptung zu überzeugen. Bei jeder 
nur einigermaßen günſtigen Gelegenheit, ein Handelsgeſchäft 
zu machen, läßt der jüdiſche Koloniſt ſeine Ackerwirthſchaft 
im Stich; der Handel macht ihm Vergnügen, weil er den⸗ 
ſelben genau kennt, der Ackerbau iſt ihm ein Greuel, weil 
er einſieht, daß er bei ſeiner Unkenntniß deſſelben niemals 
etwas Ordentliches hierin leiſten wird.“ 

„Es dürfte daher jetzt noch immer an der Zeit ſein, 
das nachzuholen, was man bei der Gründung der Kolonien 
vollſtändig verſäumt hat, nämlich in jeder jetzt exiſtirenden 
jüdiſchen Kolonie eine beſtimmte Anzahl von tüchtigen 
chriſtlichen Landwirthen anzuſiedeln. Dieſe letzteren würden 
den jüdiſchen Koloniſten als Lehrer für die Landwirthſchaft 
dienen, ihnen jederzeit mit Rath und That zur Seite ſtehen 
und jedweder abſichtlichen oder unabſichtlichen Vernachläſſigung 
der jüdiſchen Landwirthſchaft vorbeugen. Zu ſolchen Lehrern 
und Inſtruktoren ſind die deutſchen chriſtlichen Koloniſten 
unſtreitig am geeignetſten, weil ſie die gründlichſten Kenntniſſe 
der geſammten Landwirthſchaft beſitzen, und weil ſie ſich 
vor allen anderen nach Rußland gezogenen ausländiſchen 
Koloniſten ihres Charakters und ihrer Ausdauer wegen am 
beſten zu dem ſchwierigen Amt, Inſtruktoren der jüdiſchen 
Koloniſten zu werden, eignen. Von dieſen deutſchen Koloniſten 
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würden nun wiederum die Menoniten die allervorzüglichſten 
Inſtruktoren abgeben. Dieſelben find durchgehends wirkliche 
Muſter⸗Exemplare von geiſtig und körperlich ausgezeichneten, 
tugendhaften, und fleißigen Menſchen. Die vortrefflichen 
Eigenſchaften, welche ſie aus ihrem deutſchen Vaterland 
mit nach Rußland brachten, ſind durch den Aufenthalt 
in dieſem Lande nicht im geringſten abgeſchwächt oder ver- 
mindert worden. Der Chef der Menoniten, welcher die 
Oberleitung über ſämmtliche Kolonien derſelben führt, 
heißt Korniß. Es wäre alſo rathſam, mit demſelben in 
Verbindung zu treten und anzufragen, ob ſich überhaupt 
Mitglieder ſeiner Gemeinde bereit finden würden, in die 
jüdiſchen Kolonien überzuſiedeln und dort die Stellungen 
der Inſtruktoren zu übernehmen. Allerdings erſcheint dies 
ſehr fraglich, denn der Menonit ſchätzt ſein Gemeindeweſen 
und ſeine Brüderſchaft außerordentlich hoch und entſchließt 
ſich nicht ſo leicht, dieſelben materieller Vortheile halber zu 
verlaſſen. Wenn alſo bei den Menoniten in dieſer Beziehung 
nichts zu erreichen wäre, ſo müßte man ſich an die nicht 
zu dieſer Sekte gehörenden deutſchen Koloniſten wenden; 
dieſelben würden ſich durch Ausſicht auf weſentliche materielle 
Vortheile jedenfalls bewegen laſſen, auf die Intentionen der 
Regierung einzugehen. Die Vergünſtigungen, welche man 
dieſen nach den Juden-Kolonien überſiedelnden deutſchen 
Koloniſten anbieten könnte, würden etwa die folgenden ſein.“ 

„1) Alle Gerechtſame und Privilegien, welche den 
deutſchen Koloniſten in ihren Kolonien zuſtanden, bleiben 
ihnen auch bei ihrem Uebertritt in die jüdiſchen Kolonien 
garantirt.“ 

„2) Die nach den jüdiſchen Kolonien überſiedelnden 
deutschen Koloniſten erhalten hierſelbſt das Doppelte des— 
jenigen Grundbeſitzes angewieſen, welchen ſie in ihren bis— 
herigen Kolonien beſaßen.“ 

„3) Eben dieſelben ſind für die erſten drei Jahre ihres 
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Aufenthalts in den jüdiſchen Kolonien von allen Steuern 
und Abgaben befreit. Nach Ablauf dieſer drei Jahre werden 
fie mit einer mäßigen Grund⸗Steuer belaſtet, ſonſt aber zu 
keinen anderen Steuern und Abgaben herangezogen.“ 

4) Da ſich unter den jüdiſchen Koloniſten immer nur 
ſehr vereinzelt ſolche Perſönlichkeiten finden, welche die 
erforderlichen Fähigkeiten beſitzen, um die Aemter der Orts— 
behörden zu verwalten, ſo ſind die als Inſtruktoren über— 
geſiedelten deutſchen Koloniſten mit dieſen Aemtern zu be— 
trauen, wofür ſie ein angemeſſenes Gehalt, freie Wohnung, 
Heitzung ꝛc. erhalten.“ 

„Bei etwaiger Gründung neuer jüdiſcher Kolonien 
empfiehlt es ſich, dieſelben nur in der Nähe deutſcher 
Dörfer anzulegen. Der ruſſiſche Bauer ſteht im Vergleich 
zum deutſchen Koloniſten noch auf einer ſehr niedrigen 
Stufe der landwirthſchaftlichen Ausbildung, der jüdiſche 
Koloniſt vermag alſo in Bezug hierauf vom ruſſiſchen 
Bauer äußerſt wenig zu lernen, während er im deutſchen 
Koloniſten das Muſter eines tüchtigen Oekonomen findet. 
Dazu kömmt, daß der ruſſiſche Bauer eigenſinnig und 
indifferent iſt, ſpeziell dem jüdiſchen Koloniſten gegenüber 
ſtets ſeine ganze Grobheit und Rohheit zur Geltung bringt 
und denſelben hierdurch abſchreckt, mit ihm in nähere Be— 
ziehungen zu treten. Dagegen bürgt der Charakter des 
deutſchen Koloniſten dafür, daß derſelbe ſich des jüdiſchen 
Nachbarn nach beſten Kräften annehmen und ihm jede 
mögliche Hülfe in landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu 
Theil werden laſſen wird.“ 1) 

Die deutſchen Kolonien, welchen Hann ein ſo großes 
Lob, und zwar mit vollſtem Recht ſpendet, verdanken ihren 


1) Mit dieſem Memoire ſchließen die Berichte des Woſchod vom 
Jahre 1882. Die nachfolgende Beſchreibung der jetzigen Zuſtände in 
den deutſchen und jüdiſchen Kolonien Neu-Rußland's iſt nach den vom 
Verſaſſer an den Ort und Stelle ſelbſt gemachten Beobachtungen erfolgt. 
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Urſprung der Kaiſerin Katharina II. Dieſelbe erließ 1763 
durch ihre Bevollmächtigten in verſchiedenen europäiſchen 
Staaten Manifeſte, in welchen ſie unter Bewilligung ganz 
bedeutender Gerechtſame und Privilegien beſonders Acker— 
bauern und Landwirthe dieſer Staaten aufforderte, nach 
Rußland überzuſiedeln. Die Kaiſerin wollte hiermit einen 
doppelten Zweck erreichen. Erſtens ſollten große, frucht— 
bare, bis dahin gänzlich unbebaute Landſtriche des ruſſiſchen 
Reiches bevölkert, der Cultur erſchloſſen, und hierdurch 
die Revenüen des Staates entſprechend vermehrt werden, 
und zweitens ſollten die ausländiſchen Koloniſten be— 
ſonders aus ſolchen europäiſchen Ländern herangezogen 
werden, in denen ſich die Landwirthſchaft bereits auf einer 
hohen Stufe der Entwickelung befand, damit die ruſſiſchen 
Bauern, welche zu jener Zeit die Landwirthſchaft noch ganz 
unrationell betrieben, von dieſen fremden Koloniſten den 
rationellen Betrieb derſelben erlernten. Der Aufforderung 
der Kaiſerin folgten verhältnißmäßig nur wenige griechiſche 
und flavifche Landleute, dagegen deutſche Landleute in ſehr 
bedeutender Anzahl. Dieſe letzteren ſtrömten in Schaaren 
aus allen damaligen deutſchen Staaten nach Rußland, 
wurden mit großer Herzlichkeit empfangen, in beſter Weiſe 
unterſtützt und in den ſchönen, fruchtbaren Gegenden längs 
der Wolga angeſiedelt. In den Jahren 1764 —70 waren 
daſelbſt bereits mehr als hundert, ausſchließlich von deutſchen 
Koloniſten bevölkerte größere Dörfer gegründet. Dieſelben 
gelangten einerſeits in Folge der vortrefflichen Eigenſchaften 
des deutſchen Bauernſtandes, andererſeits in Folge der 
ſtetigen Fürſorge der ruſſiſchen Regierung binnen kurzer 
Zeit zur prächtigſten Blüthe und ſind noch heute, gleich den 
nach Katharina II. Zeiten in den Gouvernements Lithauen, 
Kiew, Cherſon, Beſſarabien, Taurien, Tſchernigow gegründeten 
deutſchen Kolonien die Muſterſtätten einer vortrefflichen 
Landwirthſchaft und einer in jeder Beziehung ausgezeichneten 
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Bevölkerung. Der erſte der vorangegebenen, von Katharina II. 
angeſtrebten Zwecke wurde alſo vollſtändig erreicht, der andere 
Zweck dagegen, die ruſſiſchen Bauern durch das muſterhafte 
Vorbild der deutſchen Koloniſten zur Nacheiferung und zu 
ſtetiger Vervollkommnung der Landwirthſchaft anzuſpornen, 
iſt noch bis auf den heutigen Tag ſehr unvollkommen 
erfüllt worden, denn noch jetzt iſt zwiſchen einem deutſchen 
Koloniſtendorf und einem in nächſter Nähe deſſelben ge— 
legenen ruſſiſchen Dorf ein Unterſchied, wie zwiſchen Tag 
und Nacht. Der Reiſende, welcher zuvor in jenen Gegen— 
den nur ruſſiſche Dörfer durchwandert hat und dann zum 
erſtenmal in ein deutſches Koloniſtendorf gelangt, geräth 
in Erſtaunen und Verwunderung. So eben noch war ihm 
kein Zweifel daran, daß er ſich wirklich in Rußland befand, 
und jetzt mit einemmal glaubt er ſich nach Deutſchland in 
eines jener ſchönen, wohlhabenden Dörfer verſetzt, wie ſolche 
am Rhein, in Würtemberg, in Sachſen pp. in überwiegen- 
der Anzahl exiſtiren. Schlecht beſtellte Felder, Aecker und 
Gärten, häßliche, plump gebaute Wohngebäude, Kirchen 
und Schulen, ſchmutzige Dorfſtraßen, ſchwerfällige, mürriſche, 
nachläſſig gekleidete Menfchen, wenige und dürftige Haus— 
thiere erſchaute er bisher überall in den ruſſiſchen Dörfern, 
und jetzt plötzlich erblickt er Felder und Aecker, welche in 
vorzüglicher Weiſe beſtellt ſind, Gärten mit den ſchönſten 
Obſtbäumen und Gemüſen, ja ſogar mit dem herrlichſten 
Blumenflor, ſtattliche maſſive Wohn- und Wirthſchaftsgebäude, 
Gotteshäuſer und Schulgebäude, ſauber gekleidete, kräftige, 
intelligente, fleißige und fröhliche Menſchen, einen ausge— 
zeichneten Beſtand an Pferden, Rindern und Hausthieren 
aller Art; kurz, aus allen Ecken und Enden des deutſchen 
Dorfes leuchtet dem Fremden Ordnung, Sauberkeit, Wohl- 
habenheit und Zufriedenheit entgegen. 

An Intelligenz und Fähigkeit iſt der deutſche Koloniſt 
dem ruſſiſchen Bauern weit überlegen. Die Schulen der 
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deutſchen Kolonien ſind vorzüglich eingerichtet und leiſten in 
der Ausbildung der Kinder das denkbar Beſte, während dies 
von den ruſſiſchen Schulen keineswegs geſagt werden kann. 
Von der Gottesfurcht der deutſchen Koloniſten giebt der 
zahlreiche Beſuch der Kirchen an allen Sonn- und Feſttagen 
beredtes Zeugniß; außerdem werden die wöchentlich an be— 
ſtimmten Tagen abgehaltenen Bibelſtunden von Alt und 
Jung fleißig beſucht. Faſt jedes deutſche Koloniſtendorf beſitzt 
eine kleine, aus guten, moraliſchen Büchern beſtehende Bi- 
bliothek, welche viel benutzt wird. Es erſcheinen beſondere 
Zeitungen und Zeitſchriften für die deutſchen Kolonien, welche 
von faſt allen Familien derſelben gehalten werden. Die 
Geiſtlichen in den deutſchen Kolonien ſind durchweg wiſſen⸗ 
ſchaftlich gebildete Leute und verwalten ihre Aemter mit 
großer Pflichttreue. Die Orts- und Gemeindevorſteher be⸗ 
ſitzen ebenfalls einen Grad von Bildung, welchen man bei 
Landleuten kaum erwartet. An Wohlthätigkeits⸗Anſtalten iſt 
in den deutſchen Kolonien kein Mangel; dieſelben beſitzen 
Verſorgungshäuſer für alte, arbeitsunfähige oder mittellose 
Leute, Waiſenhäuſer, Rettungshäuſer für verwahrloſte Kinder, 
in den größeren Ortſchaften ſogar vortreffliche Krankenhäuſer 
und Spitäler. Wirthshäuſer trifft man in dieſen Kolonien 
nur vereinzelt an. Schon mancher Spekulant, welcher eine 
Branntwein⸗Deſtillation in irgend einer dieſer Kolonien an⸗ 
legte und ſicher hoffte, großen Gewinnſt hierdurch zu erzielen, 
hat ſein Vermögen bei dieſem Unternehmen eingebüßt. Die 
deutſchen Koloniſten ſetzen eine Ehre darin, keine Wirthshaus⸗ 
brüder zu ſein, und ſind im Trinken geiſtiger Getränke ſehr 
mäßig, während die ruſſiſchen Bauern fleißige Beſucher ihrer 
Dorfſchenken und dem Genuß des „Wodka“ (Branntwein) 
zumeiſt unmäßig ergeben ſind. Der deutſche Koloniſt iſt 
gaſtfrei gegen ſeine Landsleute ſowohl, wie gegen Fremde, 
welche ſein Dorf und ſein Haus beſuchen. Küche und Keller 
müſſen in ſolchen Fällen das Beſte hergeben, und an der 
(14) 
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ganzen Art der Bewirthung erkennt der Fremde, daß der 
deutſche Koloniſt erſtens von Herzen gern giebt und daß 
zweitens Küche und Keller, Haus und Hof desſelben reichlich 
mit allen, ſelbſt den beſſeren Lebensmitteln verſehen ſind. 
Unter ſämmtlichen deutſchen Kolonien nehmen die 
Menoniten⸗Kolonien unbeſtritten den erſten Rang ein, und 
ihre Muſtergültigkeit wird ſogar von allen übrigen nicht zu 
dieſer Sekte gehörigen deutſchen Koloniſten einſtimmig aner⸗ 
kannt. Der Anblick eines Menonitendorfes iſt geradezu 
überraſchend; wenn überhaupt ſchon in jedem deutſchen 
Koloniſtendorfe kaum etwas gefunden wird, was zu tadelnden 
Bemerkungen Veranlaſſung geben könnte, ſo findet man in 
einem Menonitendorfe ſicherlich nur Veranlaſſung, Alles bis 
in die kleinſten Details zu bewundern und zu loben. 

Die ruſſiſche Regierung hat von jeher die den deutſchen 
Koloniſten bewilligten Gerechtſame und Privilegien gewiſſenhaft 
aufrecht erhalten und reſpektirt. Erſt 1874 verſuchte ſie, 
dieſelben zu beſchränken, weil es ihr nothwendig erſchien, im 
ganzen Reich eine einheitliche Geſetzgebung für alle Staats⸗ 
bürger herbeizuführen. Dieſer Verſuch erregte jedoch in 
ſämmtlichen deutſchen Kolonien große Mißſtimmung. Ganz 
beſonders in Folge der angeordneten Einführung der allge⸗ 
meinen Wehrpflicht, von welcher bis dahin alle deutſchen 
Koloniſten befreit geweſen waren, entſchloß ſich eine ſehr 
große Anzahl derſelben, darunter die geſammte Menoniten⸗ 
Bevölkerung, nach Amerika auszuwandern. Die Regierung 
ſah kein anderes Mittel, dieſe bereits beginnende Maſſen⸗ 
Auswanderung ihrer deutſchen Koloniſten zu verhindern, als 
denſelben Conceſſionen zu machen, welche ſie zum Ver⸗ 
bleiben in ihren bisherigen Wohnſitzen bewogen. Die Meno⸗ 
niten, denen ihre Religion jede aktive Theilnahme als 
Kombattanten am Kriege ſtreng verbietet, erhielten zwar 
keineswegs vollſtändige Befreiung vom Militärdienſt, wohl 
aber die Begünſtigung bewilligt, niemals als Kombattanten, 
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ſondern nur im Train⸗ und Sanitätsdienſt verwendet zu 
werden. Hiermit beruhigten ſich dieſelben; ſie verblieben in 
ihren Kolonien und ſogar die meiſten bereits nach Amerika 
ausgewanderten Menoniten kehrten wieder in ihre früheren 
Wohnſitze zurück. 

Während alſo nachweislich feſtſteht, daß die ruſſiſche 
Regierung ihren deutſchen Kolonien vom Jahre 1763 be⸗ 
ginnend bis zur neueſten Zeit unausgeſetzt nicht nur eine 
durchaus legale Behandlung, ſondern ſogar eine wahrhaft 
väterliche Fürſorge zukommen ließ, ergiebt die vorangeführte 
Geſchichte der ruſſiſch⸗jüdiſchen Kolonien die unbeſtreitbare 
Thatſache, daß dieſe letzteren in dem langen Zeitraum 
1806 —46 eigentlich permanent eine durchaus unlegale und 
rückſichtsloſe Behandlung erfuhren und einzig und allein 
aus dieſem Grunde zu keiner gedeihlichen Entwickelung zu 
gelangen vermochten. 

Die 1806 mit dem Entwurf des jüdiſchen Kolonial⸗ 
Projektes beauftragten Behörden hielten es zuvörderſt für 
ganz unndthig, den jüdiſchen Koloniſten auf eine längere 
Reihe von Jahren auch nur einige von jenen vielen, be⸗ 
deutenden Rechten und Privilegien zu gewähren, mit denen 
1763 Kaiſerin Eliſabeth die deutſchen Koloniſten jo veich- 
lich ausgeſtattet hatte und deren ſich dieſelben noch im 
Jahre 1806 in vollſtem Maaße erfreuten. Nicht ein ein⸗ 
ziges dieſer Rechte und Privilegien, welche ſo weſentlich zum 
raſchen Aufblühen der deutſchen Kolonien mitgewirkt hatten, 
ward den jüdiſchen Kolonien bewilligt, im Gegentheil ward 
dekretirt, daß die Bewohner dieſer letzteren unverzüglich in 
genau gleicher Weiſe, wie die chriſtlichen Bauern Neu-Ruß⸗ 
land's, zu ſämmtlichen vom Staat geforderten Steuern, 
Abgaben, Pflichten und Frohndienſten herangezogen werden 
ſollten. Während den deutſchen Koloniſten ſtaatliche Sub⸗ 
ventionen behufs Begründung ihrer Landwirthſchaften im 
reichlichſten Maaße gewährt worden waren, erhielten die 
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jüdischen Kolonisten derartige Subventionen überhaupt 
nicht, im Gegentheil ward dekretirt, daß jede jüdiſche Kolo⸗ 
niſten⸗Familie ein Baarvermögen von 400 Rubeln auf⸗ 
weiſen und für Begründung ihrer Landwirthſchaft verwen⸗ 
den müſſe. Während noch im Jahre 1806 ſämmtliche hohe 
und niedere kaiſerliche Behörden unausgeſetzt den deutſchen 
Kolonien die zärtlichſte Fürſorge zuwandten und dieſelben 
in jeder Weiſe ſoulagirten und protegirten, kümmerten ſich 
nachweislich die höheren Behörden ſeit 1806 faſt gar 
nicht um die jüdiſchen Kolonien, ſondern ließen die mit 
ſpezieller Fürſorge für dieſelben betrauten unteren Behör⸗ 
den und Beamten ſelbſtſtändig ſchalten und walten. Das 
untere ruſſiſche Beamtenthum jener Zeit zeichnete ſich 
nun durch nichts weniger, als durch Gewiſſenhaftigkeit 
und Pflichttreue aus. Schlecht beſoldet und mangelhaft 
von den höheren Behörden kontrollirt pflegte dieſes untere 
Beamtenthum die ihm verliehenen Amts-und Machtbefug⸗ 
niſſe in frivolſter Weiſe zu mißbrauchen und beſonders zur 
Verbeſſerung ſeiner elenden materiellen Lage auszunutzen. 
Die mit der ſpeziellen Fürſorge für die jüdiſchen Kolonien 
beauftragten unteren Behörden und Beamten beuteten nun 
gleichfalls die ſehr günſtige Gelegenheit, ſich auf Koſten 
der ihrer Obhut anvertrauten Koloniſten zu bereichern, im 
höchſten Grade aus. Während des ganzen Zeitraums 
1806-—25 waren die jüdischen Kolonien permanent einem 
jeder Beſchreibung ſpottenden Ausſauge- und Erpreſſungs⸗ 
Syſtem von Seiten der unteren Kolonial-Behörden und 
Beamten ausgeſetzt und wurden hierdurch bereits während 
der Regierung des Kaiſers Alexander J. in jene troſtloſe 
Lage verſetzt, welche in den Berichten des Woſchod geſchil— 
dert iſt. 

Genau die gleichen Urſachen trugen nun die Schuld 
daran, daß ſogar der durch ſeine Energie berühmte Kaiſer 
Nicolaus I. ein und zwanzig Jahre lang nicht im Stande 


— 213 — 


war, die vielen unter ſeinem Vorgänger gegen die jüdiſchen 
Kolonien begangenen groben Sünden wieder gut und eine 
Wiederholung der gleichen Sünden gegen dieſelben un— 
möglich zu machen. Wie nachgewieſen, hegte Kaiſer Nico- 
laus J. die wohlwollendſten Abſichten gegen dieſe Kolonien, 
er verlieh denſelben bedeutende Privilegien und erließ eine 
Menge vortrefflicher Verordnungen, durch welche er ein 
raſches Aufblühen der alten wie neuen Kolonien ſicher 
bewirken zu können glaubte. Dieſe wohlwollenden Abſich— 
ten wurden jedoch Jahre lang hauptſächlich dadurch voll— 
ſtändig vereitelt, daß keine einheitliche Oberleitung der 
Kolonien geſchaffen worden war und daß deßhalb die mit 
der ſpeziellen Verwaltung derſelben betrauten unteren 
Kolonialbehörden ungeſtört in ſchamloſeſter Weiſe jenes 
altherkömmliche Ausſauge- und Erpreſſungsſyſtem gegen 
die Koloniſten fortſetzen konnten, welches unter der Demi⸗ 
dow'ſchen Verwaltung ſeinen Kulminationspunkt erreichte. 
Erſt im Jahre 1846, nachdem alſo volle vierzig Jahre 
verfloſſen waren, während deren einzig und allein durch die 
Schuld der unteren Kolonial-Behörden eine gedeihliche Ent: 
wickelung der Kolonien direkt unmöglich gemacht worden 
war, gelang es dem Kaiſer Nicolaus J., die Herbeiführung 
normaler Zuſtände für dieſelben wenigſtens anzubahnen. 
Notoriſch waren 1846, als Kiſſelew definitiv die geſammte 
Oberleitung über die Kolonien erhielt, die Zuſtände in den— 
ſelben jo troftlos, wie nur irgend denkbar. Alle Koloniſten— 
Communen waren in hohem Grade verſchuldet; die meiſten 
Koloniſten-Familien waren wegen abſoluten Mangels an 
jeglichem für den Betrieb der Landwirthſchaft unbedingt 
nothwendigem lebenden und todten Ackerbau-Material über— 
haupt nicht im Stande, den Grund und Boden zu bebauen; 
ſomit war das Miniſterium der Krondomänen genöthigt, die 
Gründung der Kolonien gewißermaßen ganz von neuem zu 
beginnen. Es mußten nicht nur die zum größten Theil 
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kaum noch benutzbaren Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäude 
wieder in guten Zuſtand gebracht, ſondern überdieß noch 
zahlreiche neue Gebäude für die nur proviſoriſch unterge⸗ 
brachten Koloniſten⸗Familien erbaut werden; es mußte ein 
neuer Viehſtand geſchaffen, neues Ader-Geräth und Utenſil 
beſorgt, und jede einzelne Koloniſten⸗-Familie durch ent⸗ 
ſprechende ſtaatliche pekuniäre Subvention in den Stand 
geſetzt werden, ſich allmählich aus der bedrängten Lage, in 
welche ſie unverſchuldet gerathen war, herauszuarbeiten. 
Kiſſelew unterzog ſich dieſer keineswegs leichten und 
raſch zu löſenden Aufgabe mit ebenſo großem Eifer wie 
Geſchick, und ließ überdieß kein Mittel unverſucht, durch 
welches er das Aufblühen der Kolonien fördern zu können 
glaubte. Die mit der ſpeziellen Fürſorge für dieſelben be⸗ 
auftragten oberen wie unteren Behörden und Beamten wur⸗ 
den unter ſtrenge Controlle geſtellt, ſo daß die Koloniſten 
fortan gegen alle Uebergriffe und Willkürlichkeiten derſelben 
geſichert waren; die innere kommunale Verwaltung der 
Kolonien erfuhr weſentliche Verbeſſerungen; das vorerwähnte 
Projekt, tüchtige chriſtliche Koloniſten als Inſtruktoren in die 
jüdiſchen Kolonien zu verpflanzen, ward verwirklicht und be⸗ 
währte ſich als außerordentlich nützlich. Immerhin aber ſteht 
es feſt, daß Kiſſelew, als er das Amt des Miniſters der 
Krondomänen im Jahre 1856 niederlegte, trotz aller feiner 
Bemühungen nicht im Stande geweſen war, die vielen in 
dem Zeitraum 1806 — 46 den Kolonien zugefügten ſchweren 
Schäden von Grund aus zu heilen. Ja ſogar noch in den 
Jahren 1871 — 72, während deren der Schreiber dieſer 
Zeilen in den jüdiſchen Kolonien verweilte, waren die üblen 
Nachwirkungen der denſelben zu Theil gewordenen lang⸗ 
jährigen unglimpflichen Behandlung keineswegs vollſtändig 
beſeitigt; immer noch laborirten einzelne Communen, ſowie 
viele Koloniften- Familien ſehr empfindlich an den Folgen 
der vorbeſchriebenen ſchändlichen Demidow'ſchen Kolonial⸗ 
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Verwaltung. Indeſſen durfte man ſich bereits im Jahre 
1872 der ſicheren Hoffnung hingeben, daß in nicht zu langer 
Zeitfriſt jene üblen Nachwirkungen völlig verſchwunden ſein 
würden. Zu dieſer Hoffnung berechtigten einerſeits die durch⸗ 
aus geregelte, legale ſtaatliche und kommunale Verwaltung 
der Kolonien, andererſeits der raſtloſe Fleiß, mit welchem 
ſich die Koloniſten durchgehends ihrem landwirthſchaftlichen 
Berufe widmeten. In ſämmtlichen Kolonien wurden die 
Aecker und Felder ſorgfältig beſtellt und reichliche Erträge 
erzielt; die Viehzucht ward mit vielem Erfolge betrieben; 
alle landwirthſchaftlichen Beſitzungen befanden ſich in durch⸗ 
aus befriedigendem Zuſtand; das moraliſche Leben der jüdi⸗ 
ſchen Koloniſten ward von den kaiſerlichen Kolonialbeamten 
ſelbſt als ein vorzügliches gerühmt, der phyſiſche Zuſtand 
der Koloniſten ließ keinen Zweifel daran aufkommen, daß 
die früher verſchiedentlich von hohen Beamten verfochtene 
Anſicht, der ruſſiſche Jude ſei wegen ſeiner phyſiſchen 
Schwäche zum Beruf des Ackerbauern ganz ungeeignet, eine 
durchaus irrige geweſen war. 

Die neueſten, uns im Beginn des Jahres 1886 aus 
beſter, zuverläßigſter Quelle zugegangenen Nachrichten über 
den jetzigen Zuſtand der Kolonien in Neu⸗Rußland beſagen, 
kurz zuſammengefaßt, folgendes.. 

„Sämmtliche jüdiſche Kolonien in Neu-Rußland ſtehen 
jetzt in Bezug auf rationellen, ergiebigen Betrieb der Land⸗ 
wirthſchaft in keiner Hinſicht mehr den chriſtlich ruſſiſchen 
Dörfern nach, welche mit ihnen in denſelben Diſtrikten 
liegen. Hierbei iſt zu bemerken, daß auch die chriſtlich ruſ⸗ 
ſiſchen Bauern jener Diſtrikte in den letzten zwei Jahrzehnten 
bedeutende Fortſchritte im rationellen Betrieb der Land⸗ 
wirthſchaft gemacht haben. Das geringe Minus der phyſi⸗ 
ſchen Leiſtungsfähigkeit in landwirthſchaftlichen Arbeiten, 
welches allerdings noch heutigen Tages der jüdiſche Bauer 
dem chriſtlichen ruſſiſchen Bauer gegenüber aufweiſt, wird 
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überreichlich erſetzt durch das bedeutende Plus an Moralität, 
an Nüchternheit und Arbeitſamkeit, welches der ruſſiſche 
jüdiſche Bauer vor dem ruſſiſchen chriſtlichen Bauer voraus 
hat. Allerdings wird es immer noch längere Zeit währen, 
bis ſich die jüdischen Kolonien zu einer gleichen Vollkom— 
menheit in allen Zweigen der Landwirthſchaft emporge- 
ſchwungen haben werden, wie ſolche die deutſchen Kolonien 
Neu⸗Rußlands jetzt durchgehends zeigen.“ 

Die vorangeführte Entwickelungs-Geſchichte der ruſſiſch— 
jüdiſchen Kolonien beweiſt zur Genüge, daß der ruſſiſche 
Jude, mag derſelbe dem Handels- oder Handwerksſtande 
angehören, zu einem in jeder Beziehung tüchtigen Land» 
wirth herangebildet werden kann, wofern ihm nur die 
entſprechende Lehrzeit vergönnt und die entſprechende legale 
Behandlung zu Theil wird. Auch das von Jahr zu Jahr 
erfreulicher zu Tage tretende Aufblühen der mit armen aus 
Rußland ausgewanderten Juden durch die Opferfreudigkeit 
ihrer reichen Glaubensgenoſſen begründeten Kolonien in 
Paläſtina und America beſtätigt dieſe Thatſache in evidenter 
Weiſe. Somit iſt denn jene lange Zeit in höheren ruſſiſchen 
Regierungskreiſen vorherrſchend geweſene Anſicht, daß der 
ruſſiſche Jude ſeiner phyſiſchen Eigenſchaften und ſeiner 
Religion halber niemals weder in Rußland noch in irgend 
einem anderen chriſtlichen Lande zu einem tüchtigen, dem 
Chriſten ebenbürtigen Landwirth herangebildet werden könne, 
endgültig widerlegt. Es kann nur von Seiten der ruſſiſchen 
Judenſchaft lebhaft bedauert werden, daß in neueſter Zeit 
die ruſſiſche Regierung das Projekt des Kaiſers Alexander J, 
nach und nach den größten Theil ihrer zahlreichen armen 
und ärmſten Juden zu Ackerbauern heranzubilden, gänzlich 
aufgegeben zu haben ſcheint und überhaupt ihren geſammten 
jüdiſchen Unterthanen keineswegs mehr das gleiche lautere 
Wohlwollen beweiſt, deſſen ſich dieſelben unter den Kaiſern 
Alexander I., Nicolaus I. und Alexander II. in hohem 
Grade erfreuten. a ü 
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In Bezug auf Bildung und Kultur iſt heutigen 
Tages die ruſſiſche Judenſchaft der ruſſiſchen chriſtlichen Be⸗ 
völkerung durchaus ebenbürtig. Die ruſſiſche Judenſchaft 
zählt in ihrer Mitte eine große Anzahl von Männern, welche 
in Wiſſenſchaften und Künſten weit hinaus über die Grenzen des 
ruſſiſchen Reiches Berühmtheit erlangt haben, eine nach 
Tauſenden zu rechnende Menge von Männern, welche ſich in 
wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen, kommerziellen und induſtri⸗ 
ellen Beziehungen mit ihren chriſtlichen ruſſiſchen Kollegen 
durchaus meſſen können, und außerdem allerdings noch eine 
nach hundert Tauſenden zählende Maſſe von ſolchen Juden, 
welche nur der gleichen Berechtigung zur freien Wahl und 
ungehinderten Ausübung ihres Lebensberufes, wie ſolche allen 
anderen Confeſſionen in Rußland geſtattet ſind, bedürfen, 
um den Beweis zu liefern, daß auch ſie in kurzer Zeit dem 
Staatswohl durchaus nützliche Bürger ſein werden. 

Was die Moralität der ruſſiſchen Juden anlangt, ſo 
iſt dieſelbe derartig über jeden Zweifel erhaben, daß die 
ruſſiſche Regierung ſelbſt ihren jüdiſchen Unterthanen in 
dieſer Beziehung die vollſte Anerkennung nicht verſagen 
kann. Die ſtatiſtiſchen Nachweiſe in Rußland ergeben ſchon 
ſeit Jahren genau daſſelbe Reſultat, welches übrigens auch 
in allen anderen civiliſirten Staaten konſtatirt iſt, daß näm⸗ 
lich in der Rubrik „Verbrechen und Vergehen“ die Juden⸗ 
ſchaft regelmäßig den kleinſten Prozentſatz unter allen Con⸗ 
feſſionen einnimmt, ein doch ſicherlich überzeugender Beweis, 
daß die ruſſiſch-⸗jüdiſche Bevölkerung unmöglich moraliſch 
ſchlechter fein kann, als die ruſſiſch-chriſtliche. Der ruſſiſche 
Jude hängt trotz aller ihm beſonders in der neueſten Zeit 
wiederholt von Seiten der chriſtlichen Bevölkerung zu Theil 
gewordenen unglimpflichen, feindſeligen Behandlung treu an 
ſeinem Vaterlande feſt und gehört nachweislich zu den lo⸗ 
halſten, opferfreudigſten Unterthanen des Zaren. Seinen 
chriſtlichen Mitbürgern gegenüber hat der ruſſiſche Jude ſtets 
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alle bürgerlichen und ſocialen Pflichten, welche ihm obliegen, 
in vollſtem Maaße erfüllt und niemals auch nur einiger⸗ 
maßen begründete Veranlaſſung zu jenen empörenden Aus⸗ 
ſchreitungen gegeben, welche ſich in neueſter Zeit die chriſtlich— 
ruſſiſche Bevölkerung gegen ihre jüdiſchen Mitbürger er⸗ 
laubt hat. 

Obwohl alſo, wie nachgewieſen, die ruſſiſche Regierung 
nicht die geringſte Veranlaſſung hat, ihren jüdiſchen Unter⸗ 
thanen die volle bürgerliche Gleichberechtigung mit der 
chriſtlichen ruſſiſchen Bevölkerung noch länger zu verweigern, 
ſo kann ſie ſich doch nicht entſchließen, das erlöſende Wort 
auszuſprechen, mit welchem faſt ſämmtliche andere civili⸗ 
ſirte chriſtliche Staaten der Erde ihre jüdiſchen Unter— 
thanen ſchon ſeit dem Beginn oder der Mitte dieſes Jahr⸗ 
hunderts beglückt haben. Sind dieſe chriſtlichen Staaten 
etwa durch die von ihnen bewilligten Juden⸗Emancipationen 
ins Unglück geſtürzt worden? Oder ſind nicht vielmehr dieſe 
Staaten ſämmtlich trotz jener Juden-Emancipationen ſtetig 
in ihrer kulturhiſtoriſchen Entwickelung vorgeſchritten und 
haben nicht zahlreiche Juden in hervorragender Weiſe 
zur Erfüllung dieſer Aufgabe mitgewirkt? Datirt das 
namentlich in den letzten beiden Jahrzehnten ſo auffällig zu 
Tage tretende Sinken der Moralität in den unteren chriſt⸗ 
lichen Bevölkerungs⸗Klaſſen wirklich direkt oder indirekt von 
dieſen Juden⸗Emancipationen her? Oder iſt dieſes auffallende 
Sinken der Moralität, welches in den verabſcheuenswerthen 
Factionen des Anarchismus und Nihilismus ſo kraß zu 
Tage tritt, nicht vielmehr einzig und allein die direkte Nach⸗ 
wirkung der durch die franzöſiſche Revolution von 1792 
verbreiteten Ideen, deren Autorſchaft doch ſicherlich nicht 
den Juden zugeſchrieben werden kann? 

Hat alſo die ruſſiſche Regierung unwiderlegbare, triftige 
Beweggründe, um ihren jüdiſchen Unterthanen die volle 
Gleichberechtigung mit ihren chriſtlichen Unterthanen noch 
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länger vorzuenthalten? Jeder unpartheiiſche, gleichviel welcher 
chriſtlichen Confeſſion angehörige Menſch, welcher die Ge- 
ſchichte der verſchiedenen civiliſirten Staaten von der Eman⸗ 
eipation der Juden in denſelben beginnend genau ſtudirt 
hat, wird zugeſtehen müſſen, daß keinem dieſer Staaten durch 
die Juden⸗Emancipation irgend welcher Schaden, wohl aber 
jedem derſelben unverkennbarer großer Nutzen in allen Be⸗ 
ziehungen erwachſen iſt. Nach logiſcher Folgerung hat ſomit 
auch die ruſſiſche Regierung nicht nur nichts Nachtheiliges 
für das Wohl ihres Reiches zu befürchten, wenn ſie ihren 
jüdiſchen Unterthanen die volle bürgerliche Gleichberechtigung 
mit ihren chriſtlichen Unterthanen gewährt, ſondern im 
Gegentheil nur großen Nutzen in allen Beziehungen von 
dieſem Schritt zu erwarten. 

Der Name desjenigen Zaren, welcher die unzeitge⸗ 
mäßen noch heutigen Tages im ganzen ruſſiſchen Reiche 
der Gleichberechtigung des jüdiſchen Bürgers mit dem chriſt⸗ 
lichen geſetzten Schranken völlig und dauernd beſeitigt, wird 
gleich glänzend in der Geſchichte des ruſſiſchen Volkes 
ſtrahlen, wie der Name des unvergeßlichen Kaiſers Alexander 
II., welcher ſich durch die Abſchaffung der Leibeigenſchaft ein 
Denkmal, dauernder als Erz, für alle Zeiten gegründet hat. 
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